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Grundlage für die Formulierung der Klimavorsorgepolitik durch die Bundesregierung waren u_a_ 
die Ergebnisse des umfassenden Studienprogramms der Enquete-Kommission "Vorsorge zum 
Schutz der Erdatmosphäre" sowie zahlreiche andere wissenschaftliche Studien, die sich sowohl 
mit der gesamten Fragestellung als auch mit Teilaspekten auseinandersetzten. Ein Instrument, 
mit dem alternative Minderungsstrategien systematisch analysiert und bewertet werden konnten, 
fehlte zu diesem Zeitpunkt Bereits im zweiten Beschluß der Bundesregierung zur Minderung der 
energiebedingten CO,-Emissionen in der Bundesrepublik Deutschland vom 07_ November 1990 
kündigte die Bundesregierung ein solches Instrumentarium an. Unter dem Namen IKARUS wur-
de im Auftrag des BMBF ein lnstrument, mit dem das nationale Energieversorgungssystem als 
Hauplverursacherfür CO,-Emissionen erfaßt werden kann, in den Jahren 1990 - 1995 entwickelt 
Unter Nutzung von IKARUS haben das Forschungszentrum Jülich, das Deutsche Institut für 
Wirtschaftsforschung, Berlin, das Fraunbofer lnstitut für Systemtechnik und lnnovationsfor-
sChung, Karlsruhe, sowie das Öko-Institut Beflin im Auftrag des Bundesumweltministeriums 
und des Umweltbundesamtes das Projekt .. Politikszenarien für den Klimaschutz" durchgeführt. 
Aufgabe dieses Projektes waren die Entwicklung eines Referenzszenarios sowie die Analyse der 
CO,-Minderungspotentiale, die durch die bis zum 29. September 1994 vom Bundeskabinett ver-
abschiedeten Klimaschutzmaßnainnen bis zum Jahre 2005 erschlossen werden. Darüber hinaus 
sallien Empfehlungen für zusätzliche Maßnahmen gegeben werden, mit denen das nationale 
·2· 
Klimaschutzziel einer Reduktion von 25 % CO, bis zum Jahre 2005 auf der Basis des Jahres 
1990 erreicht werden kann. 
Diese Arbeiten sind im engen Zusammenhang zu sehen mit der Vorlage des 4. Berichts der In· 
terministeriellen Arbeitsgruppe (IMA) "CO,·Reduktion", der vom Bundeskabinett am 06. No· 
vember 1997 verabschiedet wurde. Deshalb wurden die zwischenzeitlich erreichten Ergebnisse 
dieses Projekts immer wieder im Kreis der IMA "COz-Reduktioo" erörtert. 
Das Ergebnis der intensiven Arbeiten hat zu drei Szenarien geführt. die mittlerweile auch in die 
Klimaschutzpolitik der Bundesregierung unter den Bezeichnungen 
• "Ohne-Maßnahmen·Szenario", das gedanklich die Abwesenheit von klimaschutzpolitischen 
Maßnahmen unterstellt, 
• "Mit·Maßnahmen·Szenario", das die bis zum 29.09.1994 verabschiedeten Maßnahmen be· 
rücksichtigt, sowie 
• "Mit-weiteren·Maßnahmen·Szenario", mit dessen Hilfe zusätzliche Maßnahmen vorgeschla-
gen werden, 
Eingang gefunden haben. Zahlreiche der von den Projektbearbeitern vorgeschlagenen Maßnah-
men finden sich im 4. Bericht der IMA "CO,·Reduktion" wieder. Es sind allerdings nicht alle 
Empfehlungen der Projektbearbeiter aufgriffen worden. 
Das Projekt hat erneut bewiesen, daß Prognosen und Szenarien für die Politik unverziehtbare 
Hilfsmittel sind, um eine Vorstellung vom künftig Möglichen zu erhalten und die Auswirkungen 
denkbarer Maßnahmen abschätzen zu können. Im Bereich der Energiepolitik haben Prognosen 
und Szenarien sowohl auf der nationalen Ebene als auch auf der europäischen und internationa-
len Ebene seit jeher eine wichtige Rolle gespielt. In der politischen Diskussion geht allerdings 
ein wenig verloren, daß es kein gesichertes Zukunftswissen gibt und Prognosen nicht mehr sein 
können a1s .. Wenn-dann-Aussagenf'. Jede Prognose ist eng an ennittelte zukunftsorientierte Ent-
wicklungen geknüpft, die Aussage eines jeden Szenarios hängt von den gesetzten Prämissen ab. 
Das bedeutet aber auch: Je nach Annahmen über die weitere Entwicklung der ökonomischen, 
demographischen und politischen Randbedingungen sowie je nach Einschätzung der energiever-
brauchs~elevanten Wirkungszusammenhänge sind gleichzeitig immer mehrere, in sich konsi-
- 3· 
stente und widerspruchsfreie Beschreibungen der Zukunft möglich. Dessen sollte man sich auch 
bei der Nutzung und Erörterung der Ergebnisse des Vorhabens "Politikszenarien für den Klima-
schutz" immer bewußt sein. 
Dr. Angela Merkel 
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Vorbemerkungen zum Auftrag und zur Vorgehensweise 
Angesichts der weltweit drohenden Klimagefahren verfolgt die Bundesregierung das 
Ziel, die CO2-Emissionen in Deutschland bis zum Jahre 2005 um 25 % gegenüber 1990 
zu reduzieren. Auf welche Weise sie dieses Ziel erreichen will, hat sie in ihrem ersten 
Nationalbericht nach dem Ralunenübereinkommen der Vereinten Nationen über Kli-
maänderungen ausgefuhrt.' In diesem Nationalbericht wurden insgesamt 109 Maßnah-
men genannt, von denen zum Zeitpunkt der Berichterstattung 88 Maßnalunen bereits 
beschlossen und umgesetzt waren, während sich 21 Maßnalunen noch in der Phase der 
Vorbereitung oder Diskussion befanden. 
Inzwischen sind einige weitere klimaschutzpolitische Maßnalunen hinzugekommen, dar-
unter - als die wohl bedeutsamste - die Selbstverpflichtungserklärung der deutschen 
Wirtschaft vom 27. März 1996. Andererseits wurden einige Maßnalunen, die noch im 
Nationalbericht aufgefuhrt worden waren, zurückgestellt oder gar nicht weiter verfolgt. 
Dies gilt unter Berücksichtigung der Selbstverpflichtungserklärung beispielsweise fur die 
ursprünglich vorgesehene Einfiihrung einer alle Sektoren (also auch die an der Selbst-
verpflichtung beteiligten Branchen) betreffenden CO,.lEnergiesteuer oder die Verab-
schiedung einer Wärmenutzungsverordnung. 
Mit der Vielzahl von Maßnalunen hat die Bundesregierung ihre Absicht unters.trichen, 
das gesteckte CO2-Reduktionsziel bis 2005 zu verwirklichen. Allerdings wurde nicht 
deutlich gemacht, welche quantitativen Veränderungen der CO,.Emissionen durch diese 
Maßnalunen im einzelnen und in ihrer Summe zu erwarten wären. 
Vor diesem Hintergrund wurde das Forschungszentrum Jülich (KFA) vom Umweltbun-
desamt (UBA) im Ralunen seines Umweliforschungsplanes mit der Durchfiihrung eines 
Vorhabens "Politikszenarien fur den Klimaschutz" beauftragt. Dabei sollten auch die 
Klimaschutz in Deutschland. Erster Bericht der Regierung der Bundesrepublik Deutschland nach 
dem Rahmenilbereinkomrnen der Vereinten Nationen über Klimaänderungen. BOIm, September 
1994. 
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Erkenntnisse und Instrumente aus dem vom BMBF geförderten IKARUS-Projekt' rur 
die Berichterstattung der Bundesregierung und rur Strategieüberlegungen im Rahmen 
der Klimaschutzkonvention nutzbar gemacht werden. Die administrative Koordination 
des Gesamtvorhabens übernahm - wie beim IKARUS-Projekt - die KF A-Programm-
gruppe "Technikfolgenforschung" (TFF). Projektpartner rur die fachliche Durchfiihrung 
sind das Deutsche Institut rur Wirtschaftsforschung (DIW), das Fraunhofer-Institut rur 
Systemtechnik und Innovationsforschung (ISI) und die KFA-Programmgruppe 
"Systemforschung und Technologische Entwicklung" (STE) sowie das Öko-Institut. 
Insgesamt gliedert sich das gesamte Projekt in runf Teilvorhaben' Der hier vorgelegte 
Bericht bezieht sich auf das Teilvorhaben 2, dessen Schwerpunkt auf der Erarbeitung 
von Politikszenarien zur Minderung von CO2-Emissionen liegt. Der Auftrag zu diesem 
Teilvorhaben beinhaltet vor allem die Quantifizierung der Wirksamkeit der von der Bun-
desregierung bisher schon ergriffenen oder vorgesehenen Maßnahmen zur Minderung 
von TreibhausgastTeisetzungen, insbesondere von CO2, in Fonn von modellgestützten 
Expertenschätzungen sowie die Ermittlung von Handlungsfeldern rur Maßnahmen zur 
Emissionsreduktion mit volkswirtschaftlich minimalen Kosten mit Hilfe des 
IKARUS-Modells. Eine maßnahmen bezogene Schätzung von Kosten und gesamtwirt-
schaftlichen Wirkungen war nicht Bestandteil des Auftrages. 
Gegebenenfalls sollten von den Gutachtern zusätzliche staatliche Maßnahmen untersucht 
werden, die zur Erreichung des CO,-Reduktionszieles von 25 % bis zum Jahre 2005 er-
forderlich werden könnten. Ein Ausbau der Kernenergie über den Status Quo hinaus ist 
, 
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Im IKARUS-Projekt ist ein Jnslrumentariwn entwickelt worden, mit dem Strategien zur Reduktion 
energiebedingter Klimagasemissionen untersucht und hinsichtlich der einzusetzenden Techniken 
nach bestimmten Kriterien· Minimierung der Kosten bei vorgegebenen ElT'Üssionen - optimiert 
werden können. Das Instrumentarium besteht aus energiewirtschaftlichen Computer-Modellen so· 
wie einer umfangreichen Datenbank. 
Beim Teilvorhaben 1 (Federführung: STE) geht es um die Anwendung des IKARUS· 
Instrumentariums im UBA. TeHvorhaben 2 (Federfiihrung: DIW) zielt auf die Erarbeinmg von 
Politikszenarien mit SChwerpunkt auf der Minderung von COrEmissionen, während im Teilvor· 
haben 3 (Federfiihrung: FhG-ISn die Emissionsminderungsmaßnahmen für Treibhausgasemissio-
nen, ausgenommen energiebedingte CO2-Ernissionen, untersucht werden. Mit dem Teilvorhaben 4 
(FederfUhrung: Öko-Institut) sollen die Voraussetzungen (reclmergestützte llilfsnUttel) fur eine re-
gelmäßige Berichterstattung über Fonscluiue bei der Verminderung von Treibhausgasemissionen 
verbessert werden. SchließHch soll im Teilvorhaben 5 (Gemeinsame Federführung: TFF und DIW) 
ein Methodikleitfaden rur die Wirkungsschätzung ,'on Maßnahmen zur Emissionsminderung ent-
wickeJt werden 
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dabei ebenso wenig in Betracht gezogen worden wie ein Verzicht auf dessen Nutzung. 
Auch eine umfassende Einfuhrung von hohen Energiesteuern im Rahmen einer ökologi-
schen Steueneform wurde dieser Untersuchung nicht zugrunde gelegt. Da sich der Be-
trachtungshorizont der Untersuchung auftragsgemäß bis zum Jahre 2005 erstreckt, 
kommen Optionen, die - wie die emeuerbaren Energiequellen - erst in einer längeren 
Perspektive einen größeren Beitrag zur Emissionsreduktion leisten, nur begrenzt zum 
Tragen. 
Innerhalb des Teilvorhabens 2 wurde dem DIW die Federfuhrung filr die Wirkungsanaly-
sen von Maßnahmen und die Erstellung der Politikszenarien übertragen. Die Rechnungen 
mit dem lKARUS-Modelllagen in der Verantwortung und Federfuhrung der STE. Un-
geachtet der Federfuhrung und der engen wechselseitigen Abstimmung ist zwischen den 





Energiewirtschaft, emeuerbare Energiequellen, Verkehr 
und Szenarienvergleiche; Koordination 
Industrie und Kleinverbraucher (einschließlich Kraft-
Wärme-Kopplung in diesen Bereichen) 
Elektrogeräte und Warmwasserbereitung im Sektor 
Haushalte 
Raumwärme im Sektor Haushalte sowie Rechnungen 
mit dem lKARUS-Modell 
Der hier vorgelegte Bericht umfaßt vier Teile: 
• Der allgemeine und sektorübergreifende Teil I gibt einen Überblick Ober die Entwick-
lung der CO,-Emissionen in Deutschland im bisherigen Verlauf der neunziger Jahre, 
über die von verschiedenen Autoren erwarteten Entwicklungen bis 2005, über die von 
der Bundesregierung ergriffenen oder vorgesehenen Maßnahmen zur Minderung der 
Treibhausgasemissionen sowie über methodische Grundlagen und Probleme von Wir-
kungsanalysen klimaschutzpolitischer Maßnahmen. 
• Im Teil II werden bisher ergriffene und weitere politische Maßnahmen zur Reduktion 
der COrErnissionen getrennt nach einzelnen Emittentengruppen beschrieben und vor 
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allem hinsichtlich ihrer emissionsmindernden Wirkungen im Jahr 2005 analysiert. Es 
werden auch die Grenzen einer Quantifizierung von einer Reihe von Maßnahmen er-
läutert. Aufgrund methodischer Probleme einer isolierten Zurechnung der Wirkungen 
von einzelnen Maßnalunen werden ergänzend die Minderungswirkungen von sektoral 
bezogenen Maßnalunenbündeln geschätzt. 
• Im Teil m werden zunächst wichtige technologiebezogene Haodlungsfelder auf der 
Grundlage von IKARUS-Modellrechnungen unter Kostenaspekten klassifiziert. Die in 
Teil II geschätzten Wirkungen werden zu sektoralen und sektorubergreifenden Szen-
arien verdichtet. Einem Mit-Maßnahmen-Szellario, das sich vereinbarungsgemäß ao 
der Vorausschätzung von Prognos (1995) anlehnt und (dalÜber hinaus) bis Mitte 
1996 ergriffene Maßnalunen umfaßt, wird zum einen ein Ohlle-Maßnahmell-Szenario 
gegenübergestellt, um die Wirkungen der bisherigen Politik zu messen. Da allein mit 
den bisherigen Maßnalunen das Ziel einer 25 %igen Reduktion der CO,-Emissionen 
voraussichtlich nicht erreicht werden könnte, wird zum anderen ein zielorientiertes 
Mit-weiteren Maßnahmen-Szenario formuJiert. 
• Teil IV gibt einen detaillierten Überblick über methodische Grundlagen des IKARUS-
Modells, über die in die Modellrechnungen einfließenden Annalunen zur Entwicklung 
der energiebedarfsbestimmenden Faktoren sowie über die Ergebnisse von ausgewähl-
ten Optimierungsrechnungen. 
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I Allgemeiner und sektorübergreifender Teil 
1 CO,-Ernissionen: Ausgangslage und Perspektiven bis 2005' 
Entwicklung von 1990 bis 1995 
In der ersten Hälfte der neuß2iger Jahre sind die CO,-Emissionen in Deutschland bereits 
um rund 120 Mil/. t oder um knapp 12 % gesunken. Danach wäre also bereits in den 
ersten funf Jahren etwa die Hälfte des von der Bundesregierung bis 2005 angestrebten 
Reduktionszieles erreicht worden (Tabelle I). 
Tabelle I 
Veränderungen der CO,-Emissionen in Deutschland von 1990 bis 1995 
nach Sektoren in der Nomenklatur und Systematik des IPCC 
1 Ener9i~m9le Emissiol\erJ 
A Verbrenmngsbedlngl 
• Kleinllerbraucl>el. Go:-.wrbe' 
5 Andere (elnsQlL MiLitä:lr~ 
6 Verb<ennung von Biomas.se 
B F~d.NerteUun!1 von Btenflstoften 
Die CO,-Emissionen sind in dieser Periode ausschließlich in den neuen Bundesländern 
zurilckgegangen, wo sie 1995 um 133 Mill. t oder um fast 44 % niedriger ausfielen als 
1990. Demgegenüber waren sie in den alten Bundesländern im Jahre 1995 um reichlich 
13 Mill. t oder um knapp 2 % höher als im Bezugsjahr. Mengenmäßig hat sich in 
Deutschland insgesamt vor allem der Emissionsrilckgang im Energiesektor 
(-66,2 Mil/. t), in der Industrie (-42,9 Mill. t) sowie bei den sog. Kleinverbrauchern 
Djeses Kapitel wurde federfUhrend vom DIW bearbeitel. 
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(-18,9 Mill. t) niedergeschlagen. Im Unterschied dazu waren die Emissionen im Jahre 
1995 im Verkelussektor um 12,1 Mill. t oder um nahezu 8 % sowie bei den privaten 
Haushalten um 6,8 Mill. t oder um reichlich 5 % höher als 1990. Insbesondere bei den 
privaten Haushalten, bei denen der Energieeinsatz zur Raumwärme dominiert, dürfte die 
im Vergleich der beiden Jahre zuletzt (um rund 10 %) kühlere Witterung wesentlich zu 
diesem Emissionsanstieg beigetragen haben. Generell gilt, daß der Rückgang der 
CO2-Emissionen insgesamt temperaturbereinigt wohl noch etwas stärker gewesen ist. 
Ein ähnliches Bild wie bei den CO,-Emissionen zeigt sich bei den Veränderungen des 
sektoralen Energieverbrauchs in den beiden Teilen Deutschlands (Tabelle 2): Während 
der Primärenergieverbrauch in den alten Bundesländern im Jahre 1995 um fast 5 % höher 
war als 1990, fiel er in den neuen Bundesländern immerhin um knapp 36 % niedriger aus, 
Tabelle 2 
Veränderungen des Energieverbrauchs in Deutschland 
von 1990 bis 1995 nach Sektoren und Energieträgern 
... No", "'''''''', ... No", 
Bundesländer ~"" Bundesländer 
00 ...... 
, .. '" 
"90 1995') 1090 1995\) 1990 1995'1 Veränderungen "'99C'6'l995 
Pela"oule 
" PrimärenergifNerbrauch~ 11505 12070 3290 2122 14795 14191 4,9 .,.. -4,1 
Verbraudl und Verluste im Energieseklo~) 3285 3377 1111 638 
"" 
4015 2,8 -42,6 ",7 
Nichtenergelischer Verbrauch 790 64' "8 '38 958 979 6' ·17,9 2~ 
Endenerglf!!lerbrauch 7429 "52 2012 '3<6 944' 9198 5,7 -33,1 -2,6 
Obr. Bergbau und ver.ub. Gewl!rbe ,,., 2181 725 296 2917 2477 -3~ ,59' -16,8 
Verkehr 
"'" "" 
, .. 375 237' 2585 5,7 30,3 8,7 
HaushaHe uod K1einverbraueher 3002 34'. 644 on 3946 4092 13,9 -28,8 3,7 
HaushaHe 1861 2277 522 420 2383 2697 ",3 -19,5 13,2 
K1einverblaucher 1141 1144 422 252 1563 1395 ., -40~ -10,7 
Milftärisehe Dienststellen 64 41 55 3 '39 44 -51,0 -94,' "',2 
SCeinkohien ,,,. , ... 137 75 2308 '060 ·8,5 -45,5 -10,7 
Braunkohlen '40 928 
"" 
804 320' 1732 -1> "',5 -45~ 
Mineralöle 4718 4927 520 763 5238 5890 4,' 46,8 ',6 
Erdgas, ErdOlgas 2012 
"" '" 
412 2293 2814 16,4 67,9 ",7 
Kemenergie 1383 1470 63 • 1446 1470 6,3 -100,0 1,6 
Wasserkraft, Außenhamielssaldo Strom.f} '40 247 22 -4 
'" '" 
76,4 49,9 
Sonstige Energieträger '44 171 6 12 '50 83 19,2 93,. 22,2 
Prlmllrenergievemrauch 11505 12070 325. 
"" 
14795 14191 ,~ -35,5 -4,1 
Abweiehungen in den Summen chJrch Rundungen 
I) Vorläufige Angaben.?) Prirnärenergehsehe ßeo.wr1ung von Kernenergie, Wasser· und Windkrafl, Stromerzeugung aus Müll u.ä. SiJ'Me 
Stromaußenhandel aul Basis der SuDslilulionsmethode.·~) Einsch~eßlich slalis!ische Oifrferenzen .. "l Einschießlich lMndenergie. 
Quellen: Arbeaso::lemeinschaß EnerQlebilanzen' Ber8chnun~n des DIW. 
Besonders stark ging in Ostdeutschland der Energieverbrauch in der Industrie (-59 %), 
im Energie- und Urnwandlungssektor (-43 %) sowie bei den Kleinverbrauchern (-40 %) 
zurück - überwiegend also bei den eher gewerblichen Sektoren, die von dem wirtschaftli-
chen Einbruch vor allem betroffen waren. 
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Anders als in den .Iten Bundesländern hat sich in Ostdeutschland die Struktur des Ener-
gieträgereins.tzes im bisherigen Verlauf der neunziger Jahre grundlegend geändert, und 
zwar zugunsten emissionsärmerer Energieträger. So ging im Zuge des Strukturwand-
lungsprozesses der Verbrauch der besonders emissionsintensiven Braunkohlen von 1990 
bis 1995 um nahezu zwei Drittel zurück, und der Anteil dieses Energieträgers am gesam-
ten Primärenergieverbrauch fiel von 69 % auf nur noch 38 % im Jahre 1995. Dagegen 
sind insbesondere die Versorgungsbeiträge der Naturgase und des Mineralöls kräftig 
gestiegen. Die Kernkraftwerke wurden aus sicherheitstechnischen Gründen stillgelegt. 
Die Veränderungen von Energieverbrauch und CO2-Emissionen sind auch vor dem Hin-
tergrund der gesamtwirtschaftlichen und demographischen Entwicklung zu interpretieren 
(vgl. Tabellen 3 und 4): 
• In Ostdeutschland kam es vor allem in Jahren 1990 und 1991 zu einem geradezu dra-
matischen Rückgang der Wirtschaftsleistung: So war das (inflationsbereinigte, also 
reale) Bruttoinlandsprodukt 1991 um rund ein Drittel niedriger als 1989, und im ver-
arbeitenden Gewerbe sank die Bruttowertschöpfung um reichlich 63 %. Von den sich 
öffuenden Märkten in Ostdeutschland profitierte aber die Wirtschaft in den alten Bun: 
desländern gerade Anfang der neunziger Jahre: Das Bruttoinlandsprodukt wuchs hier 
- jeweils bezogen auf das Vorjahr - 1990 um 5,7 % und 1991 um 5,0 %. 
• Anders als in den alten Bundesländern kam es nach 1991 in den neuen Bundesländern 
zu einem kräftigen WirtschaftswaChstum, das im wesentlichen vom Baugewerbe und 
den Dienstleistungsunternehmen getragen wurde. Auch das verarbeitende Gewerbe 
zeigte recht hohe Zuwachsraten; allerdings fiel dieser Sektor weit hinter seine ehema-
lige Bedeutung in der DDR ztiruck. Sein Anteil an der gesamten (unbereinigten) 
Bruttowertschöpfung betrug 1995 nur noch knapp 19 %; 1989 war es noch beinahe 
ein Drittel. Damit ist das Gewicht des verarbeitenden Gewerbes in Ostdeutschland in-
zwischen deutlich niedriger als in Westdeutschland (1995: 27 %). Insgesamt ist die 
gesamtwirtschaftliche Struktur in Ostdeutschland weniger energieintensiv geworden. 
• Bezogen auf die Periode 1990 bis 199~ ist die gesamtwirtschaftliche Leistung in Ge-
samtdeutschland um fast ein Zehntel gewachsen (in den alten Bundesländern um 
9,1 % und in den neuenBundesländern um 7,2 %). 
• Die Zahl der Einwohner hat sich in Deutschland von 1990 bis Ende 1995 um fast 
2,5 Mill. Menschen vergrößert, wobei einem Zuwachs von 3,1 Mill. Menschen in 




Veränderungen des Bruttoinlandsproduktes und der Bruttowertschöpfung nach 
Wirtschaftsbereichen in den alten und neuen Bundesländern von 1990 bis 1995 
1990 1991 1992 1993 1994 1995 
Veränderungen gegenQber dem jeweiligen VOrjahr in %1) 
Alle Bundesländer 
Land- und Forstviirtschaft 4,2 .s,5 21,4 -8,3 -1,9 2,0 
Produzierendes Gewerbe 4,7 3,5 -1,9 -7,0 2,2 0,2 
Verarbeitendes Gewerbe 5,5 3,7 -2,7 -8,0 2,3 0,5 
Baugewerbe 3,3 0,3 2,4 -3,8 3,2 -1,9 
Handel und Verkehr 7,8 8,7 1,9 -1,5 0,1 1,6 
Dienstleistungsuntemehmen 7,2 6,4 5,0 4,1 4,0 4,2 
Staat 1,6 1,7 2,1 0,8 0,5 0,3 
Priv. HH, priv. Org. o. Erw. 4,1 4,5 4,5 2,8 3,3 2,5 
Alle Wirtschaftszweige (unber.) 5,5 4,8 1,7 -1,5 2,3 1,9 
Bruttoinlandsorodukt 57 50 18 -1,8 24 16 
Neue Bundesländer 
Land- und Forstwirtschaft -10,1 -33,5 -3,6 9,4 -13,6 12,2 
Produzierendes Gewerbe -22,4 -32,0 9,7 9,0 14,8 5,8 
Verarbeitendes Gewerbe -31,1 -46,8 6,1 12,2 13,7 8,2 
Baugewerbe -2,1 -7,2 31,4 10,5 22,8 7,3 
Handel und Verkehr -19,6 -36,6 6,1 10,5 7,4 4,1 
DiensUeistungsunlemehmen -5,5 49,2 16,6 3,9 8,8 6,9 
Staat 0,3 -3,5 -2,6 2,6 -2,9 3,3 
Priv. HH, priv. Org. o. Erw. -1,3 38,3 15,9 3,8 15,0 9,2 
AHe Wi~~~eige (unbar.) -15,6 -16,4 7,7 6,6 8,1 5,7 
Bruttolnlan redukt -162 -190 78 72 85 56 
Deutschland 
Land- und Forstwirtschaft 0,6 -12,5 17,2 -5,8 -3,8 3,5 
Produzierendes Gewerbe 1,1 -0,2 -1,1 -5,7 3,3 0,8 
Verarbeitendes Gewerbe 1,2 -0,3 -2,4 -7,1 2,9 1,0 
Baugewerbe 2,4 -0,9 6,8 -1,1 7,2 0,3 
Handel und Verkehr 3,7 3,5 2,2 -0,6 0,7 1,9 
Dienstleistungsuntemehmen 6,6 8,1 5,6 4,1 4,3 4,4 
Staat 1,4 0,9 1,5 1,0 0,1 0,7 
Priv. HH, priv. Org. o. EIW. 3,8 6,5 5,3 2,9 4,2 3,1 
Alle Wirtschaftszweige (unber.) 3,1 2,8 2,2 -0,9 2,8 2,2 
Bruttoinl ancf5prodUkt 3,2 28 22 -1 2 29 19 
'1 Bruttowert&:höpfung und Bruttoinlandsprodukt zu Preisen von 1991. 
Quellen: Statistisches Bundesamt; OIW. 
Hervorzuheben ist, daß sich vor allem in Ostdeutschland der spezifische Energiever-
brauch wie die spezifischen CO,-Emissionen von 1990 bis 1995 stark vennindert haben: 
• Der Pro-Kopf-Primärenergieverbrauch ist in den neuen BundesläJldern um ein Drittel 
gesunken; im Jahre 1995 war er mit 137 GJ um ein Viertel niedriger als in den alten 
Bundesländern, wo er von 1990 bis 1995 praktisch unverändert blieb. In Deutschlaod 
insgesamt ging der Primärenergieverbrauch je Einwohner um 7 % zurück. 
• Die Pro-Kopf-CO,-Emissionen haben sich in Deutschlaod um 14 % vennindert; in 
Ostdeutschland betrug die Reduktion 41 % und in Westdeutschlaod 3 %. Trotz diffe-
rierender Energieträgerstrukturen bestanden zuletzt kaum noch Unterschiede bei den 
Pro-Kopf-Emissionen zwischen den alten und neuen Bundesländern. 
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• Bezogen auf das reale Bruttoinlandsprodukt ist der Primärenergieverbrauch in 
Deutschland um 12 % gefallen; in Ostdeutschland waren es 40 %, dagegen in West-
deutschland nur 4 %. 
• Die spezifischen COrEmissionen je Einheit realen BruttoinIandsproduktes waren im 
Jahre 1995 in den neuen Bundesländern sogar um reichlich 47 % niedriger als 1990, 
im Vergleich zu einem Minus von knapp 7 % in den alten Bundesländern. 
Tabelle 4: 
Demographische und gesamtwirtschaftliche Entwicklung sowie spezifische 
Energieverbrauchs- und Emissionswerte in Deutschland 1990 und 1995 
Alte Bundeslander 63254 66342 
Neue Bundesländer 16111 15476 
2520,4 9,1 
254,4 7,2 
Alte Bundesländer 182 182 0,0 









281 263 "",6 
1200 632 -47, 
Insgesamt haben sich also die gesamtwirtschaftliche Energie- und Emissionsintensität in 
Deutschland in der ersten Hälfte der neunziger Jahre erheblich reduziert. Obwohl beide 
Kennziffern in Ostdeutschland 'besonders stark gesunken sind, fallen sie nach wie vor 
deutlich höher aus als in Westdeutschland, denn immerhin wurden 1995 die dortige 
Enerl;lieintensität (primärenergieverbrauch je Einheit reales Bruttoinlandsprodukt) noch 
um fast 80 % und die dortige Emissionsintensität (CO,-Emissionen je Einheit reales 
Bruttoinlandsprodukt) um nahezu 140 % übertroffen. Dies deutet auf nach wie vor exi-
stierende große Rationalisierungspotentiale hin, bei deren Nutzung selbst ein kräftiges 
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wirtschaftliches Wachstum in Ostdeutschland in den kommenden Jahren nicht zu einem 
steigenden Energieverbrauch und wieder zunehmenden COrEmissionen fUhren muß. 
Enflartungen zur COrEntwicklung in ausgewtihlten Studien 
Dafiir sprechen auch die Ergebnisse aktueller Energieprognosen und -szenarien', und 
zwar unabhängig von den teilweise gravierenden Unterschieden bei den Zielen, Metho-
den und Annahmen über die künftige gesamtwirtschaftliche und demographische Ent-
wicklung (vgL Tabelle 5). So wurden den IKARUS-Modellrechnungen fur Deutschland 
insgesamt noch ein gesamtwirtschaftliches Wachstum in der Periode von 1990 bis 2005 
von jahresdurchschnittlich 3,4 % (Westdeutschland: 3,1 %/a; Ostdeutschland: 6,4 %/a) 
und eine Bevölkerung von 81 Mill. im Jahr 2005 zugrundegelegt, während die aktuellste 
Schätzung von RWIlIfo fur diesen Zeitraum ein Wirtschaftswachstum von lediglich 
1,8 %/a, aber eine Bevölkerungszahl von etwa 84 Mill. im Jahre 2005 unterstellt. Ten-
denziell schätzen die jüngeren Prognosen das gesamtwirtschaftIiche Wachstum eher 
schwächer, aber die Bevölkerungsentwicklung eher expansiver ein. Vor allem fur West-
deutschland wird bis zum Jahre 2005 - aufgrund entsprechender Wanderungsgewinne -
eine kräftige Zunahme der Einwohnerzahlen envartet. 
Trotz der damit verbundenen energieverbrauchssteigernden Einflüsse wird erwartet, daß 
der Primärenergieverbrauch in Deutschland im Jahre 2005 niedriger sein wird als 1990. 
Dies gilt auch fur die Kohlendioxidemissionen, die nach den hier ausgewählten Studien in 
Deutschland im Jahre 2005 mehr oder weniger deutlich - nämlich um etwa 8 bis fast 
19 % - niedriger ausfallen dürften als 1990 (Tabelle 6). 
Es werden folgende Arbeiten berücksichtigt: PROGNOS AG: Die Energiemärkte Deutschlands im 
zusammenwachsenden Europa - Perspektiven bis zum Jahr 2020. Untersuchung im Auftrag des 
Bundesministeriums für Wirtschaft. Basel, 23. Oktober 1995; ENERGIEPRÖGNOSE ESSO: Mo· 
deme Heizung . aktiver KJimaschutz. Stand: Dezember 1995. Hamburg 1996; 
ENERGIEPROGNOSE ESSO: Industrie verbraucht weniger Energie. Stand: November 1996. 
Harnburg 1996; FERI Deutschland Prognose Energie. Ökostudie Dezember 1995; Enquete· 
Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" des 12. Deutschen Bundestages: Mehr Zukunft für die 
Erde. Bonn, 1995~ Vgl. HiUebrand, B. et a1: Gesamtwir1schaftliche Beurteilung von COr 
Minderungsstrategien. In: Untersuchungen des. Rheirtisch·West::fiilischen Instituts fiir Wirtschafts· 
forschung, Heft 19. Essen 1996 (hier zitiert als RWl/Ifo-Studie); IKARUS-PIOjekt. 
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Tabelle 5: 
Annahmen zur gesamtwirtschaftlichen und demographischen Entwicklung 
in Deutschland von 1990 bis 2005 in 'ausgewählten Studien 
Studien Alte Bundesländer Neue Bundesländer Deutschland 
gesamtwirtschaftliches Wachstum 199012005 in % pro Jahr 
ESSO (1996)· kA kA 2,0 
RWlnfo (1996) 1,6 3,6 1,8 
FERI (1995) 1,7 3,4 1,9 
ESSO (1995)" 2,0 4,3 2,2 
PROGNOS (1995) 2,0 5,2 2,4 
Enquete-Kommission (1994) 2,1 5,3 2,5 
IKARUS (1991) 3,1 6,4 3A 
Bevölkerung im Jahre 2005 in Mill. 
ESSO (1996)· kA kA 82,3 
RWlnfo (1996) 68,5 15,3 83,8 
FERI (1995) 67,1 15,2 82,3 
ESSO (1995)· 67,4 15,2 82,6 
PROGNOS (1995) 67,8 14,3 82,1 
Enquete-Kommission (1994) 67,2 13,9 81,1 
IKARUS (1991) 65,8 15,2 81,0 
Zum Ver leich: Ist-1990" 63,3 16,1 79A 
.. An aben fUr 2005 inter oliert.- - Am 3.10.1990. 
Tabelle 6: 
Primärenergieverbrauch und COzwEmissionen in Deutschland 
von 1990 bis 2005 in ausgewählten Studien 
im SKE) Verändenngen 1990J2005 in %2) 
ESSO (1996)3) kA kA 484,0 kA kA -4,1 
IKARUS: Referenz (1996) 377,4 70,7 448,1 .3,8 -37.1 -11,2 
RWlllfo-Referenzszenario (1996) 410,7 74,9 485,6 4,7 -33,3 -3,7 
RWlI1fo-1MA-Szenario (1996) kA kA 445,0 kA kA -17,0 
FERI-Basisfall (1995) 377.1 73,5 450,6 -3,8 -34,6 -10.7 
ESSO (1995)2) 411,0 81,0 492,0 4,8 -27,9 -2,5 
PROGNOS (1995) 418,8 76,0 494,8 6,8 -32,3 -1,9 
VeranQerwlQen 1990/'2005 in %2) 
ESSO (1996) kA an,o kA kA -13,5 
lKARUS: Referenz (1996) 664,0 162,0 826,0 -6,3 -47.0 -18,6 
RWl/lfo-Referenzszenario (1996) 736,1 1n,7 913,8 4,1 -38,8 -8,4 
RWl/lfo-lMA-Szenario (1996) 628,1 -17,0 
FERI-Basisfall (1995) 686,5 159,2 845,7 -5,6 -41,2 -15,3 
ESSO (1995)" 885,0 -13,0 
PROGNOS (1995) 733,0 176,0 909,0 1,2 -33,8 -8,2 
907, 
Primärenergieverbrauch nach der Substitutionsmethode bewerte!._ j 
Istwert 1990 (vgl. Fußnote 4!).- 3) Angaben fOr2005 interpoliert.· 4) Basisdaten bei den 8U$Qewiihllen Studien 
Ist-Wert. 
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Übereinstimmend lassen die vorliegenden Prognosen und Szenarien damit aber auch den 
Schluß zu, daß ohne besondere zusätzliche Anstrengungen das von der Bundesregierung 
gesetzte Reduktionsziel bis zum Jahre 2005 nicht erreicht würde. Dies zeigt auch Abbil-
dung I, in der diesem Ziel die bis dahin vorausgeschätzte Emissionsentwicklung gegen-
übergestellt ist. Im Jahre 2005 klafft zwischen dem Ziel und den Szenariowerten immer-
hin eine Lücke in einer Größenordnung von 70 bis 150 Mill. t CO,. Beispielsweise würde 
nach der jüngsten ESSO Energieprognose vom November 1996 das CO,-Reduktionsziel 
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Ergebnisse der RWIlIfo-Studie 
Besonders deutlich läßt die aktuelle Studie von RWIlIfo', bei der der Großteil der von 
der Bundesregierung in ihrem ersten Nationalbericht genannten Maßnahmen Eingang in 
die quantitative Formulierung von CO,-Reduktionsszenarien gefunden hat, die Notwen-
digkeit zusätzlicher klimaschutzpolitischer Aktivitäten erkennen, um das Reduktionsziel 
zu erreichen. 
6 Hillebrand, R el al, a.a.O. 
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So sind schon in dem von RWJ!Jfo untersuchten Referenz-Szenario alle bis zum Beginn 
der Untersuchung in Kraft getretenen Maßnalunen berücksichtigt worden. Nach den Er-
gebnissen dieses Szenarios wären die CO,-Emissionen in Deutschland im Jahre 2005 
lediglich um 8,4 % niedriger als 1990. Die im Referenz-Szenario nicht berücksichtigten, 
inzwischen aber vielfach umgesetzten - teilweise freilich erst noch geplanten - Maßnah-
men zum Klimaschutz lassen jedoch eine erheblich stärkere Reduktion der 
COrEmissionen erwarten. 
RWIJIfo haben dies in einem sog. lMA-Szenario abgebildet. Nach diesem Szenario dürf-
ten sich die CO,-Emissionen im Jahre 2005 gegenüber dem Referenz-Szenario um weite-
re reichlich 85 Mill. t CO, vermindern. Bezogen auf 1990 würde dies eine Minderung um 
fast 170 Mil!. t oder 17 % bedeuten. Bei einer Bewertung dieses Ergebnisses ist aller-
dings zu beachten, daß darin auch Maßnalunen einfließen, die noch nicht umgesetzt sind. 
Unter der Voraussetzung aber, daß nur diejenigen Maßnalunen berücksichtigt werden, 
die gegenwärtig von der Bundesregierung auch tatsächlich umgesetzt worden sind, ist 
das RWI in einer Sonderrechnung zu dem Ergebnis gekommen, daß sich die 
CO,-Emissionen bis 2005 nur um 14,8 % gegenüber 1990 verringern würden.' 
Im Vergleich zum Referenz-Szenario werden im IMA-Szenario die mengerunäßig bedeu-
tendsten Emissionsminderungen bei den Kraftwerken erreicht; es folgen die Industrie, die 
Kleinverbraucher sowie der Personenverkehr und die privaten Haushalte. Zu den wirk-
samsten Maßnalunen werden von RWIlIfo die Selbstverpflichtungserklärungen der deut-
schen Wirtschaft vom März 1996 sowie (alternativ) die ursprünglich vorgesehene Wär-
menutzungsverordnung, die Einfilhrung von Verbrauchsstandards fur Personenverkehrs-
fahrzeuge sowie die Wärmeschutz- und Heizungsanlagenverordnung gerechnet. Die 
(ohnehin noch nicht umgesetzte) CO,-lEnergiesteuer in der von der EU-Kommission 
vorgesehenen Höhe und Ausgestaltung schlägt dagegen nur begrenzt zu Buche. 
Wesentlich ist das Ergebnis der RWIlIfo-Untersuchung, daß auch unter den Vorausset-
zungen des IMA-Szenarios das von der Bundesregierung verfolgte Ziel verfehlt wird. 
Nach den Überlegungen von RWIlIfo läßt 'sich das Reduktionsziel nur erreichen, wenn 
7 Persön1iche Mitteilung yon Hillebrand, RWl 
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dazu weitere Maßnahmen ergriffen werden. In dem dafur entwickelten sog. Enque-
te-Szenario beschränken sich die beiden Institute allerdings auf lediglich zwei Handlungs-
felder, nämlich auf den forcierten Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung und die Verbesse-
rung des Wärmeschutzes im Gebäudebestand. Während hinsichtlich der politischen Maß-
nahmen zur Ausschöpfung der vorhandenen Kraft-Wärme-Kopplungspotentiale keine 
näheren Aussagen getroffen werden, sollen die Reduktionspotentiale im Gebäudebestand 
mit Hilfe ordnungsrechtlicher Eingriffe, nämlich durch eine generelle Anwendung der 
(verschärften) Wärmeschutzverordnung auf den gesamten Gebäudebestand, erschlossen 
werden. Über das IMA-Szenario hinausgehende Maßnahmen zur Minderung der 
COrEmissionen in anderen Handlungsfeldern, vor allem im Verkehrssektor, werden dort 
dagegen nicht diskutiert. 
Im Ergebnis wärden sich in diesem Enquete-Szenario die CO,-Emissionen gegenüber 
dem IMA-Szenario zusätzlich um knapp 80 Mill. t vermindern, so daß insgesamt das 
Reduktionsziel der Bundesregierung verwirklicht werden könnte. Allerdings dürften die 
dazu notwendigen Voraussetzungen nicht geschaffen werden können. Insbesondere die 
nachträgliche Wärmedämmung des gesamten Altbaubestandes, fur die nur noch 9 JaJue 
(1997 bis 2005) zur Verfugung stehen wärden, kommt nach den Aussagen von RWIlIfo 
selbst als realistische Maßnahme kaum in Betracht. Es wird aber darauf verwiesen, daß 
ohne diese Maßnahme das Reduktionsziel bis 2005 nicht zu erreichen sei. Daraus ziehen 
RWIlIfo den Schluß, daß "eine zeitliche Streckung des Minderungszieles verbunden mit 
einer langfristigen Klimaschutzstrategie kein Tabu sein (sollte)"8 
Diese Schlußfolgerung beruht allerdings auf einer zu engen Spezifizierung des sog. En-
quete-Szenarios. Angesichts seiner im wesentlichen einseitigen Ausrichtung kann dieses 
Szenario schon vom Ansatz her nicht als eine realistische - und damit politisch hand-
lungsleitende und umsetzungsfahige - Strategie fur die angestrebte Reduktion der 
CO2-Emissionen angesehen werden. 
Die Ergebnisse aller drei von RWIlIfo beschriebenen Szenarien gehen zusammenfassend 
aus Tabelle 7 hervor. 
, Hillebrand. B. el al, 3.a.0., S. 132. 
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Tabelle 7: 
Veränderungen der CO,-Emissionen in Deutschland 
von 1990 bis 2005 in den RWmro-Szenarien 
'" 
Rererenz- IMA· En uete· Referenz- IMA· En uele· 
1990" Szenario 2005 Szenario 2005 
Kohlendioxidemissionen in MiD. t d'N 
'" 
e enOber1990in °4 
Kraftwerke 369,0 343,2 315,6 278,1 ·7,0 -14,5 -24,6 
Kraft-Warrne-Kopplung" 38.6 34.2 36.7 36.7 -11,4 -4.' -4.' 
Obrige Umwandlung 38.9 18,7 16,0 16,0 -51,9 -58,9 -58,9 
Industrie 168,8 116,6 100,3 113,7 
-30.' ..... 0,6 -32.6 
Güterverkehr 38.1 51,1 49.2 49.2 34.1 29,1 29,1 
Personenverkehr 121,7 148,9 135,1 135,1 22.4 11,0 11,0 
SUOYne Verkehr 159,8 200,0 184,3 184,3 25,2 15,3 15,3 
Kleinverbrauch 74,2 63.2 48,2 29,1 -14,8 -35,0 -60.8 
Private Haushalte 130,4 126,2 115,6 79,4 -3,2 -11,3 -39,1 
Hochseebunkerungen 8.0 6.0 6.0 6.0 -25,0 -25,0 -25,0 
militärische Dienststellen '.7 5.4 5.4 5.4 -44.3 -44.3 -44.3 
Insoesamt 997,4 913.8 828,1 748,7 -8.4 -17,0 ·24.9 
Änderungen gegenllber 1990 in Mill. t Anderungen 200S gegenQber Referenz-SzenarIo In Mil!. t 
Kralt\wrke -25,8 -53,4 
-90.' 0.0 '27,6 .... 1 
Kraft-Wärme-Kopplung» -4.4 -1,9 -1,9 0.0 2.5 2.5 
übrige Umwandlung -20,2 -22,9 -22,9 0.0 -2,7 -2,7 
Industrie -52,2 
.... ' -55,1 0.0 -16,3 -2,9 
Glllerverkehr 13,0 11,1 11,1 0.0 -1,9 -1,9 
Personenverkehr 27,2 13,4 13,4 0.0 -13,8 -13,8 
Sunvne Verkehr :40,2 24,5 24,5 0,0 -15,7 -15,7 
K1einverbraueh -11,0 -26,0 -45.1 0.0 -15,0 -34,1 
Private Haushalte -4.2 -14,8 -51,0 0.0 -10,6 -46,8 
Hoc:hseebunkerungen -2,0 -2,0 -2,0 0.0 0.0 0.0 
mIlitärische Dienststellen -4,3 -4.3 -4.3 0.0 0.0 0.0 
Insge$8mt -83,6 -169,3 -248,7 0.0 -85.7 -165,1 
~ Basi~rte nach RWllllo.- ~j Einsehließlic:h Heizwerke. 
Quelle: HiUebrand, B. elal,1996. 
Soll das Ziel der Bundesregierung, die CO,-Emissionen bis zum Jahre 2005 gegenüber 
1990 um 25 % zu senken, weiterhin verwirklicht werden, sind die grundlegenden An-
nahmen über den Handlungsspielraum der Energie- und Umweltpolitik zu überdenken. 
Das Enquete-Szenario liefert dazu indes keine weiterfuhrenden Hinweise. 
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2 Überblick über die Maßnahmen zur Reduktion der Treibhausgase-
missionen in Deutschland' 
Im folgenden soll ein Überblick über die Maßnahmen gegeben werden, die von der Bun-
desregierung in ihrem ersten Bericht nach dem Rahmenübereinkommen der Vereinten 
Nationen über Klimaänderungen zur Reduktion von Treibhausgasemissionen aufgefiihrt 
worden sind. IO Die Abschätzung der CO,-Minderungswirkungen dieser Maßnahmen 
waren ein Schwerpunkt der hier vorgelegten Untersuchung. 
Zu den im Nationalbericht genannten 109 Maßnahmen sind inzwischen einige weitere 
Maßnahmen hinzugekommen, darunter - als die wohl bedeutsamste - die Selbstverpflich-
tungserklärung der deutschen Wirtschaft vom 27. März 1996. Andererseits sind einige 
Maßnahmen, die noch im NationaJbericht aufgefiihrt worden waren, inzwischen zurück-
gestellt bzw. nicht weiter verfolgt worden. Dies gilt vor dem Hintergrund der Selbst-
verpflichtungserklärung beispielsweise fur die Einfuhrung einer alle Sektoren (also auch 
die an der Selbstverpflichtung beteiligten Branchen) betreffenden CO,-lEnergiesteuer 
oder die Verabschiedung einer Wärmenutzungsverordnung. 
In Übersicht 1 werden die von der Bundesregierung- genannten Maßnahmen zusammen-
fassend dargestellt. Die Maßnahmen mit den Nummern I bis 109 sind im O.g. ersten Na-
tionalbericht der Bundesregierung aufgelistet; zum Zeitpunkt der Berichterstattung wa-
ren die Maßnahmen I bis 88 bereits beschlossen und umgesetzt, während die Maßnah-
men 89 bis 109 vorbereitet wurden oder vorgesehen waren. Die Maßnahmen Il 0 bis 116 
sind nach Vorlage des ersten Nationalberichts zusätzlich ergriffen worden. Dazu werden 
auch die Selbstverpflichtungserklärungen der deutschen Wirtschaft gezählt, die ohne die 
Initiativen der Bundesregierung kaum zustande gekommen wären. 
Dieser Maßnahmenkatalog wird in der Übersicht vorrangig unter dem Aspekt der Bear-
beitungstiefe durch die Gutachter charakterisiert. Dabei wird nach den Merktnalen "nicht 
bearbeitet", "qualitativ behandelt", "z.T. quantifiziert" sowie "quantifiziert" unterschie-
den. 
, Dieses Kapitel \\llrde vom federführend DlW bearbeitet. 
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noch Übersicht 1: 
Bearbeitungstiefe der von der Bundesregierung im ersten Nationalbericht 
genannten Maßnahmen zur Reduktion der Emissionen von 
COl und anderen Treibhausgasen 
Die Maßl\ahmeYt1rd 
"'-








40 Facillrogramm Um'>Wllforw;l)ung II"Id -technologie gering , 
" 
Forschull!} uod tedtnisc/le Weilerentv.tck!ung der Ktaftwerks. urd 
mittel , Feve/Ulgstechnil<; lnsbesor.dere zur umwettrfeundliehen Nutzung von Kohle 
" 
Forschung urU EIlf'M~ zu G6S- und Dampflurtx~rIam mittel , 
" 
Forschung und EntW:eklung zur Nutzung erneuerterer Etlefgien 
""" 
, 
44 FOrderprogramm Pto/ovoltaik UXIO-Dacher·Programm 
""'" 
, 








FCIfSd1ung un:! EntYAddung zur Nutzung Ger SOlarteclvlfk 
""'" 
, 
48 Forschung und Ertwiddung zu 5elruldarenerQie$)'$lemen, dIe im S'yaemverb\lf'oj 
""'" 
, 
mit emeuerbaren Energien zum EiIlS<!Iz kommen ~en 
" 
F«Sdlllrlg und Entvoicklung zur rationellen EnergievefWE'ndll"lg mittel , 
" 







FcrWlung zur thermischen Atfarlbehandlung 
""'" 
, 
53 ModellVersuch "'vVartnl!- und stromerzeug.mg aus 
""" 








F~chenstJllegungspramie gM" ," 
" 
verbesserl.ll"(l der stofflichen Vel\Yel1ung in ~ Tierha1turlg zur 
""" 
,', 
Minderung von Methan· Emissionen 




Erhaltung bestehender Walder (AAtionsprogramm "Rettet den Wald") 
""" 
, 
60 Forderung der Erslauffocstung , 
" 
Waldbauliehe Maßnahmen. , 
62 Ste\Jerbefreiung vorn reinem Rapsrnethylester (RME) 
""'" 
• 




""'" ." 65 Verpad!ungfNerordnung 
""'" " 66 Technische Anleitung SiedJungsatfail 
""" " 67 Technische Arieitung AbfaU. Teil 1 
""'" " 68 KreislalJv,;rtsehan· und AbfaUgesetz gerill1 ," 
69 Verbesserung der AlJs. und FortblldLHlg von Ardlileklen. Ingenieuren. Techni~ 
""'" 
, 
Hand.Yerkem (vgl 39) 
70 Forderungsprogramm der Deutschen Boodesstitlung Umwelt ) 
""'" 
, 






73 rxA·Um~programm der Deulsehen Ausg!eiel'tsbank gM" , 
74 um~hutzblli'gsehaftsprogramm· HilfbJngsfrel:steIJung bei Erg3nzu~hen "" .. 
, 
111 zur Forderung von Herstellem.pravenliver Urn>Wltschutztechnik 
75 Bund-lander-GerMinscheflaufgabe "Verbesserung der regiooalen gering • Vllirtschaflsstruldur 
FinanZielle FOrderung der wirtschaftsnahen Irtrastruduf im Ge~et der ehemaligen 




77 Beratung Uber sparsame und tatiMe!le EnergieYetWendung durch die 
""" 
, 
Arbeit~elnsdlafl OerVerbr~chelVerbande (AgV) im Auftrag des BMWi 
78 FOfclen6lg von Unlemelvnensberalung lor !deine und mittJefe 
""'" 
, 
Unternehmen: Umwel!schulZ· und Energieberatung 
79 Qrientierungsberalungen im UmweHschutz liir Meine Lßl mittlere 
""" 
• Unternehmen (Gebiet der ehemaligen DDR) 
'. Maßnahme wird im TeilvomalJen 3 unlerStlehl 
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noch Übersicht 1: 
Ud,-
Bearbeitungstiefe der von der Bundesregierung im ersten Nationalbericht 
genannten Maßnahmen zur Reduktion der Emissionen 
von CO, und anderen Treibhausgasen 
Die Maßnahme wird 
""'-
.-bis 2005 {an 
"'" 
law 2.T. '"'~ Maßnahme Jeweiliger bear. quanti-Nc. 
.. -
UflZiel'l Maßnahme "". rJZlert orientiert) 
'" 




B1 Kommunalkrealtprogramm· Gebiet oer ehemaflgen OOR ..... , (Verbessenlng derwirtschat\when InIraSUUl<tur, 
" 
ERP-Luftreinhallungsprogramm (Larm, Gef\Jch, Erschl'ltlenrng, 
"Mg , umweltfreundliche Produktioosantagen) 
" 
Fachirformation fOr IabOneUe Energievuwendung und den 
""" 
, 
Bnsatz efneuerbaJel Energ~ 
.. studien zur Optimierung des CQ,.Mirldenmgspfogramms (lMA COo-Reduktion) 
"' .. 
, 
65 Novelleder HonOfarordnung lur Architeklen und Ingenieure (HOAI) 
""" 
, 











Novellierung des Energievrirlsd'lallsgesetzes (EnWGl .. , 
90 Vorlage eillEif Warmenutzungsverordnul'Q mittel , 
91 AnJ'K>bung der EU·Mindestsatze bei der MineraJOlsleuer 
""'" 
, 
92 Emissionsbelogene Kfz-steuer (2. stile) ,.~ , 
93 Geblihren ror die Benl/ttullQ bestimmter str~ßen (Road-PncingJ .. , 
94 CO .... Ernlssiorlen bei neuen Kfz 
""'" 
, 
95 St~ndortkOllZepbon der Deutschen Balmen mittel , 
96 Anwendung moderner Inrorma~onsleeMikzur Vermeidung und mM. , Regulierur-;r weiteren VerkehrsaufkDtnmens (T elernatik) 
91 Besleverong von FJugkraltslotfen kA , 
.. Är1deru~ der gemeinsamen Geschaftsordnung cer Bundesminlsleril'il gering , 
99 Einführung einer Ve!1<ehrsaUSNirlo;ungsprül'ung gering , 
100 Verlagerung des irltematiorelen TransitVerkehrsvon der Straße gering , 
auf Öle Sthielll! UI'Id d~s SthifI 
101 2_ Verordnung zur Noveliierung der Kleinfeuerongsa:nlagenVO millel , (1 BrmSchV) 
102 Inslrumente zur energetischen Sanierong im Gebaudebestand millel , 
103 Privilegierung der erneuerbal'en Energien im Baugesel2b11ch gom, , 
104 Vereinheitlichung del Ger.ehmlglXlgspraXisfar Anlagen zur gering , NutzUl'lg emeuerbarer Energien 
105 Verbesl;ervng der Ratrnenbelfmgungen deI beruI~chen Ausbildung 
"Mg , WtIie Fort- UM Weiterbildung 
106 FOrderung von InrormatJon Ober DfiTtflN.lIZ.erut'lgsrrJodeUe 
""" 
, 




108 Ertefgieverblauchs-KennzeteMt.rlgsgeselZ gering , 
109 Planung des PClrtaments- und Regierlll1gsv1ertels in Ber1in nach umwellpOlitiseheo oerihg , Anforderungen, ~ndere auch Im Hinblickauf den KlimClsc:hUtl 
110'1 Selbstverpfllchlungen der deulsc:hen Wirtschaft zur KlimavorsOrge 
""" 
, 
111'1 Fördefprogramm zur EnergieeillSpal\Jf1g bei Altbauten millel , in den alien Bundeslandem (s. auch Nr. 102) 
112') Forderprogl~mm rar emeuerbare Energien (s. auch NI 6) "Mg , 
113') Inrorma~onsl<ampagne: Menseh andere ~ch' Klimasc:hutl: gehtjeden an gering , (Logo, Broschore, Infoline zum Nahl~rif) 
114'1 Infobuslour: Dialog mit dem BQrgel vor Ort gering , 
115') Ökozulagen bei clerWohneIgent!Xl1sfÖfdelUl'lQ (Niedrigenergiehaus, mittel , Warmepumpen, SOlarkollektoren walmerockgewinrlung) 
116'1 Öko-AlXfrt (Umwellmanagemenl) gering , 
'. Maßnahme nictll im Ersten NaIiorl31beridlt anl'lt_ erst /lach ~terst in Be!<achl ~ m kA ~ei"" An abt 
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Wie sich zeigt, werden zahlreiche Maßnahmen von vornherein aus der Bearbeitung aus-
geschlossen. Gründe hiemr sind die in diesen Fällen zu vennutende geringe Wirksamkeit 
mit Blick auf die angestrebte Emissionsminderung sowie die teilweise fuf die·Wirkungsa-
nalyse nicht operationalisierbare Fonnulierung der jeweiligen Maßnalune. 
Vielfach sind die aufgelisteten Maßnalunen in ihren Emissionswirkungen zwar nicht 
quantifizierbar, doch sollen sie dann zumindest qualitativ behandelt werden, wenn sie fUe 
die Emissionsreduzierung von wesentlicher Bedeutung sind. Generell soll sich die 
Quantifizierung vornehmlich auf solche Maßnalunen konzentrieren, von denen signifikan-
te Reduktionswirkungen ausgehen dürften. 
Die in Übersicht I genannten Maßnalunen der Bundesregierung betreffen neben den 
Emissionsminderungen beim CO, auch diejenigen anderer Treibhausgase, insbesondere 
von Methan, N,O und von nichtmethanhaltigen Kohlenwasserstoffen. Die Auswirkungen 
der Maßnahmen auf die Emissionsentwicklung dieser Treibhausgase wurden zeitlich 
parallel (im Teilvorhaben 3) vom FhG-ISI und dem Öko-Institut (1997) analysiert. 
Der größte Teil der in den vorstehenden Übersichten genannten Maßnalunen ist bereits 
vor geraumer Zeit beschlossen und insoweit in den aktuellen Prognosen (etwa von der 
Prognos AG oder der ESSO AG) - zumindest implizit - berücksichtigt worden. Wie der 
obenstehende Überblick über aktuelle Prognosen und Szenarien gezeigt hat, besteht aber 
eine weitgehende Übereinstimmung darin, daß die bisherigen Maßnalunen (einschließlich 
der Maßnalunen auf Landes- und Kommunalebene) allein noch nicht ausreichen, um das 
von der Bundesregierung gesetzte Ziel zu verwirklichen. 
Deshalb sollen bei der weiteren Analyse auch diejenigen Maßnalunen im Vordergrund 
stehen, deren Wirkungen in den vorliegenden Prognosen noch nicht berücksichtigt wer-
den konnten, sowie solche - zusätzlichen - Maßnalunen, die fur eine Erreichung des de-
finierten Emissionsreduktionszieles in Frage kommen könnten. 
Zur Einschätzung des Zielerreichungsgrades kommt es deshalb vor allem auf die Wir-
kungen der von der Bundesregierung erst in jüngster Zeit verabschiedeten sowie von ihr 
weiterhin vorgesehenen M~nalunen an. Die darüber hinausgehenden, zusätzlichen Maß-
nahmen, die zur Realisierung des von der Bundesregierung angestrebten Zieles eines 
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gegenüber 1990 bis zum Jahre 2005 um 25 % reduzierten CO,-Emissionsniveaus von 
den Gutachtern fiir denkbar und notwendig erachtet werden, sind in der Übersicht 1 
nicht enthalten. Auf solche Maßnahmen soll in den folgenden Teilen gesondert eingegan-
gen werden. Dem sollen einige grundsätzliche Überlegungen zu Methoden von Wir-
kungsanalysen vorangestellt werden. 
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3 Methoden der WirkungsanalyselJ 
3.1 Vorbemerkung 
Die bisher vorliegenden nationalen Berichte nach dem Rahmenübereinkommen der Ver· 
einten Nationen über Klimaänderungen unterscheiden sich sehr stark sowohl hinsichtlich 
der genannten Maßnahmen als auch der Methoden zur Schätzung ihrer Wirkungen 
(Kunz, Holtrup 1996). Im ersten Bericht der Bundesregierung (s.o.) werden unter-
schiedliche Prognosen und Szenarien zitiert, die einen Teil der bereits wirksamen oder 
eingeleiteten Maßnahmen berücksichtigen. Die Bundesregierung macht sich allerdings 
"keine Aussage dieser Prognosen zu eigen", Die Aussagefahigkeit von Prognosen und 
Szenarien sei allgemein dadurch eingeschränkt, daß sie stets lediglich als bedingte Vor-
hersagen zu verstehen sind. Außerdem weist die Bundesregierung auf methodische 
Grenzen einer Schätzung künftiger Wirkungen von politischen Maßnahmen hin und be-
tont, "daß sich die künftigen Effekte bestimmter Maßnahmen selbst mit dem methodisch 
ausgeklügeisten Instrumentarium nicht abschätzen lassen." Ferner sei zu beachten, "daß 
Interdependenzen zwischen den einzelnen Maßnahmen dazu filhren, daß die Summe in 
der Regel mehr ergibt als die Addition der Wirkungen von Einzelelementen." Anderer-
seits kann die Summierung isolierter Schätzungen von Maßnalunenwirkungen aber auch 
zu beträchtlichen Doppelzählungen filhren. 
3.2 Charakterisierung von Maßnahmen 
Die erreichte oder angestrebte Verminderung der Emissionen kann grundSätzlich nach 
unterschiedlichen Systematiken zugerechnet werden. Von Bedeutung sind hierbei vor 
allem technische, sektorale und politisch-instrumentelle Kategorien. Aus technischer 
Sicht sind zum Beispiel Wärmedämmung im Altbau, energiesparende Fahrweise im Per-
sonenstraßenverkehr und Nutzung von Windkraftanlagen zu unterscheiden. In sektoraler 
Hinsicht kann nach Bereichen wie Haushalte, Kleinverbraucher, Industrie, Verkehr und 
Energieversorgung unterschieden, und es können tiefere Disaggregierungen vorgenom-
men werden. 
11 Dieses Kapitel \\llrde federfiihrend vom DIWbearbeitet. 
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Auf der Ebene der politischen Instrumente12 sind hingegen neben unmittelbar allokati-
onswirksamen Staatstätigkeiten insbesondere Anre~e und Sanktionen von Bedeutung, 
die das Verhalten von Privaten beeinflussen. Politik besteht in aller Regel nicht aus den 
Strukturveränderungen, z.B. in einem "Ausbau der Kraft-Wärme-Kopplung", sondern in 
Maßnalrmen13 zur Förderung solcher Änderungen. 
Die methodischen Anforderungen an Wirkungsanalysen sind aber weitaus höher, wenn 
politisch-instrumentelle Kategorien an Stelle von technischen oder sektoralen Kategorien 
zugrunde gelegt werden, da sich die Reaktionen der unmittelbar Betroffenen und die 
hiervon ausgehenden Folgewirkungen nur mit großen Unsicherheiten schätzen Jassen. 
InfOImation, Meinungsbeeinflussung, Verhandlungen, Änderungen der Preise und direkte 
Verhaltensnormierungen sind Instrumentenarten mit unterschiedlich hoher Eingriffsin-
tensität des Staates und entsprechend geringem Freiheitsspielraum der Privaten. Je gerin-
ger die Eingriffsintensität ist, desto schwieriger sind die Wirkungen der Maßnalrmen zu 
schätzen. 
Einzelne Maßnahmen sind in ihren Auswirkungen oftmals schwerer einzugrenzen als 
Maßnalrmenbündel. In der praktischen Politik sind reine Einzelmaßnalrmen, die sich al-
lein auf die Anwendung eines Instrumentes beschränken, ohnehin selten. Häufiger wer-
den - selbst im Ralrmen einzelner Gesetze oder Verordnungen - zugleich mehrere In-
strumente angewendet, und es werden im übrigen auch mehrere Ziele verfolgt. Aus die-
sem Grund ist die begriffliche Abgrenzung zwischen Einzelmaßnahrnen und Maßnah-
menbündeln unschm. Der fließende Übergang reicht hierbei von singulären Maßnalrmen 
bis zu Programmen. 
12 Im Sprachgebrauch der Allgemeinen Wirtschaftspolitik werden die Eingriffsmög1ichkeiten der 
PoJitikträger -als Instrumente bezeichnet. Instrumente lassen sich nach Arten (Eingriffsfelder, Prä· 
zisionsgrade, Rolle des Staates) und Intensitäten (Breite des Eingriffeides, Intensität des Zwanges) 
unterteilen. Unter einer (politischen) Maßnahme versteht man die Anwendung eines lnstrumentes 
mit einer bestimmten Dimensionierung in einer konkreten Situation. . 
13 In der energie politischen Diskussion werden häufig auch bestimmte Änderungen der Energienach-
frage oder der Struktur des Energiesystems als Maßnallmen bezeiChnet. Es handelt sich hierbei al-
lerdings um Aktivitäten der Produzenten und Konsumenten, die nicht, auch wenn sie politisch be-
einflußl sind, mit politischen Maßnahmen gleichgesetzt werden dürfen. Zur Unterscheidung wer-
den sie als technische Maßnahmen bzw. VerhalJensanderungen gekennzeichnet. 
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3.3 Maßnahmenwjrkungen 
Auch bei einer weiteren Abgrenzung des Begriffes der Einzeimaßnahme im Sinne einer 
eigenständigen politischen Aktivität können deren Wirkungen nicht isoliert von anderen 
strategischen Aktivitäten bewertet werden. Die Wirkungsbeziehungen sind zum Teil 
komplementär (z.B. verbesserte Information, finanzielle Förderung von Anlagen und 
Abbau von Henunnissen in Genehmigungsverfahren) und zum Teil substitutiv (z.B. 
Maßnahmen zur Verbesserung der Heizungsanlagen und solche zur Verbesserung der 
Wärmedämmung). 
Im Katalog der Bundesregierung sind sowohl bereits ergriffene als auch weitere, geplan-
te Maßnahmen aufgefuhrt. Neben dem Status der Maßnahme ist auch deren Laufzeit und 
die Aussichten auf Folgeaktivitäten von Bedeutung. Entscheidend ist der Zeitraum, in 
dem die Maßnahmen Wirkungen entfalten. Die internationalen Verpflichtungen weisen 
einen relativ kurzen Zeitbezug auf Die Notwendigkeit, insbesondere die kurzfristigen 
Zielbeiträge zu quantifizieren, sollte jedoch nicht dazu fuhren, daß in Strategieüberlegun-
gen die Langfristeffekte zu wenig beachtet werden. 
Im Zusanunenhang mit der Erreichung von Zielen in der Zukunfl sind primär Ex-Ante-
Analysen erforderlich. Eine Ex-Post-Analyse der bisherigen Wirkungen klimaschutzpoli-
tischer Maßnahmen ist hierbei insofern relevant, als vorliegende Bestandsaufnahmen und 
Grundlagen von Vorhersagen zum Teil dem aktuellen Stand angepaßt werden müssen. 
Außerdem können auf der Basis von Erfahrungen mit Evaluationen zurückliegender Pro-
grammwirkungen unter Umständen Anhaltswerte fur die Quantifizierung spezifischer 
Wirkungen aktueller und künfliger Maßnahmen gewonnen werden. 
Die Hauptschwierigkeit empirischer Verfahren besteht darin, die Wirkung von politi-
schen Maßnahmen von dem Einfluß anderer Faktoren zu isolieren. In der Praxis können 
sich mehr oder weniger bedeutsame Einschränkungen dadurch ergeben, daß die empiri-
schen Korrelationen nicht signifikant sind oder daß die Annahme der (ökonometrischen) 
Strukturkonstanz nicht zutrifft. 
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3.4 Analysemethoden 
Empirische Verfahren sind fur perspektivische Fragen besonders in den Fällen von gerin-
ger Bedeutung, in denen Veränderungen zu untersuchen sind, die in Art oder Ausmaß in 
der Vergangenheit gar nicht beobachtet werden konnten. Außerdem sind zahlreiche 
Maßnahmen (Information, Beratung, selbst bestimmte ordnungsrechtliche Maßnahmen) 
qualitativer Natur. Ökonomische Ansätze sind aus diesen Gründen auf plausible Verhal-
tensannahmen angewiesen. Häufig wird zudem kritisiert, daß technische Möglichkeiten 
in rein ökonomischen Ansätzen nicht hinreichend berücksichtigt werden, während sie 
gerade im Zusammenhang mit Energie- und Umweltfragen ausschlaggebend sein können. 
Allerdings können rein technisch ausgerichtete Analyseverfaluen allein nicht zu befriedi-
genden Antworten fuhren, weil sie weder Wirtschaftssubjekte noch Institutionen oder 
Hemmnisse explizit abbilden. Dies macht deutlich, daß sich die Wirkungen von politi-
schen Maßnahmen im Rahmen von klimaschutzpolitischen Szenarien letztlich nur inter-
disziplinär unter Anwendung unterschiedlicher methodischer Ansätze analysieren lassen. 
Bei der Wirkungsanalyse sind nach dem Grad der konsistenten Wirkungszurechnung rein 
qualitative Angaben, isolierte Expertenschätzungen und integrierte Modellanalysen zu 
unterscheiden. Eine Beschränkung auf qualitative Einschätzungen ist vor allem in solchen 
Fällen unausweichlich, bei denen die Maßnahmen selbst nicht hinreichend quantitativ 
konkretisiert sind, empirische Daten über den Wirkungspfad fehlen oder beträchtliche 
Wechselwirkungen bestehen, die eine eindeutige WirJ...'Ungszurechnung nicht zulassen. 
Quantitative Expertenschätzungen umfassen die Definition der Maßnahme oder des 
Maßnahmenbündels, die Schätzung der Primärwirkungen (Auswirkung auf unmittelbar 
Betroffene), die Schätzung der Sekundärwirkungen (Ausstrahlungseffekte, Mitnahmeef-
fekte usw.), die Schätzung der ausgelösten technischen Maßnahmen (z.B. Errichtung 
von Anlagen), die Berechnung der energiewirtschaftlichen Auswirkungen (z.B. Substitu-
tionseffekte) und die Berechnung der Auswirkungen auf die Emissionen. Hinzu kommen 
(zumindest qualitative) Bewertungen der Maßnahmen nach weiteren umwelt- und ge-
samtwirtschaftlichen Kriterien. 
Eine isolierte Analyse der Wirkungen von einzelnen Maßnahmen reicht auf grund der 
Wirkungsabhängigkeit von anderen Maßnahmen und der allgemeinen Interdependenz des 
-- - -- -_ .. - --- ._- ------ ----
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Energiesystems nicht aus. Integrierte Gesamtanalysen des Energiebereich weisen deshalb 
gegenüber getrennten Schätzungen auf der Basis von Expertenurteilen prinzipiell me-
thodische Vorzüge auf. Weiterhin sind Verknüpfungen mit anderen Bereichen der 
Volkswirtschaft zu beachten. 
Energiemodelle stoßen allerdings ihrerseits an zwei Grenzen: Erstens gibt es kein Mo-
dell, das sämtliche Facetten der technischen, wirtschaftlichen und politischen Möglichkei-
ten zur Emissionsreduktion adäquat abbilden könnte, und zweitens erfordern auch weni-
ger ideale Modelle einen hohen Aufwand fur die Bereitstellung und Aufbereitung geeig-
neter Daten. Zudem sind Modelle jeweils fur bestimmte Fragestellungen formuliert. Aus 
diesen Gründen müssen sich in der praktischen Anwendung Expertenschätzungen, die 
neben isolierten Maßnahmenwirkungen auch Angaben zu Interdependenzen umfassen 
sollten, und unterschiedliche modellgestützte Analysen ergänzen. 
Während Simulationsmodelle vor allem der Prognose und Wirkungsanalyse dienen, soll 
in zielorientierten Strategieanalysen mit Hilfe von Optimierungsmodellen in erster Linie 
untersucht werden, welche Optionen zur Erreichung bestimmter Ziele vorteilhaft sind. 
Optimierungsmodelle beruhen meist auf der Methode der linearen Programmierung (LP), 
wobei die Ergebnisse im wesentlichen von technischen Parametern und Kostengrößen 
determiniert werden. 
Energietechnisch orientierte LP-Modelle wie das IKARUS-Optimierungs-Modell sind 
keine Prognosemodelle. Sie können in diesem Zusanunenhang mit unterschiedlich großen 
Einschränkungen fur folgende Fragen herangezogen werden: 
Ca) Ableitung von technischen Zielszenarien zur Identifikation anzustrebender 
Strukturänderungen des Energiesystems im Vergleich zu einer Referenzent· 
wicklung. 
(b) Ableitung von bedingten Vorhersagen über die künftige Struktur des Ener-
giesystems auf der Basis von exogenen Prognosen der energieverbrauchs-
bestinunenden Faktoren. 
Ce) Approximative Schätzung der Wirkung insbesondere von Maßnahmen, die 
unmittelbar technische Parameter oder Kosten von Energietechniken oder 
Energieträgern beeinflussen wie Energiesteuern, Subventionen usw. 
Cd) Analyse der energiewirtschaftlichen Folgewirkungen von modellexogen ge-
schätzten Impulsen. 
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Mit der Ableitung von technischen Zielszenarien (a) wird gezeigt, daß die politischen 
Ziele zumindest technisch erreichbar sind; und es können Anhaltspunkte darüber gewon-
nen werden, welche Techniklinien unter Berücksichtigung ökonomischer und ökologi-
scher Aspekte in welchen Zielgruppen stärker genutzt werden sollten. Hauptanwendung 
von solchen Optimierungsmodellen ist die Kostenminimierung bei vorgegebenen Höch-
stemissionen als gesamtwirtschaftliches Entscheidungskalköl. 
In den anderen Fällen (b) bis (d) ist die Kostenminimierung hingegen als approximativer 
Erklärungsansatz fur dezentrale Entscheidungen zu verstehen. Während es im zweiten 
Fall (b) um reine Prognosen geht, richten sich die Anwendungsmöglichkeiten (c) und (d) 
unmittelbar auf Aspekte der Wirkungsanalyse. Der Unterschied besteht aber darin, daß in 
(c) versucht wird, die Reaktion auf bestimmte politische Maßnalunen durch einen Ana-
logieschluß zu erklären, während in (d) mit dem linearen Energiemodell nur die energie-
systemaren Folgewirkungen unte.rsucht werden, wobei die Verhaltensreaktionen exogen 
vorgegeben werden müssen. 
Unmittelbare Wirkungsanalysen sind auf Basis der linearen Optimierung vor allem aus 
den folgenden Gründen nur mit großen Einschränkungen möglich: 
• Für Investoren bedeutsame Hemmnisse sind im Modell nicht abgebildet. 
• Institutionelle und rechtliche Gegebenheiten können nur bedingt direkt berücksichtigt 
werden. 
• Die Verhaltensannalune der Kostenminimierung gilt höchstens approximativ; andere 
Motive, eingeschränkte Information und Rationalität können nicht erfaßt werden. 
• Unvollkommene Märkte fuhren nicht zu der im Modell implizierten optimalen Koor-
dination einzelwirtschaftlicher Pläne. 
• Für einzelwirtschaftliche Entscheidungssituationen gelten zum Teil andere Parameter-
konstellationen (insbesondere hinsichtlich Finanzierung, Steuern, Abschreibungen, Li-
quidität) und Potentialbegrenzungen. 
Wirkungsanalysen sind somit fur einen Teil. der politischen Maßnahmen mit dem LP-
Modell nicht möglich; aufgrund der restriktiven Voraussetzungen sind sie aber selbst fur 
den in Betracht kommenden Teil der entsprechend quantifizierbaren Maßnalunen durch 
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andere analytische Ansätze zu ergänzen. Der Nutzen der Modellanwendung besteht vor 
allem in einer konsistenten Ermittlung (der Differenzen) von Systemkosten und von Ge-
samtemissionen unter Beachtung der Interdependenzen innerhalb des Energiesystems 
sowie in der Ermittlung von (volkswirtschaftlich) kostenminimal zu erschließenden 
Handlungsfeldem rur eine auf Minderung der CO,-Emissionen gerichtete Politik. 
Die Parameter des IKARUS-Modells basieren auf einem sehr umfassenden und detaillier-
ten Datenbestand, der auch unabhängig von Optimierungsrechnungen rur Wirkungsana-
lysen und -abschätzungen sehr hilfreich sein kann. 
3.5 Hinweise zu vonviegend qualitativ zu behandelnden Maßnahmen14 
Insbesondere bei Maßnahmen, die eher das Umfeld der Akteure betreffen, die letztlich 
die CO,..Minderung realisieren sollen, ist eine Quantifizierung der CO,-Wirkung schwie-
rig. Denn in diesen Fällen lassen sich die Veränderungen der CO,-Emissionen nicht ein-
deutig auf derartige Maßnahmen zulÜckfiihren. Dieses Kausalitäts- oder Zurechnungs-
problem wird vor allem bei den indirekt wirkenden Maßnahmen - in erster Linie in den 
Bereichen Aus- und Weiterbildung, Beratung und Information sowie Forschung und 
Entwicklung - gesehen. 
Dahinter steckt allerdings häufig die implizite Vorstellung, daß das CO,-
Minderungspotential direkt wirkender Maßnahmen wie der Wärmeschutzverordnung, 
unabhängig von indirekt wirkenden Maßnahmen stets in voller Höhe realisiert würde. 
Realistisch betrachtet hängt aber die tatsächliche Wirkung direkter Maßnahme auch da-
von ab, wie diese Maßnahmen umgesetzt werden. Letzteres wird entscheidend vom vor~ 
handenen Know-How der an der Umsetzung Beteiligten beeinflußt. Das ist die Stelle, an 
der Aus- und Weiterbildung, Beratung und Informationsmaßnahmen ansetzen. 
So zeigen etwa Beispiele aus dem Baubereich, daß Mängel in der Ausruhrung die Effek-
tivität direkt wirkender Maßnahmen erheblich beeinträchtigen können. Vergleicht man 
ein Gebäude, das nach Wärmeschutzverordnung 1982 gebaut wurde, mit einem Niedri-
genergiehaus, so trägt z. B. die sorgfliltige und gewissenhafte, dem Stand der Fach-
14 Dieses Kapitel wurde federfUhrend vom ISI bearl>eitet. 
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kenntnisse folgende handwerkliche Bauausfiihrung mit 20 % zur Energieeinsparung bei. 
An dieses Potential kommt ansonsten nur der bauliche Wärmeschutz mit ebenfalls 20 % 
heran, während andere Maßnalunen, wie die Installation anpassungsflihiger Heizsysteme 
oder die passive Solarenergienutzung nur 15 % bzw. 5 % beitragen. 
Schwierigkeiten bei der Quantifizierung von Maßnalnnenwirkungen bestehen insbeson-
dere auch mit Blick auf den Komplex von Forschung und Entwicklung (FuE). 
FuE-Maßnalnnen leisten einen wichtigen Beitrag zur Beschleunigung des energiesparen-
den technischen Fortschritts. Somit hat die Förderung von Forschung und Entwicklung 
als langfristig wirksames Instrument einen nicht zu unterschätzenden Stellenwert in der 
Klimapolitik. 
Im ersten Nationalbericht der Bundesregierung wird eine größere Zahl von Forschungs-
progranunen aufgelistet, deren Umsetzung zum Klimaschutz beiträgt. Hierbei handelt es 
sich im einzelnen um 
• das Fachprogranun Umweltforschung und -technologie 
• das Energieforschungsprogranun mit seinen Teilprogrammen: 
Kraftwerks- und Feuerungstechnik sowie Gas- und Dampfturbinenkraftwerke 
erneuerbare Energiequellen mit spezifischen Progranunen zur Photovoltaik, 
Wind, Solarthermie, Biomasse und Geothermie 
Sekundärenergieträger und rationelle Energieverwendung 
Kernspaltung- und Kernfusionstechnik 
sowie um 
• die therntische Abfallbehandlung. 
Diese Programme erhöhen entweder die Energieeftizienz oder sie reduzieren heute übli-
che Energiesystemkosten; teilweise reduzieren sie auch die spezifischen COrEmissionen 
durch Energieträgersubstitution (zR durch Nutzung emeuerbarer Energiequellen bei 
neuen Stromanwendungen oder durch Abfallnutzung) oder sie erhöhen die Recyc\ingra-
ten energieintensiver Werkstoffe bzw. vermindern ihren Ausschuß auf verschiedenen 
Produktionsstufen. 
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Eine Abschätzung der Wirkungen derartiger FuE-Programme auf die Treibhausgasemis-
sionen ist vorwiegend nur qualitativ möglich. Eine Quantifizierung ihres Beitrages zum 
COrMinderungsziel rur 2005 scheidet aus pragmatischen oder inhaltlichen Gründen 
weitgehend aus, weil 
• der technisch erfolgreiche Abschluß der Arbeiten meist noch ungeklärt ist, oder ihre 
Markteinfiihrung und -durchdringung nicht absehbar sind, 
• die Vielfalt der technischen Neuerungen so groß ist, daß sie sich einer analytischen 
Einschätzung entzieht, und 
• die technischen Entwicklungen teilweise nur alternativ zur Anwendung kämen. 
Es läßt sich nur im Einzelfall nachweisen, welche Effizienzpotentiale FuE eröflhen kann 
oder in Zukunft eröffnen könnte. Der jeweilige Zusammenhang ist aber nicht verallge-
meinerbar, weil stets viele, in ihrer EinfIußstärke wechselnde Einflußparameter in einem 
Innovationsprozeß wirksam sind (vgl. Abbildung 2). 
Grundsätzlich läßt sich sagen, daß bis zum Jahr 2005 im wesentlichen ein zusätzlicher 
Beitrag zur Emissionsminderung im Bereich der Feuerungstechnik, der Kraftwerkstech-
nik, der rationellen Energieverwendung in allen Energieverbrauchssektoren und der Se-
kundärenergieträger erwartet werden kann. Indirekte Wirkungen können häufig auch 
vom UmweItforschungsprogramm erwartet werden sowie von einigen anderen For~ 
schungsprogrammen des B:rv1BF, die sich neuen Prozesen und Materialien widmen 
(Materialforschung, MaTec). Diese Zusammenhänge werden in Teil II, Kapitel 4.2.5 
ausruhrlicher beschrieben, ohne in der Regel genauere quantitative Schätzungen zum 
CO,-Minderungspotential bis zum Jahre 2005 aus den o.g. Gründen machen zu können. 
Dennoch sollten die möglichen Auswirkungen von FuE nicht unterschätzt werden. Denn 
langfristige Vergleichsanalysen kommen zu dem Ergebnis, daß die Zukunftserwartungen 
hinsichtlich des technisch-wirtschaftlichen Effizienzpotentials seit drei Jahrzehnten stets 
mit etwa 20 % veranschlagt wurden, obwohl seitdem (unter Abzug struktureller Effekte) 
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11 Maßnahmen zur Minderung der CO2-Emissionen 
nach Sektoren 
In Übereinstimmung mit dem Auftraggeber haben die Projektpartner vereinbart, filr die 
Untersuchung der Maßnahmen zur Minderung der COrEmissionen eine Referenzent-
wicklung zu unterstellen, die sich im wesentlichen an der von der Prognos AG (1995) 
vorgelegten Vorausschätzung des Energieverbrauchs in Deutschland orientiert. Dies bot 
sich nicht nur wegen der Aktualität dieser Studie an, sondern mit Blick auf die hier 
durchzufilhrenden Wirkungsanalysen auch auf grund der dort vorgenommenen hohen 
Differenzierung der sektoralen und technologischen Parameter. Der Prognos-Studie la-
gen die in Tabelle 8 zusammengefaßten Rahmenbedingnngen zugrunde. 
Tabelle 8 








Strom Industrie (Hochspanl"llrlg) 







PkwlKombi mit ottomotoren 
PkwlKombi mit Dieselmotoren 
Pkw/Kombi mit Elektroantrieb 
Kraftomnibusse mit Dieselmotoren 
Kraftomnibusse mit Ottomotoren 




















11,6 9.5 9.9 10,3 10,7 12,4 
5.7 4.5 4.9 5.2 5.9 6.8 
9.1 7.9 7.9 8.3 8.7 10,4 
7.4 6.6 6.7 7.2 7.6 9.5 
3.5 2.5 3.1 3.3 3.6 4.1 
14,4 13.6 11.4 11.1 11.7 14,4 
15,0 13,6 13.8 14,3 14,7 17,0 
17,9 18,5 18,3 18,8 19.2 21.5 
1.2 1,4 1.5 1.5 1.5 1.6 
1.3 1,4 1.5 1.5 1.5 1.6 
1.1 1.1 1.2 
FloHenverbraueh aller neuen PkwlKombi: heute I1Jnd 9,8 11100 km, 2010eIWa 7,5 U100 km und 2020 I1Jnd 5.8U1rnlkm'.1 
Basis. der sektoralen Bruttower1sehöplung in Preisen von 1991. 
und Wasserversorgung. Bergbau, verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe. 
-- --- -- ------------ -- --- --- -----
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Im einzelnen werden in diesem Teil TI die Wirkungen der jeweiligen CO,-
emissionsmindernden Maßnahmen geschätzt, um auf dieser Grundlage im Teil III die drei 
folgenden Szenarien beschreiben zu können, nämlich 
1. das" Ohne-Maßnahmen-Szenario ", bei dem die von 1990 an implementierten klima-
schutzpolitischen Maßnahmen der Bundesregierung nicht berücksichtigt werden. 
2. das "Mit-Maßnahmen-Szenario", das die bis Mitte 1996 (im wesentlichen von der 
Bundesregierung) ergriffenen Maßnahmen von klimaschutzpolitischer Bedeutung ent-
hält. Dieses Szenario entspricht im großen und ganzen den Ergebnissen der Voraus-
schätzung von Prognos, schließt aber die Wirkungen der Maßnahmen mit ein, die erst 
nach Abschluß dieser Vorausschätzung umgesetzt worden sind (z.B. die Selbstver-
pflichtung der deutschen Wirtschaft vom März 1996). 
3. das "Mif-weiteren-Maßnahmen-Szenario ", das zusätzliche Maßnahmen berücksich-
tigt, die grundsätzlich aJs geeignet erscheinen, das von der Bundesregierung gesetzte 
Ziel bis zum Jahre 2005 zu erreichen. 
Die lclimaschutzpolitischen Maßnalunen der Bundesregierung weisen im allgemeinen ei-
nen engen sektoralen Bezug auf, dem hier dadurch Rechnung getragen werden soll, daß 
die Untersuchung der Maßnahmen und ihrer Wirkungen in diesen drei Szenarien im we-
sentlichen in sektoral gegliederter Form durchgefuhrt wird. Dabei werden folgende Sek-







Industrie und Kleinverbraucher 
Haushalte 
Entsprechend den Anforderungen an die Nationalberichte beginnt die sektorale Darstel-
lung zwar mit dem Umwandlungssektor, doch wurden in ihrer zeitlichen und inhaltlichen 
Abfolge zunächst die Maßnahmen in den Endenergiesektoren analysiert. Die Untersu-
chung des Umwandlungssektors berücksichtigt die maßnahmeninduzierten Veränderun-
gen in den Endenergiesektoren. 
35 
1 Sektorübergreifende Maßnahmefi15 
Obwohl die Klimaschutzpolitik der Bundesregierung weitgehend sektoral orientiert ist, 
gibt es einige wesentliche sektorubergreifende Maßnalnnen. Hierzu zählt neben den eher 
generalisierenden Maßnalnnen in den Bereichen Beratung, Infonnation, Aus- und Fort-
bildung sowie Forschung und Entwicklung vor allem die vielfach diskutierte Einführung 
einer allgemeinen Energie-/CO,-IÖkosteuer. Die Bundesregierung selbst hat noch in ih-
rem ersten Nationalbericht (unter Nr. 107) die ,,Einfiihrung einer zumindest EU-weiten 
aufkommens- und wettbewerbsneutralen CO,-lEnergiesteuer" ins Auge gefaßt, dies aber 
von einem entsprechenden Beschluß auf EU-Ebene abhängig gemacht. Ein derartiger 
Beschluß scheiterte bisher aber an der konträren Interessenlage der Mitgliedsländer; es 
ist auch nicht abzusehen, ob und wann es dazu kommen könnte. Die Bundesregierung 
hat einen nationalen Alleingang in dieser Frage jedenfalls ausgeschlossen. 
Andererseits ist nicht zu verkennen, daß eine Energiesteuer einen erheblichen Beitrag zur 
Realisierung der klimaschutzpolitischen Ziele leisten könnte. Hier sei nur auf die entspre-
chenden Arbeiten des DIW hingewiesen, wonach bei einer entsprechenden Besteuerung 
der Energieträger die CO,-Emissionen in Deutschland bis zum Jahre 2005 gegenuber 
1990 immerhin um rund 17 % reduziert werden könnten (Bach et al. 1995). Natürlich 
hängt das Ausmaß der auf grund derartiger Maßnalnnen zu erwartenden CO,-Minderung 
entscheidend von Art und Höhe der Steuerbelastung ab. Nur geringfilgige Preisaufschlä-
ge mägen finanzpolitischen Notwendigkeiten dienen, rur eine wirksame Klimaschutzpo-
litik durften sie aber weitgehend bedeutungslos bleiben. 
Als ein mittlerer Weg mag der von der EG-Kommission vorgelegte Richtlinienentwurf 
fur eine EU-weite CO,-lEnergiesteuer bezeichnet werden, dem die Bundesregierung fol-
gen mächte. In der RWIllfo-Studie sind die damit verbundenen Wirkungen quantifiziert 
worden. 
Folgende Übersicht zeigt fur ausgewählte Sektoren die auf grund der CO,-lEnergiesteuer 
im Jahre 2005 gegenüber dem Referenzszenario erwarteten Minderungen der absoluten 
C02-Emissionen sowie die Emissionsreduktion, die in dem von RWIlIfo untersuchten 
lS Dieses Kapitel wurde federfiiluend vom DIW bearbeitet. 
-_._-------------------
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sog. IMA-Szenario (s.o.) in diesen Sektoren bei Einsatz aller berucksichtigten Maßnah-
men angenommen worden ist (Angaben nach RWIlIfo in Mil!. t CO,). 
Wirkung der Wirkung aller 
CO~-lEnergiesteuer Maßnahmen 
öffentliche Elektrizitätserzeugung -1,8 -15,1 
verarbeitendes Gewerbe -3,0 -16,3 
Güterverkehr -0,4 -1,9 
Personenverkehr -1,9 -13,8 
Kleinverbrauch -1,9 -15,0 
Haushalte -3,2 -10,6 
Die Übersicht macht zwar die grundsätzliche Wirksamkeit der Steuer deutlich, sie läßt 
aber auch die vergleichsweise begrenzten Wirkungen des in der RWIlIfo-Studie analy-
sierten Steuerrnodel1s erkennen. Gemessen an der Wirkung der jeweiligen Maßnahmen-
bündel fallen die steuerinduzierten Emissionsminderungen lediglich bei den privaten 
Haushalten sowie im verarbeitenden Gewerbe ins Gewicht. Die jeweils anderen Maß-
nahmen tragen demgegenüber zu einer wesentlich stärkeren Senkung der 
COrEmissionen bei. 
Dieses Resultat spricht allerdings nicht gegen die schon aus ordnungspolitischen GIiin-
den bestehende Vorteilhaftigkeit einer Energiesteuer; es signalisiert vielmehr, daß der 
vorliegende Steuervorschlag mit Blick auf das Ausmaß der notwendigen Emissionsmin-
demng offenkundig zu schwach dimensioniert ist. 
Zwar sollte nach Auffassung der Projektpartner einer Energiesteuer im Rahmen einer 
wirksamen Klimaschutzpolitik eine besondere Aufinerksamkeit geschenkt werden, doch 
wurde im Rahmen dieser Untersuchung darauf verzichtet, ein sektoTÜbergreifendes 
"eigenes" Steuermodell zu entwickeln und hinsichtlich seiner Wirkungen zu analysieren. 
Abgesehen davon, daß zu diesem Thema inzwischen zahlreiche Arbeiten vorliegen (vg!. 
Kohlhaas, Welsch 1995), ist dieser Verzicht vor a1lent auf entsprechende Hinweise in der 
IMA CO;-Reduktion zuruckzufuhren, wonach für die Bundesregierung zumindest aus 
klimaschutzpolitischen Grunden allenfalls die genannte EU-weite CO,.lEnergiesteuer in 
Frage kommt. Hierzu möge aber der Verweis auf die von RWIlIfo angestellten Rech-
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nungen ausreichen. Unabhängig davon sind in der hier vorliegenden Untersuchung fiir 
einzelne Bereiche (z.B. Verkehr) zumindest die Wirkungen sektorbezogener Steuern 
aufgezeigt worden. 
2 Energie- und Umwandlungssektoren 
Die Energie- und Umwandlungssektoren sind die Bereiche mit den 
- zusammengenommen - bei weitem höchsten CO,-Emissionen. Nach der IPCC-
Abgrenzung sind sie in Deutschland mit reichlich 40 % an den gesamten CO,-Emissionen 
beteiligt; in den neuen Bundesländern sind es nahezu 60 %, in den alten Bundesländern 
etwas weniger als 40 % (vgl. Tabelle 9). 
Tabelle 9: 
Anteil der Energie- und Umwandlungssektoren 
an den gesamten COrEmissionen Deutschland in % 
1990 1991 I 1992 I 1993 L 1994 
Summe Energieerzeugung und ·umwandJung 
Alte Bundesländer 39,0 38,9 38,5 37,9 '38,9 
Neue Bundesländer 53,7 58,9 60,1 58,6 58,5 
Deutschland 43,4 43,6 43,1 42,2 42,8 
davon: Kraftwerke 
Alte Bundesländer 33,8 33,7 33,3 32,7 32,9 
Neue Bundeslander 16,2 13,2 12,3 11.8 11,5 








davon: Heizkraftwerke/Fernheizwerke so'Nie Obrige Energieumwandlung 
Alte Bundeslander 5,2 5,2 5,1 5,3 6,0 5,4 
Neue Bundesländer 16,0 16,5 15,3 13,6 12,3 9,9 
Deutschland 8,5 7,9 7,3 7,0 7,2 6,2 
Quellen' USA; Arbeitsgemeinschaft Energiebilanzen; Berechnungen des DIW. 
2.1 Elektrizitäts- und Fernwärmewirtschaft 
Innerhalb des Energie- und Umwandlungssektors dominiert mit zunehmender Tendenz 
die Elektrizitätswirtschaft: Im Jahre J 995 .hatte sie einen Anteil an den Emissionen des 
gesamten Energiesektors von etwa 85 %, gefolgt von der Fernwärme mit etwa 8 %. Auf 
alle übrigen Umwandlungsbereiche zusammen entfielen lediglich rund 7 %; diese Sekto-
ren werden daher im folgenden nicht gesondert berücksichtigt. 
In Tabelle JO ist die Entwicklung der CO,-Emissionen in Anlehnung an die entsprechen-
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den Ergebnisse der Prognos-Vorausschätzung dargestellt. Danach wird fiir die Jahre 
1990 bis 2005 fiir Deutschland insgesamt mit einer Reduzierung um rund 60 MiIL t oder 
um etwa 14 % gerechnet. Dieser Rückgang ist fast ausschließlich auf die Veränderungen 
in den neuen Bundesländern zufÜckzufiihren; während die Emissionen im Energiesektor 
der alten Bundesländern praktisch konstant bleiben. 
Tabelle 10: 
CO,-Emissionen im Energie- und Umwandlungssektor in Deutschland bis zum 
Jahre 2005 in Anlehnung an die Vorausschätzung von Prognos') 
Kraftwerke 23Sl 243 238 244 243 2 
Fernwärme 15 16 16 16 16 7 
Ubrige Umwandjungsbereiche 22 22 23 18 17 -23 
Kraftwerke 115 89 BO 78 85 -26 
Fernwärme 2B 20 16 14 11 -61 
Obrige Umwandlungsbereiche 21 10 1 8 6 -71 
Kraftwerke 354 333 317 322 328 -7 
Fernwärme 43 36. 32 30 27 -37 
übrige Umwandlungsbereiche 43 32 24 26 23 -46 
nach U8A 
Innerhalb des Energiesektors wird der Emissionsanteil der Elektrizitätswirtschaft weiter 
zunehmen, und zwar bis auf 87 % im Jahre 2005 (Fernwärme: 7 %; übrige Umwand-
lungssektoren: 6 %). 
2.1.1 Elektrizitätswirtschaft 
Vor diesem Hintergrund kommt Maßnalunen zur Minderung der CO,-Emissionen im Bo-
reich der Elektrizitätswirtschaft eine besondere Bedeutung zu. Allerdings ist festzustel-
len, daß sich in dem umfangreichen Katalog der Bundesregierung keine direkt auf den 
Kraftwerksbereich zielenden Maßnahmen finden, wenn man an dieser Stelle die Maß-
nahmen zugunsten der Förderung von Stromerzeugungssystemen auf Basis emeuerbarer 
Energiequellen ausklammert (vgL dazu Teil Tl, Kapitel 2.2) und von einigen 
FuE-Aktivitäten absieht. Zu den FuE-Aktivitäten zählen vor allem die im IMA-Katalog 
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genannten Maßnahmen 41 und 42, bei denen es von der Zielsetzung her grundsätzlich 
um die Weiterentwicklung zugunsten höherer Erzeugungswirkungsgrade geht. 
Schon die heutigen Kraftwerksgenerationen - insbesondere die Gas- und Dampfturbinen-
kraftwerke - weisen erheblich günstigere Wirkungsgrade auf als die noch in Betrieb be-
findlichen Anlagen. Mit zunehmender FuE-gestützter Marktdurchdringung ist eine weite-
re Effizienzsteigerung zu erwarten, die teilweise bereits bis 2005 wirksam ,werden könn-
te. So erwartet Prognos, daß sich der durchschnittliche Jahresnutzungsgrad der Stromer-
zeugung im gesamten Kraftwerkspark in Deutschland schon im Referenzszenario von 
knapp 38 % im Jahre 1993 um beinahe 3 Prozentpunkte a"fnahezu 41 % im Jahre 2005 
erhäht; bei Erdgaskraftwerken wird in dieser Periode sogar mit einer Steigerung von 
42,3 % auf 46,5 % gerechnet. Längerfristig erscheint die Entwicklung von Brennstoffzel-
len fur den Einsatz in Kraftwerken als eine aussichtsreiche Technik, die es durch entspre-
chende FuE-Aktivitäten (vg!. dazu auch die Maßnahme Nr. 48 im IMA-Katalog) zu un-
terstützten gilt. 
Abgesehen von den FuE-Aktivitäten ist im Elektrizitätssektor derzeit lediglich die Selbst-
verpflichtungserklärung der VDEW als eine klimaschutzrelevante Maßnahme zu nennen. 
VDEW beziffert das CO,-Minderungspotential fur den Bereich der öffentlichen Strom-
versorgung fur die Periode von 1987 bis 2015 aufrund 25 %; gegenüber 1990 'wird bis 
2015 mit einem Reduktionspotential von 12 % gerechnet. Bezogen auf den von der 
Bundesregierung genannten Zeitraum 1990 bis 2005 erwartet VDEW eine Senkung der 
CO,-Emissionen um 8 bis 10 %. Der untere Wert entspricht recht genau den Ergebnissen 
der Vorausschätzung von Prognos, wonach es innerhalb dieser Periode zu einer Verrin-
gerung der CO2-Emissionen um 8 % konunen könnte. Im übrigen ist darauf zu verwei-
sen, daß VDEW die Erfullung ihrer Selbstverpflichtungserklärung von einer Reihe von 
Voraussetzungen abhängig macht, die - insbesondere mit Blick auf die weitere Nutzung 
der Kernenergie - aus heutiger' Sicht keinesfalls als gesichert gelten können. Alles in al-
lem werden die COrmindernden Effekte dieser Selbstverpflichtungserklärung fur das 
Jahr .2005 in der RWIlIfo-Studie auf rund II Mill. t veranschlagt (Hillebrand 1996, S. 
62/63). Dabei sind Wirkungsgradsteigerungen bei den konventionellen Kraftwerken 
(etwa 5 Mil!. t CO,), Leistungssteigerungen'bei Kernkraftwerken (etwa 2 Mil!. t CO,) 
und die verstärkte Nutzung erneuerbarer Energiequellen (etwa 5 Mill. t CO,) berück-
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sichtig! worden. Dieser Einschätzung wird in der hier vorliegenden Untersuchung grö-
ßenordnungsmäßig gefolgt: Die CO,-mindernden Wirkungen der auf den breiteren Ein-
satz von erneuerbaren Energiequellen zielenden Selbstverpflichtung werden mit 
5,5 Mill. t CO" die Effekte der übrigen Maßnahmen zusanunengenornmen mit rund 
7 Mill. t CO, beziffert. 
Auf EU-Ebene sind inzwischen die Weichen für eine Liberalisierung des Strommarktes 
gestellt worden. In dieselbe Richtung zielen die Bestrebungen der Bundesregierung, den 
Elektrizitätssektor einer stärker wettbewerbsorientierten Ordnung zu unterwerfen. Zwar 
sind die klimaschutzpolitischen Konsequenzen dieser Aktivitäten derzeit kaum einzu-
schätzen, doch ist anzunehmen, daß sich zumindest die Tendenz zugunsten der Ver-
stromung von Erdgas verstärken wird. Allerdings ist der Spielraum hierfür angesichts des 
in Deutschland existierenden Kraftwerksparks begrenzt. Hier werden die aus diesen 
Maßnahmen resultierenden CO,-mindemden Wirkungen für 2005 in grober Annäherung 
mit rund 6 Mit\. tangesetzt. 
Schließlich müssen als Folge bereits ergriffener klimaschutzpolitischer Maßnahmen auch 
die indirekten Wirkungen beachtet werden, die mit den maßnahmenabhängigen Verände-
rungen der Stromnachfrage in den Endenergiesektoren verbunden sind. Immerhin wird 
der dadurch hervorgerufene Stromminderverbrauch im Jahre 2005 mit fast 30 Mrd. kWh 
angegeben; dem entspricht eine Reduktion der CO,-Emissionen um reichlich 16 Mil\. t. 
Unter den Bedingungen des "Mit-Maßnahmen-Szenarios" könnten sich die CO,-
Emissionen bei der Stromerzeugung wie folgt entwickeln, wobei zum Vergleich auch die 










Durch die für das "Mit-Maßnahmen-Szenario" unterstellten Maßnahmen würden also die 
CO,-Emissionen im Jahre 2005 um fast 27 Mill. t oder um knapp 8 % niedriger ausfallen 
als im "Ohne-Maßnahmen-Szenario". Gegenüber 1990 würde dies eine Reduktion um 
rund 10 % bedeuten; verglichen mit 1995 blieben die Emissionen praktisch unverändert. 
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Eine Emissionsminderung erfordert daher den Einsatz zusätzlicher Maßnahmen. Über die 
zuvor skizzierten Maßnahmen hinaus ergeben sich (technische) Handlungsspielräume rur 
Emissionsminderungen im Bereich der Elektrizitätswirtschaft grundsätzlich durch 
• den Bau von neuen Stromerzeugungsanlagen mit hohen Wirkungsgraden, 
• eine Veränderung der Kraftwerkseinsatzstruktur in Richtung emissionsännerer 
Brennstoffe, 
• die verstärkte Nutzung der Kraft-Wärme-Kopplung, 
• eine Verringerung des Strombedarfs. 
Spürbare Wirkungen auf die kraftwerksseitig bedingren Emissionen ergeben sich unab-
hängig von den unmittelbar stromerzeugungsbezogenen Aktivitäten wiederum durch die 
weiteren Maßnahmen, die innerhalb der einzelnen Endenergiesektoren auf eine Senkung 
des Stromverbrauchs zielen. Im Vergleich zu dem "Mit-Maßnahmen-Szenario" läßt sich 
der Stromminderverbrauch im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" rur das Jahr 2005 
immerhin auf 48 Mrd. kWh veranschlagen; allein dies würde eine zusätzliche Reduktion 
der CO,-Emissionen um rund 28 Mil!. tauslösen. 
Angesichts des bis 2005 rur den Kraftwerkssektor nur noch vergleichsweise kurzen Um-
setzungszeitraumes und der auf Sicht ausreichenden Kraftwerkskapazitäten wird bei den 
folgenden Überlegungen rur das "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" schon aus öko-
nomischen Grunden keine stärkere Neubautätigkeit als im "Mit-Maßnahmen-Szenario" 
angenommen. Deshalb dürfte auch ein weiterer Zubau von Kernkraftwerken umealistisch 
sein. Spielraum dürfte es jedoch bei der künftigen Struktur der Stromerzeugung geben. 
So wird unterstellt, daß die Anpassung an das geringere Niveau der Stromerzeugung im 
"Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario", das auf grund der Stromverbrauchsminderung in 
den Endenergiesektoren eintreten würde (s.o.), ausschließlich zu .Lasten der Verstrom-
ung der emissionsintensiven Braun- und Steinkohle geht. Relativ dazu vergrößert sich al-
so das Gewicht der emissionsärmeren oder -freien Energieträger. Insgesamt errechnet 
sich daraus ein CO,-Minderungseffekt in Höhe von reichlich 17 Mil!. t. Durch eine ver-
besserte Selbstverpflichtung sollte sichergestellt werden, daß die Elektrizitätswirtschaft 
einer derartigen Strukturanpassung folgt. 
42 
Unter Berücksichtigung von Überiappungen bei den Maßnahmenwirkungen könnten die 
CO2-Emissionen in der Elektrizitätswirtschaft im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" 
nachstehenden Verlauf aufweisen (Angaben in Mill. t CO,): 
Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario 353,6 317,5 303,5 274,8 
Im Vergleich zu dem "Mit-Maßnahmen-Szenario" wären die CO,-Emissionen demnach 
im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" im Jahre 2005 um 44 Mil!. t oder um fast 14 % 
niedriger; gegenüber 1990 bedeutet dies einen Rückgang um reichlich ein Fünfte!. 
In der Tabelle 11 sind noch einmal die den Szenarien zugrunde gelegten Maßnahmen mit 
ihren (isolierten) CO,-mindemden Wirkungen dargestellt. 
Tabelle 11: 
Maßnahmen zur Reduktion der COrEmissionen im Bereich der Stromerzeugung 
'~ An,,, , .~'"' , ~ 
Erklärung der Energieversorger zur Mmderung der C02" 
Selbstverpnlch- Selbstver· Emissionen im Bereien der öffentlichen Strom erzeugung 
lungen (VOEW) pfliehtun· durch ErhOhUllQ der Wirkungsgrade der konventionellen ergriffen 4.0 7,0 
(IMA:Nr.110) 
"" 
I Kraftwel_ke, SteigelUflg der Leistungsfähigkeit der 
U.a.~ 
2 o,~,,::~ Verslllrk1er Zubau von Erdga:>-G uD-Kraftwerken ergriffen 3,0 6,0 
, 
3 Minderung der , '" "'" ergriffen 8,7 16,3 Stromnachfrage-I , . 
, 
Mindertll1gder d,"-' ;(~";;;i~" . ,," ;::;" 7,7 26,0 Strom nachfrage 11 , , , 
, Anpassung der Stromerzeugung an eie geringere 
SelbslVer- Slromnachfrage durch Rucknatvne der Kapazitalen bei 
5 ~""'."" pfllehtun· Steinkohlen- und BraunJ<:ohlenkraftnoerken; Kapazitäfen I;:~~;" 5,7 17,4 dEr Obrigen Kraftwerke wie Im 'Mit-Maßnatvnen-
."""""""",.," "'" 




Weiterhin sind zum besseren Verständnis der jeweiligen Szenarien ruf den Stromsektor in 
Tabelle 12 die Annahmen und Ergebnisse im Detail ausgewiesen. 
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Tabelle 12: 















































































1270 1331 1497 
1796 1451 1357 
110 76 93 
336 337 481 
15. 208 231 
1442 1433 1429 
kA 147 168 
kA 143 141 
kA 8 10 
kA 41 60 
kA 24 27 
kA 154 155 
8,9 
24,0 
kA 4358 4478 
kA 5898 6813 
kA m 1090 
kA 2096 2600 
kA 2718 2242 
92 92 92 
112 111 111 
Tl 78 78 
56 56 56 
117 122 138 
200 162 151 
8 5 7 





































































































































Mit einem Emissionsniveau von knapp 32 Mill. t CO, im Jahre 1995 hat die Femwär-
rnewirtschaft in Ge,amtdeutschland nur ein vergleichsweise geringes GeWicht. Unter 
emissionsseitigen Aspekten liegt die Bedeutung dieses Sektors in erster Linie darin, daß 
er in der Lage ist, insbesondere auf Basis der Kraft-Wärme-Kopplung Energie sehr ratio-
nell und damit relativ emissionsarm zur Verfugung zu steHen. Der verstärkte Ausbau der 
Kraft-Wärme-Kopplung stellt daher eine wesentliche Option auf dem Wege der Realisie-
rung der klimaschutzpolitischen Ziele der Bundesregierung dar. 
Für den industriellen Bereich sind die entsprechenden Maßnahmen in Kapitel HA be-
schrieben. Bei den im folgenden skizzierten Szenarien /Ur die öffentliche Femwärmever-
sorgung werden aber im wesentlichen nur die Auswirkungen berücksichtigt, die sich aus 
den sektorbezogenen Maßnahmen im Bereich der Endenergienachfrage ergeben (vgl. 
Tabelle 13). In Tabelle 14 sind - in der Abgrenzung der Energiebilanzen - die letztlich be-
rilcksichtigten Szenarien /Ur die Heizkraftwerke und Fernheizwerke dargestellt. 
Danach würden sich die femwärmebedingten Emissionen in den Jahren bis 2005 in allen 
drei Szenarien gegenüber 1990 (43 Mil!. t CO,) und 1995 (knapp 32 Mill. t CO,) auf ei-
ne Größenordnung von rund 27 bis 28 Mil!. t CO, vemngern. 
Tabelle 13: 
Maßnahmen zur Reduktion der C01~Emissionen im Fernwärmebereich 
Ud. Maßnatvne Art des .1 Wirkungsweise S" .. Wirk in MilI. t C<h 
.... Instruments 2000 2005 
Erhöhung der Keine eigenständige Maßnatvne, sondern Resultat der ergriffenen 
1 Ferrr.ot.lrme-- Maßnatvnen in den EndenergieseklOlen (dort nicht als ergriffen -0,3 -0,5 
nachfrage I femwärmebedingte Emissionsmlnderung ausgewiesen) 
Erhöhung der Keine eigenstllndlge Maßnahme, sondern ResUltat der vorgeschla· 
vorge-, Fernwärme· genen Maßnahmen in den Endenergiesektoren (dort nlch! ais 
schlagen -0,5 -1,3 nachfrage 11 fem.....-ärmebedingte Emissionsrninden.Jng ausgel'desen) 
StruI!taelle Ände- Anpassung der Femwllrmeerzeugung an die hahere Fernwärmenach-
3 rung der Fern- frage dweh stärkere Nutzung von Erdgas-Heizkraltwerken: Nutzl.mg der vorge- 0'< 0,7 Obrigen Kraftwerke wie im "MiI·Maßnahmen-Szenarlo", Im Ergebnis schlagen 
wärmeerzeugung emissionsarmere ErzeugungsstruktUf, 






















Szenarien zur Entwicklung der C01-Emissionen 













92 92 92 '2 
111 112 11. 11. 11. 
76 75 75 7. 75 
56 56 56 .. 56 
M~I.t 8,6 10,7 9,7 9,' 9,8 
Mill.t 2'~ 9,1 7,4 5,. 7,' 
Mill.t 3,2 3,8 ',6 4,1 4,6 
Mill.1 6,. 7,7 7,' 7,. 7,6 
",6 75,6 71~ 65. 71~ 
111,9 87; .,~ 74,1 81~ 





"~ 15,4 37~ 35,7 40~ 
.,  .,. 
92 92 B2 
11. 11. 11. 
7. 75 7 • 





65. 70,4 63.7 
74,1 80;, 72.1 
Ein wichtiges klimaschutzpolitisches Handlungsfeld stellen emeuerbare Energiequellen 
dar. Sie werden hier innerhalb des Energiesektors behandelt, da ein großer Teil ihrer 
Nutzungsmöglichkeiten im Bereich der Elektrizitätswirtschaft liegt, Erneuerbare Ener-
giequellen werden allerdings auch in mehr oder weniger großem Umfang unmittelbar in 
den Endenergiesektoren eingesetzt Aus pragmatischen Gründen werden sie hier aber zu-
sammenfassend dargestellt. 
16 Dieses Kapitel mlIde fede.rfuhrend vom DIW bearbeitet. 
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2.2.1 Bisherige Nutzung und Status-Quo-Prognose 
Erneuerbare Energiequellen tragen bisher nur in geringem Maße zur Energieversorgung 
in Deutschland bei. Gemessen am Primärenergieäquivalent - und bewertet nach der 
Substitutionsmethode- hatten sie im Jabr 1992 mit insgesamt 318 PJ einen Anteil von 
2,3 %. Es handelt sich überwiegend um Wasserkraft, Holz und Müll. Zwei Drittel des 
Beitrags emeuerbarer Energien zur Deckung des Primärenergieverbrauchs dienen der 
Stromerzeugung. Damit werden 4,5 % der gesamten Stromerzeugung erreicht (3,2 % 
Wasserkraft. 1.1 % Müll). 
Die bisherige Nutzung emeuerbarer Energien spiegelt weitgehend die wirtschaftlichen 
Einsatzmöglichkeiten in Deutschland wider. Während Wasserkraft. Restholz und Müll 
seit langem Niederschlag in den Energiebilanzen finden. werden neuere Systeme. die im 
allgemeinen hohe Investitionen erfordern. noch wenig genutzt. Auch die künftigen Nut-
zungschancen hangen sehr stark davon ab, in welchem Maße emeuerbare Energien staat-
liehe gefördert werden. 
Nach der vorliegenden Prognose der energiewirtschaftlichen Entwicklung (prognos 
1995) werden emeuerbare Energien künftig "einen deutlich wachsenden Beitrag zur 
Wärme- und Stromversorgung in Deutschland leisten". Im Vergleich zu den technischen 
Möglichkeiten und den ökologischen Vorteilen der Systeme wird unter Status-Quo-
Bedingungen aber nur eine geringe Ausschöpfung der Potentiale erwartet. da viele An-
wendungsfalle - ohne weitere Förderung - einzelwirtschaftlich nicht rentabel sind. Ange-
sichts einer "moderaten" Entwicklung der Energiepreise ändert sich dieses Bild bei einer 
Reihe von Techniken auf mittlere Sicht nur wenig. 
Die Prognose geht im Grundsatz von den heutigen energiepolitischen Rabrnenbedingun-
gen aus. Hierzu zählen vor allem die bereits umgesetzten bundespolitischen Maßnahmen 
zur Förderung erneuerbarer Energien wie das Stromeinspeisungsgesetz. Berücksichtigt 
werden auch Impulse, die von Demonstrationsprogrammen ausgelöst wurden. Daneben 
werden in der Regel nur erkennbare Initiativen auf regionaler und lokaler Ebene in Rech-
nung gestellt. Die Schätzung der künftigen Nutzung von Photovoltaik beruht aufÜberle-
gungen zu einer begrenzten kostendeckenden Vergütung. 
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Nach den Ergebnissen der Prognose (vgl. Tabelle 15) erhöht sich der Beitrag emeuerba-
rer Energien in Deutschland bis zum Jahr 2020 um rund 60 % auf 514 PJ, dies sind 
3,6 % des Primärenergieverbrauchs. Bis zum Jahr 2005 wird ein Beitrag von 432 PJ oder 
3,0 % erwartet; gegenüber dem Jahr 1992 wäre dies eine Zunahme um 36 %. 
Tabelle 15: 
Projektion des Beitrags erneuerharer EnergiequeUen in Deutschland 
Holz, stroh 43,_ 49,6 53,< 56,7 58,1 60,_ 59,7 69,7 
Umgebungswarme <,. _,3 7,3 6,7 10,6 12,0 _,7 13,8 
Solarthermische 0,_ 1,7 3,5 _,1 .,5 12,5 1,1 3,1 _,0 10,0 15,3 19,6 Energie 
• Stroh, 1,6 3,0 3,. 5,3 7,4 .,3 1,6 2,6 3,5 
-,-
_,2 7,5 
MOli, 19,2 22,8 24,7 26,_ 28,2 29,. 18,5 20,7 21,9 22,. 23,S 24,3 Depontegas 
K1ar-. Biogas 
Wasserkraft 62,3 67,2 69,_ 71,9 73,0 163,3 171,8 173,6 174,8 173,8 170,4 
Windenergie 1,3 14,5 19,7 23,3 25,6 3,_ 37,1 49,1 56,_ 61,0 62,8 
Photovoltaik. 0,0 0,2 0,4 0,_ 0,. 0,0 0,_ 1,1 1,_ 2,1 2,5 
Ho~ 1,7 3,5 <,. -,. 9,0 4,4 .,1 12,5 17,2 22,1 24,9 
Stroh, Energiegras 0,0 0,0 0,1 0,3 0,. 0,0 0,1 0,3 0,7 2,2 3,8 
MOU, Klärschlamm 21,0 26,_ 34,_ 41,3 44,2 56,3 69,. 88,3 102,8 107,8 110,1 
Deponiegas 0,9 1,0 1,0 0,. 0,. 2,5 2,_ 2,5 2,3 2,2 2.1 
Klar., Biogas 0,3 0,4 0,4 0,8 1,0 1,2 1,4 1,< 
Summe in PJ 113,3 130,7 230,4 291,8 328,4 357,3 372,5 378,1 
Der größte Zuwachs wird fur den Bereich der Stromerzeugung vorhergesagt. Die rege-
nerative Stromerzeugung erhöht sich von 24,3 TWh im Jahr 1992 auf36,3 TWh im Jahr 
2005 und 44,9 TWh im Jahr 2020. Bewirkt wird diese Entwicklung im wesentlichen 
durch eine stärkere Nutzung von Windkraft, Müll, Wasserkraft und Holz. Bei der Be-
reitstellung von Wärme gewinnen neben Holz und Müll vor allem-(thenniscbe) Solarkol-
lektoren und Wärmepumpen mehr und mehr an Bedeutung. 
2.2.2 Maßnahmen zur Förderung erneuerbarer Energien 
Die Bundesregierung hat in der Vergangenbeit zahlreiche Maßnahmen ergriffen, die di-
rekt oder indirekt die Nutzung emeuerbarer Energiequellen im Inland wie im Ausland 
fördern. Gleichzeitig haben die Europäische Union, Länder und Gemeinden sowie einzel-
- -- - ~------
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ne Unternehmen zum Teil große Anstrengungen in diesem Bereich unternommen. Hinzu 
kommen unterschiedliche private Initiativen, die vonviegend ökologisch motiviert sind. 
Die Bedeutung, die emeuerbaren Energien in den verschiedenen Ressorts auf der Ebene 
der Bundespolitik zugemessen wird, wird auch dadurch deutlich, daß ein großer Teil der 
Maßnahmen, die im ersten Nationalbericht der Bundesrepublik Deutschland genannt 
sind, erneuerbaren Energien zugute kommen (BMU 1994). 
Tabelle 16 gibt einen Überblick über bisher beschlossene oder geplante bundespolitische 
Maßnahmen, die fur die Nutzung emeuerbarer Energien relevant sind. Die Vielfalt dieser 
politischen Instrumente umfaßt technikübergreifende und technikspezifische Maßnahmen 
mit unterschiedlicher Eingriffsintensität des Staates. Es handelt sich überwiegend um 
preispolitische Maßnahmen, Zuschüsse zur Demonstration, Erprobung und Anwendung, 
um Forschungsförderung und um unterschiedliche Maßnahmen zur Infonnation und zur 
Beseitigung von Hemmnissen. Die Maßnahmen sind an unterschiedliche Akteure und 
Zielgruppen gerichtet, wie Haushalte, Industrieunternehmen, EVU, Kommunen, be-
stinunte Anlagenbetreiber, öffentliche Einrichtungen und die Wissenschaft. In der Tabelle 
sind jeweils die Arten emeuerbarer Energien angekreuzt, die durch die einzelnen Maß-
nahmen speziell begünstigt werden. Allgemeine Maßnahmen wie die Förderung der In-
fonnation über emeuerbare Energien betreffen in der Regel sämtliche Nutzungsarten; in 
diesen FäHen ist auf eine Kennzeichnung verzichtet worden. 
In Tabelle 17 sind quantitative Schätzungen der Wirkungen ausgewählter bisheriger und 
zusätzlicher Maßnahmen zusammengefaßt. Die Beiträge stromerzeugender Systeme zur 
Reduktion von CO,-Emissionen beruhen im wesentlichen auf Schätzungen der geförder-
ten Nennleistung. Durch Multiplikation mit der hierauf bezogenen Jahresausnutzungs-
dauer ergibt sich die geschätzte jährliche Stromerzeugung. Die Emissionsverminderung 
wird hier durchgängig unter der Annahnie einer Substitution von Strom aus Steinkohle-
kraftwerken mit einem Jahresnutzungsgrad von 40 % bewertet. Nach STE (l992) be-
trägt der brennstoftbezogene CO,-Faktor fur Steinkohle 0,093 kg CO,IMJ oder 0,3348 
kg COz/kWh; auf die Stromerzeugung bezogen errechnet sich hieraus eine spezifische 
Emission von 0,837 kg CO,lkWh. Bei wärmeerzeugenden Systemen ist - soweit nicht 
anders angegeben - ein über Oas und Öl gemittelter Faktor von 0,234 kg CO,IkWh zu-
grunde gelegt worden. 
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Tabelle 16: 
Einzelrnaßnahmen des Bundes zur Förderung erneuerbarer Energien 
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Tabelle 17: 
Quantifizierung der Wirkung ausgewählter Maßnahmen zur Förderung erneuerbarer Energien im Jahre 2005 
Strom Wärme Gesamt 
Maßnahmen Wind- I Photo- 'wasser-I MOli, BiO-I Solar- , I wärme-I Mall, BiO-\ Energie- C02-Ein- Bundes-kraft voltaik kraft ~:~~~ Summe kollektor pumpe masse Summe gewinn sparung Mittel 
U,8. 
TWhla TWhla MiII.lla Mill.DM 
Bisherige Maßnahmen 
3 SIi"omeinspeisungsgesetz 4,000 0,080 2,000 1,667 7,747 
-
7,747 6,484 
6 Förderprogramm BMWi 1994195 0,051 
-
0,012 0,063 0,015 -
-
0,015 0,078 0,056 20 




- 0,027 0,023 31 
44 1000-Dächer-PV-Programm 0,004 - - 0,004 - 0,004 0,003 95 




- 0,672 0,562 400 









0,150 0,150 0,150 0,035 
110 Selbstverpflichtungen 5,500 -
112 Förderprogramm BMWj 199511998 0,072 0.002 0,036 -0,109 0,000 0,028 0,394 0,189 0,612 0,612 0,143 99 
Wellere Maßnahmen 
Vorschlag aus BMWi-Gesprächszirkel 6 5,500 0,048 1,600 1,950 9,098 0,806 0,639 5,833 7,278 16,376 9,318 4000 






0,000 0,200 0.167 2500 
Summe bisheriger Maßnahmen 4,821 0,087 2,048 1,558 8,513 0,053 0,394 0,339 0,787 9,300 12,809 645 
Summe zusätzlicher Maßnahmen 5,500 0,248 1,600 1,960 9,298 0,806 0,639 5,833 7,278 16,576 9,495 6500 
Nachrichllich: (Prognos 1995) 
Prognose fOr 2005 5,472 0,111 19,333 11,389 36,306 0,972 2,028 22,889 25,889 62,194 36,446 
Prognose für 2000 4,028 0,056 18,667 8,722 31,472 0,472 1,750 21,056 23,278 54,750 31,789 
Stand im Jahr 1992 0,361 0,001 17,306 6,611 24,278 0,167 1,361 18,000 19,528 43,806 24,890 
Differenz 2005 zu 1992 5,111 0,110 2,028 4,778 12,028 0,806 0,B67 4,889 6,361 18,389 11,556 . 
Anmerkungen und Quellen siehe Text. 
") Bei Maßnahme 112 abzOglich Stromverbrauch fOr Wärmepumpen. 
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Durch die nach der Status-Quo-Prognose im Jahr 2005 zu erwartende Nutzung erneuer-
barer Energien wird insgesamt eine Einsparung von CO,-Emissionen von 36 Mil!. t be-
wirkt. Ein großer Teil dieses Beitrages würde auch ohne energie- und umweltpolitische 
Maßnahmen realisiert. Die bisher ergriffenen Maßnahmen tragen hierzu - soweit Quanti-
/izierungen möglich sind - in der Summe mit 12,8 Mill. t bei. Diese Angabe sollte aller-
dings nur als Orientierungsgröße verstanden werden. Aufgrund von gewissen Doppelzäh-
lungen dürften die direkten Wirkungen der berücksichtigten Maßnahmen insgesamt klei-
ner sein; andererseits kommen indirekte Effekte von Maßnahmenkombinationen hinzu. 
Durch weitere Maßnahmen könnte der Reduktionsbeitrag emeuerbarer Energien im Jahr 
2005 gegenüber der Status-Quo-Prognose beträchtlich gesteigert werden. Die ZUSätzli-
che Wirkung der hier betrachteten weiteren Maßnahmen wird auf 9,5 Mill. t CO, ge-
schätzt. 
In den folgenden Abschnitten werden die quantitativen Wirkungen von technikübergrei-
fenden und technikspezifischen Maßnahmen im einzelnen erläutert. Darüber hinaus wer-
den Hinweise fur die Wirkungsweise von qualitativen Maßnahmen gegeben, die insbe-
sondere im Rahmen von integrierten Strategien in Kombination mit anderen politischen 
Instrumenten von Bedeutung sind. 
2.2.3 Wirkungen bisher ergrifTener Maßnahmen 
2.2.3.1 Vergütungsregelungen 
Stromeinspeisungsgesetz (Maßnahme 3) 
Nach dem Gesetz über die Einspeisung von Strom aus emeuerbaren Energien 
(Stromeinspeisungsgesetz) vom 7.12.1990 sind die Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
verpflichtet, den in ihrem Versorgungsgebiet erzeugten Strom aus emeuerbaren Energien 
abzunehmen und den eingespeisten Strom mindestens nach den vorgegebenen Sätzen zu 
vergüten. Das Gesetz gilt nach der Änderung vom 19.7.1994 fur Strom, der aus Wasser-
kraft, Windkraft, Sonnenenergie, Deponiegas, Klärgas oder aus Produkten oder biologi-
schen Rest- und Abfallstoffen der Land- und Forstwirtschaft oder der gewerblichen Be-
und Verarbeitung von Holz gewonnen v.rird. Ausgenommen sind bestimmte Anlagen mit 
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einer Leistung über 5 MW sowie AnJagen, die zu über 25 % dem Bund, einem Land, öf-
fentlichen EVU oder mit ihnen aktienrechtlich verbundenen Unternehmen gehören. 
Für Strom aus Sonnenenergie und Windkraft beträgt die Vergütung mindestens 90 % des 
Durchschnittserlöses je kWh aus der Stromabgabe von Energieversorgungsunternehmen 
an alle Letztverbraucher. Für alle anderen Anlagen beträgt dieser Satz seit 1994 minde-
stens 80 % (vorher 75 %). Strom aus Wasserkraftanlagen mit einer Leistung über 500 
kW muß zum Teil mindestens mit 80 % und zum Teil mindestens mit 65 % des Durch-
schnittserlöses vergütet werden. Der Mindestpreis fur ein Jahr richtet sich nach dem 
Durchschnittserlös des vorletzten Jahres. Im Jahr 1996 gelten danach folgende Mindest-
sätze (BMWi, 1 I.l. 1996): 
• fur Strom aus Sonnenenergie und Windkraft 17,21 Pfi'kWh 
• fur Strom aus allen anderen Anlagen 15,30 Pfi'kWh und 
• fur einen Teil des Stroms aus größeren WasserkraftanJagen 12,43 Pfi'kWh. 
Das Stromeinspeisungsgesetz wird insbesondere von der Vereinigung Deutscher Elek-
trizitätswerke auch unter verfassungsrechtlichen Aspekten kritisiert. Sowohl der Proguo-
se als auch der Wirkungsschätzung liegt die Annahme zugrunde, daß die Einspeisungs-
und Vergütungsregelungen in der gegenwärtigen oder in einer rechtlich modifizierten, 
aber gleichwertigen F onu auch künftig gültig bleiben. 
Die Wirkung des Stromeinspeisungsgesetzes auf die bisherige und künftige regenerative 
Stromerzeugung und die dadurch bewirkte Emissionsreduktion ist nicht einfach zu be-
rechnen. Der unmittelbare Effekt besteht in einer Verbesserung der Erlösentwicklung 
während der Lebensdauer der Anlagen. Hiervon profitieren Betreiber bestehender Anla-
gen ebenso wie Investoren, die ohnehin Anlagen errichten würden. In beiden Fällen ent-
stehen insofern Mitnahmeeffekte. Die angestrebte Wirkung besteht hingegen in der Mo-
bilisierung zusätzlicher Investitionen. Ein solcher Anreiz wird vor a11em bei solchen Vor-
haben wirksam, die an der Schwelle der Wirtschaftlichkeit stehen. Während auf der einen 
Seite wesentlich günstigere Projekte auch ohne erhöhte Vergütung realisiert würden, än-
dert sich die ökonomische Bewertung von sehr teuren Projekten hierdurch allein nur 
wenig. Hierbei ist aber auch zu beachten, daß die Vergütungshöhe in Kombination mit 
anderen Fördermaßnahmen auch bei größeren Differenzen zwischen Preis und Kosten 
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von entscheidender Bedeutung sein kann. Dies ist vor allem an der Entwicklung der 
Windenergie in Deutschland erkennbar geworden. Unabhängig von der Höhe der Vergü-
tung spielt das Stromeinspeisungsgesetz auch schon allein deshalb eine wesentliche Rol-
le, weil hiermit die Energieversorgungsunternehmen zur AbnaIune von elektrischer 
Energie verpflichtet werden. 
Die bisherige Wirkung des Einspeisungsgesetzes, das arn 1.1.1991 in Kraft getreten ist, 
läßt sich besonders deutlich an dem Ausbau der Windenergie in den letzten Jahren able-
sen, der zugleich durch das 250-MW-Programm des BMBF und zusätzliche Programme 
der Bundesländer forciert wurde. Ende 1995 waren bereits 3 655 Windkraftanlagen mit 
einer Leistung von 1 136,5 MW in Betrieb (Knud 1996). Bei der gültigen Mindestvergü-
tung sind mittlerweile zahlreiche Projekte - vor allem im küstennahen Bereich - auch oh-
ne Zuschüsse wirtschaftlich. Andere Projekte konnten durch die Kombination mehrerer 
Maßnahmen verwirklicht werden. Die Realisierung hierdurch ermöglichter erfolgreicher 
Vorhaben hat auch positive Ausstrahlungseffekt auf die weitere Entwicklung emeuerba-
fef Energien. Denn künftige Betreiber profitieren sowohl von der Demonstration des 
Betriebs itIs auch von den verbesserten Angebotsbedingungen hinsichtlich technischer 
Zuverlässigkeit, Leistungsfahigkeit und Kosten. 
Die direkte Wirkung des Stromeinspeisungsgesetzes auf die Entwicklung bis zum Jahr 
2005 ist von Technik zu Technik unterschiedlich einzuschätzen. In Tabelle 18 ist die von 
dieser Maßnahme voraussichtlich insgesamt begünstigte Stromerzeugung geschätzt wor-
den. Es ist insbesondere berücksichtigt, daß Strom aus EVU-Anlagen von der Maßnah-
me nicht erfaßt wird. 
Der dargestellte Umfang orientiert sich an einer Status-Quo-Entwicklung, er setzt aber 
zum Teil andere, zumindest flankierende MaßnaIunen voraus. Bei Wind- und Wasser-
kraft bestehen diese vor allem in einem Abbau von Hemmnissen, die in jüngster Zeit im-
mer deutlicher· zutage getreten sind (Diekrnann 1996), und bei der Photovoltaik sind 
zumindest regionale Förderinitiativen vorausgesetzt. Der isolierte Mobilisierungseffekt 
der erhöhten Vergütung wird bei der Photovoltaik gering bleiben, da im Analysezeitraum 
nicht mit so hohen Kostensenkungen zu rechnen ist, daß fur netzverbundene Anlagen die 
Wirtschaftlichkeitsschwelle erreicht werden könnte. Zu Mitnahmeeffekten kommt es vor 
54 
allem bei Strom aus bereits bestehenden Wasserkraftanlagen. Auf eine Bereinigung der 
durch diese Maßnahme begünstigten Stromerzeugung von knapp 8 TWh im Jahr 2005 
um Mitnahmeeffekte und Kombinationswirkungen wird hier verzichtet, zumal die Maß-
nahmenwirkung bereits vollständig in der Status-Quo-Prognose eingerechnet ist. 
Tabelle 18: 
Schätzung der Wirkung des Stromeinspeisungsgesetzes 
im Jahre 2005 (Maßnahme 3) 
Wind-- Photo- Wasser- Sonstige 
kraft voltaik kraft Systeme 
VergütungssalZ % 90 90 80/65 80 
Begünstigte Leistung I<N 2000000 100000 500000 
Anlagengröße kW/Anlage 500 3 100 
Begünstigte Anlagen Anlagen 4000 40000 5000 
Ausnutzung hla 2000 800 4000 
Stromerzeugung TWhIa 4,000 0,080 2,000 1,667 
PJ/a 14,400 0,288 7,200 6,000 
Emissionsfaktor kg COz/kWh 0,837 0,837 0,837 0,837 
Emissionsminderung Mirl. tC02 3,348 0,067 1,674 1,395 
Anmerkung 1: BegOnstigt sind Nicht-EVU-Anlagen. 
Anmerkung 2: Wirkung ergibt sich nur in Kombination mit anderen Maßnahmen. 
Anmerkung 3: Isolierter Mobilisierungseffeld ist bei Photovoltaik gering. 
Anmerkung 4: Beträchtliche "Mitnahmeeffelde" bei Wasserkraftanlagen. 







Die Förderung erneuerbarer Energien - insbesondere der Photovoltaik - durch eine ko-
stendeckende Vergütung ist keine bundespolitische Maßnalune, sondern eine freiwillige 
Maßnahme von Energieversorgungsunternehmen im Rahmen der Bundestarifordnung 
Elektrizität (BTOElt) und Richtlinien der Bundesländer zur Strompreisaufsicht. Die In-
itiative geht hierbei in der Regel von den Kommunen aus, die gesellschaftsrechtlich auf 
die EVU Einfluß nehmen körmen. Nach dem Konzept der kostendeckenden Vergütung 
bezahlen EVU ruf Stromeinspeisungen einen Preis, mit dem eine technisch optimierte 
Solaranlage des gleichen Baujahres finanzien und betrieben werden kann; die Mehrko-
sten, die dem EVU hierdurch entstehen, dürfen auf den Strompreis rur alle Kunden um-
gelegt werden (Aachener Modell, SFV 1996). Eine kostendeckende Vergütung rur 
Strom aus Photovoltaikanlagen liegt in Deutschland gegenwiirtig bei 2 DMJkWb. In ei-
nem Rechtsgutachten (Inurienga) ist eine hierzu erforderliche Erhöhung der Tarife bis 
etwa 5 % rur genehmigungsfahig angesehen worden. 
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In einer Reihe von Gemeinden werden bereits kostendeckende Vergütungen (KV) oder 
gegenüber der Mindestvergütung des Stromeinspeisungsgesetzes deutlich erhöhte Ver-
gütungen gezahlt. Die Voraussetzungen sind jedoch von Land zu Land unterschiedlich 
(SFV 1996). 
• In Baden-Württemberg dürfen sich die Strombezugspreise der EVU zugunsten von 
KV um bis zu 3% und danach die Stromverkaufspreise um etwa I % erhöhen. 
• In Bayern gilt hierfür eine Obergrenze von 0,15 PflkWh, dies entspricht einer Tarifer-
höhung von 0,6%. 
• Das hessische Ministerium rur Umwelt, Energie und Bundesangelegenheiten hat KV 
ohne Festlegung einer Obergrenze rur zulässig erklärt. 
• In Niedersachsen wird eine freiwillig erhöhte Einspeisevergütung akzeptiert, solange 
die Erhöhung der Strompreise aller Kunden unter I % bleibt. 
• In Nordrhein-Westfalen dürfen EVU Mehrkosten bis zu einer Strompreiserhöhung 
von I % auf den Strompreis umlegen. Auch Sondertarifkunden sind zu belasten. Keine 
der emeuerbaren Energien (Sonne, Wind, Wasser, Biomasse) darf so bevorzugt wer" 
den, daß mehr als die Hälfte aller Mehrausgaben auf sie entfällt. 
• Die Grundsätze der Strompreisaufsicht in Schleswig-Holstein lehnen sich an die aus 
Nordrhein-Westfalen an. 
Kostendeckende oder zumindest g~genüber der gesetzlichen Regelung deutlich erhöhte 
Vergütungen finden zunehmende Verbreitung. In zahlreichen Gemeinden liegen bereits 
entsprechende Beschlüsse vor. Progoos (1995) geht bei der Schätzung der künftigen 
Photovoltaik-Nutzung von einer Strompreisbelastung von 5 % aus. Bei heutigen Kosten-
verhältnissen wird hieraus eine "energiepolitische Obergrenze" des Photovoltaikanteils an 
der gesamten Stromerzeugung von 0,5 % .oder 2,5 TWhla abgeleitet, die nach Prognos 
bis 2020 zu einem Zehntel ausgeschöpft wird. Insoweit sind kostendeckende Vergütun-
gen in der Status-Quo-Projektion bereits berücksichtigt. Im Jahr 2005 wird insgesamt ei-
ne Stromerzeugung von 0,4 PJ oder 0,111 TWh .rwartet; dem entspricht eine Minder-
emission von 0,092 Mill. t CO, . 
. --------
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2.2.3.2 Förderprogramm des BMWi zur Nutzung erneuerbarer.Energien 
Maßnahmen 6 und 112 
Die Nutzung erneuerbarer Energiequellen wird vom Bundesministerium filr Wirtschaft 
seit 1994 mit Hilfe von Investitionskostenzuschüssen gemäß Richtlinien (I) vom 
22.12_1993, (2) vom 12_12_1994 und (3) vom 1.8_1995 gefördert_ Hiermit sollen Markt-
arueize gegeben und durch vermehrte Nachfrage Kostendegressionen bewirkt werden_ 
Der Einsatz emeuerbarer Energien soll verstärkt werden, weil die Energieressourcen be-
grenzt sind und Umwelt sowie Klima geschützt werden müssen. Die Förderung der 
Photovoltaik wird auch industrie- und entwicklungspolitisch begründet 
Nach den ersten Richtlinien sind bestimmte Solarkollektoren. geothermische Heizzentra-
len, Wasserkraftanlagen und Windkraftanlagen bezuschußt worden. In den zweiten 
Richtlinien werden geothermische Heizzentralen nicht mehr berücksichtigt. Nach den 
dritten Richtlinien werden Zuwendungen filr bestimmte Solarkollektoren, Warmepumpen 
(auch zur Nutzung von oberflächennaher Erdwänne), Wasserkraftanlagen. Windkraftan-
lagen, Photovoltaikanlagen und Anlagen zur Nutzung von fester Biomasse sowie von 
Biogas gewährt. Einen Überblick über wesentliche Fördervoraussetzungen gibt Tabel-
le 19_ 
Im Maßnahmenkatalog der Bundesregierung (BMU 1994) wird dieses Förderprogranun 
als Maßnahme 6 rur 1994 als beschlossene Maßnahme und filr die Jahre 1995 bis 1998 
als geplante Maßnahme dargestellt Als Maßnahme 6 werden hier die Zuwendungen in 
den Jahren 1994 und 1995 nach den Richtlinien (I) und (2) und als Maßnahme 112 die 
Förderung in den Jahren 1995 bis 1998 nach den Richtlinien (3) behandelt. Die Förder-
summen betragen 20 Milt DM filr Maßnahme 6 und knapp 100 Milt DM rur Maßnah-
me II2_ 
Die Wirkungen dieser Richtlinien auf die Nutzung emeuerbarer Energien wird in Tabelle 
20 auf der Basis einer speziellen Untersuchung zur Evaluation dieses Förderprogrammes 
durch ISI im Auftrag des BMWi dargestellt (ISI 1996). 
Mit den ersten beiden Richtlinien werden danach eine Stromerzeugung von 0,062 TWhla 
und eine Wärmeerzeugung von 0,015 TWhla gefördert. Damit wird insgesamt eine 
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Richtlinien des BMWi zur Förderung von Maßnahmen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien 
Erweltenng von 
Anlagen, Kollektorflii.che 
3-100 m~, ohne 
Kollektoren rar 
250 OMlm" 
100 000 DMJe Anlage 
Bauartzulassuog und 
Mlndestleislung von 350 
kWh/rn" 
Mindesleistung 350 kWh/rn" (bei 40 % solar. 
Deekungsgrad), ohne Konekloren für 
SclrMmmbäder 
,b 
ml und 1~ DMlm2 fCr zusätzliche KolI.fläche, 
Erweitenng 150 DM/rn"; maximal 50 000 DMje 
I 
.3,5 (1998) , 
Einzelanlage, 200 000 DM 
und 300 000 DM bel Windparks von mehreren 
bel Anlagen ab 1 tffl um 50 000 DM 






Schätzung der direkten Wirkung des Programmes des BMWi 
zur Förderung erneuerbarer Energien (Maßnahmen 6 und 112) 
Förderung I Investition Leistung Strom- I Wärme- EmissIons-
erzeugung erzeugung minderung 
Mill.DM kW' TWh/a Mill. tC02 
1. und 2. Richtlinien tar 1994195 (Maßnahme 6) 
Wasserkraft 3,0 15,4 2594 0,012 0,010 
Windkraft 4,6 60,3 25300 0,051 0,042 
Solarkollektor 12,2 86,0 51252 0,015 0,004 
Summe 19,7 161,6 
-
0,062 0,015 0,056 
3. Richtlinien fOr 1995/98 (Maßnahme 112) 
Wasserkraft 6,0 31,0 7931 0,036 0,030 
Windkraft 6,0 78,6 36000 0,072 0,060 
Photovoltaik 18,0 41,9 2571 0,002 0,002 
Solarkollektor 22,5 144,8 92779 0,028 0,007 
Biomasse 19,5 51,4 78112 0,187 0,044 
Biogas 8,5 18,2 42495 0,014 0,002 0,012 
Wärmepumpe 18,0 89,3 61538 -0,123 0,394 -0,011 
Summe 98,5 455,3 
-
0,000 0,612 0,143 
Abweichungen in den Summen durch Rundungen . 
.. Die Leistung von Solarkollektoren ist in m2 und die von Biogasanlagen in m3 angegeben. 
Quellen: /51 (1996), Berechnungen des DIW. 
Bei der Förderung nach den dritten Richtlinien vom August 1995 slehen wärmeerzeu-
gende Systeme im Vordergrund. Auf die stromerzeugenden Sysleme Wasserkraft, Wind-
kraft und Photovoltaik entfallen rund 30 Mill. DM, davon 18 Mill. DM allein auf (rund 
1000) PhOlovoltaikanlagen. Aufgrund der Kostenunterschiede hat unter den stromerzeu-
genden Systemen gemessen an der geförderten Leistung und Stromerzeugung dennoch 
die Wind kraft den größten Anteil. Zusammen mit Biogas ergibt sich eine direkt geförder-
te Stromerzeugung von 0,123 TWb pro Jahr. Unter den wärmeerzeugenden Systemen 
haben Solarkollektoren den größten Anteil an der Förderung. Gemessen am Energieer-
trag haben aber Biomasse und Wärmepumpen das größte Gewicht. Der Netto-Beitrag 
von Wärmepumpen zur COrMinderung hängt sehr stark von der zurechenbaren Brenn-
stoffstruktur bei der Stromerzeugung und den substituierten Energieträgern bei der 
Wärmeerzeugung ab. Insgesamt wird durch die Anlagen, die nach diesen Richtlinien ge-
fördert werden, eine Emissionsminderung von 0,143 Mill. t CO, bewirkt. 
Auch von diesem Programm gehen zusätzlich positive indirekte Effekte flir die Nutzung 
erneuerbarer Energien aus, sowohl auf der Nachfrage- als auch auf der Angebotsseite. 
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Allerdings sind auch hier gewisse Mitnahmeeffekte nicht auszuschließen. Außerdem ist 
zu beachten, daß auf grund des Kumulationsverbotes bei diesen Techniken eine Substitu-
tionskonkurrenz zu Förderprogrammen der Bundesländer besteht. 
2.2.3.3 Finanzierungserleichterungen 
Insbesondere Maßnahmen 7, 71, 73, 81 
Systeme zur Nutzung von emeuerbaren Energien erfordern in der Regel einen hohen 
spezifischen Kapitaleinsatz. Die Höhe der notwendigen Investitionen hat einen wesentli-
chen Einfluß auf die Wirtschaftlichkeit der Techniken und die Möglichkeiten ihrer Fi-
nanzierung. Staatliche Finanzierungserleichterungen verbessern die Wirtschaftlichkeit der 
Investitionen, sie erhöhen den Liquiditätsspielraum und sie vennindem die Hemmnisse, 
die im Bereich der Finanzierung u.a. durch eine gewisse Skepsis der Banken gegenüber 
Projekten zur Nutzung emeuerbarer Energien auftreten können (Diekmann 1996). 
Im Maßnahmenkatalog der Bundesregierung werden das ERP-Einsparprogramm 
(Maßnahme 7), das ERP-Luftreinhaltungsprogramm (82), das Investitionsprogramm des 
BMU zur Verminderung von Umweltbelastungen (71), das KfW-Umweltprogramm (72), 
das Umweltprogramm der Deutschen Ausgleichsbank (73) und das Kommunalkreditpro-
gramm (81) genannt. In diesem Zusammenhang stehen daneben das Umweltschutzbürg-
schaftsprogramm (74) und die Förderung von Informationen über Drittfinanzierungsmo-
delle (106) sowie andere Maßnahmen zur Verbesserung der finanzierungsbezogenen 
Entscheidungsgrundlagen fiir potentielle Investoren. 
Für die Nutzung erneuerbarer Energien ist hierbei das ERP-Einsparprograrnm (7) von 
besonderer Bedeutung. Die Deutsche Ausgleichsbank vergibt in .diesem Rahmen (über 
die Hausbank) an kleine und mittlere Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft zins-
günstige Darlehen bis zu 50 % der förderfahigen Aufwendungen, wobei eine Kumulation 
mit anderen Förderrnaßnahmen zugelassen ist. Im Rahmen der ERP-Wirtschafts-
förderung sind im Jalu 1995 insgesamt Zusagen in einer Höhe von 11,5 Mrd. DM ge-
macht worden; hiervon entfallen auf das Energiesparprogramm (in West- und Ost-
deutschland zusammen) 1770 Mill. DM (BMWi Tagesnachrichten vom 1.3.1996). Für 
erneuerbare Energien sind im Rahmen dieses Programmes im Jalu 1995 Kredite in Höhe 
--_.- - ---- -- --- ._-
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von 474 MiJl. DM zugesagt worden (Tabelle 21). Mit diesen Mitteln werden zu 88 % 
Windkraftanlagen und ansonsten überwiegend die Nutzung von Biomasse und Wasser-
kraft gefördert. 
Tabelle 21: 
Förderung erneuerbarer Energien durch die Deutsche Ausgleichsbank 
von 1990 bis 1996 (Kreditzusagen in Mil!. DM) 
I 
Windkraft 35,6 56,7 66,2 213,9 ,5 209,4 1438,3 
Wasserkraft 7,5 9,9 17,1 24,3 40,0 21,3 11,4 131,5 
Biomasse 1,4 5,5 3,9 73,2 39,5 34,4 2,1 160,0 
Sonnenenergie 0,4 0,2 1,2 0,3 3,7 0,0 0,5 6,3 
Sonstige 2,9 4,2 3,7 0,1 10,2 0,3 0,5 21,9 
Summe 47,8 76,S 92,1 311,8 532,4 473,5 223,9 1758,0 
[)tA.-Umweltprogramm 
Windkraft 5,3 20,1 35,9 89,S 172,3 168,7 96,4 588,2 
Wasserkraft 0,9 2,1 6,8 10.1 19,8 6,7 9,0 55,4 
Biomasse 0,1 2,7 1,2 7,3 20,3 13,2 4,2 49,0 
Sonnenenergie 0,1 0,0 0,0 0,0 0,8 0,0 1,3 2,2 
Sonstige 1,1 0,8 0,2 0,0 0,1 0,1 0,3 2,6 
Summe 7,5 25,7 44,1 106,9 213,3 188,7 111,2 697,4 
Insgesamt 
Kreditzusagen 55,3 102,2 136,2 418,7 745,7 662,2 335,1 2455,4 
Investiöonen 114,5 195,2 254,4 682,6 1133,6 1005,2 460,6 3846,3 
Diese Systeme stehen auch im Rahmen des Umweltprogrammes der Deutschen Aus-
gleichsbank (73) im Vordergrund, das tur gewerbliche Unternehmen vor allem der Er-
gänzungsfinanzierung zum ERP-Umwelt- und Energiesparprogramm dient. Eine Pro-
grammerweiterung rur erneuerbare Energien tur private Haushalte umfaßt solarthermi-
sche Anlagen (Niedertemperatur), Photovoltaikanlagen, Wärmepumpen, Biomasseanla-
gen, Biog.sanlagen und geothermische Anlagen; dieser Programmteil wird als 50 000-
Dächer-Solarinitiative oder als DtA-Solar-Initiative bezeichnet (Deutsche Ausgleichs-
bank 1996a). Für private Haushalte beträgt der Zinssatz bei 96 % Auszahlung und einer 
Laufzeit von 6 Jabren (nominal) 3 % (VWD Umweltmärkte 25.10.1996). 
Der Finanzierungsanteil von ERP- und DtA-Umweltdarlehen kann wie auch eine Förde-
rung allein aus dem DtA-Umweltprogramm bis zu 75 % der förderfabigen Investitionen 
betragen. Privathaushalte können bis zu einem Finanzierungsanteil vOn 100 % der förder-
fahigen Investitionen gefördert werden. Seit 1990 hat die Deutsche Ausgleichsbank im 
Rahmen des ERP-Umwelt- und Energiesparprogramms und des Umweltprogramms ins-
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gesamt Kredite in Höhe von 2455 Mi1/. DM zugesagt. Biennit sind Investionen in Höhe 
von 3846 Mil/. DM gefördert worden. 
Das im Jahr 1992 ausgelaufene Kommunalkredilprogramm (81) hat Sachinvestitionen 
kommunaler Einrichtungen in den neuen Bundesländer unterstützt. Hierbei sind durch die 
Deutsche Ausgleichsbank auch Kredite rur Windkraftanlagen (15 Mill. DM im Jahr 
1992), Biomassenutzung (4 Mil/. DM im Jahr 1993) und sonstige Techniken (6 Mill. DM 
im Jahr 1992) gefördert worden (Deutsche Ausgleichsbank 1994). 
Das Programm des Bundesministeriums rur Umwelt (BMU) zur Venninderung von 
Umweltbelastungen (71) fördert Demonstrationsvorhaben von gewerblichen Unterneh-
men und kommunalen Gebietskörperschaften durch Investitions- und Zinszuschüsse zu 
Darlehen von KfW und DtA im Ralunen des KfW-Umweltprogrammes und des Ergän-
zungsprogrammes III. In diesem Rahmen werden emeuerbare Energien im Zuständig-
keitsbereich der Deutschen Ausgleichsbank gefurdert. Zinsgünstige Darlehen werden bis 
zu 70 % der förderfahigen Aufwendungen gewährt. Das BMU verbilligt die Darlehen zu-
sätzlich um 5 % (Energie-Berater Juli 1994). 
Unter Maßnalune 106 (Förderung von Informationen über Drittfinanzierungsmodelle) 
wird in BMU (1994) auf haushalts- und vergaberechtliche Probleme hingewiesen, die im 
Rahmen der nationalen Umsetzung der EU-SA VE-Richtlinie rur eine breite Anwendung 
der Drittfinanzierung im öffentlichen Sektor noch gelöst werden müssen. Aber auch dar-
über hinaus können Investitionshemmnisse vermindert werden, wenn die Voraussetzun-
gen zur Nutzung von Drittfinanzierung bzw. Contracting verbessert werden (vgl. Ber-
telmann, von Braunmühl 1994). 
Die Wirkung zinsvergünstigter Darlehen auf die Nutzung von emeuerbaren Energien 
erfolgt indirekt über verbesserte Rentabilität und Liquidität sowie über die Erleichterung 
des Zugangs zum Kreditmarkt. Abgesehen von den zusätzlichen Zinsverbilligungen im 
Demonstrationsprogramm des BMU sind die Differenzen zu Marktzinssätzen nicht sehr 
hoch, wobei allerdings die im Einzelfall gültigen Alternativen maßgeblich sind. Der Ein-
fluß einer Zinssatzdifferenz von 1 % ist in der Tabelle 22 beispielhaft ausgehend von ei-
nem Zinssatz von 7 % dargestellt. Ein Zinszuschuß von einem Prozentpunkt läßt sich da-
nach umrechnen in einen Zuschuß auf die Aufwendungen in Höhe von 4,6 % (10 Jahre) 
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bzw. 7,6 % (20); unter Berücksichtigung einer Beschränkung des Kredits auf 50 % der 
förderfahigen Kosten (wie im ERP-Energiesparprogramm) halbiert sich dieser Effekt auf 
2,3 bzw. 3,8 %. 
Tabelle 22: 
Umrechnung einer Zinsverbilligung in einen InvestitionszuschuD 
Marktkredit Verbilligter KredH 
Kreditbetrag DM 100,00 100,00 100,00 100,00 
Laufzeit Jahre 10 20 10 20 
Zinssatz % 7,0 7,0 6,0 6,0 
0,1 0,1 0,1 0,1 
Annuität DMla 14,2 9,4 13,6 8,7 
BalWert DM 100,00 100,00 95,43 92,36 
Differenz % 0,00 0,00 -4,57 -7,64 
In der Regel bewirken solche Finanzierungshilfen nicht, daß aus einzelwirtschaftlicher 
Sicht unwirtschaftliche Vorhaben allein hierdurch wirtschaftlich werden. Während ein 
positiver Einfluß auf die RentabHität von Projekten im allgemeinen erst bei einer Kumu-
lation mit anderen Fördermaßnahrnen spürbar wird, sind die komplementären Wirkungen 
auf die Liquidität und insbesondere auf den Abbau von Hemmnissen bei der Finanzierung 
von größerer Bedeutung. In diesem Sinne stellen FinanzierungserJeichterungen wesentli-
che flankierende Maßnahmen zur Förderung erneuerbarer Energien dar, ohne daß deren 
CO,-Minderungseffekte isoliert quantifiziert werden könnten. 
2.2.3.4 Förderung von Forschung, Entwicklung und Demonstration 
Forschung und Enhvicklung zur Nutzung erneuerbarer Energien (Maßnahmen 43, 47, 
48) 
Die Förderung von Forschung und Entwicklung zur Nutzung erneuerbarer Energien 
(Maßnahme 43) ist ebenfalls nur sehr schwer in ihren Wirkungen auf die künftige Venin-
gerung von Emissionen zu quantifizieren. Dies gilt insbesondere fur den Bereich der 
Grundlagenforschung, im wesentlichen aber auch fur stärker anwendungsbezogene For-
schung. Die Bedeutung dieser Förderung ist nicht an den kurzfristig erreichbaren Erfol-
gen, sondern an den langfristig angelegten Zielen zu messen. Neben energie- und um-
weltpolitischen Zielen spielen hierbei auch industrie- und entwicklungspolitische Kriteri-
en eine Rolle. 
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Im Maßnahmenkatalog der Bundesregierung (BMU 1994) sind zwei Bereiche der For-
schung und Entwicklung hervorgehoben, nämlich "Nutzung der Solartechnik" und 
"Sekundärenergiesysteme, die im Systemverbund mit emeuerbaren Energien zum Einsatz 
kommen sollen", wie Speicher und Brennstoffzellen (Maßnahmen 47 und 48). Solche 
Forschungsarbeiten sind vor allem langfristig rur einen breiten Einsatz sowohl dezentraler 
als auch großtechnischer Systeme zur Nutzung von Sonnenenergie von Bedeutung und 
erfordern zum Teil in hohem Maße internationale Zusarmnenarbeit (Diekmann u.a. 
1991). 
Im Rahmen der Forschungs- und Technologiepolitik werden unter anderem Demonstra-
tions- und Erprobungsanlagen gefördert, die (sozusagen nebenbei) auch einen direkten 
Beitrag ZUf Energieversorgung leisten. Aus diesem Bereich werden unter den technik· 
spezifischen Maßnahmen im folgenden Abschnitt zwei Teilaktivitäten näher betrachtet, 
nämlich die Förderung von größeren Photovoltaikanlagen und die Förderung von Wind-
kraftanlagen im Rahmen von Demonstrationsprojekten. Daneben werden dort das 1000-
Dächer-PV-Programm, das 250-MW-Programm und das Programm Solarthermie 2000 
beschrieben (Maßnahmen 44, 45, 46). 
Wi/1dkrajt-Demo/1stratio/1sprojekte (vgl. Maßnahme 43) 
Mit Unterstützung des BMBF sind als Demonstrationsprojekte 214 Windkraftanlagen 
(z.T. in Windparks) mit einer Leistung von zusammen 14,5 MW errichtet worden 
(Diekrnann 1995, BMFT 1993). Hiervon wurden 49 Anlagen in Entwicklungsländern 
installiert. Die übrigen Anlagen erzeugen in Deutschland pro Jahr etwa 0,03 TWh elek-
trische Energie (Tabelle 23). 
250-MW-Wind-Programm des BMBF (Maßnahme 45) 
Das 250-MW-Wind-Prograrmn wird seit 1989 als Breitentestprogramm des BMBF 
(früher BMFT) vom Forschungszentrum Jülich mit Unterstützung der Bundesländer 
durchgeruhrt. Es war zunächst rur eine Leistung von 100 MW konzipiert und ist seit 
1991 auf eine Leistung von 250 MW erweitert worden (BMFT 1991). Begleitet wird 
dieses Programm durch ein wissenschaftliches Meß- und Evaluationsprogramm 
(WMEP), mit dem das Institut ISET in Kassel beauftragt ist. 
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Im Rahmen dieses Programmes gewährt das BMBF Zuwendungen in Form eines Be-
triebskostenzuschusses je kWh für die Dauer von längstens 10 Jahren oder in Form eines 
Investitionskostenzuschusses. Gefördert werden neu zu errichtende Anlagen mit einer 
Leistung von mindestens I kW (bei einer Windgeschwindigkeit von 10 m/s). Eine Ku-
mulierung mit anderen Mitteln des BMBF ist ausgeschlossen. Der Betriebskostenzu-
schuß beträgt 6 Pfje kWh, rur die im Abrechnungszeitraum eine Einspeisungsvergütung 
beansprucht werden kann, und anderenfalls 8 Pf je kWh. An Stelle des Betriebskostenzu-
schusses konnte ein einmaliger Investitionszuschuß beantragt werden, wenn die Anlage 
nicht zu einem Betriebsvermögen der gewerblichen Wirtschaft gehört. Die Antragsfrist 
lief bis Ende 1995. 
Bis Mitte 1995 gab es rechtswirksame Bewilligungen rur I 194 Vorhaben (Li u.a. 1995). 
Diese umfassen I 557 Anlagen mit einer Nennleistung von insgesamt 336,2 MWI7. Aus-
gehend von dieser Leistung wird in Tabelle 23 die jährliche Stromerzeugung auf 0,67 
TWh und ein Fördervolumen in der Größenordnung von 40 Mil!. DM pro Jahr geschätzt. 
Dieses Programm wurde bis Mitte 1995 mit 108 Mill. DM gefördert. Die Ausgaben ver-
teilen sich auf die Jahre 1989 bis voraussichtlich 2007 und hängen vom künftigen Ener-
gieertrag der Anlagen ab. Bei einer durchschnittlichen Auslastung der Anlagen von 
2 000 h/a wäre insgesamt eine Ausgabensumme rur dieses Programm in der Größenord-
nung von 400 Mill. DM zu erwarten. 
Große PV-Demollstratiollsprojekte (vgl. Maßnahme 43) 
Von den im RaJunen der Forschungs- und Technologiepolitik geförderten Photovol-
taikanlagen werden in Tabelle 23 Spalte (c) nur Großanlagen über 100 kW berücksich-
tigt. Diese sind in unterschiedlicher Höhe vom BMBF (z.T. auch von der EU) mit öf-
fentlichen Mitteln gefördert worden. Darüber hinaus haben Anlagenhersteller und Ener-
gieversorgungsuntemebmen Eigenmittel rur diese Projekte eingesetzt. Ein EVU hat die 
von ihr betriebenen Versuchsanlagen ohne spezielle Zuwendungen des BMBF errichtet. 
Die hier berücksichtigten Demonstrationsanlagen erzeugen pro Jahr 0,001 TWh 
(Diekmann u.a. 1995). 
17 Die Nennleistung ist in der Regel höhet als die hier maßgebliche Leistung bei einer Windge-
schwindigkeit von 10 rnJs. Mitte 1995 war noch ein Bewilligungsvolumen von rund 35 MW bezo-
gen auf 10 mJs oder rund 54 MW Nennleistung offen. 
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Bund-Länder-lOOO-Dächer-Pholovoltaik-Programm (Maßnahme 44) 
Das zusammen vom Bund und von den Bundesländern durchgefuhrte 1000-Dächer-
Photovoltaik-Programm (Maßnahme 44) trat in den alten Bundesländern im September 
1990 und in den neuen Bundesländern im Juli 1991 in Kraft. Die Antragsfrist lief in den 
alten Ländern im Juni 1992 und in den neuen Ländern im Juni 1993 aus. Im Rahmen die-
ses Programmes sind kleine netzverbundene Photovoltaikanlagen insbesondere auf Dä-
chern von Ein- und Zweifamilienhäusern mit Leistungen von 1 bis 5 kW gefurdert wor-
den. Der Zu schuß beträgt 70 % der zuwendungsfiligen Investitionsausgaben, die auf 
27 000 DM je kW Modulleistung begrenzt sind. In den alten Bundesländern werden vom 
Bund 50 % und von den Ländern (außer Saarland) 20 % und in den neuen Ländern vom 
Bund 60 % und von den Ländern 10 % bereitgestellt. Die Antragsteller mußten sich 
verpflichten, am Standard-Meß- und Auswerteprogranun (S-MAP) teilzunehmen. Dar-
über hinaus wird ein Teil der Anlagen in einem Intensiv-Meß- und Auswerteprogranun 
(I-MAP) ausgewertet. 
Das gesamte "IOOO-Dächer-Programm" umfaßt 2250 zu fördernde Anlagen. Es haben 
allerdings nicht alle Bundesländer ihte Kontingente vollständig ausgeschöpft. Mitte 1995 
waren von 2 115 bewilligten Anlagen 2 029 errichtet (Sandtner 1995). Die durchschnitt-
liche Modulleistung dieser Anlagen beträgt 2,62 kw. Im Durchschnitt beliefen sich die 
Investitionsausgaben auf24 504 DMlkW. Die bewilligten Anlagen erfordern somit insge-
samt ein Fördervolumen von 95 Mil!. DM (einseh!. Länder). Unter Berücksichtigung der 
durchschnittlichen Ausnutzungsdauer von 700 bla (Sandtner 1995), ergibt sich eine Jah-
reserzeugung von 0,004 TWh (vg!. Tabelle 23). 
Programm "Solar/hermie 2000" (Maßnahme 46) 
Das Progranun "Solarthermie 2000" des BMBF dient der Demonstration und Erprobung 
solarthermischer Nutzungssysteme. Es besteht aus drei Teilprogranunen: I) Untersu-
chung des Langzeitverhaltens bestehender Solaranlagen im bundeseigenen Bereich, 2) 
Feldversuch zur Demonstration solarthermischer Anlagen in öffentlichen Gebäuden mit 
Schwerpunkt auf das Gebiet der ehemaligen DDR, 3) Erprobung von Solarer Nahwärme 
mit saisonalen Wärmespeichern (Pilotvorhaben zur Einspeisung in lokale Wärmenetze 
mit einem Deckungsanteil von über 50 %). 
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Im Teilprogramm 2 sollen innerhalb eines Jahrzehnts (1993-2002) bis zu 100 mittelgroße 
Demonstrationsanlagen mit einer Kollektorfläche von mindestens 100 m' in öffentlichen 
Einrichtungen errichtet werden. Die erste Anlage wurde Ende 1995 auf dem Dach eines 
Krankenhauses in Wolgast installiert (Schreier 1996). Die aktive Absorberfläche beträgt 
hier 172 m'. Es wird mit einem spezifischen Jabresertrag von 480 kWhlm' und einem 
Syslemnutzungsgrad von 42 % gerechnet. 100 Anlagen würden eine Brennstoffeinspa-
rung von rund 10 GWhla und eine Verminderung von CO,-Emissionen um 0,002 Mil!. t 
bewirken. 
Tabelle 23: 
Schätzung der direkten Wirkungen von ausgewählten Programmen des BMBF 
(a) Windkraft-Demonstrationsanlagen (Maßnahmen 43) 
(b) 250-MW-Wind-Programm (Maßnahmen 45) 
(c) Große PV-Demonstrationsanlagen (Maßnahme 43) 
(d) lOOO-Dächer-Photovoltaik-Programm (Maßnahme 44) 
Windkfart PV 
('j (bj (oj (0) 
FördervohJmen Mill.DM 11,7 ) 19,0'J 95.0 
MIII. DM/a 40,3 
Spez. Investition OMll<W 3000 " 30000 24504 
Fordersatz % 30" 50 'I 70" 
OMlkWh 0,063) 
Nennleistung kW 130302) 336197 "} 12671) 55412) 
Anlagengröße kW/Anlage 79 '16 253 2,62 
Gelörd. Anlagen Anlagen 16S 1557 $I 5 2115 
Ausnutzung .." 2000 2000 750 700 
Strornerzeugung TWI"J, 0.026 0,672 0,001 0,004 
PJ/a 0.094 2.421 0.003 0,014 
Emissionsfaklor kg COikWh 0,837 0,837 0,837 0,837 









I) Geschätzt. 1) Geförderte leistung.- 3) BetriebskoslenzuschuB 1991 von 8 aut 6 PfIkWh gesenkt.-~) Bev.inigle 
Nennleistung Mitte 1995.- 5) Bewilligte Anblgen Mitte 1995.- 5) Einschließlich Anleil der !.inder (20 %)._1) Nenn-
leistung von PV-Großanlagen ohne RWE (700 kW).- e) Ohne (b).- 9) Nur (b). 
Quellen: BMFT (1993), LI u.a. (1995), Sandtner (1995), Schätzungen und Berechnungen des DIW. 
Geothermie (Maßnahme 54) 
Die Nutzung von Erdwänne ist unter den geologischen Voraussetzungen in Deutschland 
auf drei Arten möglich:· untiefe Geothermie, hydrothermale Geothermie und Hot-Dry-
Rock-Systeme (Diekmann u.a 1995). Bei der Nutzung untiefer Geothermie mit Hilfe von 
Wärmepumpen gibt es einen fließenden Übergang zur Nutzung von Umweltwänne. Sol-
che Projekte werden dem Potential von Wärmepumpen zugerechnet. Nach den Förder-
richtlinien de5 BMWi vom 1.8.1995 (Maßnahme 112) wird hierunter die Erdwärmenut-
zung bis zu einer Tiefe von 400 m subsumiert. Die Nutzung von hydrothennalen Geo-
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thennievorkommen rur Heizzentralen rur Nahwärmeversorgungen ist in Abhängigkeit 
vom Temperatumiveau des Wassers mit oder ohne Einsatz von Wärmepumpen möglich. 
In der DDR gab es hierzu drei Versuchsanlagen in Waren, Neubrandenburg und Prenz-
lau. Hinzu gekommen ist 1994/95 eine Anlage in Neustadt Glewe (Mecklenburg-
Vorpommem). Die in Betrieb befindlichen Anlagen erbringen eine geothermische Wär-
meerzeugung von rund ISO GWh/a. Unter Berücksichtigung von Netzverlusten und 
Wirkungsgraden der substituierten Heizsysteme (hier bezogen auf das Jahr 2005 über-
wiegend Erdgasthermen) läßt sich ein Beitrag zur Emissionsverminderung von 0,03 Mill. 
t C02 pro Jahr schätzen. Hot-Dry-Rock-Syteme befinden sich im Stadium der For-
schung und Entwicklung. 
Für die Nutzung der Geothermie werden vom BMBF in den Jahren 1993 bis 1997 insge-
samt 23,3 Mill. DM bereitgestellt BMU (1994). Die Förderung des BMWi ist in den 
Maßnahmen 6 und 112 enthalten. 
Wärme- und Siromerzeugung aus nachwachsenden Rohstoffen (Maßnahme 53) 
Mit dem Ziel, größere Anjagen zur Verbrennung von Biomasse mit Leistungen zwischen 
I bis 40 MW zu testen, hat die Bundesregierung im Jahr 1992 einen mehrstufigen Mo-
dellversuch "Wärme- und Stromerzeugung aus nachwachsenden Rohstoffen« begoIUlen, 
rur den das Landwirtschaftsministerium 30 Mil!. DM bereitstellt BMU (1994). Nach der 
Erstellung und Auswertung von Machbarkeitsstudien im Jahr 1993 werden Anlagen ge-
plant, errichtet und betrieben. Geprüft werden insbesondere die Möglichkeiten der Lo-
gistik und der Verbrennungstechnik. Dieses Vorhaben des BML ergänzt die Aktivitäten 
des BMBF zur Förderung von Forschung und Entwicklung zur Nutzung emeuerbarer 
Energien. 
2.2.3.5 Selbstverpflichtung der deutschen Wirtschaft 
Maßnahme 110 
Die Selbstverpflichtungen der deutschen Wirtschaft zur Klimavorsorge werden in Kapitel 
11.4 erläutert. Die folgenden Hinweise beschränken sich auf die Rolle emeuerbarer 
Energien im Rahmen der aktualisierten Erklärungen vom März 1996. 
-- --- -- _._- ._---- ------
68 
Die Unternehmen der öffentlichen Elektrizitätsversorgung nutzen emeuerbare Energien 
zur Stromerzeugung und kaufen Einspeisungen aus Anlagen Dritter. Der Verband Deut-
scher Elektrizitätswerke (VDEW) hat am 10.3.1995 erklärt, daß sich die Unternehmen 
fur den weiteren Ausbau erneuerbarer Energien in Deutschland engagieren und sich an 
der Weiterentwicklung beteiligen, insbesondere über Pilot-und Demonstrationsvorhaben. 
Daneben wird der Bezug von Strom auf Basis erneuerbarer Energien aus dem Ausland 
genannt. "Dadurch können ab etwa 2003 jährlich rd. 5,5 Mio. t C02 ... vermieden wer-
den." Nach Angaben der VDEW geben EVU derzeit jährlich Ober 900 Mill. DM rur er-
neuerbare Energien aus, wovon gut 90 % auf Planung, Bau und Betrieb von wirtschaftli-
chen Anlagen, d.h. insbesondere von Wasserktaftwerken, entfallen. Schwerpunkte liegen 
derzeit neben der Wasserktaft bei der Windktaft, der Biomasseverbrennung und der 
Photovoltaik; Verträge mit skandinavischen Betreibern von Wasserktafiwerken können 
etwa ab 2003 in größerem Umfang wirksam werden (BDI 1996). 
Erneuerbare Energien spielen auch in den Erklärungen des Bundesverbandes der deut-
schen Gas- und Wasserwirtschaft (BGW) und des Verbandes kommunaler Unternehmen 
(VKU) eine Rolle: Zu den zusätzlichen Anstrengungen der deutschen Gaswirtschaft ge-
hören auch solche rur eine verstärkte Energieträgersubstitution durch Erdgas und rege-
nerative Energien. Genannt wird insbesondere die Installation von Heizkesseln im Dach-
bereich zur kombinierten Nutzung von thermischen Solarkollektoren. Der VKU sieht 
Minderungspotentiale u.a. bei der Förderung regenerativer Energien. VKU und ASEW 
fordern die Durchfiihrung von Demonstrationsvorhaben. um u.a. den Einsatz emeuerba-
rer Energien bei den Kommunen zu verbreitern. Daneben 5011 die Kundenberatung u.a. 
zur Nutzung erneuerbarer Energien intensiviert werden. 
2.2.3.6 Sonstige Maßnahmen 
Verbesserung der Information und Abbau von Hemmnissen 
Zur Verbesserung der Marktchancen erneuerbarer Energien ist eine Reihe weiterer tech· 
nikübergreifender Maßnahmen zumindest teilweise bereits umgesetzt worden. Hierzu 
gehören insbesondere Maßnahmen zur Verbessenmg der Information und zum Abbau 
von allgemeinen institutionellen Hemmnissen. Hier besteht auch künftig noch Hand-
lungsbedarf Eine isolierte Quantifizierung solcher - in der Regel flankierend eingesetz-
69 
ter - Maßnahmen ist allerdings kaum möglich. Auf die Verbesserung der Information zur 
Nutzung emeuerbarer Energien zielen u.a. die Maßnahmen 
(77) Beratung durch die Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbände, 
(83) Fachinformation insbesondere durch FIZ, Karlsruhe (BINE, IZW) und ZfS, 
Stuttgart, 
(88) Umweltzeichen z.B. fur solarbetriebene Produkte, 
(106) Förderung der Information über Drittfinanzierungsmodelle. 
Dem Abbbau institutioneller Hemmnisse dienen die Maßnahmen 
(12) Herausnahme der Windkraftanlagen aus dem Anwendungsbereich der 4. 
BlmSchV, 
(103) Privilegierung der emeuerbaren Energien in § 35 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
und 
(104) Vereinheitlichung der Genehmigungspraxis zwischen Ländern und Kommunen. 
Maßnahme (\2) hat zu einer Verwaltungsvereinfachung gefuhrt. Die zu Maßnahme 
(103) zunächst vom Bundestag beschlossene Regelung war im Bundesrat gescheitert. 
Eine befiiedigende Regelung ist insbesondere fur die Nutzungsmöglichkeiten von Wind-
kraftanlagen im baurechtlichen Auenbereich von Bedeutung. Die Vereinheitlichung der 
Genehmigungspraxis sowie die Beseitigung von Rechtsunsicherheiten müssen künftig 
noch vorangetrieben werden. 
Abjal/rechl/iche Maßnahmen (Maßnahmen 65 bis 68) 
Die beschlossenen und zum Teil umgesetzten abfallrechtlichen Maßnahmen 
(Verpackungsverordnung, TA Siedlungsabfall, TA Abfall Teil I, Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz) wirken sich im Bereich emeuerbarer Energien insbesondere auf die 
energetische Verwendung von Müll und Deponiegas aus. Im Rahmen des Abfallgesetzes 
regelt die 1991 in Kraft getretene Verpackungsverordnung die Rücknahme- und Verwer-
tungspflicht von Verpackungen und den Vorrang der stofflichen Venvertung. Zu einer 
70 
Verminderung des Müllaufkommens trägt auch die TA Siedlungsabfall bei, die 1993 in 
Kraft getreten ist; sie schreibt außerdem ruf Altdeponien eine energetische Nutzung von 
Deponiegas vor. 
Die Fortentwicklung des Abfallrechts in ein umfassenderes Kreislaufwirtschaftsrechts be-
ruht auf dem Grundsatz der Rangfolge von 
• Venneiden von Abfall, 
• stoffliche oder energetische Verwertung, 
• Beseitigung von AbfaU. 
Die Umsetzungsmöglichkeiten des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes 
(KrW/AbfG), das im Oktober 1996 in Kraft tritt, sind allerdings insbesondere hinsichtlich 
der Verwertungsquoten einiger Materialien noch umstritten. Die abfallrechtlichen Ent-
wicklungen sind - soweit absehbar - in der Status-Qua-Prognose (prognos 1995) be-
rücksichtigt. Insbesondere über die Zahl der künftig benötigten Anlagen zur energeti-
schen Verwertung von Müll bestehen allerdings große Unsicherheiten. 
2.2.4 Wirkungen weiterer Maßnahmen 
2.2.4.1 Vorschlag einer forcierten finanziellen Förderung 
Im Rahmen von Gesprächszirkeln beim BMWi sollte vor dem Hintergrund der Energie-
konsensgespräche auf Expertenebene herausgearbeitet werden, "welche konkreten An-
satzpunkte und Maßnalnnen fur verstärktes Energiesparen und verstärkte Nutzung er-
neuerbarer Energien sich trotz teilweise unterschiedlicher Interessenlagen finden lassen 
und wo die Grenzen liegen" (BMWi 1994). In diesem Ralnnen sind im Gesprächszirkel 6 
mögliche Maßnalnnen zur verstärkten Nutzung emeuerbarer Energien konkretisiert und 
diskutiert worden. Einige Teilnehmer haben hierbei ein Förderkonzept vorgeschlagen, 
das erhöhte Einspeisungsvergütungen, Verteilungen der Netzanbindungskosten und 
staatliche Zuschüsse umfaßt. Es wird geschätzt, daß mit diesem Modell "innerhalb von 5 
bis 7 Jahren strom- und wärmeerzeugende AnJagen mit einer Nennleistung von insgesamt 
etwa 6 000 bis 12000 MW zu errichten" wären (,,10 000 MW-Förderprograrmn"). Die 
erforderlichen Zuschüsse werden auf2 bis 4 Mrd. DM geschätzt. 
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In Tabelle 24 ist in Anlehnung an die Bandbreitenangaben in BMWi (1994, Anbang) die 
Wirkung eines solchen Zuschußprogrammes auf die regenerative Stromerzeugung aus 
Windkraft-, Photovoltaik- und Wasserkraftanlagen geschätzt. Vermutlich auf grund von 
konservativeren Annahmen ergibt sich ausgehend von den angestrebten Ausbauzielen al-
lein fur diese Techniken mit 1,7 Mrd. DM ein deutlich höheres Fördervolumen, als es im 
Rahmen des Gesprächszirkels geschätzt worden ist (660 bis I 350 Mil!. DM). Die jährli-
che Stromerzeugung dieser drei Nutzungssysteme würde durch dieses Progranun (direkt) 
um 7, I TWhla zunehmen, davon entfielen auf Strom aus Windkraftanlagen allein 5,5 
TWhla. 
Tabelle 24: 
Schätzung der direkten Wirkung eines Förderprogramms Erneuerbare Energien 
in Anlehnung an die Vorschläge von Teilnehmern des Gesprächszirkels 6 beim 
BMWi (weitere Maßnahme) auf die Nutzung von Windkraft, Photovoltaik und 
Wasserkraft 
Wind- Photo- Wasser- Summe 
kraft voltaik. kraft 
Fördervolumen Mill.DM 825 600 300 1725 
Investition DMIkW 2000 20000 5000 
Fördersatz % 15 50 15 
Gelörd. Leistung kW 2750000 60000 400000 3210000 
Anlagengröße kW/Anlage 500 3 100 
Geförd. Anlagen Anlagen 5500 24000 4000 33500 
Ausnutzung h/a 2000 800 4000 
Stromerzeugung TWhla 5,500 0,048 1,600 7,148 
PJ/a 19,800 0,173 5,760 25,733 
Emissionsfaktor kg CO,/kWh 0,837 0,837 0,837 
Emissionsminderung Mill.t CO, 4,604 0,040 1,339 5,983 
Anmerkung: Der Förderbedarl tür diese Techniken wird vom Gesprächszirkel6 beim 8MWI 
aul660 bis 1350 MiII, DM geschätzt. 
Quellen: BMWi (1994), Schätzungen des DIW. 
2,2,4,2 1000QO-Dächer-Photovoltaik-Programm 
Zur breiten Einfuhrung der Photovoltaik in Deutschland wird von einigen eine staatliche 
Förderung von 100 000 Anlagen gefordert. So halten einige Teilnehmer des Gesprächs-
zirkels beim BMWi einen Leistungszuwachs bis zu 200 MW bei entsprechend höheren 
Förderbeträgen fur erschließbar (BMWi 1994). Unter den in Tabelle 24 dargestellten 
Annahmen würde durch ein 100000-Dächer Programm eine Spitzenleistung von 
---- --- -- -
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250 MW gefördert. Hiermit wären eine Stromerzeugung von 0,2 TWh und somit eine 
Emissionsminderung um 0,167 Mill. t CO, verbunden. Der Zuschußbedarf läge bei 2,5 
Mrd.DM. 
2.2.4.3 Sonstige Maßnahmen 
Die beschriebenen technikspezitischen Maßnahmen sind bedeutsame Beispiele rur die 
gezielte Förderung einzelner Systeme zur Nutzung emeuerbarer Energiequellen. 
Schwieriger sind dagegen spezielle Maßnahmen, die dem Abbau von spezitischen 
Henunnissen dienen, in ihren Wirkungen zu bewerten. Bei der Formulierung von strate-
gischen Maßnahmenbündeln können sie dennoch von entscheidender Bedeutung sein. 
Eine Reihe von solchen Maßnahmen ist im Rahmen eines vom BMWi geförderten Akti-
onsprogramms "Abbau von Hemmnissen bei der Realisierung von Anlagen emeuerbarer 
Energien" rur die Nutzung von Windkraft, Wasserkraft, Photovoltaik, Solarthermie, 
Wärmepumpen, Biogas und feste Biomasse dargestellt worden (Forum rur Zukunftse-
nergien 1996). 
2.2.5 Maßnahmenbündel zur Förderung erneuerbarer Energien 
Die Diskrepanz zwischen dem heutigen Stand der Nutzung emeuerbarer Energien und 
demJangfiistig unter technischen, wirtschaftlichen und ökologischen Aspekten bestehen-
den Potentialen ist groß. Im Zeitraum bis zum Jahr 2005 und selbst bis 2020 wird sich 
dieser Abstand nur zu einem begrenzten Teil vermindern lassen. In PoJitikszenarieo. die 
sich an solchen Zeitpunkten orientieren, sollten allerdings nicht allein die bis dahin er-
reichbaren Minderungsbeiträge bewertet werden, sondern auch die erforderlichen Wei-
chenstellungen fiir die weitere, langfiistige energiewirtschaftliehe Entwicklung. 
Der Beitrag emeuerbarer Energien zur Energieversorgung in Deutschland kann künftig 
nur dann wesentlich erhöht werden, wenn dies durch ausreichende politische Maßnah-
men unterstützt wird. Wie bisher kann man hierbei nicht allein auf ein einzelnes Instru-
ment zur. Förderung setzen. Die Verbreitung der Systeme zur Nl,ltzung emeuerbarer 
Energien stößt an unterschiedliche Hindernisse, die zum Teil tecJmjkspezifisch sind, zum 
anderen Teil aber unterschiedliche Optionen gleichermaßen betreffen. Dementsprechend 
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ist es erforderlich, unterschiedliche Kombinationen von pOlitischen Maßnahmen in Be-
tracht zu ziehen. 
Die Wechselwirkungen zwischen Fördennaßnahmen können komplementär oder substi-
tutiv sein. Im ersten Fall ist eine Maßnahmenkombination eine notwendige Vorausset-
zung daflir, daß überhaupt eine Wirkung erreicht wird. So können gleichzeitig Infonnati-
on und Einspeisungsmöglichkeit und Genehmigung erforderlich sein, damit Investitionen 
getätigt werden. Dagegen stehen substititutive Maßnahmen mehr oder weniger in einem 
Austauschverhältnis zueinander. So kann die Wirtschaftlichkeit eines Anwendungssy-
sterns zum Beispiel durch Investitionszuschuß oder Betriebskostenzuschuß oder erhöhte 
Einspeisungsvergütung verbessert werden. Im Grenzfall einer alternativen Substitution 
zwischen zwei Maßnahmen besteht die Möglichkeit, das unter politischen Aspekten 
günstigste Instrument auszuwählen. Eine Kombination von Maßnahmen ist in diesem Fall 
zwar nicht zwingend erforderlich, sie wirkt aber verstärkend und kann insbesondere dann 
angezeigt sein, wenn die Dosierung einzelner Maßnahmen allein nicht ausreichen würde. 
Die Bewertung von Maßnalunenbündeln zur Förderung des Einsatzes emeuerbarer 
Energiequellen muß eingebettet sein in Strategieüberlegungen, die die Energiewirtschaft 
und die mit ihr in Beziehung stehenden Politikbereiche insgesamt betreffen. Die geeigne-
te Kombination und Dosierung von sektorbezogenen Maßnahmen können insbesondere 
davon abhängen, wie eine allgemeine Energie- oder Emissionssteuer ausgestaltet wird. 
Spezielle Maßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energien sind in den letzten Jahren un-
ter anderem im Gesprächszirkel 6 beim BMWi erörtert worden (BMWi 1994). Beteiligt 
waren unterschiedliche Interessengruppen, unabhängige Berater und Verteter verschie-
dener Ressorts. Übereinstimmung besteht darüber, daß die stärkere Nutzung emeuerba-
rer Energien aus unterschiedlichen politischen Grunden notwendig ist und daß es 
"zusätzlicher Anstrengungen von Bund, Ländern und Kommunen, der Wirtschaft, gesell-
schaftlicher Gruppen und Anwender bedarf, um über die bisherigen Maßnahmen hinaus 
weit.ere Nutzungsmäglichkeiten zu erschließen," 
Als Handlungsfelder dieser breit anzulegenden Anstrengungen werden genannt: 
1. Maßnalunen zur Verbesserung der Wettbewerbsfahigkeit flir emeuerbare Energien im 
Inland und Ausland. 
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2. Verbesserung der rechtlichen und administrativen Rahmenbedingungen für den Ein-
satz emeuerbarer Energien sowie der Information, Aus-. Weiter- und Fortbildung. 
3. Marktorientierte Forschung, Entwicklung und Demonstration von AnJagen und Ma-
terialien zur Nutzung erneuerbarer Energien. 
Die konkreten Vorschläge der Teilneluner zu den einzelnen Handlungsfeldern sind aller-
dings zum Teil widersprüchlich. Ein weitgehender Vorschlag umfaßt folgende Elemente: 
(I) Es wird ein Konzept der finanziellen Förderung vorgeschlagen bestehend aus 
• Erhöhung der Mindesteinspeisungsvergütungen (z.B. auf95 %), 
• zusätzlichen, zeitlich begrenzten Investitionszuschüssen rur neue und reaktivier-
te Stromerzeugungsanlagen, deren Wirtschafilichkeit mit der Mindesteinspei-
sungsvergütung allein nicht erreichbar ist (10 bis 30 %, Photovoltaik zunächst 
70 %), oder entspechenden Betriebskostenzuschüssen, 
• staatlichen Zuschüssen rur neue und reaktivierte Anlagen zur Wärmeerzeugung 
und 
• der teilweisen Übernahme der Netzanbindungskosten durch die EVU. 
Auf alle Zuschüsse soll nach diesem Vorschlag (,,10000 MW-Förderprogranun") 
ein Rechtsanspruch bestehen. 
(2) Neben der Nutzung erneuerbarer Energien im Inland soll auch die im Ausland un-
terstützt werden, insbesondere durch Exportförderung fur die Anwendungssysteme 
oder einzelne Komponenten. 
(3) Zur weiteren Internalisierung externer Effekte soll eine CO,/Energiesteuer einge-
fuhrt werden, die erneuerbare Energien begünstigt. Biokrafistoffanteile in Mi-
schungen sollen von der Mineralölsteuer befreit werden. 
(4) Im Ralunen der Novellierung des Energiewirtschafisrechts sollte die Investitions-
aufsicht abgeschafft werden. Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien sollten 
von der Genehmigungspflicht befreit werden. Die Versorgung von Nachbarn sollte 
zugelassen werden. 
(5) Bei der Zusammenarbeit mit EVU wird eine Erhöhung der Transparenz bei der 
Netzanbindung, eine Prüfung des Regelungsbedarfs bei Zusatz- und Reservestrom-
versorgung bei Sondervertragskunden und eine Erleichterung der Durchleitung 
gefordert. 
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(6) Im Bau- und Planungsrecht sollen generell die Belange emeuerbarer Energie be-
rücksichtigt, Anlagen zur Nutzung emeuerbarer Energien baurechtJich privilegiert 
und im Bauordnungsrecht ohne oder mit vereinfachten Verfahren genehmigt wer-
den. Geprüft werden soll die Verpflichtung zur solaren Brauchwassernutzung bei 
Neubauten. 
(7) Im Natur- und Wasserschutz sollen die Vorteile emeuerbarer Energien einbezogen 
werden. Nach Möglichkeit soll auf Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen verzichtet 
werden. Die Regelobergrenze /Ur Wasserrechte soll verlängert werden. 
(8) Weitere Hemmnisse sollen durch Änderungen im Haushaltsrecht, im Mietrecht und 
in den Handwerksordnungen beseitigt werden. 
(9) Maßnahmen zur verbesserten Information, Beratung, Aus- und Fortbildung sollen 
zum einen dazu dienen, Kenntnismängel bei potentiellen Investoren, Anlagenbe-
treibern und Anbietern zu beseitigen. Daneben soll aber auch die Akzeptanz emeu-
erbarer Energien in der Bevölkerung gestärkt werden. 
(10) Nicht zuletzt sollen Maßnahmen zur Förderung der anwendungsorientierten For-
schung, Entwicklung und Demonstration dazu beitragen, daß durch Verbesserun-
gen der technischen Leistungsfahigkeit und Zuverlässigkeit der Anlagen sowie 
durch Kostensenkungen und erhähte Umweltverträglichkeit deren Wettbewerbs-
fahigkeit mehr und mehr zunimmt. Im Rahmen einer abgestimmten Gesamtstrate-
gie sollen hierzu alle Akteure beitragen. 
-- -- -- --- ---- - --- ----
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Fast alle Untersuchungen über die Möglichkeiten, die CO,-Emissionen des Verkehrssek-
tors zu reduzieren, haben gezeigt, daß wesentliche Erfolge nicht durch Einzelmaßnahmen 
oder durch einige wenige Maßnahmen zu erreichen sind, sondern daß ein großes Reduk-
tionspotential nur durch einen breit geflicherten, alle Politikbereiche umfassenden Ansatz 
erschlossen werden kann. 
Auf bestimmte Einzelrnaßnahmen (z.B. Kraftstoffverteuerung) wird es kurzfiistige Re-
aktionen geben, mittel- und langfristig wird man sich jedoch an eine Einzelmaßnahme 
gewöhnen und sich anpassen (z.B. Umschichtung des Haushaltsbudgets) oder mit Aus-
weich- und Umgehungsaktionen reagieren. Eine Einzelmaßnahme hätte auch immer den 
Nachteil, daß sie sehr stark dosiert sein müßte und somit die Gefahr unerwünschter Ne-
benwirkungen in anderen Bereichen bestünde (eine kräftige Kraftstoffjlreisverteuerung 
würde fur viele Bevölkerungsgruppen zu sozialpolitischen Härten fuhren). 
Verschiedene Einzelmaßnahrnen im Verkehrsbereich stehen immer auch in Wechselbe-
ziehungen zueinander~ die Wirkungen können sich ergänzen und verstärken oder aber 
auch neutralisieren. Gleiches gilt im übrigen auch fur Entwicklungen und Entscheidungen 
in anderen Politikfeldem und gesellschaftlichen Bereichen, die in ihren Auswirkungen die 
CO,-ReduktionsbemUhungen im Verkehrssektor unterstützen oder hierauf kontrapro-
duktive Auswirkongen haben können. 
Aus den genannten GrUnden ist eine Wirkungsanalyse von Einzelmaßnahmen außeror-
dentlich problematisch. In jedem Falle sind die Schätzungen der Minderungspotentiale 
bestimmter Einzelmaßnahrnen mit großen Unsicherheiten behaftet. Außerdem ist darauf 
hinzuweisen, daß sich die Minderungseffekte einzelner Maßnahmen nicht einfach additiv 
zu einem Gesamteffekt zusammenfuhren lassen, u.a. auch wegen der vielfaItigen Wech-
selbeziehungen zwischen ihnen. 
19 Dieses Kapitel \\'urde federführend 'vom DIW bearbeitet. 
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Eine Politik, die darauf abzielt, in einem marktwirtschaftlichen Ordnungsrahmen die 
CO,-Emissionen zu verringern, sollte daraufhinwirken, daß 
• umweltverträglichere Verkehrsmittel benutzt werden, 
• die Verkehrs-fTransportbedürfuisse verringert werden, 
• der spezifische Energiebedarf und die daraus resultierenden spezifischen Co,-
Emissionen gesenkt werden. 
Für alle drei Ansatzpunkte (und die Kombination aus ihnen) stehen unterschiedliche Ein-
zelmaßnahmen aus den Bereichen F1ächennutzungs-, Technologie-, Ordnungs-, Preis-
und Investitionspolitik sowie Politik zur Veränderung der Organisation und der Einstel-
lungen von Verkehrsteilnehmern zur Verfugung. Durch eine sinnvolle Abstimmung aller 
Politikbereiche aufeinander werden die Einzelmaßnahmenwirkungen verstärkt und kon-
terkarierende Wirkungen (z.B. durch Ausweichreaktionen) weitgehend verhindert. 
Vor dem Hintergrund der vorgenannten Überlegungen dürfen die folgenden quantitativen 
Abschätzungen der Minderungswirkungen bestimmter Maßnahmen nicht fehlinterpretiert 
werden. Sie erlauben lediglich einen groben Vergleich verschiedener Maßnahmen hin. 
sichtlich der Größenordnung ihres CO,-Reduktionsbeitrages. 
3.2 Wirksamkeit von Maßnahmen und Maßnahmenbündeln zur Reduktion 
der C01-Emissionen 
Die CO,-mindernde Wirkung bestimmter Maßnahmen soll zwei Referenzfallen gegen-
übergestellt werden. 
Zunächst wird die Maßnahmenwirkung ennittelt, die eintreten würde, wenn die Maß-
nahme nicht eingefuhrt wäre ("Ohne-Maßnahmen-Szenario'"). Eine solche hypothetische 
Entwicklung (z.B. ohne Inftastrukturplanung des Bundes und ohne attraktivitätsstei-
gemde Maßnahmen im ÖPNV) ist in einigen Fällen nicht bekannt. Es können dann allen-
falls qualitative oder nur sehr grobe quantitative Aussagen gemacht werden. 
Darüber hinaus soll die Wirksamkeit bestimmter Maßnahmen in den Jahren 2000 und 
2005 an den Ergebnissen der Untersuchung von Prognos über die künftige Entwicklung 
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der Energiemärkte Deutschlands (prognos 1995) gemessen werden. Nach dieser Unter-
suchung wird insgesamt fiir Deutschland ein Rückgang der CO,-Emissionen bis 2005 um 
8 % von 990 Mill. tauf 909 Mill. t (2000: 917 Mill. t) erwartet. Lediglich im Ver-
kehrssektor wird mit einem Anstieg um 22 % von 184 Mill. t (1990) auf 224 Mill. t 
(2000: 223 Mill. t) gerechnet" Die bereits beschlossenen und umgesetzten Maßnahroen 
ebenso wie die im Projektionszeitraum konkret zu erwartenden Maßnahmen dürften von 
Prognos bereits im wesentlichen berücksichtigt sein. In allen diesen Fällen ist ergibt sich 
im Vergleich zu der von Prognos geschätzten Entwicklung demnach kein zusätzlicher 
Reduktionsbeitrag, d.h. die Differenz ist ,,0". Lediglich bei den zusätzlich vorgeschlage-
nen Maßnahmen könnte gegenüber Prognos ein Minderungseffekt erzielt werden. Die 
Wirkungen der Maßnahmen der Maßnahmen werden textlich nur fiir das Jahr 2005 dar-
gestellt. Die Schätzwerte fiir 2000 sind den Tabellen 25 und 26 zu entnehmen. 
3.2.1 Ergriffene Maßnahmen 
Erhöhung der Mineralöls/euer (14) 
Die Mineralölsteuer fiir Vergaserkrafstoffe (VK) wurde seit 1991 um rund 0,40 DM je I 
erhöht (einschließlich der Erhöhung am 1.1.1991). Bei Dieselkraftstoffen belief sich die 
Anhebung auf insgesamt 0,17 DM je I. Nominell stiegen die durchschnittlichen Tankstel-
lenabgabepreise bei VK um rund ein Drittel, bei DK um etwa ein Fünftel. Unter dem 
Aspekt der CO,-Reduktion ist diese Maßnahme grundsätzlich positiv zu beurteilen. Über 
Verteuerungen des Kraftstoffjlreises ergeben sich Anreize, die Besetzung und Auslastung· 
der Fahrzeuge zu erhöhen, die Verkehrsmittelwahl zu verändern, kürzere Fahrziele zu 
wählen und sich allgemein energieverbrauchsbewußter zu verhalten. 
Bei unveränderten (nominellen) Tankstellenabgabepreisen im Jahre 2005 würden die 
(deflationierten) realen Preissteigerungen etwa ein Fünflel (VK) und ein Zehntel (DK) 
betragen. Unter Zugrundelegung der Annahmen der Prognos-Untersuchung zur Wirk-
20 Alle Angaben in der sektoralen Abgrenzung von Prognos. Danach werden dem Verkehr auch die 
auf den internationalen Luftverkehr (aber in Deutschland venankten) Flugtreibstoffe und die 
Kraftstoffyerbrauchsmengen in den Sektoren Kleinveroraucher sowie bei den militärischen Diensl-
sleHen zugerechnet. Dadurch ergeben sich deutliche Unterschiede zu den verkehrsbedingten CO2-
Emissionen entsprechend der IPCC-Systematik und -Abgrenzung. 
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samkeit von Maßnahmen zur Reduktion der verkehrlichen CO,-Emissionen (prognos 
1991) würde sich im Personenverkehr eine CO,-reduktionswirksame Fahrleistungsmin-
derung von etwa 4 % (VK) und 2 % (DK) und im Güterverkehr eine von etwa I % er-
geben. Gegenüber dem "Ohne-Maßnahmen"-Fall beträgt die CO,-Minderung etwa 
5 Mill. t. Gegenüber dem ,,Prognos-Referenzfall" (= "Mit-Maßnahmen") ergeben sich 
keine zusätzlichen Wirkungen. 
Die Wirkung der Maßnahmen setzt sofort ein, wobei die Wirkungsintensität als im Zeit-
verlauf abnehmend eingeschätzt wird. 
Die zusätzlichen Einnahmen des Bundes .ufgrund der Mineralölsteuererhöhungen dürf-
ten kumuliert über den Zeitraum 199012005 etwa 250 Mrd. DM betragen. 
Emissiol1sbezogel1e Kfz-Steuer (15) 
Die am 1.4.1994 in Kraft getrerene Neuregelung der Kfz-Steuer betrifft ausschließlich 
den Straßengüterverkehr. Sie hat jedoch keinen Bezug zu den CO,-Emissionen. Im Zu-
sammenhang mit anderen eingefuhrten Maßnahmen ergab sich insgesamt eine Verbilli-
gung des Systems "Straßengüterverkehr". Hinsichtlich einer CO,-Reduzierung ist diese 
Maßnahme daher eher als kontraproduktiv einzustufen (Hopf, Kuhfeld 1994). 
BUl1desverkehrswegeplal1 (16) 
Im Bundesverkehrswegeplan (BVWP 1992) wird explizit darauf hingewiesen, daß mit 
dem Ziel der verkehrlichen CO,-Reduzierung besondere Schwerpunkte im Ausbau der 
Schieneninfrastruktur, bei attraktivitätssteigernden Maßnahmen fur den ÖPNV sowie im 
Ausbau von Anlagen zur Verkehrsflußsteuerung gesetzt werden. Inwieweit mit den Pla-
nungsvorhaben und Mittelansätzen tatsächlich eine umweltverträglichere Verkehrsab-
wicklung erreicht werden kann, ist unter Experten außerordentlich umstritten. Eine kon-
krete Beurteilung wird dadurch erschwert, daß es sich erstmals um einen gesamtdeut-
schen Verkehrswegeplan handelt, bei dem ein überdurchschnittlich hoher Anteil der In-
vestitionssummen den Verkehrsprojekten "Deutsche Einheit" und dem Nachholbedarf in 
den neuen Bundesländern zuzurechnen -ist. Bereinigt man die PJanungsansätze entspre-
chend, dann liegen die jährlichen Investitionssummen (in konstanten Preisen) z.B. fur den 
Ausbau der Straßeninfrastruktur in den alten Bundesländern sogar noch über den ent-
82 
sprechenden Ansätzen des BVWP '85 und auch immer noch über denen fur die Bahn 
(Voigt 1992). Unabhängig von der Realisierbarkeit einzelner Investitionsvorhaben im 
Planungszeitraum (bis 2010) ist eine grundsätzlich andere WeichensteUung der Ver-
kehrspolitik zunächst nicht erkennbar. Das Infrastrukturangebot fur den motorisierten 
Individual- und den Straßengüterverkehr, den beiden CO,-emissionsintensivsten Ver-
kehrsträgern, wird noch kräftig ausgeweitet. 
In der schon erwähnten Prognos-Studie (prognos 1991) über die Wirksamkeit verkehrli-
eher CO,-Reduktionsmaßnalunen bis zum Jahr 2005 wurden 22 Maßnalunen entspre-
chend untersucht und abschließend zu drei Szenarien gebündelt. Das "Szenario A" ist 
von der Vorstellung geprägt, durch eine Politik der Ameize, durch Angebotsverbesse-
rungen von Verkehrsmitteln, -wegen und Verkehrs abläufen und durch öffentliche Appel-
le an die Einsicht der Verkehrsteilnehmer CO,-Einsparungen zu erzielen. Bis auf die 
"Umstellung der Kfz-Steuer" (noch nicht eingefuhrt) und bis auf die Förderung von Gü-
terverkehrszentren und den kombinierten Ladeverkehr der Bahn (nicht berücksichtigt in 
"Szenario A", jedoch Bestandteil des BVWP) ist das Szenario relativ deckungsgleich mit 
den Zielvorgaben des BVWP '92. Die gesamte CO,-Reduktion in "Szenario A" beträgt 
7,1 % gegenüber der Trendentwicklung bis zum Jahre 2005 in Westdeutschland. Bei ent-
sprechender Bereinigung dieser CO,-Minderungen (s.o.) und unter der Annalune, daß die 
Verkehrspolitik bei der Umsetzung der Zielvorgaben die gleichen Merkmalsausprägun-
gen (Intensitäten) - wie von Prognos angenommen - zugrundelegt, dürfte sich gegenüber 
der hypothetischen "Ohne-Maßnalunen"-Verkehrsentwicklung ein CO,-Reduktions-
potential von 4 % ergeben. Da ein Teil der Effekte auf grund von Investitionsstreichun-
gen und -kürzungen - insbesondere bei den Investitionen der Bahn, der Binnenschiffahrt 
und dem ÖSPV - nur verzögert (nach 2005) oder gar nicht eintritt und unter Berück-
sichtigung der kontraproduktiven Wirkungen (Straßenbau), dürfte das theoretisch mögli-
che CO,-Reduktionspotential bis 2005 nicht erschlossen werden können. 
Die Enquete-Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" des Deutschen Bundestages 
konunt in ihrem zweiten Zwischenbericht zum Thema "Mobilität und Klima" unter b,e-
stimmten Voraussetzungen - Fortschreibung der Bundesverkehrswegeplanung und be-
schleunigte Umsetzung der gefaßten Beschlüsse - zu einem CO,-Minderungspotential 
von 2 % bis 3 % gegenüber dem "Ohne"-Fall in 2005 (Enquete-Kommission 1994). 
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Selbst diese relativ geringen Minderungserwartungen, denen von einem Teil der Kom-
nUssionsmitglieder sogar noch widersprochen wurd.e, "ist an Voraussetzungen geknüpft, 
die sich bis 2005 nur eingeschränkt umsetzen lassen, zumal auch Länder und Kommunen 
als politische Handlungsträger tätig werden müssen. 
Aus der Referenzprognose von Prognos filr die Entwicklung der Verkehrsleistungen und 
CO2-Emissionen (Prognos 1995) ist im einzelnen nicht ersichtlich, wie die entsprechen-
den Zielvorgaben des BVWP '92 qualitativ und quantitativ berücksichtigt werden. Die 
prognostizierten Verkehrssteigerungen des Schienenverkehrs, des öffentlichen Straßen-
personenverkehrs und der Binnenschiffahrt lassen darauf schließen, daß bei diesen Ver-
kehrsträgern relativ große Attraktivitätssteigerungen erwartet werden und insofern aus 
den BVWP-Zielvorgaben auch dämpfende Wirkungen auf die CO2-Emisssionen resultie-
ren. Angesichts der vielen Unwägbarkeiten (Maßnalunenrealisierung, kontraproduktive 
Effekte) kann eine Quantifizierung hier jedoch nicht vorgenommen werden. 
Die konkreten' Investitionsmittelansätze in der BVWP '92 lassen eine Differenzierung 
nach "nonnalen" Ausbauvorhaben und Vorhaben, die gezielt CO,-Reduktion bewirken 
sollen, nicht zu. Kosten können mithin ebenfalls nicht benannt werden. 
Steigerung der Attraktivität des öffentlichen Personennahverkehrs (OPNV) (17) 
Sämtliche Fördermaßnahrnen, die die Attraktivität des öffentlichen zu Lasten des moto-
risierten individuellen Verkehrs in den Städten steigern, sind C02-reduktionswirksam. 
Die Bundesfinanzhilfen nach Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) wurden rur 
den Zeitraum von 1992 bis 1995 beträchtlich erhöht. Ein Großteil der zusätzlichen Mittel 
floß jedoch nach Ostdeutschland zur Verbesserung der desolaten Verkehrsinfiastruktur 
in den Gemeinden (einschließlich des kommunalen Straßenbaus). Ab 1996 sind diese Fi-
nanzhilfen wieder auf das "Normalniveau" (bis 1991 2,6 Mrd. DM, ab 1992 rund 
3,3 Mrd. DM, allerdings rur Gesamtdeutschland) zurückgefuhrt worden. 
Bedeutsamer filr die Attraktivitätssteigerung scheint der Wechsel der Prograrnmkompe-
tenz im Bereich des ÖPNV zu sein. Diese ist weitgehend auf die Länder übergegangen, 
die gleichzeitig durch zusätzliche Fördertatbestände und eine größere Flexibilität in der 
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Mitte1bewertung nunmehr wesentlich "bedarfsgerechter" die Mittel einsetzen können 
(allerdings auch fur den kommunalen Straßenbau). 
Die aus den genannten Veränderungen resultierenden COrMinderungseffekte werden 
gegenüber dem "Ohne-Maßnahmen"-Fail in Anlehnung an andere Untersuchungen auf 
etwa 1,5 % geschätzt (3,4 Mill. t CO,). 
Abgesehen von den Sonderrnaßnahmen 1992 bis 1995 entstehen fur den Bund keine 
Mehrausgaben. Der Plafondanhebung der GVFG-Mittel (von jährlich 2,6 Mrd. DM auf 
nunmehr 3,28 Mrd. DM) stehen entsprechend höhere Einnahmen aus der Mineralölsteuer 
gegenüber. 
Gaspel1del-Verordnung (18) 
Hierdurch werden die Emissionen von flüchtigen Kohlenwasserstoffen (VOC), davon 
insbesondere das kanzerogene Benzol, verringert (FhG-ISI, Öko-Institut 1997). Die 
Maßnahme ist nicht direkt COrreduktionswirksam. 
Forschullgsprogramm Stadtverkehr (FOPS) (19) 
Das Forschungsprogramm (FOPS) selbst entfaltet unmittelbar keine Wirkung, jedoch 
unterstützen die Forschungsergebnisse die kommunalen Bemühungen indirekt, z.B. über 
Modellvorhaben in einzelnen Städten, den Fußgänger- und Fahrradverkehr attraktiver zu 
gestalten und den ÖPNV - auch organisatorisch - benutzerfreundlicher zu gestalten. Der 
flächendeckende Nutzen aus diesem Programm kann sich jedoch nur auf mittlere und 
längere Sicht allmählich durchsetzen. 
Die CO,-Minderungseffekte lassen sich auf grund der verfugbaren Infonnationen nicht 
quantifizieren. Sie werden hier auf eine Größenordnung von 1 Mill. t CO, geschätzt. Das 
wären zwar nur 0,5 % der gesamten verkehrlichen COrEmissioneo, aber immerhin 2 % 
der insgesamt auf Innerortsstraßen emittierten Mengen. Die Kosten sind im Vergleich 
zum Nutzen marginal. 
Verkehrsbeeillflllssullg durch Verstetigung des Verkehrsflusses (20) . 
Verkehrsflußsteuerungssysteme auf Bundesautobahnen sind geeignet, insbesondere bei 
schlechter Sicht vor Baustellen und vor unfallbedingten Staus die Geschwindigkeiten 
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rechtzeitig anzupassen und den Verkehrsfluß damit auf einem energieverbrauchsgünsti-
geren Niveau zu verstetigen. 
Rund 35 % des gesamten deutschen KraftstoflVerbrauchs (16,6 Mill. t) dürften 2005 auf 
den Autobahnverkehr entfallen (Hopf, Kloas, Rieke et a1. 1996). Das entspricht einer 
CO,-Menge von mehr als 61,5 MiU. t bzw. einem Anteil von 27,5 % an den gesamten 
CO,-Emissionen im Verkehrsbereich. 
Prognos hat in seiner Reduktionsstudie auch den Einfluß von Verkehrsflußsteuerungsan-
lagen auf aUen Außerortsstraßen (einschließlich Bundesautobahnen) auf die CO,-
Emissionen untersucht (prognos 1991) und kam unter idealtypischen Bedingungen zu ei-
nem Reduktionspotential von rund 5 % (bezogen auf die gesamten CO,-Emissionen des 
Verkehrssektors in Westdeutschland). Es wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, daß 
flankierende staatliche (preisliche) Maßnahmen notwendig werden können, um dieses 
Potential zu erschließen. Verkehrsflußsteuerungsaniagen verstetigen nicht nur die Ver-
kehrsströme, sondern vergrößern über eine erhöhte Durchsatzflihigkeit indirekt auch die 
Kapazität des Straßennetzes, sie wirken möglicherweise also verkehrsinduzierend. 
Bei nur punktuellen Streckenbeeinflussungen ist eine verkehrsinduzierende Wirkung je-
doch praktisch auszuschließen. Unter der Voraussetzung, daß das Programm zur Ver-
kehrsbeeinflussung über 1997 hinaus fortgeschrieben wird, könnten in 2005 die CO,-
Emissionen auf Bundesautobahnen um etwa 1 % bis 2 % veningert werden. Im 
"Ohne-Maßnahrnen"-Fall wären sie mithin um etwa 1,2 Mill. t höher. 
Bei einer Fortsetzung des Programms bis 2005 dürften sich Gesamtkosten von rund 
1,5 Mrd. DM ergeben. 
Informationen zum energiesparenden und lImwelifreundlichen Verkehrsverhalten (21) 
Für eine erfolgreiche CO,-Reduktionspolitik sind Informationen und Aufklärungsarbeit 
über die Auswirkungen der negativen Folgen besonders des Straßenverkehrs sowie An-
leitungen zum energiesparenden und umweltfreundlichen Verkehrsverhalten eine uner-
läßliche flankierende Begleitmaßnahrne. Die bisherigen politischen Arbeiten in diesem 
Bereich - Broschüren vom BMV, BMWi und BMU - haben allerdings noch nicht den 
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Charakter einer breit angelegten Kampagne, auf die nennenswerte CO2-Reduktionen zu-
rückgefuhrt werden könnten. 
Forschungsvorhabel1 und Information über Stadtverkehrsplanung und umweltschonen-
den Stadtverkehr (22) 
Verkehrsberuhigungsmaßnahmen in den Städten - wie Fußgängerzonen, Ausdehnung der 
30 km/h-Zonen - verhessern zweifelsohne die Lebenssituation vor Ort. Flächendeckende 
Untersuchungen über die CO2-Emissionen liegen nicht vor. Die Diskussion über die Ge-
samtbilanz von Verkehrsberuhigungsmaßnahmen hinsichtlich der Luftschadstoffemissio-
nen wird im übrigen kontrovers gefuhrt. Die Kritiker weisen u.a. darauf hin, daß sich 
über erhöhten Parkplatzsuchverkehr, dem (bei 30 km/h) vermehrten Fahren im 2. Gang 
sowie einem Ausweichen (bei Einkaufsfahrten) auf die "grüne Wiese" in Bezug auf 
Kraftstoffverbrauch und damit auch die CO2-Emissionen kontraproduktive Effekte ein-
stellen. Die möglichen gegenläufigen Wirkungen sind bisher noch nicht umfassend unter-
sucht worden. Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand dürften die Wirkungen insgesamt 
positiv sein~ sie lassen sich allerdings nicht exakt quantifizieren. 
Strllkllrrejorm der Bahn (23) 
Öffentlichen Unternehmen schreibt mall generell eine geringere Flexibilität und eine grä-
ßere SchwerfaIligkeit bei der Anpassung an veränderte Marktbedingungen zu. Inwieweit 
sich die mit der Privatisierung der Bahn verknüpften Hoffnungen, die Bahn könne als 
privatwirtschaftliches Unternehmen marktgerechter operieren und sich - besonders im 
Güterverkehr - verloren gegangene Marktanteile von der Straße zurückholen, erflillen 
werden, kann derzeit noch nicht abgeschätzt werden. Die Verkehrsanteile gehen derzeit 
tendenziell eher weiter zurück. 
Die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages hat das CO2-Minderungspotential 
durch Verkehrsverlagerungen vom Straßenverkehr auf die Bahn unter bestimmten Vor-
aussetzungen - wie beschleunigte Planung, verbesserte Angebote fur bahnafline Verkeh-
re, verstärkte Einbindung in regionale Verkehrskonzepte, harmonisierte europäische 
Bahnrefonn sowie technische und organisatorische Harrnonisierung auf europäischer 
Ebene - auf etwa 3 % bis 4 % geschätzt (Enquete-Kommission 1994, S. 129). Nur ein 
Bruchteil dieser Voraussetzungen dürfte bis 2005 umgesetzt sein. Aus der Referenzpro-
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gnose von Prognos ist explizit nicht ersichtlich, ob und inwieweit die "neueu QuaJität der 
Bahn berücksichtigt wurde. Für die Verkehrsleistungen im Güterverkehr der Bahn im 
Jahr 2005 wurden etwa 106 Mrd. tkm geschätzt. Das wäre gegenüber dem Ist-Zustand 
eine Steigerung um 50 %. Offensichtlich sind Annahmen über ein generell verbessertes 
Leistungsangebot der Bahn getroffen worden. Die auf Leistungsverbesserungen im Zu-
sammenhang mit der Bahnreform zurückzufiihrenden Verkehrsgewinne sind nicht quan-
tifizierbar, ebensowenig wie die dafiJr erforderlichen Bundesmittel. 
Güterverkehrszentren (24) 
Die Auswirkungen von Güterverkehrszentren (GVZ) auf den Energieverbrauch und 
damit auch auf die CO,-Emissionen sind umstritten. Durch die Bündelungsmöglichkeiten 
von Verkehrsströmen ergeben sich tendenziell zwar größere Chancen fiir die Bahn, je-
doch muß auch der Energieverbrauch in den GVZ gegengerechnet werden. Konkrete 
Wirkungsaussagen sind derzeit !'icht möglich, zumal auch nicht absehbar ist, wieviel 
GVZ bis 2005 zusätzlich in Betrieb gehen werden. 
Prognos hat die CO,-Minderungspotentiale aus einer verstärkten Förderung von GVZ 
und kombinierten Verkehren (200511990) auf etwa 1,2 % geschätzt (Prognos 1991, 
S. 250). Begründet wurde dies mit Verkehrsverlagerungen von der Straße zur Schiene 
und einer verbessertim Auslastung im Straßengüterverkehr. Da hier nur GVZ betrachtet 
werden und auch angesichts der vielen sonstigen Unwägbarkeiten, die mit der Errichtung 
neuer GVZ verbunden sind, wird hier lediglich ein CO,-Minderungspotential von 
Mill. t gegenüber dem "Ohne-Maßnahmen"-Fall angenommen. 
Kombi-Verkehre über Wasserstraßen (25) 
Jede betriebliche Fördermaßnahmen fiir die Binnenschiffahrt wirkt sich positiv auf die-
CO,-Bilanz des Verkehrssektors aus. Die Binnenschiffahrt hat den geringsten spezifi-
schen Energieverbrauch (kJ/tkm). Sie konkurriert auf den Güterverkehrsmärkten in er-
ster Linie aber mit der Bahn und nicht mit dem Lkw. Stärkere Verkehrsverlagerungen 
auf die Binnenschiffahrt auf grund staatlicher Fördermaßnahmen dürtlen daher tendenziell 
eher den Schienen- und weniger den Straßenverkehr treffen und daher auch nur gering-
fiigig die CO,-Emissionen verringern. Heute sind Kombi-Verkehre bei der Binnenschiff-
fahrt noch relativ bedeutungslos. Im übrigen sind derzeit noch keine gezielten Aktivitäten 
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zugunsten einer stärkeren Förderung dieser Verkehrsart erkelUlbar. Selbst eine starke 
Ausdehnung dieser Verkehre könnte nur marginale CO,-Minderungseffekte haben. 
Forschungsprogramm "Schadstoffe in der Luftfahrt" (26) 
In diesem Forschungsprograrnm geht es in erster Linie um die Wirkungen der Schadstof-
fe. NO,-Emissionen stehen dabei im Mittelpunkt des Interesses. CO,-mindemde Wirkun-
gen dürften sich hierdurch nicht erzielen lassen. 
Verkehriforschung (27) 
Die Vielzahl der ressortObergreifenden FuE-Maßnahmen in allen Verkehrssystemen hat 
zweifelsohne CO,-Reduktionen bewirkt, die weit über denen anderer Maßnalunen liegen. 
Sie sind verkehrssystemübergreifend allerdings nicht quantifizierbar. Auch die dafiir auf-
gewendeten Bundesmittel können hier nicht benannt werden. 
Tarijaujhebungsgesetz (28) 
Es ist bisher nicht erkennbar, daß durch die Aufhebung der TaIifbindung im Straßengü-
terverkehr die Lkw-Unternehmen auf grund eines erhöhten Wettbewerbsdrucks Leerfahr-
ten vermeiden und die Fahrzeuge besser auslasten. Zu beobachten ist vielmehr ein ver-
stärktes Vordringen des Straßengüterverkehrs - auch wegen der parallel laufenden Auf-
hebung der Kabotagevorbehalte rur ausländische Fuhrunternehmer - in die Bereiche von 
Bahn und Binnenschiffahrt. Erst die noch ausstehende Harmonisierung der fiskalischen, 
technischen und sozialen Ralunenbedingungen auf hohem Niveau in ganz Europa in 
Verbindung mit streckenbezogenen Straßenbenutzungsgebühren könnte hier etwas be-
wirken. Unter den derzeitigen Bedingungen muß das Tarifaufhebungsgesetz in Bezug auf 
eine Reduktion der CO,-Emissionen eher als kontraproduktiv bezeichnet werden (DIW 
et al. 1994, S. 57 ff). 
Gebührenfür die Benutzung bestimmter Straßen (93) 
Diese Maßnahme zielt ausschließlich auf den Straßengüterverkehr. Die Einfiihrung der 
Autobahnvignelle zum 1.1.1995 hatte primär keine umweltpolitischen Ziele, sondern war 
in erster Linie dazu gedacht, ausländische Fuhru~ternehmer stärker an den deutschen 
Wegekosten zu beteiligen, die Wettbewerbsposition der deutschen Fuhrunternehmen zu 
verbessern und die weitere Expansion des Autobahnverkehrs zu dämpfen. Sie gilt aller-
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dings nur im Verbund mit den Benelux-Staaten und Dänemark und auch nur ruf schwere 
Lkw ab 12 t zulässigem Gesamtgewicht (flir Lkw mit 2 Achsen rund 1 500 DM, flir Lkw 
mit 4 u.m. Achsen rund 2 500 DM p.a.). 
Die Beurteilung dieser Gebühr unter CO2-Minderungsaspekten kann nur negativ ausfal-
len. Erstens handelt es sich um eine zeitraum- und nicht streckenbezogene Gebühr 
- ähnlich der Kfz-Steuer -, die keinerlei Anreize bietet, weniger zu faluen. Es lohot sich 
vielmehr, viel zu faluen, um die aus der Gebühr resultierende zusätzliche Kostenbela-
stung je km möglichst weit nach unten zu drücken. Wird auf die nachgeordneten Stra-
ßenkategorien ausgewichen, kann man der Gebühr sogar ganz entgehen. Zweitens muß 
diese Gebühr auch im Kontext mit den anderen beschlossenen und umgesetzten ord-
nungspolitischen und steuerlichen Regelungen gesehen werden: 
• die Senkung der deutschen Kfz-Steuer (ab 1.4.94) flir z.B. einen 40 t-Lastzug von 
10500 DM auf 2 800 DM (Euro li-Fahrzeuge), 3500 DM (Euro I-Faluzeuge) und 
5 000 DM (Altfahrzeuge), 
• die Erhöhung der Mineralölsteuer auf Dieselkraftstoff um 7 Pfil (ab 1. 1.94) sowie 
• die kräftige Aufstockung der Kabotagekontingente (ab 1994) bis zur vollständigen 
Aufhebung sämtlicher Kabotagevorbehalte (ab 1998). 
Die Einfuhrung der Euro-Vignette und die Erhöhung der Mineralölsteuer kompensieren 
nicht die aus der Entlastung bei der Kfz-Steuer und aus dem verstärkten Vordringen 
ausländischer Lkw (Kabotagelockerung) - mit geringerer Kostenbelastung - resultieren-
den Wirkungen. Das System "Straßengüterverkehr" ist in der Summe billiger geworden. 
Hinsichtlich der CO2-Emissionen ergaben sich eher kontraproduktive Effekte. Auch die 
aktuell diskutierte Verdoppelung oder Verdreifachung des Preises flir die Vignette ist in 
bezug auf die CO,-Reduktion als äußerst marginal einzuschätzen. 
Standortkonzeption der Bahn (95) 
Ziel ist es, im Jahre 2010 knapp 100 Mill. t im kombinierten Verkehr (KL V) der Bahn zu 
transportieren. Das wären unterBerücksichtigung der beim KL V in der Regel erforderli-
chen Vor-lNachläufe mit Lkw insgesamt eine CO2-Einsparung von etwa 1,5 bis 2 Mill. t. 
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Heute beflirdert die Bahn in Gesamtdeutschland rund 30 Mil!. t im KLV, eine Trans-
portmenge, die nicht wesentlich über der von 1990 in Westdeutschland liegt. Natürlich 
können sich Investitionen im kombinierten Verkehr erst mittel- bis langfristig auszahlen, 
jedoch wird offenkundig, daß die Zielvorstellung (100 Mill. t) sehr optimistisch ist und es 
sehr großer Anstrengungen seitens der Bahn bedarf, um diesen Wert auch nur annähernd 
zu erreichen. Für das Jahr 2005 wird hier deshalb lediglich ein CO,-Minderungspotential 
von 1 Mil!. t angenommen. Da KL V-Planungen bei Prognos bereits berücksichtigt wur-
den, entsteht eine Minderung nur gegenüber dem "Ohne-Maßnahmen"-Fall. 
Die biediir erforderlichen Bundesntittel werden bis 2005 auf 3 Mrd. DM geschätzt und 
sind im BVWP '92 bereits vorgesehen. 
Al1derung der gemeinsamen Geschäftsordnung der Bundesministerien (98) 
Die Anordnung, bei allen Gesetzen und Rechtsverordnungen der Ministerien auch die 
verkehrlichen und ökologischen Auswirkungen anzugeben, ist grundsätzlich positiv zu 
beurteilen. Sie bleibt jedoch wirkungslos, wenn keine "ex-post"-Wirkungsanalyse durch-
gefuhrt wird, so daß mögliche Fehleinschätzungen der verkehrlichen und damit auch 
ökologischen Folgen bei anderen Gesetzen und Verordnungen vermieden werden kön~ 
nen. 
Verlagenmg des in/emationalen Transitverkehrs von der Straße auf die Schiene und 
das Schiff (100) 
Nach allgemeiner Einschätzung fördert die Einfuhrung des EG-Binnenmarktes den Wa-
renaustausch zwischen den EG-Mitgliedsländern und den zwischen der EG und den übri-
gen Ländern. Die Transit- und grenzüberschreitenden Verkehre werden überproportional 
wachsen. Hier hat die Bahn in der Vergangenheit absolut und relativ erheblich an Bedeu-
tung verloren, obwohl theoretisch ihre Systemstärken gerade auf den grenzüberschrei-
tenden Relationen (Transport in geschlossenen Zügen und Warengruppen über weite 
Entfernungen) voll zum Tragen kommen müßten. 
Im Zeitraum 1973 bis 1990 stagnierte der gesamte Binnenverkehr, während der grenz-
überschreitende Versand und Empfang sowie der Durchgangsverkehr Wachstumsraten 
von 30 %. 24 % bzw. 90 % aufwiesen. Während die Binnenschiffahrt und vor allem der 
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Lkw von den Steigerungen auf den internationalen Relationen stark profitierten, hatte die 
Bahn hier einen Verlust von insgesamt rund 3 Mill. t zu verzeichnen. Rund ein Viertel 
der Gesamttransporte entfallen bei der Bahn auf die internationalen Verkehre; sie erzielt 
dort mehr als ein Drittel ihrer gesamten Einna1nnen. Dies verdeutlicht einerseits die der-
zeitigen Schwächen der Bahn, zeigt andererseits für sie aber auch genauso stringent eine 
Hauptrichtung verstärkter Anstrengungen um erhöhte Marktanteile auf. 
Jede Initiative und Maßna1nne, die die Bahn hier unterstützt, ist daher apriori zu begrüßen. 
Eine gezielte Förderung ist bisher allerdings nicht erkennbar. Da der Bahnverkehr ohnehin 
schwächer wächst als in den Prognosen, die dem BVWP zugrundeliegen, müßten ohne ZlJ-
sätzliche Ausbaumaßna1nnen die Kapazitäten vorhanden sein. Die Fördennaßna1nnen filr den 
Transitverkehr düdlen sich gegenüber dem "Ohne-Maßna1nnen"-FaII in einer CO,-Reduktion 
von 0,5 MilI. t niederschlagen. Die Kosten sind im BVWP '92 bereits berücksichtigt. 
Fazit: Wirkungen der ergriffenen Maßnahmen 
In Tabelle 25 sind noch einmal alle bisher ergriffenen Maßna1nnen ,zur Reduktion der 
CO,-Emissionen im Verkehrssektor kurz skizziert und mit ihren geschätzten Wirkungel) 
ausgewiesen worden. Vom Ergebnis her ist festzustellen, daß diese Maßna1nnen bei 
weitem nicht ausreichen, um den weiteren Anstieg der verkehrsbedingten CO,-
Emissionen auch nur annähernd zu dämpfen. Die Verkehrslawine überrollt alle bisherigen 
Einsparbemühungen. Außerdem steht bei einigen Maßnahmen zu befurchten, daß kon-
traproduktive Effekte ausgelöst werden. Das gilt insbesondere fur die Maßna1nnen, die 
im unmittelbaren oder mittelbaren Zusammenhang mit dem BVWP '92 stehen. 
Hinzu konunt, daß die Verkehrs- und damit auch die Emissionsentwicklung in Deutsch-
land nicht mehr unabhängig vom europäischen Kontext gesehen werden kann. Viele 
Schritte in Richtung umweltverträglicher Verkehrsabläufe, die national eingeleitet wur-
den/werden sollten, bedürfen zunehmend europäischer Zustimmung. In einigen EU-
Ländern hat die Ökonomie noch immer eindeutig Vorrang vor der Ökologie. Die seiner-
zeit· geplante Schwerverkehrsabgabe fur ausländische Lkw auf deutschen Autobahnen 
(untersagt vom Europäischen Gerichtshof), die bisher noch nicht zustande gekonunene 
Anhebung der EU-Mindestsätze bei der Mineralölsteuer sowie die Besteuerung von 
Flugkraftstoffen in der gewerblichen Luftfahrt sind hierfur nur Beispiele. 
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Tabelle 25: 
Von der Bundesregierung ergriffene Maßnahmen zur CO,-Reduktion im Verkehr 
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Gleichwohl wären im nationalen Bereich durchaus Spielräume für mehr verkehrliche 
Energie- und Umwelteffizienz vorhanden gewesen. Niemand hätte die Bundesregierung 
zR daran gehindert, im Zuge der Einfuhrung der Euro-Vignette die deutschen Kfz-
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Steuersätze auf einem deutlich höheren Niveau nach Umweltkriterien zu differenzieren. 
Viele Einzelmaßnalunen erfordern in der Regel eine Vielzahl von flankierenden Maß-
nahmen, um wirksam zu sein. So ist die verstärkte Förderung kombinierter Verkehre auf 
Schiene und Wasserstraße grundsätzlich positiv zu bewerten. Sie ist jedoch relativ wir-
kungslos, wenn sich gleichzeitig die Ralunenbedingungen fiir den Straßengüterverkehr 
erheblich verbessern (Aufhebung der Tarifbindung, kräftiger Ausbau des Straßennetzes 
sowie ab 1998 vollständige Aufhebung der Kabotagevorbehalte auf EU-Ebene). Erfor-
derlich ist eine konsistente. in wichtigen Grundsätzen in sich abgestimmte Verkehrspoli-
tik, die Minderungserfolge einzelner Maßnalunen durch andere nicht wieder in Frage 
stellt. 
Abschließend sei noch einmal darauf hingewiesen, daß die ermittelten CO,-
Reduktionseffekte der Einzelmaßnalunen keinesfalls addierbar sind. Zum einen schließen 
einige Maßnalunen (zR BVWP '92) andere Maßnalunen (wie verstärkte Förderung 
kombinierter Verkehre) ein, zum anderen handelt es sich vielfach um im Zeitablauf nicht 
vollständig und auch unterschiedlich umgesetzte Einzelmaßnalunen. Angesichts der vie-
len Unwägbarkeiten, der häufig nicht quantifizierbaren Wirkungen sowie der kontrapro-
duktiven Wirkungen einzelner Maßnahmen kann nur eine Spanne fiir die gesamten CO,-
Minderungen durch die bisher ergriffenen Maßnahmen angegeben werden, die ihrerseits 
höchst unsicher ist. 
Das CO,-Minderungspotential aus den bisher ergriffenen Maßnalunen, das bis zum Jahre 
2005 ausgeschöpft werden dürfte, wird auf eine Größenordnung von 9 bis 15 Mill. t CO, 
veranschlagt. 
3.2.2 Weitere Maßnahmen 
3.2.2.1 Vorbemerkungen 
Die Bundesregierung hat neben den bereits ergriffenen Maßnalunen weitere Maßnalunen 
konzipiert und vorgesehen, die bisher allerdings noch nicht in die Realität umgesetzt 
worden sind. Teilweise sind diese Maßnalunen in ihrer Ausprägung und Ausgestaltung 
noch nicht präzisiert und definiert worden, teilweise ließ sich eine Umsetzung auf grund 
erheblicher nationaler und europaischer Widerstände bisher nicht venvirklichen. Diese 
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Maßnalunen werden im folgenden behandelt. Darüber hinaus werden zusätzliche Maß-
nahmen zur Reduktion der verkehrsbedingten CO,-Entissionen untersucht, die aktuell 
diskutiert werden. 
In der verkehrspolitischen Diskussion und in der verkehrswissenschaftlichen Literatur 
sind inzwischen zahlreiche VorschJäge gemacht worden, um die negativen Folgewirkun-
gen des Verkehrs auf Umwelt und Klima zu verringern. Insbesondere unter den Stich-
worten "Transportverlagerung", "Verkehrsvermeidung", "VerkehrsrationaIisierung" so-
wie "Telematik" und "bessere Technik" wird eine Vielzahl von Lösungsmöglichkeiten rur 
mehr Umweltverträglichkeit angeboten. Patentrezepte zur umweltverträglicheren Gestal-
tung des Verkehrs gibt es allerdings nicht. 
Die meisten Kritiker ruhren die im Hinblick auf Umweitziele, Flächenverbrauch und Le-
bensqualität unzulänglichen Ergebnisse des Marktes rur Verkehrsleistungen auf die feh-
lenden bzw. ungenügenden ökonomischen Anreizmechanismen zurück. "Wenn die Um-
weltnutzung weder als Kostenfaktor noch als Erlöskomponente im Marktgeschehen Be-
rücksichtigung findet, kann die gewünschte Erhaltung von Umweltressourcen nicht als 
Ergebnis individueller Planungen erwartet werden ... Im Ergebnis wird im Verkehrssek-
tor ein verschwenderischer Umgang mit natürlich Ressourcen gefördert, der durch ande-
re Subventionstatbestände noch gesteigert werden kann" (Wissenschaftlicher Beirat 
1992). Der Staat hat die Weichen nicht richtig gestellt. ,,Die entscheiden Vorbedingung 
ist, daß ökonomische Anreizmechnismen geschaffen und ausgebaut werden, damit die 
Menschen das knappe Gut Umwelt sparsam nutzen. Das umweltschonende Wirtschafts-
wachstum ist anders strukturiert als das umweltbelastende, es allein erfordert die Wohl-
fahrt aller Bürger" (Sachverständigenrat 1990). Bei volkswirtschaftlich "richtigen" Prei-
sen in Verbindung mit ordnungs- und infrastrukturpolitischen Mallnahmen kann die Ver-
kehrsnachfrage so beeinflußt werden, dall insgesamt weniger Verkehrsleistungen 
(Verkehrsvermeidung) unci/oder verstärkt umweltfreundlichere Verkehrsntittel 
(Verkehrsverlagerung) nachgefragt werden, daß im Ergebnis der Umweltverbrauch also 
geringer ist. 
Ob ntit volkswirtschaftlich "richtigen" Preisen zwangsläufig ökonontische Zielsetzungen 
- im Sinne einer "richtigen" Mengensteuerung des Verkehrs sowie des Umweltver-
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brauchs - erreicht werden können, muß allerdings bezweifelt werden. Gleichwohl bilden 
preispolitische Maßnahmen den Kern vieler Vorschläge fiir mehr Umwelteffizienz. Un-
abhängig von der politischen Durchsetzbarkeit werden zwei markante Merkmalsausprä-
gungen davon näher untersucht, nämlich die Straßenbenutzungsgebühren sowie eine 
drastische Anhebung der KraftstoffPreise. Weiterhin sollen als im Sinne einer CO,-
Minderung erfolgversprechende Einzelmaßnahrnen eine allgemeine Verringerung der 
zulässigen Höchstgeschwindigkeit (auf allen Außerortsstraßen), die Vorgabe von Kraft-
stoffverbrauchsgrenzwenen sowie eine allgemeine Schulung in energiesparender Fahr-
und Verhaltensweise analysiert werden. Darüber hinaus vtird jeweils ein ,.Instrumen-
tenmix" fiir den Personen- und Güterverkehr in bezug auf die CO,-Reduktionspotentiale 
untersucht. 
In der Reihenfolge der Bearbeitung handelt es sich also um folgende Maßnahmen bzw. 
Maßnahmenbündel, die zusätzlich vorgeschlagen werden: 
• Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten auf deutschen Autobahnen 
(T 100, T 120 und T 130: BAß; T 80: sonstige Außerortsstraßen - ZV 1; 
• Vorgabe von Kraftstoffverbrauchsgrenzwerten fiir Pkw - ZV 2; 
• drastische Anhebung des Kraftstoffpreises (3 DMJI VK und DK) - ZV 3; 
• fahrleistungsabhängige Straßenbenutzungsgebühren (road pricing) - ZV 4; 
• allgemeine Schulung in mehr Energieeffizienz - ZV 5; 
• Maßnahmenbündel im Personenverkehr - ZV 6; 
• Maßnahmenbündel im Güterverkehr - ZV 7. 
3.2.2.2 Von der Bundesregierung vorgesehene sowie zusätzlich vorgeschlagene 
Maßnahmen 
Anhebung der EU-Mindestsätze bei der Mineralölsteuer (91) . 
Entscheidend fiir die Reaktionen im Straßenverkehr sind weniger die Mineralölsteuersät-
ze als vielmehr die Kraftstoffpreise. Die KraftstoffPreise (DMJI VK bzw. DK) sind in den 
EU-Ländern derzeit auf grund unterschiedlicher Mineralölsteuersätze höchst unterschied-
lich, so daß es in vielen Fällen zu einem "Tanktourismus" kommt. Bei der Mineralölsteu-
er auf DK liegt Deutschland (Stand April 1996: 329 ECUlIOOO I) um rund ein Drittel 
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über dem derzeit gültigen EU-Mindestsatz (245 ECU) und wird lediglich von Frankreich 
(354), Italien (361) und England (406) übertroffen (Kinnock 1996). Bei VK liegt 
Deutscldand eher am unteren Ende der EU-Skala. Bei dem Ziel, die CO,-Emissionen zu 
verringern, wäre es nicht nur sinnvoll, die Mindestsätze anzuheben, sondern auch stärker 
zu harmonisieren, um kontraproduktive Effekte ("Tanktourismus") zu vermeiden. Die 
Bundesregierung hat bisher ihre Pläne und Absichten hierzu nicht konktetisiert, so daß es 
sich eigentJich nicht um eine "vorgesehene" Maßnahme im engeren Sinne handelt. 
Spürbare Effekte fur die CO,-Emissionen würden sich nur dann ergeben, wenn die EU-
Mindestsätze so angehoben werden, daß alle Länder die Kraftstoffpreise kräftig erhöhen 
und zugleich stärker harmonisieren würden. Im folgenden wird fur 2005 ein nominaler 
Kraftstoffpreis von 2,- DMII DK und VK als Folge einer Anbebung der EU-Mindestsätze 
fur die Mineralölsteuer angenommen. Auf EU-Ebene dürfte bis 2005 eine kräftigere Er-
höhung kaum durchsetzbar sein. Inflationsbereinigt - bei unterstellter jährlicher Preisstei-
gerungsrate fur die Lebenshaltung von 2,5 % wäre dies eine reale KraftstoffPreisverteue-
rung (VK) von etwas mehr als einem Zehntel, bei DK wäre sie etwas größer. Bei Unter-
stellung der üblicherweise angenommenen Preiselastizitäten - bei Prognos -0,3 (Prognos 
1991, S. 74) - ergäbe sich im motorisierten Individualverkehr eine FaIuleistungsredukti-
on von etwa 3,5 %. Die Autofahrer würden möglicherweise kürzere Ausflugsfahrten ma-
chen, verstärkt auf öffentliche Verkehrsmittel umsteigen oder zu Fuß gehen und mit dem 
Fahrrad faIuen, sich energieeffizienter verhalten und Autos mit geringeren spezifischen 
Verbrauchswerten kaufen und letztendlich die Fahrzeuge auch besser auslasten (höherer 
Besetzungsgrad). 
Im Straßengüterverkehr sind die Reaktionen auf KraftstoffPreiserhöhungen als wesent-
lich geringer einzuschätzen. Aber auch hier sind einige der oben 'beschriebenen Reakti-
onsmöglichkeiten - zumal die angenommene reale Verteuerung bei DK größer als bei VK 
ist - wahrscheinlich (1 % bis 1,5 %). 
Aufgrund der Verkehrsverlagerungen zu anderen Verkehrsträgern - die hier unterstellten 
Preiserhöhungen fuhren bei Bahn, Binnenschiff und öffentlichen Verkehrsmitteln aller-
dings nur zu geringfugig höheren Energieverbrauchswerten ~ und auch wegen der unter-
schiedlichen Gewichte von Individual- und Straßengüterverkehr wird das CO,-
97 
reduktionswirksame Potential des Straßenverkehrs insgesamt auf etwa 3 %- geschätzt. 
Wie bei den bereits realisierten Mineralölsteueranhebungen (vgl. Maßnahme 14) wären 
die Wirkungen nahezu gleich, nämlich 5 Mill. t CO,. 
Kosten fiir den Bundeshaushalt entstehen nicht. 
Emissionsbezogene Kfz-Steuer (2. Stufe) (92) 
Ein Gesetzentwurf der Bundesregierung (Deutscher Bundestag 1996) sieht vor, bei der 
Kfz-Steuer künftig stärker die Schadstoffemissionen zu beliicksichtigen. Die CO,-
Emissionen gehen allerdings nicht in die Bemessungsgrundlage der Kfz-Steuer ein. Al-
lerdings sollen Fahrzeuge mit nicht mehr als 90 g CO,!km. - dies entspricht 3,8 I VKJIOO 
km bzw. 3,4 I DKlIOO km - beilistet (6 Jahre) von der Kfz-Steuer befreit sein und später 
niedrigeren Steuersätzen unterliegen. Da das 3 I-Auto - orientiert an realistischen Fahr-
zyklen - noch nicht in Sicht ist, die Kfz-Steuerbefreiung nur 6 Jahre gegolten hätte und 
die EU die Verabschiedung des Gesetzes vorerst - gerade wegen dieser Komponente des 
neuen Gesetzes - verhindert hat (Wettbewerbsverzerrung), sind mit Sicherheit keine 
CO,-reduktionswirksamen Effekte zu erwarten, unabhängig davon, wie die Regelung 
letztlich aussehen wird (UBA 1996). Da bei einem 3 I-Auto auch der Hubraum - an dem 
wird die Kfz-Steuer bemessen - erheblich kleiner als bei einem heutigen Durchschnittsau-
to ist, wären während der befusteten Kfz-Steuerbefreiung fiir den Käufer eines 3 I-Autos 
ohnehin nur rund 50 DM p.a. einzusparen gewesen. Derart geringe Beträge haben keine 
Lenkungswirkung. 
COrEmissionen bei neuen Kfz (94) 
Nach dieser Maßnahme (Kommission der EU 0.1.) soll mittels einer zeitlich gestuften 
Reduzierung von Richtwerten fiir die CO,-Emissionen ein durchschnittlicher Kraftstoff-
verbrauch von möglichst 5 VIOO km (VK-Fahrzeuge) und 4,5 I (DK-Fahrzeuge) fiir im 
Jahr 2005 neu zum Verkehr zugelassene Pkw erreicht werden. 
Der heutige Durchschnittsverbrauch neu zugelassener Benzinfahrzeuge liegt bei 8,6 VIOO 
km, der des Bestandes bei 9,2 VIOO km. Bei Dieselfahrzeugen betragen die entsprechen-
den Werte jeweils 7,5 I. Es ist offenkundig, daß die oben genannten Zielwerte - unter Be-
rücksichtigung des fiir die Umsetzung noch zur Verfugung stehenden Zeitraumes· von-
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kommen unrealistisch sind. Dies gilt insbesondere dann, wenn nicht die bis Ende 1996 
gültigen - auf unrealistischen Fahrzyklen beruhenden - DIN-Verbrauchswerte, sondern 
die tatsächlichen Verbrauchswerte zur Meßlatte der EU-Zielwerte gemacht werden 
(BMU 1996) Bei Benzinfahrzeugen müßte der Verbrauch der Neufahrzeuge in den 
kommenden 9 Jahren dann um 42 % und bei Dieselfahrzeugen um 40 % gesenkt werden. 
In den vergangenen 9 Jahren wurden die entsprechenden durchschnittlichen Verbrauchs-
werte lediglich um 5 % (VK-Fahrzeuge) bzw. 7 % (DK-Fahrzeuge) verringert. Skeptisch 
scheint auch der Rat der Europäischen Umwelt minister, der sich auf diese Zielwerte (5 1 
VK bzw. 4,51 DKilOO km) geeinigt hat, selbst zu sein. Er räumt schon jetzt eine Verlän-
gerung der Frist bis 2010 fur das Erreichen der gesetzten Zielmarken ein (Environrnental 
Council 1996). Wegen dieser Unklarheiten und auch infolge bisher nicht vorliegender 
Konkretisierungen ist es daher nicht sinnvoll, die aus den Zielmarken resultierenden COr 
Reduktionspotentiale zu ermitteln. 
Die Kommission der EU hat sich hinsichtlich der Instrumente fur eine CO,-Reduktion 
nicht festgelegt. Neben nicht-fiskalischen Maßnahmen, die zunächst Priorität haben sol-
len, wie 
• Vereinbarung mit der Automobilindustrie, 
• verstärkte Forschung und Entwicklung sowie ergänzend 
• einer Kennzeichnungspflicht über den Krafistoffverbrauch 
werden im Falle eines absehbaren Mißerfolges folgende fiskalische Optionen fur denkbar 
gehalten: 
• gestaffelte ErwerbssteuernlZulassungsgebühren (wie Österreich), 
• Staffelung der jährlichen Kfz-Steuer nach den CO,-Emissionen, 
• COrBezugswerte und ein Rahmen rur Steueranreize sowie 
• höhere Mineralölsteuern. 
Im Rahmen dieses Projektes wird eine Strategie zugrunde gelegt, die bei der Kfz-Steuer 
ansetzt. Die Umstellung der Kfz-Steuer auf eine ausschließlich kraftstoffverbrauchs- und 
damit auch CO,-abhängige Steuer soll die Herstellung, den Kauf und die Nutzung um-
weltschonender Fahrzeuge begünstigen. Es ist offenkundig, daß die derzeitigen - nur ge-
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ringfugig nach Höhe der Schadstoffemissionen gespreizten Steuersätze - keine Anreize 
bieten, sich verbrauchs- und damit auch schadstoff amme Autos zu kaufen. Wenn die ge-
samten Kfz-Steuereinnahmen des Staates unverändert bleiben sollen und gleichwohl 
Druck auf die Autofahrer ausgeübt werden soll, sich wenig CO,-emittierende Fahrzeuge 
zu kaufen, bietet sich die Umwandlung der jährlich zu entrichtenden Kfz-Steuer in eine 
einmalige Kaufsteuer an, die an der voraussichtlichen Lebensdauer des Fahrzeugs orien~ 
tiert ist. Bei einem Auto mit einer Iljährigen Lebensdauer und einer heutigen Steuerbe-
lastung von 300 DM p.a. wären dann einmalig 3 300 DM beim Kauf des Autos zu ent-
richten. Je nach durchschnittlichem Kraftstoffverbrauch je 100 km und damit auch je 
nach CO,-Emissionen könnte diese einmalige Kaufsteuer gespreizt werden. Für ein 5 1-
Auto könnten zR 500 DM, rur ein 10 I-Auto 6500 DM festgesetzt werden. Diese 
Spreizung dürfte bei einer Kaufentscheidung sicherlich eine Rolle spielen. Da anzuneh-
men ist, daß das gesamte Steueraufkommen aufgrund der zunehmenden Präferenzierung 
verbrauchsärmerer Fahrzeuge dann sinken würde, könnte eine jährJiche Niveauerhöhung 
dieser Kaufsteuer entsprechend den Mindereinnahmen vorgenommen werden. Derartige 
("Luxus"-)Steuem existieren bereits. 
Prognos hat 1991 darauf hingewiesen, daß die Erhebung einer einmaligen Gebühr Anrei-
ze zu längeren Nutzungsdauern bieten und damit dem Ziel einer möglichst raschen Be-
standsumschichtung zuwiderlaufen könnte. Außerdem müßte das Interesse der Auto-
mobilindustrie an eher kürzeren Lebensdauern der Fahrzeuge bei der Umgestaltung der 
Kfz-Steuer genutzt werden (Prognos 1991, S. 78). Ausgehend von einem Mittelfristziel 
von 5 11100 km wurde eine exponentiell verlaufende Steuerprogression vorgeschlagen. 
Die Kfz-Steuer ist weiterhin jährlich zu entrichten, jedoch wird die bisherige Linearität 
des Steuersatzes abgeschafft. Für ein Kfz mit einem Zulassungszyklusverbrauch (I je 
100 km) von 5 bis unter 61 wären dann beispielsweise nur 27 DM und rur eines mit 10 
bis unter 11 I knapp 6 600 DM zu zahlen. Im Güterverkehr wird prinzipiell - allerdings 
an den Nutzlastkapazitäten orientiert - ähnlich vorgegangen. 
Im Individualverkehr würde sich der Durchschnittsverbrauch der Pkw (in Westdeutsch-
land) von 10,41 (1987 je 100 km) auf 8,5 I (2005) um rund 18 % reduzieren. Bei Lkw 
würde im gleichen Zeitraum ein spezifischer Verbrauchsrückgang von 10 % bewirkt. Die 
gesamten COrEmissionen würden sich gegenüber der Trendentwicklung um 10 Mill. t 
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bzw. 6,4 % vermindern. Dieses Reduktionspotential wird von Prognos selbst als absolute 
und eher unwahrscheinliche Obergrenze eingestuft. 
Bei einer Aktualisierung und Übertragung ~ieses Rechenansatzes auf Gesamtdeutschland 
ist u.a. folgendes zu beachten: 
• Fahrleistungsrevision, 
• Änderung der spezifischen Durchschnittsverbräuche von Pkw und Lkw, 
• andere Wirtschafts- und damit auch Verkehrsentwicklung als seinerzeit von Prognos 
zugrundegelegt, 
• der Zeitraum bis zum Zieljalu 2005 hat sich halbiert. 
Bei Berücksichtigung dieser inzwischen veränderten Situation wären bis 2005 allenfalls 
noch 2 % bis 3 % der C02-Emissionen reduktionswirksam zu erschließen. Das wären im 
äußersten Fall 7 Mill. t. Kosten fur den Bundeshaushalt fallen nicht an. 
Anwendung moderner Injormationstechnik zur Vermeidung und Regulierung weiteren 
Verkehrsaufkommens (96) 
Diese Maßnahme zielt in erster Linie auf den Straßengüterverkehr. Durch die verstärkte 
Implementation von Telekommunikations (TK)-Techniken im Verkehrsbereich erhoffen 
sich - mit steigender Tendenz - viele einen Beitrag zur Lösung der Probleme, die insbe-
sondere mit dem rasanten Anstieg des Straßenverkehrs verbunden sind. 
In einer Zeit, in der es aus umweltpoIitischen Gründen und auch wegen des enormen FJä-
chenbedarfs immer schwieriger wird, fur den Bau neuer oder den Ausbau vorhandener 
Infrastrukturen - insbesondere im Straßen- und Luftverkehrsbereich - eine breite gesell-
schaftliche Akzeptanz zu finden, erscheint der Gedanke bestechend, durch TK-Techniken 
Teile der Verkehrs- und Umweltbelastungen verringern zu können. 
Die Möglichkeiten der Beeinflussung und Reduzierung des Straßengüterverkehrs durch 
TK -Techniken hängen im wesentlichen von der Verbreitung und Akzeptanz der entspre-
chenden Dienste ab. Kollektive Leitsysteme sind tendenziell schneller zu realisieren als an 
viele Einzelentscheidungeo gebundene Individualkommunikationslösungeo. Die Ausstat-
tung der Fahrzeuge mit Mobilfunktechnik geschieht in den nächsten Jaluen parallel zum 
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Einsatz des Fuhrparks. Eine grundsätzliche Durchdringung des Straßennetzes mit 
"Telematik"-Einrichtungen ist bis 2005 nicht zu erwarten. 
Die Einsparpotentiale im Straßenverkehr sind bei vorsichtiger Schätzung bis 2005 auf 
etwa 3 % der Fahrleistungen zu veranschlagen. 
Im übrigen ist auch darauf hinzuweisen, daß das Risiko verkehrsinduzierender Wirkun-
gen ins Kalkül einbezogen werden muß. Praktisch wirkt eine Systemsteuerung des Stra-
ßenverkehrs mittels moderner Systeme der Datenerfassung, der Kommunikations-, Leit-
und Infonnationstechniken zur besseren Ausnutzung der Infrastruktur wie ein Kapazi-
tätsausbau, wie Straßenneubau. Kontraproduktive Effekte auf die CO,-Emissionen -
durch Verkehrsinduzierung - können nicht unbedingt ausgeschlossen werden, zumal dann 
nicht, wenn das Straßennetz flächendeckend mit derartigen Techniken ausgestattet ist. 
Es wird hier ein Reduktionspotemial von 1 Mill. t CO, angenommen. Die dafur auf-
zuwendenden Bundesmitte1 können derzeit nicht benannt werden, zumal auch die Ent-
scheidungen, welche Systeme letztlich installiert werden, noch nicht getroffen worden 
sind. 
Besteuerung von Flugkrajtstoffen (97) 
Die gewerbliche Luftfahrt ist derzeit von der Mineralölsteuer und im grenzüberschreiten-
den internationalen Luftverkehr auch von der Mehrwertsteuer befreit. Der Anteil der 
Treibstoffkosten an den Gesarntkosten von Liniengesellschaften dürfte derzeit bei höch-
stens 10 % liegen. Bei einern angenonunenen derzeitigen Kerosinpreis von etwa 
0,30 DMJ1 ist offensichtlich, daß eine Mineralölsteueranlastung - etwa in der Größenord-
nung, die heute bei DK bzw. VK gilt - von den Fluggesellschaften nicht mehr im eigenen 
Produktionsprozeß aufgefangen, sondern zum großen Teil auf die" Tarife überwälzt wer-
den müßte. Erhebliche Nachfragerückgänge wären zwangsläufig. Die Aufhebung der 
Mehrwertsteuerbefreiung im grenzüberschreitenden gewerblichen Luftverkehr könnte die 
Wirkungen, auch auf die COrEmissionen, wesentlich verstärken. 
In einer Arbeitsgemeinschaft unter Federfiihrung von TÜV Rheinland und in Zusanunen-
arbeit mit dem Wuppertal-Institut werden derzeit vom DIW Möglichkeiten untersucht, 
die Schadstoffemissionen des zivilen Luftverkehrs zu reduzieren. Eine wichtige Maß-
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nahme dabei ist auch die Anlastung der Mineralölsteuer. Diese Studie im Auftrage des 
Umweltbundesamtes ist erst im Anfangsstadium der Bearbeitung. Zwischenergebnisse 
liegen noch nicht VOL 
In Deutschland werden derzeit etwa 5 Mill. t Kerosin - das entspricht ca. 16 Mill. t CO, -
getankt. Zusammen mit der Aufhebung der Mehrwertsteuerbefreiung ließen sich nen-
nenswerte CO,-Reduktionen allerdings nur dann erzielen, wenn beide preispolitischen 
Maßnalunen im internationalen Kontext durchgesetzt und umgesetzt würden. 
Einftihrung einer Verkehrsauswirkungsprnjung (99) 
Dieses Prüfvenahren wäre zusätzlich zur Änderung der gemeinsamen Geschäftsordnung 
der Bundesministerien (98) insofern ein Fortschritt und eine Verbesserung, als in einem 
sehr frühen Stadium verkehrsvermehrende Entscheidungen erkannt und berücksichtigt 
werden können. Zweife1haft ist nUT, ob in einem sehr :frOhen Planungsstadium von Inve~ 
stitionsmaßnalunen schon verkehrsinduzierende Wirkungen erkannt und berücksichtigt 
werden können. Hier müßten Richtlinien, Gesetze und Verordnungen filr Klarheit sor-
gen. 
Die VerkehrsauswirkungspfÜfung ist bisher nur konzeptionell angedacht. Sie ist grund-
sätzlich positiv zu beurteilen. Gleichwohl durften die CO,-Minderungseffekte nach einer 
Umsetzung nur im Zusannnenhang mit anderen Maßnahmen bedeutsam sein. 
Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten im Straßenverkehr (T 100, T 120 
und T 130: BAß; T 80: sonstige Außerortsstraßen) (ZV 1) 
Eine allgemeine Verringerung der zulässigenHöchstgeschwindigkeit (T 100/80) läßt eine 
Kraftstoffeinsparung und einen reibungsloseren Verkehrsfluß erwarten. Beide Effekte 
sind unmittelbar CO,-reduktionswirksam. Der Lkw-Verkehr wäre überwiegend nicht da-
von betroffen. Die derzeit gültigen Höchstgeschwindigkeiten filr Lkw liegen - mit Aus-
nalune der Lkw ,; 2,8 t zulässigem Gesamtgewicht (außerorts: 100 kmIh, Autobahn wie 
Pkw) - innerhalb des von einer solchen Regelung gesetzten Ralunens. Geschwindig-
keitsmessimgen der Bundesanstalt filr Straßenwesen aus dem Jahr i992 zeigen jedoch, 
daß mehr als die Hälfte der größeren Lkw das vorgeschriebene Tempolimit von 80 kmIh 
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auf Autobahnen überschreitet, wenn die Verkehrsverbältnisse dies zulassen. Die mittlere 
Reisegeschwindigkeit auf freien Autobahnstrecken lag 1992 bei 87,3 kmIh. 
Die Auswirkungen einer Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten auf den 
KraftstoffVerbrauch werden daher sowohl für den Pkw-, als auch für den Lastkraftfahr-
zeug-Verkehr - getrennt nach Vergaser- und Diesel-Kraftstoff - berechnet. Unterstellt 
wird ein genereller Befolgungsgrad von 80 %, der durch verstärkte Kontrollen (und Ein-
sicht der Verkehrsteilnehmer) erreicht werden kann. Somit ist auch sichergestellt, daß die 
beim Straßengüterverkehr "schlummernden" Potential.e erschlossen werden können. 
Grundlage der Berechnungen und der Ergebnisse ist die Studie über die Effizienz von 
Maßnahmen zur Verbrauchseinschränkung bei Mineralölversorgungsstörungen, die im 
Auftrag des Wirtschaftsministeriums vom DIW Anfang dieses Jahres abgeschlossen wur-
de (Hopf et al. 1996). 
Gemäß DIW-Schätzung wird der gesamte KraftstoffVerbrauch im motorisierten Indivi-
dualverkehr 2005 etwa 39,S Mill. t und im Lkw-Verkehr (Lkw < 2,8 t [zulässigem Ge-
samtgewicht] und Lkw ~ 2,8 t [zulässigem Gesamtgewicht]) 16,2 Mill, t Geweils VK und 
DK) betragen, Durch Dämpfung der Höchstgeschwindigkeit und der daraus resultieren-
den Verstetigung der Fahrzeugbewegungen lassen sich beim Individualverkehr 3,4 Mill. t 
und beim gesamten Straßengüterverkehr 0,6 Mill, t Geweils VK und DK) einsparen, zu-
sammen also rund 4 MilL t Kraftstoff, Das entspräche einer CO,-Redukrion von etwa 
12,5 MiII, t. Bezogen auf die vom DIW für 2005 geschätzte Emissionsmenge (abgeleitet 
aus dem Verbrauch) entspräche das einer CO,-Reduktion des gesamten Straßenverkehrs 
von 7 %, bezogen auf das von Prognos geschätzte CO,-Emissionspotential des gesamten 
Verkehrsbereichs immerhin noch eine Abnahme von 5,6 %, Bei diesen Berechnungen 
wurde unterstellt, daß die Fahrleistungen konstant bleiben. Da vermutet werden kann, 
daß die Fahrleistungen tendenziell eher zurückgehen als steigen werden, dürfte die CO,-
Reduktionsmenge eher eine vorsichtige Schätzung sein. 
Eine Begrenzung der zulässigen BAß-Höchstgeschwindigkeit auf höherem Niveau 
(BAß: 120 kmIh oder BAß: 130 kmIh) fülut unter sonst unveränderten Rahmenbedin-
gungen (AOS: 80 kmJh, Befolgungsgrad jeweils 80 %) zu deutlich niedrigeren CO,-
Reduktionen, In der ersten Variante (BAß: 120 kmJh; AOS: 80 kmIh) würde die CO,-
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Reduktion rund 8 Mill. t und in der zweiten Variante (BAB: 130 kmIh; AOS: 80 kmIh) 
nur noch rund 6 Mill. t betragen. 
Diese Maßnahme hätte den Vorteil, daß sie - abgesehen von verstärkten Überwachungs-
maßnahmen und neuen Verkehrsschildern - den Bundeshaushalt nur geringfiigig belastet, 
sofort umsetzbar wäre und vor allem auch sofort wirken. 
Vorgabe von KrajtslojjverbrauchsgreJ1zwerlen (ZV 2) 
Die Vorgabe von Kraftstoffverbrauchsgrenzwerten ist neben der Vorgabe von CO,-
Grenzwerten (z.B. 90 g CO,tkm) der einfachste und direkteste Weg, bestimmte quanti-
tative CO,-Minderungsziele zu erreichen. Sinnvollerweise können sich derartige Limits 
nur auf neu zugelassene Fahrzeuge beziehen. 
Die Ausgestaltungsmöglichkeiten derartiger gesetzlicher/administrativer Regelungen sind 
vielfaltig (Prognos 1991, S. 53 ff.). Beispiele: 
• absolute (z.B. 0,2 VIOO km Verbrauchsreduktion p.a. je Fahrzeug) oder relative (z.B. 
prozentuale Verbrauchsreduktion p.a. je Fahrzeug) Verbrauchsgrenzwerte; 
• Grenzwerte fur jedes neu zugelassene Einzelfahrzeug (z.B. hubraumbezogen) oder fiir 
den Durchschnittsverbrauch aller von einem Hersteller in einem Jahr verkauften Neu-
fahrzeuge (z.B. Flottenverbrauchsregelung wie in den USA); 
• differenzierte Grenzwerte fiir VK- und DK-Kraftfahrzeuge. 
Es besteht weitgehend Einigkeit darüber, daft bei hubraum-, leistungs- und gewichtsstär-
keren Fahrzeugen bestimmte absolute Verbrauchsminderungsvorgaben (konstruktions-)-
technisch einfacher zu realisieren sind als bei den kleineren Fahrzeugen. So ist es bei-
spielsweise leichter und weniger aufwendig, den durchschnittlichen Kraftstoffver-
brauchswert (VIOO km) eines "großen" Fahrzeugs von 12,0 auf 11,6 als bei einem 
"kleineren" Fahrzeug von 6,0 auf 5,6 abzusenken. Absolute jährliche Verbrauchsminde-
rungsvorgaben - unabhängig von Fahrzeugtyp bzw. -größe - würde die Hersteller über-
wiegend kleinerer, schon heute wesentlich verbr.auchsgünstigerer Fahrzeuge eindeutig 
benachteiligen. Absolute Verbrauchsminderungsvorgaben machen nur dann Sinn, wenn 
sie den - nach Fahrzeuggröße - unterschiedlichen Möglichkeiten zur Reduktion des 
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durchschnittlichen Kraftstoffverbrauchs Rechnung tragen. Es würde sich z.B. anbieten, 
die jährlichen Verbrauchsminderungsvorgaben nach Hubraum- oder Gewichtsgrößen-
klassen zu staffeln. So könnten die jährlichen Kraftstoffverbrauchs-Reduktionsvorgaben 
rur ein Fahrzeug mit 21 Hubraum 0,3 I, rur ein Fahrzeug mit 1,5 I Hubraum 0,21 und rur 
ein Fahrzeug mit 1 I Hubraum 0,1 I betragen. 
Bei prozentualen jährlichen Reduktionsvorgaben (z.B. 2 % p.a. rur alle Fahrzeuge) wür-
den sich Spreizungseffekte (0,2 I Reduktion p.a. rur alle Fahrzeuge mit einem Aus-
gangswen von 10 VIOO km, 0,1 I Reduktion p.a. rur alle Fahrzeuge mit einem Aus-
gangswen von 5 VI 00 km) quasi automatisch von selbst einstellen. 
Auch prozentuale Reduktionsvorgaben könnten je nach Hubraum- bzw. Größenklassen 
unterschiedlich gestaffelt sein. Dies würde die Hersteller durchschnittlich größerer Autos 
zwar möglicherweise diskriminieren, jedoch den Prozeß der CO,-Reduktion im Ver-
kehrsbereich erheblich beschleurligen. Vor allem vor dem Hintergrund des Trends zu 
immer größeren und leistungsstärkeren Fahrzeugen mit rur sich genommenen zwangs-
läufig verbrauchs- und CO,-emissionserhöhenden Wirkungen (Rieke 1996, S. 227 ff.) 
dürften gespreizte prozentuale Verbrauchsminderungsvorgaben empfehlenswen sein. 
Hohe Kosten rur die Entwicklung verbrauchsärmerer Motoren bzw. Fahrzeuge, die auf 
die Kfz-Verkaufspreise überwälzt werden müßten, könnten zudem dem Trend zU immer 
größeren und schnelleren Autos entgegenwirken, wären unter dem Gesichtspunkt einer 
möglichst raschen CO,-Reduktion also ein zusätzlicher positiver Nebeneffekt. 
Bei der Verbrennung von I kg oder II Ottokraftstoffwerden 3,12 kg CO, bzw. 2,34 kg 
CO, erzeugt. Die entsprechenden Werte bei Dieselkraftstoff betragen 3,15 kg CO, bzw. 
2,63 kg CO,. Da jedoch der durchschnittliche Verbrauch (VIOO km) von Fahrzeugen mit 
Dieselmotoren (1996 rund 7,5 I bei den Neuzulassungen und beim Bestand) deutlich un-
ter dem von Fahrzeugen mit Ottomotoren (1996 rund 8,6 I bzw. 9,2 I) liegt, besteht un-
ter dem Gesichtspunkt allein der CO,.Reduktion kein erkennbarer Anlaß, deutlich unter-
schiedliche Grenzwerte fur beide Aotriebsarten vorzugeben. 
Das größte Problem bei der Vorgabe von Kraftstoffverbrauchsgrenzwerten dürfte die 
Festlegung eines realistischen Ausgangswertes fur den durchschnittlichen Verbrauch von 
verschiedenen Kfz-Typen sein. Die Herstellerangaben zum jeweiligen Verbrauch ihrer 
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Fahrzeuge sind DIN-Verbrauchswerte. Hier werden rur drei Bereiche (Stadtverkehr, 
Konstantfahrt mit 90 km/h, Konstantfahrt mit 120 km/h) Verbrauchswerte ermittelt, die 
zum sogenannten DIN-Drittelmix zusammengefaßt werden und mithin den Verbrauchs-
vergleich verschiedener Fahrzeuge unter identischen Einsatzbedingungen erlauben. Diese 
DIN-Verbrauchswerte liegen allerdings erheblich unter den Testverbrauchswerten, die im' 
täglichen Verkehr gemessen werden (Rieke 1996, S. 236 f.). Ab 1996/97 werden die 
DIN-Verbrauchsnormen durch neue Normverbrauchsvorschriften (EU-Richtlinie 
8011268IEWG in der Fassung 93/116IEG) ersetzt, die die Normwerte stärker den 
"realeren" Testwerten annähern. 
Bei der freiwilligen Zusage der deutschen Autombilindustrie zur fahrzeugseitigen Kraft-
stoffverbrauchsminderung um 25 % im Zeitraum 1990/2005 ist unklar, ob sie sich auf die 
DIN- oder Testverbrauchswerte (VDA 1995) der neu hergestellten bzw. verkauften 
Fahrzeuge der deutschen Automobilindustrie bezieht. Konkrete Ausgangsverbrauchs-
und Zielverbrauchswerte wurden nicht genannt. 
Der Wert und die Wirkungen freiwilliger Selbstverpflichtungen sind grundSätzlich erheb-
lich umstritten. So weist der Sachverständigeneat rur Umweltfragen darauf hin, daß das 
Ziel einer Kraftstoffverbrauchssenkung um 25 % in 15 Jahren, ausgehend von einem re-
lativ hohen Durchschnittsverbrauch, ohnehin im Rahmen der zu erwartenden technischen 
Entwicklung liegt (Rat von Sachverständigen rur Umweltfragen 1996, S. 98). Da die 
ausländischen Automobilhersteller - 1994 immerhin mit einem Drittel an den Neuzulas-
sungen in Deutschland beteiligt - derartige Zusagen nicht gemacht haben, dürfte die 
freiwillige Selbstverpflichtung der deutschen Automobilhersteller nur eine beschränkte 
Wirkung auf die CO,-Emissionen haben. Berücksichtigt werden muß bei der Zusage des 
VDA auch, daß sie an Bedingungen - wie Einsatz von Verkehrsmanagement-, Leit- und 
Informationssystemen, die Beseitigung von Infrastrukturengpässen, integrierte Verkehrs-
konzepte, Einsatz alternativer Kraftstoffe und Antriebe sowie steuerliche Maßnahmen 
(Einfiihrung einer emissonsabhängigen Kraftfahrzeugsteuer) - geknüpft ist, deren "Nicht-
EintretenlRealsierung" immer als Entschuldigung rur das Verfehlen des Verbrauchssen-
kungszieles herangezogen werden kann. 
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Im Zusammenhang mit Maßnahmen zur Verringerung des absoluten KraftstoffVer-
brauchs und damit auch der CO,-Emissionen bedeutsamer sind die Bemühungen der 
Bundesregierung, auf europäischer Ebene einen Zielwert von 120 g CO,!km als Durch-
schnittswert fiir die Neuwagenflotte des Jahres 2005 zu erreichen (Deutscher Bundestag 
1996, S. 1 f). Die europäischen Umweltminister haben sich nach wiederholtem Drängen 
der Bundesregierung nunmehr auf diesen Zielwert geeinigt, allerdings als letzte Frist 
hierfiir das Jahr 2010 gesetzt (Kommission der EU 0.1.). 
120 g CO,!km entsprechen bei Benzinmotoren einem Verbrauch von etwa 5 11100 km, 
bei Dieselmotoren einem Verbrauch von etwa 4,5 11100 km. Die Umweltminister wollen 
diese Zielvorgaben zunächst über freiwillige Selbstverpflichtungen der Industrie und 
verstärkte Forschungsanstrengungen erreichen und nur dann Drucktnittel- Anhebung des 
Mindeststeuersatzes fur Mineralöl und andere fiskalische Mallnalunen - anwenden, wenn 
das Ziel über ),Freiwilligkeit" nicht erreicht wird (vgL auch "COrEmissionen bei neuen 
Kfz" - 24). 
Es ist aus heutiger Sicht kaum vorstellbar, dall diese europäischen Absenkungsziele 
(rund 51 VK/IOO km bzw. 4,5 1 DKlIOO km) ohne Druckmittel erreicht werden können. 
Erschwerend kommt hinzu, daß sich diese durchschnittlichen Verbrauchswerte auf das 
neue europäische Verbrauchsmeßverfahren beziehen, das ab dem 1.1.97 in der EU ver-
bindlich ist. Es stellt eine deutliche Verschärfung gegenüber dem heutigen Drittelmix dar. 
Die deutsche Umweltministerin hat selbst darauf hingewiesen, daß die beschlossenen eu-
ropäischen Durchschnittswerte nur eingehalten werden können, wenn es gelingt, eine 
große Zahl von 3-Liter-Autos (ca. 70 g CO,!km) auf den Markt zu bringen, so daß die 
Modellvielfalt erhalten bleibt und auch große Autos mit Verbrauchswerten von 8 bis 9 
11100 km (ca. 200 g CO,Ikm) nach wie vor gekauft und gefahren werden können (BMU 
1996). 
Das "durchschnittliche" 5-Liter-Auto würde etwa 120 g CO, je km emittieren. In der 
Praxis wird dieser Wert bisher von keinem auf dem Markt befindlichen Auto unterschrit-
ten. In Deutschland liegt das "Durchschnittsauto" derzeit bei rund 200 g CO, je km (VK 
und DK). Selbst wenn weniger als 120 g C021km emittierende Autos demnächst auf den 
Markt kommen, erscheint es angesichts der nur allmählichen Bestandsumschichtung völ-
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lig unrealistisch, auf freiwilliger Basis die Zielmarke von durchschnittlich 120 g CO,Ikrn 
erreichen zu können. 
Im Rahmen dieser Studie wird deshalb vorgeschlagen, gesetzliche KraftstoflVerbrauchs-
grenzwerte fiir alle - auch fiir ausländische Pkw, um Wettbewerbsverzerrungen auszu-
schließen· neu zugelassenen Pkw einzufiihren. Für die konkreten Berechnungen wird 
pragmatisch unterstellt, daß alle in Deutschland neu zugelassenen Pkw ab 1997 jährlich 
einen um 5 % verminderten Durchschnittsverbrauch (VIOO km bei VK und DK) aufwei-
sen müssen, jeweils bezogen aufVerbrauchswerte, die im Durchsdmitt realistische Fahr-
zyklen (Testverbrauchswerte) widerspiegeln. Diese Minderungsraten gelten gleicherma-
ßen fiir VK- und DK-Faluzeuge. Die fiir 2005 ermittelten durchschnittlichen Ver-
brauchsabsenkungen fiir den Pkw-Bestand (fiir VK-Fahrzeuge von 9,2 I auf 7,8 VIOO km 
und fiir DK-Fahrzeuge von 7,5 I auf 6,4 VIOO km) sowie die ermittelten CO,-
Minderungen gelten unter folgenden Voraussetzungen: 
• Durchschnittsalter der Faluzeuge bei der Löschung 11 Jalue, 
• gleichbleibende Pkw-Bestandsentwicklung, 
• konstante Struktur des Pkw-Bestandes nach HubraumkJassen, 
• gleichbleibendes Verhältnis von VK- und DK-Faluzeugen sowie 
• unveränderte Fahrleistungen. 
Auch wenn diese Annahmen nur eingeschränkt realistisch sein dürften, so kann zumin-
dest die ungefahre Größenordnung des CO,-Reduktionspotentials eingegrenzt werden. 
Die CO,-Emissionen des Pkw-Verkehrs würden sich um rund 11,3 Mill. t CO, verrin-
gern. Das entspräche immerhin rund 5 % der von Prognos fiir das Jahr 2005 ermittelten 
CO,-Emissionsmenge des Verkehrssektors. 
Aufgrund verstärkt notwendiger Kontroll- und Überwachungsmaßnahmen dürften Ko-
sten rur den Bundeshaushalt entstehen, a1lerdings nicht in einem nennenswerten Ausmaß. 
Anhebung des Kraflstoffpreises (2005: 3 DMII VK und DK) - ZV 3 
Die Überlegungen, die schon bei den Maßnahmen "Erhöhung der Mineralölsteuer" und 
"Anhebung der Mindestsätze bei der Mineralölsteuer" zugrunde gelegt wurden, gelten 
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hier silUlgemaß. Die derzeitigen Kraftstoftj>reise fur VK und DK werden nunmehr aller-
dings alUlähemd verdoppelt. Ziel ist es, Anreizmechanismen fur Energieeinsparungen im 
Personen- und Güterverkehr zu schaffen. Diese können über verschiedene Reaktions-
möglichkeiten erreicht werden: 
• geringere Motorisierung (personenverkehr), 
• höhere Besetzung (personenverkehr) und höhere Auslastung (Güterverkehr) der 
Faluzeuge, 
• Veranderung der Verkehrsmittelwahl (personen- und Güterverkehr), 
• kürzere Fahrtziele (personenverkehr) und kürzere Beschaffungs- und Absatzwege und 
Vermeidung von Leerfaluten (Güterverkehr), 
• Herstellung, Anschaffung und Nutzung verbrauchseffizienterer sowie sparsamerer 
Fahrzeuge (Personen- und Güterverkehr), 
• Verkehrsvermeidung (personen- und Güterverkehr) sowie 
• generell ein energieverbrauchsbewußteres Verhalten (personen- und Güterverkehr). 
Es wird unterstellt, daß die Anhebung der Kraftstoftj>reise auf 3 DMII VK und DK im 
Jahre 2005 schrittweise ab 1997 erfolgt. Die durchschnittliche jahrliehe Kraftstoffpreis-
erhöhung von 0,17 DMII VK und 0,21 DMJI DK kann als vergleichsweise moderat ange-
sehen werden. Für die verkehrlichen Wirkungen ist es relativ bedeutungslos, ob diese 
Verteuerungen des Kraftstoffes ihre Ursachen in einer Anhebung des Mineralölsteuersat-
zes (z.B. Anhebung des EU-Mindestsatzes fur die Mineralölsteuer einschließlich Mehr-
wertsteuer) haben oder ob sie aus der aktuell intensiv diskutierten Einfiihrung einer 
CO2-lEnergiesteuer resultieren. 
Es wurden in der jüngeren Vergangenheit diverse Studien (Ratzenberger et aI. 1995; 
Hillebrand et aI. 1996; Voigt et al. 1996) durchgefiilut, die mit jeweils unterschiedlichen 
Zielsetzungen und thematischen Untersuchungsschwerpunkten, unterschiedlichen Be-
zugsjaluen und -zeitraumen sowie unterschiedlichen Maßnalunenl-bündeln und Maß-
nalunenauspragungenl-intensitaten CO,-Reduktionsstrategien untersucht haben. In allen 
Untersuchungen sind spürbare Kraftstoftj>reiserhöhungen eine relevante Maßnalune. 
Auch in der schon erwahnten Prognos-Studie (Prognos 1991, S. 63 ff.) werden die Wir-
kungen eines erhöhten Mineralälsteuersatzes auf die COrEmissionen untersucht. 
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Die hier ab 1997 unterstellte Verteuerung von Benzin und Diesel ist mit einer nominellen 
Preiserhöhung von rund 8 % p.a. bei VK und 11 % p.a. bei DK gleichzusetzen. In realen 
Preisen (Preissteigerungsrate rund 2,5 % p.a.) beträgt die Verteuerung etwa 5,4 % p.a. 
(VK) bzw. 8,5 % p.a. (DK). Für die verkehrlichen Wirkungen wichtig ist die Annahme, 
daß diese Anhebung in allen EU-Ländern gleichermaßen enolgt, um auch die grenziiber-
schreitenden Verkehrssträme zu erfassen und "Tanktourismuscc zu venneiden. Ferner be-
deutsam fur die Reduktionseffekte ist die Annahme, in Analogie zur Ifo-Studie 
(Ratzenberger et a1. 1995), daß zur Kompensation der erhöhten Kraftstoffkostenbela-
stungen (Steuereinnabroen beim Bund) Einkommenssteuersenkungen vorgenommen 
werden. 
Alle eingangs erwähnten Reaktionsmöglichkeiten 
• geringere Motorisierung, 
• Faluleistungsminderung (durch höhere BesetzungiAuslastung, kUrzere Reisezie-
lelTransportwege, Vemneidung von FahrtenlLeenahrten), 
• Änderung des Modal Split, 
• Herstellung, Kaufund Nutzung energieeflizienterer Fahrzeuge sowie 
• allgemein energieverbrauchsbewußteres Verhalten 
dürften zu einer insgesamt deutlichen Kraftstoffverbrauchsminderung bzw. CO,. 
Reduktion fuhren. Im Güterverkehr dürften die prozentualen Minderungseffekte erheb-
lich unter denen im Personenverkehr liegen. Die Lkw-Unternebroer können den Fuhr-
parkbetrieb generell effizienter gestalten (wie höhere Auslastung, geringerer Leenahrten-
anteil, bessere Logistik) sowie die erhöhten Transportkosten z. T. auf die Verlader über-
wälzen. Diese wiederum können ihre Produktions-, Beschaffungs- und Absatzlogistik 
ebenfalls rationalisieren, andere Verkehrsmittel wählen oder die erhöhten Trans-
portkosten aufihre Kunden überwälzen. Im Straßengiitemahverkehr sind die Reaktionen 
- mangels ausreichender Alternativen - noch sehr viel uneJastischer aJs im Fernverkehr 
einzuschätzen. 
Die in den diversen Studien ermittelten CO,-Reduktionspotentiale auf grund einer Erhö-
hung des Kraftstoffpreises (Anhebung der Mineralölsteuer, Einfiibrung einer CO,. 
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IEnergiesteuer) variieren zwangsläufig jeweils in Abhängigkeit von den unterstellten 
Maßnahmenintensitäten und -ausprägungen sowie Wirkungszeiträumen sehr stark. Die 
hier unterstellte Verteuerung und auch der Wirkungszeitraum ähnelt stark den Annahmen 
der Ifo-Studie (2. Ausprägung). In Abänderung der dort getroffenen Annahmen wird der 
DK-Preis jedoch wesentlich stärker angehoben, um zu verhindern, daß die CO,-
:Minderungen zu einem nennenswerten Teil lediglich aus einer Bestandsumschichtung 
von VK- zu DK-Fahrzeugen resultieren. 
Unter Berücksichtigung der jeweiligen Verkehrsverlagerungen zu anderen Verkehrsträ-
gern (ÖSPV, Bahn, Binnenschiffahrt) mit dort dann etwas höheren Energieverbrauchs-
werten werden im Personenverkehr 12 % und im Güterverkehr 5 % CO,-Reduktion er-
wartet. Das entspricht einer CO,-Verminderung gegenüber der Referenzentwicklung 
(Prognos 1995) von etwa 23 Mil!. t. 
Fahrleistungsabhängige StraßenDenutzungsgebühren (ZV 4) 
Straßenbenutzungsgebühren (Road Pricing) erlauben - anders als die Mineralöl-, CO,-, 
Energie-, Kfz-Steuer oder der Kraftstoffpreis - eine unmittelbare Lenkung der Verkehrs-
nachfrage über den dafiir zu entrichtenden Preis. Da sie direkt an den gefahrenen Kilome-
tern, Streckenabschnitten, Wegelängen und/oder Fahrtzielen anknüpfen, kann über eine 
entsprechende Abgabenhähe der motorisierte Straßenverkehr so beeinflußt werden, daß 
sich die jeweils gewünschten ,,ziel-Verkehrsmengen" einstellen. 
Ursprünglich war es die Idee bei der Erhebung von Straßenbenutzungsgebühren, über 
räumlich und zeitlich - entsprechend der Belastungssituation - differenzierte Preise fur die 
Inanspruchnahme von Straßeninfrastruktur den Straßenverkehr so zu steuern, daß die 
insgesamt zur Verfugung stehenden Straßenkapazitäten besser und gleichmäßiger ausge-
lastet und somit Staus vermieden werden können. Die bisher realisierten Gebührensyste-
me (Autobahngebühren, Strecken-, Kordon-, Zonentarifierungen) haben darüber hinaus 
die Funktion, den Bau der Verkehrsinfrastruktur aus den Gebühreneinnahmen zu finan-
zieren (Rothengatter 1994). Die aktuelle verkehrspolitische Diskussion, Straßenbenut-
zungsgebühren als Äquivalent rue die von den Autofahrern verursachten externen Schä-
den (Staukosten, Unfallfolge- und Umweltkosten) einzufuhren, resultiert aus dem 
Grundgedanken, über eine Abgabenerhebung die Sensibilität der Autofahrer fur die von 
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ihnen verursachten negativen Folgewirkungen zu erhöhen und somit ein sozialverträgli-
cheres Verkehrsverhalten zu fOrdern. 
Je nach ZieJrichtung einer Straßenbenutzungsgebühr (Stauvermeidung, gleichmäßigere 
Kapazitätsauslastung, Finanzierungsfunktion, Verminderung der Umweltbelastungen) 
variieren die Ausgestaltungsmöglichkeiten. Unter dem Gesichtspunkt der CO,-Reduktion 
empfiehlt es sich, fur sämtliche Straßenkategorien diese Gebühr zu erheben. Zeitliche, 
gebiets- undloder streckenbezogene Gebühren können zwecks Verminderung lokaler 
Umweltbelastungen durchaus sinnvoll sein, implizieren aber die Gefahr von Ausweich-
und Umgehungsreaktionen mit möglicherweise kontraproduktiven Auswirkungen auf die 
Fahrleistungen, den Kraftstoffverbrauch und damit auch die CO,-Emissionen. 
Nach jüngsten Aussagen des Verkehrsministeriums werden Straßenbenutzungsgebühren 
fuf Pkw, die vorerst ohnehin nur fur das Autobahnnetz diskutiert und konzipiert waren, 
aus technischen und datenschutzrechtlichen Gründen in Deutschland in absehbarer Zeit 
nicht eingefuhrt. Lediglich fur schwere Lkw soll ab dem Jahr 2000 die bestehende Auto-
bahngebühr ("Vignette", s. Maßnahme 93) auf 5000 DM (fur Lkw ab 12 t zulassigern 
Gesamtgewicht mit 4 u.m. Achsen) verdoppelt und gleichzeitig eine streckenbezogene 
"Autobahn-Maut", deren Höhe allerdings noch nicht feststeht, eingefuhrt werden. Unter 
dem Aspekt der CO,-Reduktion sind beide Abgaben negativ zu beurteilen. Die 
"Vignette" ist eine zeitraumbezogene Festgebühr und bietet Anreize, viel zu fahren, um 
so die Kosten je gefahrenen Kilometer, die selbst bei der angekündigten Verdoppelung 
bei einer Jahresfahrleistung von 100000 km den Streckenkilometer nur mit 0,05 DM 
belasten, zu senken. Die streckenbezogene "Autobahn-Maut" induziert rnöglichenveise 
Verkehrsverlagerungen auf das nachgeordnete Straßennetz mit ebenfalls - fur die CO,-
Emissionen - kontraproduktiven Wirkungen. Beide Gebühren werden deshalb im folgen-
den nicht betrachtet. 
Unabhängig von den Möglichkeiten der technischen Rea1isierbarkeit, der politischen Durch-
setzbarkeit (auch auf EU-Ebene) und der Datenschutzproblematik werden im folgenden die 
Wirkungen einer alJgemeinen Straßenbenutzungsgebühr, als einem gesamtwirtschaftlich sehr 
effizienten Instrument der Verkehrslenk.'lmg, auf die COl-Emissionen untersucht. 
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In Analogie zu bereits vorliegenden Untersuchungen (prognos 1991 und Ifo 1995) wird an-
genommen, daß eine kilometerbezogene Gebühr fiir alle Straßenkategorien zu entrichten ist. 
Ifo und Prognos haben sich bei der Fest/egung der Gebühr an den variablen Kosten der Fahr-
zeugnutzung, also im wesentlichen an den Kraftstoflkostenlkrn, orientiert. Diese belaufen sich 
heute rur einen Durchschnitts-Pkw auf etwa 0,14 DMikm (VK) bzw. 0,09 DMIkm (DK). Die 
Einfiihrung einer Straßenbenutzungsgebühr von 0,10 DMIkm würde die Kilometer-Kosten 
auf 0,24 DMIkm (VK) bzw. 0,19 DMikm (DK) erhöhen. Umgelegt auf den TanksteUenabga-
bepreis würde diese Abgabe einen hypothetischen Kraftstoflj:lreis von etwa 2,6011 VK bzw. 
2,45 DMII DK entsprechen. Dies wäre einem Anstieg der Vollkosten der Pkw-Nutzung 
(derzeit rund 0,65 DMIkm) um etwa 15 % (im Durchschnitt der VK-Fahrzeuge) gleichzuset-
zen und mithin eine fiihlbare Verteuerung. 
Eine Lkw-Gebühr in gleicher Höhe (0, I 0 DMIkm) würde demgegenüber die Gesarntko-
sten der Lkw-Nutzung nur marginal erhöhen. Bei angenommenen Gesamtkosten eines 
Lkw (Abschreibungen, Personal, Kfz-Steuer, Vignette, Kraftstoftkosten und Sonstiges) 
von 200 000 DM p.a. und angenommenen Jahresfahrleistungen von 50 000 km würde 
die zusätzliche Belastung auf lediglich 2,5 % zu veranschlagen sein. Die CO,-
Reduktionseffekte wären marginal. Für Lkw wird deshalb eine Durchschnittsabgabe - in 
Abhängigkeit von der Größenklasse· von 0,20 DMikm angenommen. 
Die verkehrswirtschaftlichen Wirkungen eines derartigen Road Pricing-Systems (fiir alle 
Straßenkategorien) sind ähnlich wie bei der zuvor diskutierten KraftstoflPreisanhebung 
- in allerdings unterschiedlicher Intensität - einzuschätzen: 
• geringere Motorisierung, 
• erhöhte Besetzungs- und Auslastungsgrade, 
• Verringerung der Reise- und Fahrtweiten, 
• Routen-/Streckenoptimierung, 
• Änderung des Modal Split sowie 
• Vermeidung von Fahrten. 
Angelehnt an die Untersuchungen von Prognos und Ifo und die dort unterstellten Preise-
lastizitäten dürfte die Straßenbenutzungsgebühr im Jahre 2005 zu einer CO,-Vermin-
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derung von etwa 15 Mil!. t fuhren. Der Güterverkehr ist trotz gegenüber dem Pkw-
Verkehr verdoppelter Straßenbenutzungsgebühr daran nur marginal (I Mil!. t) beteiligt. 
Allgemeine Schulung in mehr Energieefftzienz (ZV 5) 
Diese Maßnahme zielt ausschließlich auf das Verhalten der Fahrer von Pkw und Lkw. 
Die Autofahrer sollen durch obligatorische Verkehrserziehungs- und Schulungsmaßnah-
men - z.B. während der Fahrschulausbildung oder durch Nachschulung - auch in einer 
kraftstoffsparenden Fahrweise ausgebildet werden. 
In Test- und Feldversuchen von Automobilherstellem, Verbänden und Fachzeitschriften 
wurde nachgewiesen, daß allein durch eine "sparsame" Fahrweise unter sonst identischen 
Bedingungen - gleiches Fahrzeug, gleiche Falu1strecke, gleiche Reise-lTransportzeit -
der Kraftstoffverbrauch (VIOO km) um bis zu 20/40 % gesenkr werden kann. 
Eine energiesparende "intelligente" Fahrweise kann durch viele individuelle Verhaltens-
weisen im Straßenverkehr erreicht werden (Süddeutsche Zeitung 1996): 
• Motor warmfahren, nicht warmJaufen lassen, 
• vorausschauendes Fahren, 
o Motorabschaltung bei längeren Stops, 
o schnellstmögliche Ganghochschaltung, 
o gleichmäßiges verstetigtes Fahren, 
o optimale Nutzung der Bewegungsenergie des Fahrzeugs (Verringerung der Brems-
vorgänge), 
• IIEntmüllung ll des Kofferraums (Reifen, Schneeketten u.a.m.) zwecks Gewichtsredu-
zierung (100 kg Gepäck bewirken einen Mehrverbrauch von durchschnittlich I VIOO 
km), 
o Abbau mitgefuhrter Dachaufbauten (Gepäckträger, Skiboxen, Surfbretter), die nicht 
benötigt werden (Dachgepäck erhöht den Luftwiderstandsbeiwert und fuhrt bei 120 
kmIb zu einem Mehrverbrauch von bis zu 2 VIOO km) sowie 
o richtige Reifen(druck)wahl (Verringerung des Rollwiderstandes). 
Eine energiesparende Fahrweise hängt natürlich auch von der Verkehrsdichte ab. Bei ho-
hem Verkehrsaufkommen kann eine extrem kraftstoffsparende Fahrweise die Leistungs-
fähigkeit der Strecken reduzieren und Staus verursachen. Aber auch diese Aopassung an 
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das jeweilige Verkehrsaufkonunen kann trainiert werden. Voraussetzung fur 
"intelligentes" Fahren ist insbesondere in den Städten auch eine "intelligente" Verkehrs· 
und Straßenfuhrung, die heute vielfach nocht nicht gegeben ist. 
Prognos (1991, S. 243) hat das Potential energiesparender Fahrweise auf allen Straßen-
kategorien auf rund 10 % geschätzt. Daraus resultierte eine Verminderung der COr 
Emissionen des Gesamtverkehrs von 7,4 % (bezogen auf 2005, Trend). Unter Berück-
sichtigung der durchschnittlichen Verbrauchsabsenkungen (V100 km) seit 1990 und auch 
in Anbetracht der (bis 2005) relativ kurzen Umsetzungszeitspanne durfte das CO,-
Reduktionspotential dieser Maßnahme aus heutiger Sicht bei etwa 5 % (11 Mill. t) lie-
gen. 
Fazit: Wirkungen der vorgesehenen zusätzlichen Maßnahmen 
Die zuvor behandelten MaßnahmenlMaßnahmenbündel stellen jeweils unterschiedliche 
Optionen fur einen fur einen Weg in Richtung auf eine CO,-Reduktion des Verkehrssek-
tors dar. Tabelle 26 faßt die einzelnen Maßnahmen mit ihrer Kurzkennzeichnung und 
Reduktionswirkung zusanunen. 
Die ermittelten CO,-Reduktionspotentiale sind jeweils auf das Referenz-Szenario bezo-
gen. Es macht unabhängig von den methodischen Problemen keinen Sinn, die EinzeI-
maßnahmen zu einem Paket zu bündeln und die jeweiligen Reduktionsmengen einfach zu 
addieren. 
Eine aus den diskutierten Einzelrnaßnahmen zusammengesetzte CO,-Reduktionsstrategie 
könnte folgende relevante Komponenten beinhalten: 
• Anhebung der EU-Mindestsätze bei der Mineralölsteuer (Kraftstofljlreis 2 DMJI VK 
und DK), 
• CO,-Emissionen bei neuen Kfz (Umstellung der Kfz-Steuer), 
• Besteuerung von Flugkraftstoffen (Mineralölsteueranlastung) und Aufhebung der 
Mehrwertsteuerbefreiung im greozOberschreitenden Luftverkehr, 
• Verringerung der zulässigen Höchstgeschwindigkeiten im Straßenverkehr (BAB: 120 
kmIh; AOS: 80 kmIh; 10: unverändert), 
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• fahrleistungsabhängige Straßenbenutzungsgebühren (Individualverkehr: -, I 0 DMIkm, 
Straßengüterverkehr: -,20 DMIkm) sowie 
• allgemeine Schulung in mehr Energieeffizienz. 
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Von der Bundesregierung vorgesehene sowie in Betracht zu ziehende zusätzliche 
Maßnahmen zur CO,-Reduktion im Verkehr 
Wtrku\gcler w""'" Bl6ldestnitlel 
,'" /,IaBnahme Wtrl<\.ngsbefeidl eegMd&r WJtI<$3mkeil Ua6r\Vme" ....-, inUrd.. DU 
",. Wirksamkeit im Zeitatial.l' UiIlICO, Aeffrerllfalo 
"OS ln Uill. I CO, 
'"'0 
"" "" Von der BQndnrtgif.rvng erwogene we)telf Maln~bmen 
AMeMg cer Eu. FahrleistllrlgsredukliOn im Pe'liOnen- lJfId 
" 
LU<><'e.tsa.tze beI der GOIHVell<e1lr; Verkehtsv.llagervngen; 
... " 
........ ,. 
'.0 3.0 '.0 LI&l\felMal'llnen 
r.lineralOlStelJer IffiergieeffizlerUre F;lvleLqe urx:I Fahrwe!sen 
" 
Em;ssiol"lSbel~ne NdIt CO,.rtd~m 
-Kfz.stMOr(2- $Me) 
" 
CO,-Emlsslonen bei Anreiret(l' I1re Herste!ll.Jng, den KlIu1 uro:I 




vermei<lUng und lieg ..... Verlcehtsve!'llOSSgU'lg; Yerm!i<Mlgvcn ..., ~ ... 0> '.0 ruh. nidlI IJe~W!'Itere"ver. Um~.hrt.n " ...... 
ketusa~nunellS" 
rrelemabx) 




bhrsa!/!Wllkung~ Verketßvermefd\.lrlg Umse~ """',.., 
0.0 0.0 0.0 0.0 
,.,,~, 
Vorgeschlagene wellere Maßnaluntn lind MaßnilhlMnbUndtl 
verlin~ru'l9detl\l-
I;?s.sigen HOdIstge-
Khwin<:figkeilen auf SenkuTJg ~rOese/?Yindi~nauf BAB 
Al&eroMr.!llefl (AOSJ_ r.md AOS, Ve~ des 9ielc:hbI!!-
"" 














<.' '.0 < .• '.0 
Krattstol'lVefbra~ SerOOng o;Iu o;Iur~,,","ßllfcten 
"" 
grentwel\e ["'!nOe~ ... , zUt'\ehmerd 
'.' 
11.3 , .. 11,3 S'tIing 
um jewWs S % TU,) KrattstcllVHtnUl:hs 
AnheblJngdes Kraft. Falu!elstungsminclerung; 
"" 
SlDflplei$u Verkellrsver1age~; energieeflizienle 
"''' 
l\rIelvnero:l '.0 ".0 '.0 ".0 KompertSation 
(VKlDK: 3 DJ.Vl) FaIYzwge; el'O!t9ieell'IzerUlO$" Vemillen 
Faht'!elstungsabh!ng'ge 
"" 
... "'. FaMeistwlg$l~ im Pe_lien- und 
... " ...... '.0 ~" '.0 15,0 Kompensation benulzungsgebiihren Oilterveruhr, Ve/lrel'lrwenntld'ung 
(Road Pr\eing) 
Vel$l!~gung o;Ier Faht'gesc/'JWlrlcllgkeit; 
'" 
ADgemeIIIe Scl>ul\ng In be"'Ne~nI!l'$I9s1nnere Falvwel$err, 
sorort "' .... '.0 Ci. 11 '.0 ~" ",., mehr EMrgieefhzietll. ADSel'\kurJgderDuc~sdtMr\.-
digkel 
Verkehm'er1agen.ang; Fi~9'>-
Summe "Wehere~ reduktion; ~reAusfasrung o;Ier 35 b" " .. Maßnahmen Faluzel.ge; kl!inere undvert>raucl'lS- .... 0' ....... 8bisro .. 8 bis 10 .. 
"'" [ohne %V8 und ZV7) gunstigere Fahrzeuge; ener~res 
Verha~en; buS!re FaNzeugreehnil< 
EnorgiHftlZienlere Tee/"J'li<; 
Maanahmenbünde, Fahrle:isUlg$m!nOel\lng Im lUV; llIernldlt 
". p.raonenVlrkehi Verkehtwlr\agelllr'lg; ene'gieelfiZerUs" 




vrie oben (r/6j 
"'0' $!elgend '.0 ~, '.0 ~. hier nIdll oorlrverl<ehr quanllfiliertlar 
'J J~~S cezesen auf die CO(Emit!bnen200S im 'OI!re-YaIlnaJvnen"-Fan.-
"1) h>MiIs bezesen auf ""e COrEm~",,,,,pro9"~ des Verkehrssel::tofS fUr 2005 Von PlO{II".CI5.. 
117 
Angesichts der zeitlichen und inhaltlichen Probleme bei der politischen Durchsetzung 
auch nur einer Maßnahme im nationalen Bereich bzw. auf europäischer Ebene muß eine 
derartige Gesamtstrategie, die zwecks Erreichung nennenswerter CO2·Reduktionen im 
Jahre 2005 unverzüglich beschlossen und uingesetzt werden müßte, als unrealistisch ein-
geschätzt werden. Sie hat rein hypothetischen Charakter und soll lediglich das COr 
Reduktionspotentia1 einer von nationalen und internationalen ökonomischen und gesell-
schaftlichen Zwängen und Rücksichtnahmen befreiten Politik aufzeigen. 
Gegenüber dem Referenzfall (2005) würden sich die COrEmissionen um rund 40 Mill. t 
verringern. Dies wäre eine Stabilisierung auf dem Niveau von 1990. Diese "Utopie-
Strategie"-Annahme fiir die nicht ausgewiesenen COrEmissionsminderungen des Luft-
verkehrs - rund 5 Mill. t - verdeutlicht, daß es ohne einen fundamentalen Wandel in der 
Politik im Verkehrssektor zwangsläufig zu einem weiteren Anstieg der CO,-Emissionen 
kommen wird. 
Im folgenden werden die CO,-Reduktionspotentiale von realistischeren Strategien skiz-
ziert, die sich größtenteils auf bereits vorliegende Studien stützen. 
Maßnahmel1bündel im Personenverkehr/Güterverkehr (ZV 6 und ZV 7) 
Einmal vorausgesetzt, daß die Gesellschaft die hohen Schadenswirkungen und Gefahren 
aus dem Verkebrsbereich als solche erkennt und damit auch die Notwendigkeit ihrer 
Verringerung einsieht, so wird die Akzeptanz der eingesetzten Maßnahmen (und damit 
zugleich ihre Wirksamkeit) in starkem Maße davon abhängen, daß sie die gesamtwirt-
schaftliche Entwicklung möglichst wenig beeinträchtigen und sozialpolitisch ausgewogen 
sind. Die alleinige Belastung bzw. Behinderung von Pkw und Lkw, als den bedeutsam-
sten CO,-Emittentengruppen, ohne die gleichzeitige nennenswerte Verbesserung alterna-
tiver Verkehrsangebote würde als schikanös empfunden werden und zugleich zu erhebli-
chen Störungen im Wirtschafts~ und Lebensablauffiihren. 
Der Pkw hat fiir viele Menschen den Charakter eines Gebrauchsgegenstandes angenom-
men. 'Überall dort, wo öffentliche Verkehrsmittel nicht zur Verfiigung stehen, die Wege-
länge, die Witterungsverhältnisse und die persönliche Situation (alt, krank) einen Fußweg 
oder die Fahrradbenutzung ausschließen, ist das Auto sogar unverzichtbar geworden. 
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Dies gilt insbesondere rur eine straff arbeitsteHig organisierte Gesellschaft wie die deut-
sche, in der das Erreichen vieler Zielorte fur die Alltagsaktivitäten (wie Beruf, Einkauf, 
Ausbildung, Freizeit) häufig mit der Überwindung langer Distanzen verbunden ist. Die 
Lebensgestaltung großer Teile der Bevölkerung ist auf die Verfugbarkeit eines Autos 
ausgerichtet. Wegen dieser Gegebenheiten sowie der Abhängigkeit vieler Beschäftigter 
von der Automobilindustrie und ibren Zulieferindustrien schließen sich direkte restriktive 
Eingriffe in den Pkw-Besitz derzeit und wohl auch in absehbarer Zukunft aus. 
Ebenso ist die Bedeutung des Lkw einzuschätzen. Die Produktion und die Versorgung 
großer Teile der Bevölkerung würden ohne den Lkw zusammenbrechen. Aus diesem 
Grunde würden drastische "ad hoc"-Maßnahmen, z.B. eine kurzfiistig angesetzte kräfti-
ge Verteuerung des Straßengüterverkehrs, zu erheblichen Friktionen im Wirtschaftsleben 
fubren. 
Eine integrierte Verkehrs- und Umweltpolitik läßt sich am ehesten durch eine ausgewo-
gene Mischung vielfaltiger Einzelmaßnahmen umsetzen. Wichtig ist ein verkehrs- und 
umweltpolitisches Gesamtkonzept, in dem sich einzelne Maßnahmen nicht kontrapro-
duktiv zueinander auswirken. 
Das DIW war bereits mehrfach an der Definition und Ausformulierung derartiger Ge-
samtstrategien zur Verminderung der negativen Folgewirkungen des Verkehrs beteiligt. 
Hervorzuheben sind hier die - allerdings nicht CO,-bezogenen - Arbeiten fur den Ge-
samtverkehrsplan Nordrhein-Westfalen (DIW et al. 1990), die Arbeiten fur die Enquete-
Kommission "Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" des I I. Deutschen Bundestages 
(Hopf et al. 1990) (2005 Reduktion zu 2005 Trend: -29 % CO,), die Untersuchung über 
den Güterfemverkehr fur das Umweltbundesamt (DIW et al. 1994) (2010 Reduktion zu 
2010 Trend: -19 % CO, im Güterverkehr) sowie die Untersuchungen fur die Enquete-
Kommission "Schutz der Erdatmosphäre" des 12. Deutschen Bundestages (Enquete-
Kommission 1994) (2005 Reduktion zu 2005 Trend: -40 % CO,). Auch Prognos hat in 
seiner Maßnahmenstudie zur Reduktion der verkehrlichen CO,-Emissionen (proguos 
1991) darauf hingewiesen, daß erst die sinnvolle Zusanunenstellung von Maßnahmen-
bündeln die tatsächlichen CO,-Reduktionsspielräume aufzeigen kann und deshalb die 
untersuchten Einzelmaßnahmen abschließend in Maßnahmen-Szenarien gebündelt 
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(Szenario "Anreize": 2005 Reduktion zu 2005 Trend: -20 % CO,; Szenario "Regeln": 
2005 Reduktion zu 2005 Trend: -46 % CO,). 
In allen genannten Untersuchungen läßt sich das Spektrum der Maßnahmen diversen 
Politikbereichen zuordnen. Es sind dies u.a.: 
• Ordnungspolitik, 
• Preispolitik (Finanzpolitik), 
• Investitionspolitik (loftastrukturpolitik), 
• Flächennutzungspolitik. 
Zum Bereich Ordnungs politik gehören Maßnahmen wie allgemeine Marktzugangsvor-
schriften (Betriebs-lFahrerlaubnis für LkwlPkw entsprechend der Einhaltung vorgegebe-
ner Umweltstandards), Geschwindigkeitsbegrenzungen, Sozialvorschriften (Lenk-, Ru-
hezeiten) im Lkw-Verkehr sowie zeitliche und/oder örtliche Fahrverbote. 
Zu den preispolilischen Maßnahmen zählen u.a. eine zusätzliche Erhöhung der Mineral-
ölsteuer, eine Neugestaltung der Kfz-Steuer (Bemessungsgrundlage: Schadstoffemissio-
nen bzw. Energieverbrauch), die Einführung von Straßenbenutzungsgebühren sowie 
Parkraumbewirtschaftungsmaßnahmen. 
Die Illvestitionspolilik umfaßt vor allem solche Maßnahmen, die die Netze der umwelt-
freundlichen Verkehrsträger sowie die Umschlageinrichtungen (einschließlich Güterver-
kehrszentren) für kombinierte Verkehre ausweiten bzw. verbessern. 
Über die Flächennutzllngspolitik kann durch eine gezielte Verteilung der Aktivitätsorte 
im Raum (Siedlungsstruktur, Standort- und Gewerbeansiedlungspolitik) erheblicher Ein-
fluß auf die Entfemungsstruktur und damit auch auf Verkehrs- und Fahrleistungen ge-
nommen werden. Die Wirkungsintensitäten einer veränderten F1ächennutzungspolitik 
dürften kurzfristig gering sein, längerfristig jedoch erheblich an Bedeutung gewinnen. 
Sinnvoll ergänzt um organisatorische Maßnahmen (wie Verkehrsleitsysteme, Staurege-
lung), eine erweiterte Öffentlichkeitsarbeit (Werbekarnpagnen für umweltverträgliches 
Verhalten und für die Benutzung umweltfreundlicher Verkehrsmittel), eine gezielte 
Technologiepolitik (Steigerung der Energieeffizienz der Verkehrs- und Betriebssysteme) 
sowie eine umfassende Schulung in umweltfreundlicher Fahrzeugteclmik können derartig 
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umfassend zusammengesetzte Maßnahmenbündel beträchtliche COrMinderungen be-
wirken. 
Ausgehend von dem Grundgedanken, daß die externen Kosten der Umweltnutzung im 
Verkehrssektor internalisiert.werden müssen, setzen alle bisher vorgelegten Maßnahmen-
strategien beim Preis filr Verkehrs-fI'ransportleistungen an. Da bei ausschließlichem Ein-
satz der pretialen Instrumente jedoch eine sehr hohe Dosierung gewählt werden müßte, 
um nennenswerte COrMinderungen zu erreichen, weisen alle Studien auf die Notwen-
digkeit ergänzender und flankierender Maßnahmen aus den anderen genannten Bereichen 
hin. 
Angesichts der kurzen Umsetzungszeit ließe sich durch ein solches Strategieprogramm 
bis 2005 zwar ,,nur" ein Reduktionspotential von rund 30 Mill. t CO2 (-13 % gegenüber 
Prognos "Referenzfall" 2005) erschließen, längerfristig wären die COrMinderungen je-
doch beachtlich. Eine solche Strategie hätte durch die Vielzahl der aufeinander abge-
stimmten Einzelrnaßnahmen den Vorteil, daß sie sich eher durchsetzen ließe. Die Einzel-
rnaßnahmen in dieser Strategie sind weniger stark ausgeprägt und erstrecken sich auch 
vorwiegend auf die nationale Ebene, so daß ein langwieriger Einigungsprozeß auf euro-
päischer Ebene entfällt bzw. weniger schwierig ist. Allerdings sind in einem solchen Kon-
zept auch die Bundesländer und die Kommunen (zR bei der Parkraumbewirtschaflung) 
im größeren Umfang eingebunden, wobei auch der Flächennutzungspolitik "vor Ort" 
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrsreduktion eine größere Rolle als bisher zukommen 
muß. 
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4 Industrie und Kleinverbraucher" 
Industrie und Kleinverbraucher werden in diesem Kapitel gemeinsam betrachtet, weil 
sich die Wirkungen der energiepolitischen Maßnahmen nicht für beide Sektoren getrennt 
ausweisen lassen. 
4.1 Ausgangslage und Referenzentwicklung 
Da sich die CO,.Emissionen in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher in der Peri-
ode von 1990 bis 1995 im Gefolge der Wiedervereinigung Deutschlands sehr verringer-
ten, seien einleitend neben dem Basisjahr 1990 und den CO,.Projektionen jüngster Refe-
renz-Szenarien für die Jahre 2000 bzw. 2005 auch die CO,·Emissionen für 1995 genannt. 
Industrie 
Nach der Vorausschätzung von Prognos (1995) sowie RWlIIfo (1996) nehmen die 
energiebedingten direkten (brennstoffseitigen) COrEmissionen in der Industrie von ins-
gesamt kuapp 170 Mill. t im Jahre 1990 auf rund 118 Mill. t CO, im Jahre 2005 ab (vg!. 
Tabelle 27). Dabei ist zu berücksichtigen, daß die Emissionen von 1990 bis 1995 bereits 
auf kuapp 127 Mil!. t zurückgegangen sind; verglichen mit den Erwartungen für 2005 
würde es demnach nur noch zu einer weiteren Verminderung um weniger als 10 Mill. t 
CO, kommen. Einschließlich der indirekt durch die Stromnutzung verursachten CO,-
Emissionen dürften die insgesamt durch die Industrie in 2005 verursachten CO,. 
Emissionen in der Referenzentwicklung gegenüber 1995 in etwa stagnieren und gegen-
über 1990 um etwa 66 bis 74 Mil!. t oder 22 bis 25 % sinken. 
Betrachtet man die Gründe der Abnahme der genannten direkten brennsloffbedingten 
CO,-Emissionen in der Industrie in den Jahren von 1990 bis 2005 im Detail, so ist der 
Emissionsrückgang im wesentlichen auffolgende Faktoren zurückzufilhren: 
• Ein erheblicher struktureller Wandel von energieintensiven Industriezweigen - jnter-
wie intraindustrieIl- zu weniger energieintensiven Produktionen, insbesondere in den 
neuen Bundesländern, macht ceteris paribus mindestens 15 bis 18 Mil!. t CO, bis 2005 
aus. 
:23 Kapitel 4 \\llrde federfiihrend vom lSI bearbeitet; Kapitel 4.3 in Zusammenarbeit mit dem Öko-
Institut. 
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• Ein erheblicher Strukturwandel zwischen den Brennstoffen hin zum Erdgas sowie ein 
, 
erhöhter Stromanteil - auch hier ist der Strukturwandel der Energieträger in den neu-
en Bundesdesländem ausgepragter - macht ceteris paribus und unter Berücksichtigung 
des industriellen Strukturwandels etwa 8 Mill. t CO, fur die fossilinterne Brennstoff-
substitution innerhalb der Industrie und etwa 15 Mil!. t CO, fur die Brennstoffsubsti-
tution durch Strom aus (dessen COrEmissionen hier separat gezählt werden). 
• Eine deutliche Verbesserung der Energieejfizienz - ebenfalls mit größerer Bedeutung 
in den neuen Bundesländern durch vielfache Anlagenstillegungen und Aufbau mo-
dernster Produktionsstätten - fuhrt schon in der Referenzprognose zu einem 
COrMinderungsbeitrag von etwa 30 bis 35 Mill. t. Hierin eingeschlossen sind aller-
dings die nicht spezifizierten intra-industriellen Struktureffekte, die wegen des Trends 
zu höherer Wertschöpfung in fast allen Branchen von erheblicher Bedeutung sein und 
mehr als 8 Mill. t betragen können. 
Tabelle 27: 
Brennstoff- und strombedingte CO:z-Emissionen in der Industrie 
in den Jahren 1990 und 1995 sowie in Referenz-Szenarien bis 2005 
Ist-Werte I Prognos 19952) I IKARUS RWlllfo 
1990 I 19951) I 2000 I 2005 I 2005 I 2005 
Mir!. t CCh 
brennstotfseitig 
.. alte Bundesländer 120,7 111,5 106,0 102,7 117,5 105,1 
.. neue Bundesländer 49,0 15,3 14,5 15,2 16,8 11,0 
" Deutschland 1697 126 8 1205 1179 134 3 116 1 
stromseitig 
.. alte Bundesländer 92,7 87,7 92,0 93,5 89,0 93,2 
" neue Bundesländer 38,7 18,6 19,5 24,3 24,0 17,6 
" Deutschland 131 4 1062 111 5 1178 1130 1108 
Summe Deutschland 301,2 2331 2320 2357 2473 2269 
spez. COz-Emlssionen (kglGJeI) ) 
" alte Bundesländer 149 142 140 135 125 144 
.. neue Bundesländer 312 301 265 260 300 231 
') Schätzung auf Basis vortaurrger Daten der AG Energlebllanze'n zum industriellen Endenergieverbraueh 
mit spezifischen COz-Emlsslonsfaktoren laut Umwellbundesaml. 
2) Emissionen berechnet auf Basis der Prognos-Angaben zum Energieverbrauch, aber mit den spezifischen 
C02"Emissionsfaktoren laut Umweltbundesamt. 
3) Absolute COz-Emlssionen je Einheit BruttoslromverbralJCh. 
Quellen: AG Energiebilanzen; Prognos 1995; VOEW 1996; DIW; Berechnlrtgen des ISI. 
Während der industrielle Strukturwandel und die Brennstoffsubstitution eher als auto-
nome Entwicklungen und Folgewirkungen der Wiedervereinigung Deutschlands zu ver-
slehen sind sowie durch Prozeßgegebenheiten und Produktqualitätsanforderungen de-
terminiert, d.h. unbeeinflußt durch energie- und klimapolitische Maßnahmen einzuschät-
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zen sind, sind vor allem die EnergieeJjizienz und zum geringeren Teil die Energiesubsli-
tution diejenigen Variablen, die Einflußgräße der Energie- und Klimapolitik sein kön-
nen. Deshalb konzentrieren sich die im folgenden analysierten Maßnahmen im wesentli-
chen auf die Energieeffizienz, und zwar sowohl bei den Brennstoffen als auch bei der 
Stromnutzung und Bereitstellung von Wärme durch Kraft-Wärme-Kopplung. Von gerin-
gerem Einfluß bleibt nach wie vor die Substitution von Kohlen und Heizöl durch das 
kohlenstoffarmere Erdgas, das zusätzlich zu dem sowieso beobachtbaren Trend durch 
spezielle Maßnahmen noch etwas stärker genutzt werden könnte. 
Kleinverbraucher 
Die brennstoffbedingten direkten COrEmissionen im Sektor der Kleinverbraucher (in 
der sektoralen Abgrenzung der Energiebilanzen!) nehmen sowohl nach der Schätzung 
von Prognos (1995) als auch von RWIlIfo (1996) von insgesamt 79 Mill. t im Jahre 1990 
auf etwa 69 bzw. 63 Mil!. t CO2 im Jahre 2005 ab. Die stromseilig bedingten indirekten 
CO2-Emissionen stagnieren auf dem Niveau von 1990 bei rd. 70 Mil!. t infolge vermin-
derter spezifischer C02"Emissionen auf der Stromerzeugungsseite (vg!. Tabelle 28). 
Nach dieser Referenz-Entwicklung werden die durch Flächen- und Produktionszuwachs 
bedingten Mehremissionen infolge von Effizienzverbesserungen und erheblichen Brenn-
stoffsubstitutionen in den neuen Bundesländern letztlich noch um etwa 9 bis 13 Mil!. t 
reduziert. 
Dabei ist aber zu beachten, daß die CO2-Emissionen im Jahre 1995 brennstoffseitig und 
stromseitig jeweils bei rund 60 Mil!. t lagen, d.h. zusammen um fast 20 % unter dem 
Ausgangsniveau von 1990. Dieser Rückgang ist im wesentlichen durch Substitution von 
Braunkohle und Heizöl durch Erdgas, Effizienzverbesserungen durch Kessel- und Bren-
ner-Ersatzinvestitionen sowie in der Slromerzeugung zu erklären .. 
Allerdings gehen Prognos (1995) und RWIlIfo (1996) davon'aus, daß sich dieser Trend 
der letzten funf Jahre nicht fortsetzt, sondern die wachslumsbedingten Einflußfaktoren 
gegenüber weiteren Effizienzverbesserungen dominieren, so daß es gegenüber 1995 bis 
zum Jahre 2005 zu einem Wiederanstieg der insgesamt verursachten COrEmissionen um 
etwa 15 bis 20 Mil!. t kommen könnte. Zur Verwirklichung der von der Bundesregierung 
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verfolgten C02~Reduktionsziele werden somit auch für die Kleinverbraucher zusätzliche 
Maßnahmen notwendig sein. 
Tabelle 28: 
Brennstoff- und stromhedingte C01-Emissionen im Sektor Kleinverbraucher l ) 
in den Jahren 1990 und 1995 sowie in Referenz-Szenarien bis 2005 
i 
.. alte Bundesländer 
* naue Bundeslander 
r 
spez. C02-Emissionen 












56,0 54,9 45,9 
15,3 14,2 10,5 
50,1 50,9 41,5 
16,9 19,7 16,6 
140 135 125 
2) Schätzung auf Basis vorlaufrger Daten der AG Energiebilanzen zum seldoralen Endenergieverbrauch 
mit spezifischen COrEmissionsfaktoren laut Umwettbundesaml. 
l) Emissionen berechnet auf Basis der Prognos-Angaben zum Energieverbrauch, aber mit den spezifischen 
COrEmlsslonsfaktoren laut Umwelt bundesamt. 
') AbSolule COrEmlsslonen Je Einheit Bruttoslromverbraueh. 
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4.2 Beschreibung der untersuchten Maßnahmen und Wirkungsabschätzung 
für energiebedingte CO,-Emissionen 
Im folgenden werden zunächst die Wirkungen von Einzelrnaßnahmen beschrieben und 
- soweit dies überhaupt möglich ist - auch quantifiziert. Im Anschluß daran wird der Ver-
such gemacht, die zusätzlich zum "Mit Maßnahmen-Szenario" erforderlich erscheinenden 
Maßnahmen oder Maßnahmenbündel mit ihren jeweils quantifizierten Wirkungen inte-
grativ so zu behandeln, daß Doppelzählungen vermieden und Synergie-Effekte beruck-
sichtigt werden (vgl. Kapitel 11.4.4). 
Die Einzelrnaßnahmen werden im folgenden nach Art der Maßnahmen behandelt. Wegen 
der weitgehend ähnlichen Ausprägung und Wirkung emissionsbeeinflussender Aktivitä-
ten werden dabei die Sektoren Industrie und Kleinverbraucher gemeinsam angesprochen, 
die Wirkungen einzelner Maßnahmen waren auch häufig nur fur beide Sektoren gemein-
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sam abzuschätzen, weil fur die Zuordnung zu den beiden Sektoren keine Infonnationen 
zur Verfugung standen. 
4.2.1 Ordnungs recht 
Als wesentliche und bereits im "Mit Maßnahmen"-Szenario berücksichtigte Maßnahmen 
des Ordnungsrechtes werden hier betrachtet (vgL Tabelle 29): 
• die WärmeschutzVO in ihrer Fassung vom 5.7.1994 (IMA Nr. 29), 
• die HeizungsanlagenVO in ihrer Fassung vom 1.6.1994 (IMA Nr. 30) sowie 
• die Novellierung der KleinfeuerungsanlagenVO (IMA Nr. 101). 
Von den in Zukunft denkbaren ordnungsrechtlichen Maßnahmen werden diskutiert: 
• ein neuer Entwurf einer WännenutzungsVO (vgL auch IMA Nr. 90), die auch ein 
branchenspezifisches benchrnarking beinhaltet, 
• eine Elektroanwendungen VO fur einige ausgewählte, massenhaft angewandte elek-
tromotorische Systeme wie Pumpen, Kompressoren Ventilatoren, pe und Kopierer, 
• eine neue Novellierung der WärmeschutzVO, die auch den Gebäudebestand bei In-
dustrie und Kleinverbrauch intensiverfaßt, 
• eine Gebäudevermietungs- und -verkaufsVO, die die Vorlage von Energiekennzahlen 
(Wärmebedarfsausweis) bei Neuvermietung und Verkaufvon Gebäuden vorsieht. 
• eine GrundsteuerVO, die eine unterschiedliche Grundsteuerstaffelung fur Gebäude 
entsprechend ihrem wärme- und energietechnischen Zustand hat 
Teilweise sind die hier genannten ordnungsrechtlichen Maßnahmen alternativ zu anderen 
Instrumenten zu suchen, z. B. zu freiwilligen Selbstverpflichtungen von Herstellerver -
bänden (vgL Kapitel 11.4.2.7). 
4.2.1.1 Ergriffene Maßnahmen 
Dieseit dem I.Ll995 in Kraft getretene neue Fassung der WärmeschutzVO reduziert 
den spezifischen Heizwärmebedarf bei Neubauten um etwa 30 %, und für Kemsanierun-
gen bestehender Gebäude werden auch die neuen Standards vorgeschrieben. 
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Tabelle 29: 
Ordnungsrechtliche Maßnahmen zur Reduktion der C01~Emissionen 
in den Sektoren Industrie und KIeinverbraucher bis 1996 und ab 1997 
U~'I Maßnarnne Arldes Beschreibung und Wirkun~ Sektor I Slatvs IIv'ili<Un in MnL tCO! N,. lnW\Jmenls der Maßnahme 2000 2005 
abis 1 96 er rJrfene Maßnahmen 
NoveUiel1Jng der OrdnUl'lgs- Oe NO\Iel~erung reduziert im CUfchschnitl den 1 WarmeschutzVO "";1 HeLzwarmebeOarf um etwa 30%. 1111 wesentlichen bei '''''"'"' ergriffen 0.2 O,4~ Neubauten; in Kraft seit 1_1.1995 
(11M: NI. 29) sereclu\el Ober Amahmen:zum Neubau und AtriB so- Kleinverbr. 0.8 1.6' 
wie Grundsanierung von Gebaudei1 in beklen Sektoren 
NQve!lielUllg der Ordnungs.. HOllere EftizienzattrOlden.mgen an neue ~ uo:I 2 HeiZaniagenVO ,,";1 Brenner. Hauptel"fekl: durch KesseI- \I'ld Brenner- Industrie ergriffen 0.3 0.6' sobsIitutionen; in Kraft seil 1.6.1994_ cx:n-MindenE1g 
bereehnet Ober Annahmen zu Kesselersatzinvestitionet'l. 
(JMA: NI. 30) Bte~rtkesselanleilen und Einspareffelden K1einverbr. 1,2 2,4Q 
(slromsetig: rninlJS 0.3 MiO.1 co,l. 
No\IeHierung Alle Grenzwerte hx Abgasver1uste nach NeMwarmelei-
, 1. BJmSehV- Otdnungs- sllalgskiassen: 11 % (4-4'5 kW): 10 % (25-50 kW); 9 % ,- -~ 0.05 0,1 Kleinfeuen.ngs. ,,";1 (50 .10001iW): Novel~etU\g erfolgt ab 1997 mltjev.eils 
anlagenVO um 2%-PlI'Ilden verbesserten Anforclenmgeo: 
(IMA: Nr. 101) weiterhin PiOflUll dtJTdl Sc:homsleillfege! Berec:Met mit K1eirwerbr. 0,15 0.3 den gefordef1en Wl!1<UIlgsgrad'lefbesserungen. 
b weitere in Betracht .. ene Malnahmen 
WArmenutzungs. Ordnungs. Vorgeschriebene Energlellußanalysen In Betrieben; 'wge-, Vo ,,"" 
Energie-bencll--mar1Qng durch Wirtschaftsveroaodel ,- sdllagen 1.0 6.5 BrallCheninstilute; Wirlrungsgrad·NaclM'eise ilLtSge'H3.1lJ-
ter AnIagenA.bse/llJtzungOber bebiebsirdeme und -
(IMA: Nr. 90) externe Abwafme/'!llziRlQ (betriebsinlern 4·5 MiU. t. Kleinverbr. 0.2 3.0 betrieb$.extern in der Indr.rstrie genW12 Min. t SOoYie Im 
Kleinver-brauth ca 3 Mn I) 
M~ahresnutzur>g$o- oderWina.ngsgrade von in 
5 Elektroanwendun- ordnungs- Großserien produzierten EIeldrctnoloren LJ'ICI von ihnen 
'''''"'"' 
,- O.I~ 1.5~ genVO ,"''' belnebenen Kompcnenlen (z.R Pumpen, Kompres- "",_ 
seren. VenH'atoren). Berec:hnuogen anhand von Daten 
der lKARUS-Oelenbank und eigener Schatzungen. K1einverbr. 0,0 O.5~ 
6 Novetlierung der OrdnunQS- ErweiI~ derwarrn!!$ChWVO auf gewerbtich ,- ~g. 0.1 1,0' warmesehutzVO ,,"" genutzte und OHenlliche Geballde: ""'-for Gebaudebe- • Austausch der Einzelscheiben-Fenster durch Watme-
stand In Industrie schutzverg'asyng bei Gellauden mit Raum'empe-ratu'en Kleinverbr. 0.5 5.0' 
und KJMver· >IS'Cbis 2010 
brauch (analog • dito bei GHiauden mit TR 10'C bis 16'C bis 2015 
IIM·Nr.I02) • Vert>esSerung des warmesd1utzes aut den JeWeiligen 
Stand derW5ehVOIIr Neubauten bei Fassaden- und 
Dachsanierungef1 von Gebauden mit Raumlempet;1lu/en 
> 16'C b's 2020 
• dito bei Gebauden mit TR 10'C bis IS'C bIS 2025 
Berechnungen anhand gescMtzler Energieeinsparun-
gen flr die einZelnen KomponentenfGebal..debereiehe. 
Gebaude.oennie- ordnungs. Vorlage eine$W;'lrm~illfS<!USoYeises mit Energiekenn vorge--7 IUngs- und ·ver· 
,,'" 
zahlen seitens des GebaudeelgllelS bei Mietvertrags. 
'''''"'"' ""-
0.0 0,1 
kau(sVO ebschlulll-ver1;'1ngerung 9'JWIe GebalKleelgnerwechse~ 
ab 1998. Ausweiturg derSAVE·Richtline93176/EWG. K1einverbr. 0.1 0.5 SehatzWl\l. 
Ordnungs- ErhOhle Grundsleverzahlungen IOr Gebaude. die eiRe vorQ€-8 GrundsteueNO 
""" 
bestimmte Energiekennzahl zu einem best.immten I<leinverbr. 
""'-
0,1 0,5 
Ze~pt.rlld. obersteigen, ab 1999. Grobe scnatzung 
'/ Einseht. CCh-Minderun durch stl'ctnei ru" 11._,/ Nur OOl"Minderun n du/eh Stromei ru 
" 
Berücksichtigt man, daß der Raumwännebedarf bei den Kleinverbrauchem und in der 
Industrie etwa 50 % desjenigen der privaten Haushalte beträgt, und unterstellt in Anleh-
nung an die Berechnungen von STE (vgt Kapitel IU.IA) um ein Viertel geringere Neu-
bauraten rur die Gebäudeflächen im Kleinverbrauch und in der Industrie, so liegt die Re-
duktion infolge der heute gültigen WänneschutzVO bei etwa 2 Milt tla bis zum Jahre 
2005 (davon Industrie 0,4 MiIl. t und Kleinverbraucher 1,6 Milt 1), wobei rur die gegen-
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über Wohngebäuden anderen Gebäudetypen dieser Sektoren ein Abschlag von 15 % 
vorgenommen und fur einen Teil der Industriehallenbeheizung eine Abwärmenutzung 
angenommen wurde. 
Die seit dem 1.6.1994 in Kraft befindliche Fassung der HeizanlagenVO verschärfte die 
Anforderungen an heizungstechnische Anlagen und zentrale Brauchwasseranlagen, die in 
der Industrie allerdings wenig vertreten sind, weH sie mit Abwänne oder H,eißwasser aus 
dem Produktionsbereich betrieben und die Produktionshallen häufig mit Lufterhitzern 
beheizt werden. Deshalb fallen die Auswirkungen im Kleinverbrauch deutlich größer aus. 
Die hier ermittelten CO,-Emissionsverminderungen von etwa 3,0 Mill. t fur das Jahr 
2005 gehen davon aus, daß der Kesselbestand bis 2005 fast vollständig erneuert wird 
und der Anteil der Brennwertkessel deutlich zunimmt. In diesen Zahlen enthalten sind 
verminderte Stromverbräuche fur elektronisch gesteuerte Umwälzpumpen in Höhe von 
etwa 0,3 Mill. t CO,. 
Die Novellierung der KleinfeuerungsanlagenVO reduziert die maximal zulässigen Ab-
gasverluste von Heizkesseln entsprechend dem Stand der Technik mit jeweils etwa zwei 
Prozentpunkten je nach Leistungsklasse der Kessel. Sie sorgt fur einen beschleunigten 
Wechsel alter Anlagen bzw. eine verbesserte Wartung des Anlagenbestandes infolge der 
Beanstandungen durch das Schomsteinfegerhandwerk. Auch hier wird wie bei der Wir-
kungsabschätzung der HeizungsanlagenVO davon ausgegangen, daß diese Verordnung 
im wesentlichen fur den Kleinverbrauchersektor relevant ist. Unter Berücksichtigung 
eines Abschlages fur die größeren Anlagen und einer durchschnittlich besseren Wartung 
der Anlagen sowie eines Abschlags fur den höheren Fernwärmeanteil im Verhältnis zu 
den Berechnungen fur die privaten Haushalte errechnet sich ein Minderungspotential von 
knapp 0,3 Mill. t fur das Jahr 2005 fur den Kleinverbrauchssektor und knapp 0,1 Mill. t 
fur den Industriebereich. Diese Maßnahme hat somit zwar eine geringe, aber eine schnell 
erreichbare Wirkung. 
An den drei o. g Verordnungen wird deutlich, wie unterschiedlich die Gesamtwirkung 
der einzelnen Maßnahme in ihrer zeitlichen Entfaltung ist: Wäluend die C02"mindernde 
Wirkung der WärmeschutzVO erst über drei bis vier Jahrzehnte voll zur Geltung kom-
130 
men wird, dürfte die Wirkung der K1einfeuerungsanlagenVO bereits im Jahre 2000 weit-
gehend erzielt worden sein. 
4.2.1.2 Weitere in Betracht gezogene ordnungsrechtliche Maßnahmen 
Die Entwicklung der WärmenutzungsVa im Gesetzgebungsprozeß wurde von den 
Selbstverpflichtungen der Deutschen Wirtschaft in den Jahren 1995 und 1996 zunächst 
einmal gestoppt. Da aber weiterhin die Erklärung der deutschen Wirtschaft mit einem 
offenen Ergebnis in der zweiten Hälfte der 90er Jahre von einem Teil der Fachwelt einge-
schätzt wird, wäre alternativ eine WärmellulzungsVO zu erwägen, die rur jeden Betrieb 
eine Energieflußanalyse und ein benchmarking vorsieht, wonach der Betrieb seine Ener-
gieverbrauchswerte an den in der jeweiligen Branche erreichten Werten (z.B. des besten 
Wertes, des Wertes im oberen Drittel oder des Medianwertes) messen und damit seine 
eigene Position zu derjenigen der Wettbewerber in Relation stellen kann. 
Außerdem sollten fur die üblichen Nebenanlagen und Energiewandler (z. B. Kessel, 
Lufterzeugungs- und Kältesysteme) Mindestwirkungsgrade und eine Pflicht zur Abwär-
menutzung vorgegeben und durch Stichproben kontrolliert werden. Die CO,-
Minderungswirkung kann - je nach Ausgestaltung einzelner Vorschriften - sehr unter-
schiedlich eingeschätzt werden. Hier wurde davon ausgegangen, daß der Prozeßwärme-
bedarf der Industrie in Zukunft bereits im Referenzfall deutlich zurückgeht (vg!. Tabelle 
27) und die Wärmenutzungspotentiale durch Erneuerungsinvestitionen und zum Teil 
notwendige Umbauten erst im Reinvestitionszyklus rentabel durchgefuhrt werden kön-
nen. Deshalb fallen die Schätzungen hier geringer als bei RWIlIfo (1996) im IMA-
Szenario aus. Die durch die Verordnung erzielbare betriebsintenIe Wännenutzung wird 
mit 4 bis 5 Mill. t CO,-Minderung bis zum Jahre 2005 untersteUt (entsprechend etwa 65 
bis 80 PJ), und fur die externe Nutzung von Abwärme im Kleinverbrauch 
(Schwimmbäder, Gebäude) werden 3 Mil!. t CO,-Minderungen (50 PJ) und fur die In-
dustriebetriebe weitere 2 Mill. t CO, (30 PJ) angenommen. 
Bei Betriebsbegehungen stellt man immer wieder fest, daß die energiewandelnden Ne-
benanlagen mit relativ hohen energetischen Verlusten arbeiten und bei Reinvestitionen 
von seiten der Anwender häufig nicht die energieeffiziente Lösung gewählt wird, sondern 
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- meist aus Unwissenheit - ungünstigere Lösungen zum Zuge kommen. Insbesondere in 
Nebenanlagen mit Massenprodukten als Komponenten (z.B. Elektromotoren mit Pum-
pen, Kompressoren, Ventilatoren u.ä .. ) erscheint es viel effizienter, über eine Verord-
nung oder alternativ über eine Selbstverpflichtung der Hersteller die bestehenden 
Hemmnisse zu überwinden. Deshalb wird vorgeschlagen, eine Verordnung für Elektro-
anwendungen zu erwägen, die folgende Elektroantriebe umfaßt: Elektromotoren ab 
100 W, Umwälzpumpen, Kreiselpumpen mit hohen Fertigungszahlen, Ventilatoren, 
Kompressoren fiir Druckluft- und Kälteerzeugung. Diese Aggregate benötigen - je nach 
Abgrenzung im einzelnen - etwa 5 bis 30 % des betrieblichen Strombedarfs, der nach 
vorsichtiger Einschätzung anband der Betriebsbegehungen, dokumentierter Reinvestitio-
nen und Berechnungen um 15 bis 25 % reduziert werden könnte. Dieses langfristig durch 
Reinvestitionen zu erzielende Einsparpotential entspricht einem Strombedarf von etwa 
20 PJ oder knapp 3 Mill. t CO,. Davon könnte etwa die Hälfte, d.h. rund 1,5 Mill. t CO" 
bis zum Jahre 2005 realisiert sein. Im Bereich der Kleinverbraucher lassen sich die mögli-
chen Minderungen dieser Anwendungen auf 7 bis I3 PJ oder mit Blick auf die stromsei-
tigen CO,-Emissionen auf 1 bis 2 Mill. t CO, veranschlagen, wovon bis 2005 mindestens 
0,5 Mil!. t CO, realisiert sein könnten. 
Eine hier vorgeschlagene Novellierung der WärmeschutzVO, die ab 1999 in Kraft treten 
könnte, soll sich speziell auf den Gebäudebestand für die Industrie und KJeinverbrau-
eher konzentrieren. Denn infolge des Investor-Nutzer-Dilemmas oder geringer Beach-
tung von Raumwärmekosten ist der wärmetechnische Zustand der bestehenden Gebäude 
in Industrie und Kleinverbrauch sehr häufig unzureichend: 
• Einzelverglasung findet man noch häufig in Gebäuden, die bis Mitte der 70er Jahre 
erstellt wurden, oder in Produktions-, Lager- und Verkaufshallen alte Isolierglasfen-
ster mit k-Werten größer 2,8. 
• Häufig sind unzureichende Wärmedämmung der Gebäudehülle und fehlende Verschat-
tung großflächiger Fensterfassaden in meist klimatisierten Büro- und Verwaltungsge-
bäuden zu beobachten. 
Unterstellt, daß etwa 25 % bis 30 % der Heizwärmeverluste durch die Fenster entstehen 
und daß 20 % dieser Verluste durch Einscheibenfenster und schlecht dämmende Isolier-
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glasfenster (k ;;, 2,8) bedingt sind und diese durch Wärmeschutzverglasung im Durch-
schnitt um zwei Drittel vermindert werden kÖlUlen, errechnet sich ein zusätzliches Ener-
gie- bzw. CO,-Einsparpotential von 3,5 bis 4 % im Raumwärmebereich, d.h. gut 35 bis 
40 PI oder 2, I bis 2,4 Mill. t CO,; hiervon werden bis 2005 etwa 1,2 Mill. t CO, wegen 
der längeren Übergangsdauer bis 2010 bzw. rur Gebäude mit Raumtemperaturen unter 
18°C erreicht (rur Industrie 0,4 Mill. t CO, und rur Kleinverbrauch 0,8 Mill. t CO,). 
Durch diese Maßnahme würde auch der Kältebedarf klimatisierter Gebäude entsprechend 
reduziert. Eine quantitative Abschätzung wird wegen der geringeren Bedeutung nicht 
versucht. 
Wesentlich größer wäre das Energieeinspar- und COrReduktionspotentiaJ, wenn die 
Energieverluste durch eine verbesserte Wärmedämmung bei Wänden, Dächern und Kel-
lerräumen reduziert würden. Hier sind durchschnittlich 40 bis 50 % Vertninderung von 
Transmissionsverlusten durch Fassaden- und Dachsanierung durchaus möglich. Dies ent-
spräche 320 bis 400 PI oder 19 bis 24 Mill. t CO" wovon bis 2005 unter der Vorausset-
zung, daß die Verordnung im IaJue 1999 in Kraft tritt, etwa ein Fünftel reaJisien sein 
könnte, d.h. rund 4,3 Mill. t CO, bis 2005 im Kleinverbrauch und etwa 0,6 Mill. t CO, in 
der Industrie. 
Beide Maßnahmen zusammen, die Fensteremeuerung und die Wärmedämmung im Rein-
vestitionszyklus, ergeben damit Energieeinsparungen bis 2005 von 17 PI (oder 1 Mill. t 
CO,) rur die Industrie und ca. 84 PI (oder 5 Mill t CO,) rur den Kleinverbrauch. 
Die Einfiihrung einer Gebälldevermietungs- und -verkaufsVO knüpft an eine vergleichba-
re Verordnung rur Wohngebäude in Dänemark sowie die SA VB-Richtlinie 93176IEWG 
der EU-Kommission zum Wärmebedarfsausweis an. Sie nimmt besonders Bezug auf das 
Investor-lNutzer-Dilemma durch Mieten oder Leasing von Gebäuden sowie auf die Ge-
ringschätzung von Energiekosten beim Besitzerwechsel von kommerziell genutzten Ge-
bäuden. Eine Quantifizierung dieser Verordnung, die ein energietechnisches Gutachten 
bei Neuvertnietung bzw. Verkauf vorschreibt, wird hier wegen mangelnder empirischer 
Hinweise nur sehr grob versucht. Es wird angenommen, daß höchstens 10 % der oben 
beschriebenen Wirkungen der WärrneschutzVO rur den Altbau erreicht würden, d.h. 
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weniger als 0, IMin. t CO, fur die Industrie und weniger als 0,5 Min. t CO, fur den 
Kleinverbrauch bis 2005. 
Schwierig ist die Einschätzung der Wirkung einer GrundsteuerVO, die den Gebäudeeig-
nern eine je nach erreichter Energiekennzahl des Gebäudes unterschiedliche Grundsteuer 
auferlegt. Gebäude, die eine Heizenergiekennzahl von beispielsweise mehr als 
100 kWW(m'a) bzw. 200 kWW(m'a) erreichen, müßten mit einer doppelt bzw. dreifach 
so hohen Grundsteuer wie diejenigen mit weniger als 100 kWW(m'a) beaufschlagt wer-
den. 
Diese Verordnung könnte auch gut mit der o.g. Gebäudevermietungs- und -verkaufsVO 
kombiniert werden. Ihre Wirkung darße schätzungsweise unter 0,5 Mill. t CO, im Klein-
verbrauchssektor liegen, weil in vielen Fällen die höheren Nebenkosten durch die 
Grundsteuerverteilung auf die Gesamtmieten einen sehr geringen Einfluß haben und in 
der Regel an die Kunden der Mieter weitergereicht würden. Im Industriebereich wäre die 
Wirkung marginal. 
Insgesamt fuhren die skizzierten zusätzlich denkbaren ordnungspolitischen Maßnalunen . 
• in der Industrie - je nach unterstelltem Maßnahmenbündel, das teilweise durch frei-
willige Selbstverpflichtungen alternativ betrachtet werden muß (vgl. Kapitel 1I.4.2.7) -
zu einer weiteren Reduktion um mindestens 2,5 MiIL t CO2. Hierbei ist unterstellt, 
daß die WärmenutzungsVO zunächst nicht wirksam wird. 
• Hinzu kommt im Kleinverbrauchsbereich eine weitere Reduktion der COrEmissionen 
um vielleicht 6 bis 6,5 Mill. t. bis zum Jahre 2005, wenn die jeweils unterstellten Zeit-
punkte des Beginns der Maßnalunen eingehalten würden. 
Dies wäre bereits ein erheblicher Beitrag .durch ordnungspolitische Maßnalunen, deren 
genauer Beitrag erst durch eine Festlegung von Maßnalunenbündeln und simultane Be-
rechnungen zu den energiewirtschaftlichen Auswirkungen ermittelt werden kann (vgl. 
Kapitel 1I.4.4 und III.3.4). Ein Teil der angegebenen CO,-Minderungen ist auf den Min-
derbedarf auf der Stromseite zurUckzufuhren; er zählt somit nicht zu den direkten Emis-
sionsminderungen. 
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4.2.2 Preis politik 
Die bisherigen preispolitischen MaßnaJunen der Bundesregierung (vgl. Tabelle 30) be-
schränkten sich mit Blick auf die Sektoren Industrie und Kleinverbraucher auf 
• die Steuenegelung für Kraft-Wärme-Kopplung (IMA-NT. 13). 
Als weitere MaßnaJunen werden hier in Betracht gezogen: 
eine Neuverhandlung der Verbändevereinbarung zwischen BDI, VDEW, VIK und 
VEA zur Verbesserung der RaJunenbedingungen der Kraft-Wärme-Kopplung sowie 
• das Angebot der öffentlichen Stromversorgung von sogenarmtem "grünem" Strom. 
4.2.2.1 Ergriffene Maßnahmen 
Die Mineralölsteuerregelung fUr Kraft-Wärme-Kopplung in der seit dem 1.1.1993 gel· 
tenden Neujassung des Mineralölsteuergesetzes stellt eine Ergänzung der schon seit 
1978 geltenden Steuerregelung für stationär betriebene Verbrennungsmotoren (z. B. 
BHKW) im bisherigen Mineralölsteuergesetz dar, indem die Regelung auch auf direkte 
Umwandlung in mechanische Energie zutrifft. Sie hebt die bis dahin bestehende steuerli-
che Diskriminierung der verbrennungsmotorischen Direktantriebe gegenüber Elektromo-
toren weitgehend auf. Allerdings ist die Neuregelung beschränkt auf Anwendungen, die 
einen Jahresbrennstoffnutzungsgrad von mindestens 60 % aufweisen. A1t- und Neuanla-
gen werden unterschiedlich behandelt (Suttor 1996). Der zusätzliche Effekt dieser Neu-
regelung ist schwer abzuschätzen, da unterschiedliche Anwendungsmöglichkeiten in Fra-
ge kommen; so kann der direkte Antrieb von Anlagenkomponenten (wie Verdichter z. B. 
für Kälteerzeugung oder Druckluft, Pumpen, Mischanlagen) im Einzelfall Kosten- und 
Effizienzvorteile gegenüber dem BHKW zur Stromerzeugung bringen, sofern die gleich-
zeitig anfallende Wärme auch genutzt werden kann (ArenhövellLiekmeier 1993). Der 
direkte Antrieb hat jedoch auch erhebliche Nachteile, weil damit die Gleichzeitigkeit des 
Wärmebedarfs gewährleistet sein muß. Die übliche wärmebedarfsgeführte Steuerung 
eines BHKW wird somit umgekehrt in eine kraftbedarfsgeführte Regelung. In der Praxis 
kommt daher diese KWK-Variante nur in größeren Betrieben mit möglichst kontinuierli-
chem und simultanem Kraft- und Wärmebedarf in Frage. Derzeit dürften diese Anwen-
dungen noch relativ selten und damit die Auswirkungen auf die Reduktion des Strombe-
darfs (0,6 PJ) und der CO,-Emissionen «0,1 Mill. t CO,) bis 2005 sehr begrenzt sein. 
135 
Eine Information zur Verbreitung dieser Anwendung - auch rur die Zukunft -liegt nicht 
vor. Sicher ist allerdings, daß verbrennungsmotorisch betriebene KWK-Anwendungen 
mit Direktantrieb - wie auch die schon länger begünstigten BHKW mit Verbrenungsmo-
toren - ohne die Steuerbegünstigung nicht wirtschaftlich betrieben werden könnten. 
Tabelle 30: 
Preispolitische Maßnahmen zur Reduktion der CO,-Emissio.nen 
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher bis 1996 und ab 1997 
I~: 1"-' . ~'''.I ."" ".a 1 "",' 
9 
SteuerbegOnsti- I~;:~, 0.' ........ ,- 1"riIf~ -gvngfOrKtaft· K1elnver~ ,.." warme-Kopplung .• """_BHKW "'''''' « 0,1) I ~einTeilderZugefOMe~~_~~[nwarrntdet 
(11M.: Nt 9) andere TeilJedoth IIlcht In Strom. . mechanische Energie umgev.am!e/I wild (stationare 
VerbreMungsmoilYen mit Preldarrtrieb). Die steuef1iehe 
Neuregelllflg Ist notwenä.;e VeM"aussettung ror den v.trt-
schaflflChen Betrieb clerailiger KWK-AnwendungEn; 
der zusat:z~cne COrMindefU'lgSelfekllstjedoch auf-
grund der sehr begrenzten AI'IYoefIdIJfQSlllOgliChbi\en 
dieser TechJiikund die Notwemligkett, If.e gleichZeitig 
, O~_ 
._"'''' 
Newerhandlung I~'" '''"'""' I~~, 2.4 bis 110 derVerbal)l$e. 1 p,,-," l<leifWer~ :>0,1 vereinbarlSlg .'"~" ... ,.. "'''''' 3.51) I,~g I ;';;;'h '0 """ ••• " "' .... 
~:'~~~; " . . ,..."" 
I"'.:' ; . "- . I 
Angebot der .""" lnrustrie, 
I" offenllichen StrO'l1 Preisp:l!itik KJeirrver- I~:;· '3 ,.", versorgung von 
"i 
''''''' 0-10 ... "'" ·grOnem~ Strom 
, 
I ~ " ....... wo • .., 1% ;~. cO,1 0.5 bis 1,0') 
I,.,,,,., ,suim 2 Mi, 
; 
4.2.2.2 Wei.tere in Betracht gezogene preispolitische Maßnahmen 
Die Verbändevereinbarung zwischen BDIIVDEWIVIK regelt lediglich die Stromvergü-
tung für eingespeisten Strom aus KWK-Anlagen von Eigenstromerzeugem. Die Vergü-
tung .orientiert sich derzeit an den kurzfristig venniedenen Grenzkosten der Stromerzeu-
gung, nicht aber an den langfristigen Grenzkosten. Sie berücksichtigt auch nicht in vol-
lem Umfang die statistisch anrechenbare Leistung vieler dezentraler Stromeinspeiser und 
die Verluste auf der Hochspannungsebene. Die bisher fur eine breitere Anwendung der 
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KWK ungünstigen Ralunenbedingungen müßten daher zwischen den beteiligten Wirt-
schaftsverbänden neu verhandelt werden, wobei der Verband der Energieabnehmer 
(VEA) als Vertreter kleiner und und mittlerer Unternehmen an diesem Verhandlungspro-
zeß beteiligt sein sollte. Die quantitative Abschätzung der Wirkungen einer neu verhan-
delten Verbändevereinbarung hängt von ihrer genauen Ausprägung ab, die zunächst 
nicht genauer spezifiziert werden kann. 
Wenn man aber unterstellt, daß mit einer neuen Regelung die untere Grenze der Potenti-
alschätzungen der KWK im IKARUS-Modell rur 2005 erreicht werden könnte, d.h. zu-
sätzlich 30 PJe! pro Jahr oder 1,8 GW bei 4 500 Vollbenutzungsstunden, dann entspräche 
dies bei einem durchschnittlichen spezifischen CO,-Emissionswert von 160 kglGJel rur 
den öffentlichen Strom gegenüber 80 kglGJe! rur den in KWK-Aniagen erzeugten Strom 
einer vermiedenen CO,-Menge von 2,4 Mill. t im Jahre 2005. Handelt es sich bei der 
Substitution um höhere Anteile von kohlebasiertem Mittellast-Strom in der öffentlichen 
Versorgung, könnte die vermiedene CO,-Menge auch deutlich über 3 Mill. t liegen. Län-
gerfristig könnte diese CO,-Menge noch weiter gesteigert werden, wenn weitere KesseI-
reinvestitionen fallig werden und BetreibergeseIlschaften die wirtschaftlichen KWK-
Potentiale nutzen wollen. Allerdings muß bei der Bewertung dieser CO,-
Minderungspotentiale darauf geachtet werden, daß Doppelzählungen mit den Wirkungen 
der Selbstverpflichtung der Verbände VDEW, VIK und BGW (vg!. Kapitel 11.4.2.7.1) 
vermieden werden. 
Sollten die Wirtschaftsverbände sich nicht auf eine neue Regelung verständigen, wäre zu 
prüfen, ob die Bundesregierung durch die Novellierung der 5. DurchführungsVa zum 
Energiewirtschaftsgesetz ersatzweise eine entsprechende Regelung erläßt. Hierbei 
könnte auch ein höheres Maß des KWK-Potentials ausgeschöpft werden, beispielsweise 
zusätzlich 50 PJel, was einer vermiedenen CO,-Menge um 5 Mil!. t rur den Bereich der 
Industrie gleichkäme. 
Schließlich wäre zu erwägen, ob die Bundesregierung durch Änderung der Bundestari-
fordnung Elektrizität (BTOElt) den Stromversorgungsuntemehmen die Wahl-
Möglichkeit eines "griinen Tarifs" vorschreibt. Dieser Vorschlag entspringt der Vorstel-
lung, dem Stromkunden verschiedene Qualitäten von Strom entsprechend seiner Erzeu-
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gung und CO,-Intensität zur Wahl anbieten zu müssen. Vorstellbar wäre ein Stromange-
bot, das durch einen Mix von Windkraft-, Wasserkraft- und gasgefeuerten GuD-Anlagen 
(oder eventuell auch solarer Stromerzeugung) mit beispielsweise einer durchschnittlichen 
spezifischen CO,-Emission von 20 bis 30 kg/GJ" charakterisiert ist und statt 19 bis 23 
Pfi'kWh einen Preis von etwa 30 oder 35 Pfi'kWh (oder allgemein einen um 10 bis 12 
Dpfi'kWh höheren Durchschnittspreis) hätte. 
Die Wirkung dieser Maßnahme hängt von der allgemeinen Bereitschaft der Stromver-
braucher ab, einen solchen Tarif bzw. einen AufPreis fiir Sondertarifkunden zu wählen 
(einen ersten Pilotversuch plant z.ZI. das RWE fiir einen größeren Kundenkreis), der 
Preisdifferenz zum NormaItarif sowie der generellen Akzeptanz des teureren, aber klima-
verträglichen Stroms. Für bestimmte Kundengruppen, insbesondere im Bereich der 
Kleinverbraucher wie Banken, Versicherungen, Handwerk, Kirchen und Gebietskörper-
schaften (insbesondere Klimastädte), könnte es aus Imagegründen attraktiv sein, diesen 
teuren, aber klimaverträglicheren Strom zu wählen. Er würde auch Stromeffizienzpoten-
tiale wirtschaftlicher machen und möglicherweise die Energiedienstleistungskosten der 
betroffenen Abnehmer allenfalls geringfiigig erhöhen. Unter der Annahmen, daß nur etwa 
1 % des Strombedarfs in Industrie und HandeVGewerbe (entsprechend einem Stromver-
brauch von ca. 4 150 GWh im J alue 1994) durch derartigen Strom gedeckt würde, so 
entspräche dies - bei einem durchschnittlichen spezifischen Emissionswert von 160 
kg/GJ" bei konventionell erzeugtem Strom gegenüber ca. 20 bis 30 kg/GJ" beim 
"grünen" Strom - einer vermiedenen CO,-Menge von etwa 2 Mill. t/a im Jalue 2005 (bei 
breiterer Anwendung entsprechend höher). Berücksichtigt man die durch die höheren 
Strompreise induzierten Stromeinsparungen, die bei einem Viertel bis Drittel liegen 
könnten, so summiert sich der CO,-mindemde Effekt bis 2005 auf2,5 bis 3 Mill. I. 
4.2.3 Subventionen 
Als wesentliche bereits bis 1996 ergriffene Maßnahmen werden hier folgende Kreditver-
gabe programme behandelt, die zumindest in einem gewissen Umfang finanzielle Anreize 
fiir die Durchfiihrung von Maßnahmen zur CO,-Minderung darstellen: 
• das ERP-Energieeinsparprograrnm (IMA-Nr. 7), das selbst einen Teil des umfassen-
deren, über die Deutsche Ausgleichsbank (DtA) abgewickelten ERP-Umwelt-
programmes darstellt, 
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• das Investitionsprogramm zur Verminderung von Umweltbelastungen (IMA-Nr. 71), 
• das Umweltprogramm der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW) (IMA-Nr. 72), 
• das DtA-Umweltprogramm der Deutschen Ausgleichsbank (IMA-Nr. 73) sowie 
• das Umweltschutzbürgschaftsprogramm (IMA-Nr. 74). 
Als weitere Maßnahmen wurden hier in Betracht gezogen (vgl. Tabelle 31): 
• die Förderung eines sog. ,.zweiten Kapitalmarktes" filr Investitionen, die der CO,-
Reduktion dienen, sowie 
• eine finanzielle Etweiterung und Konditionenverbesserung der o. g. Kreditprogramme 
zur Finanzierung derartiger Investitionsvorhaben. 
Grundsätzlich weisen die genannten finanziellen Maßnahmen in Gestalt von Investitions-
förderprogrammen einige Charakteristika auf, die sowohl die Quantifizierung der Wir-
kung dieser Maßnahmen als auch deren Zuordnung zu einzelnen Verbrauchssektoren 
- hier Industrie und K1einverbraucher - erschweren oder sogar verhindern: 
• Die genannten Investitionsförderprogramme richten sich an Unternehmen der ge-
werblichen Wirtschaft (teilweise nur an kleine und mittlere Unternehmen) und wirken 
daher auf recht heterogene Sektoren im Bereich der Industrie und der Kleinverbrau-
cher. 
• Weiterhin umfassen die Programme neben CO,-wirksamen Investitionen im Energie-
bereich auch weitere Umweltbereiche (Abfall, Abwasser, Boden- und Gewässer-
schutz), wobei die auf die Energie entfallenden Investitionen nur teilweise aufgrund 
vorliegender statistischer Daten herausrechenbar sind (nur beim ERP-Programm und 
beim DtA-Umweltprogramm). 
• Hinzu kommt, daß in allen Programmen neben der rationellen Energienutzung immer 
auch Maßnalunen zum verstärkten Einsatz regenerativer Energiequellen gefördert 
werden, so daß sich hier bei der Wirkungsanalyse Überschneidungen mit dem Bereich 
emeuerbare Energiequellen ergeben, deren CO,-Minderungseffekt pro investierte DM 
zumindest unter heutigen Bedingungen im allgemeinen geringer ist als bei der rationel-
len Energieverwendung. Eine genaue Aufteilung der Wirkungen auf die rationelle 
Energieanwendung und die emeuerbaren Energiequellen wäre nur in einigen FäHen 
möglich. Es wurde deshalb darauf verzichtet. 
• Schließlich ist bei allen Programmen der Anteil der öffentlichen Förderung relativ ge-
ring (oder wie beim KlW-Programm nicht existent), so daß der Unterschied zwischen 
normalen Marktkrediten und diesen speziellen Förderkrediten im Hinblick auf die Fi-
nanzierungskosten nicht so gravierend ist, als daß die Rentabilität von geplanten In-
vestitionsvorhaben dadurch entscheidend beeinflußt würde. 
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Tabelle 31: 
Subventionspolitische Maßnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen 
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher bis 1996 und ab 1997 
Ud. Maßnahme I Art "" Besdlreibung um! VVir!<un~ 5el40l I Status "'''''m in Mall co, N, Instruments der Maßnallrne 2000 2005 
abis 1996 er iffene Ma&na~n 
Teilprogramm des ERP-Umwellprogramms. Beteit- 1nr:Mt1ie. 
12 ERP·Energie- SubVeo- stelll,mg zinsgOnstill~Dar1ehen (biszu 50 % 6erfOrder· Klelnver- ergiIlen mittel 
.sparprogramm ÜOMn faNgen lnvestJtiOllskosten, max_ 1 MilDM) m~ langer 
'''''' Laufzeit (10.15 a) Im:! tilgungsfreien Anlaufjalven zur ",,,.,, 
Forderung der ratiOnellen Energ>ever.o.endUf'Q und der 
Nutzung erneuerbarer Energien (l<re<IiNoIurnen 1995: 
(IMA:Nr.7) 1,6 Mrd. DM). OoIdureh AMtoß zUS3lZlicher Investitionen 
in REN und REG. Etlekt o/Vle empirische Er~bnung 
quantitativ kaum absdlatzbat. 
Wirlc.rng der Forderplogramme auch als rlankiererde 
Ma/lnahmeder Information und MolivClIion zu beWerten. 
lnvestrtionspro- Gewahlulg V~ IllVestitimskrealen l(lr Um~\$ChUll- InckIs!rie. 
" 
gramm zur Ver- SU"'~ maßnal:rnen mit Demenstrationscharalder(u.iI. rar ratio- K1eil'l\fef- ergiflen 
"'" 
,,'" 
milldenJng von tio~ neGe El'Ierglenutzuog und emeuerbare Energien} aus 
"""'" 
-. -. 
Um'M;!ltbela· Mitteln der 1(fW. o*r D!A-Umwe/tprogramme, die durch 
-,,, ZinS- odellnv~a'lszuse/lOsse des BMU verbilllgt wer· 
(IMI>.: Nt. 71) derL Hauptv.irlaJng der Maßnahme liegt in der lniUafy,ir· 
Mg fUf potentielle Nadlahmel soIdlefVornaben (Wir-
kung derzeit nicht: QVaOtiflZietbar) 
Bereitsielivllg ZlnsgQostigerKrecrrte rld.R. bis maximal Industrie. 
14 KM'_Umwe/l_ SU"'~ 10 M~l DM} mit larIger Laufzeit und tilg\lf\9Sllelen 
"'-
ergitlen 
"'" -. p."ogramm 
"'"'" 
An1aufjahren rur Investitionen. die die Um\'oelt:situation gering 
~senUich Verbessern (u.a_ MaBnshmen zur rationellen G ...... 
Energiea.nwenclurg und ZUfT\ EIlsatz legeßefaÜYer 
(iMA: Nr 12) Enelgien}: gesamtes Kreditvolvmen in 1994 rund 460 MiII.DM. Wioomg verg!eicllbar mit ERP-fnerQiespar. 
progiam m. jedoch mengenmaßlg geringer (s.o.) 
OMJmWölt. Gewatmng von zinsgonstigen K1editen for Vorhaben, di 











gleicll$baJit gm.mm Frnanzienmg bis 75 % der InvestJtioosko$len, 
.....,. 
max. 10 Mn DM- Das Kredirvdumen fÜfREN· und 
REG·Maßnahmen lag 1995 bei knapp 600 MiD DM 
(IMkNr,73) Wlrlrung ahnlicll wie beim ERP·EnergieSparprogramm. 
Jedoch gerirger. 
Umweltschutz· Haftungdreis\eHtm;I (SO % des DalIehenSbeIrages) for In Inrustrie, Subven- veslib·onen In neue Umwertschutztechnilcen mrtle/s DIA-
"'" " 




progJamm Zv werten als elganzende Mallnahme zu den DIA-Um- G~  
(1/dA: Nt. 74) weHdarlehen. d"1e die DufchtOhn.mg derarti~ investitio-nen tOt kleine uod mittlere Unternehmen ffieichtert 
b weitere In Betr-ao;ht 
'" 
ene Maßnahmen 
Forderung eines Verbesserung tler bardO"edlUichen Rahrnenbedirgungen Industrie. 
11 zweiten Ka~laI· Svbveo- rar 6d1on existierende Initiativen. gOnstigesFinanzkapl- Handel. ,~ ... 0,2 1.0') tiOflen tal for kfimarelwanle Vorhaben bereitZustellen SOVwie 
""-
maMe$ 
sleueniche Anreite lor Kapitalgeber. Zusatzlich oder G~"" 
aRernaliv _ "5elbstYe/Pnichll.r1g der Banken". zweekge· 
butldene zinsverbilligle Kredite Illt REG· und REN-Ime-
.stitionen zu vergeben. Wil!rung der Maßnahmen abhan.-
gig vom Durchset2vngsgrad bei Kredilgebem (Akzep. 
ta/"2 einer etwas gerirlgerell Verzins1..lngJ_ AnnalYne: 
Zusatzltdle REN-Inveslitior.eo VOll Ci!- , Mrd. DM beWir-
ken eine COrMinderung bis 2C05 von etwa 1 MiD. L 
V~rungder Erwei!erur(! des Kreditvotumens al1 das Ctei1adle deI Industrie. 
18 Kreallprogramme """'~ heutigen Forderung. E1hOhung der Zinsdfferenzzum "" .. , " ... , .. ", mittel ERP. DlAulld liooen Kapilalmarktzlfls und verbessertes MaOO!lir(! tot dIe FOt_ G ...... ""-Km derprograrnme. dadurch entscheidende Rentabililatsver-
Oesserull{/en lar IOYeslitiOfle!l in rationelle Energ"ie-
nutzun\!-
'J EinschI. CQ,.Mindenm durdl Strom ei run en-'JNurCOI-MtnclellXl endurchStromei 
Dies stellt grundsätzlich eine Quantifizierurig der Wirkung dieser Programme vor große 
Probleme. Andererseits ist es auch unstrittig, daß allein die Tatsache des Angebotes der-
artiger Kreditprogramme die Aufinerksamkeit der Investoren auf diese Investitionsmög-
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Iichkeiten lenkt. Wie groß aber dieser Effekt ist, kann aufgrund mangelnder empirischer 
Analysen auch nicht genauer angegeben werden. Im Vordergrund steht hier daher eine 
qualitative Bewertung dieser Maßnahmen. 
4.2.3.1 Ergriffene Maßnahmen 
Das ERP-Energiesparprogramm ist das vom Kreditvolumen her umfangreichste Pro-
gramm, wobei dieses Programm selbst ein Bestandteil des ERP-Umweltprogramms ist. 
Nach Angaben der Deutschen Ausgleichsbank (1996) betrug das bewilligte Kreditvolu-
men in den Jahren 1994 und 1995 jeweils rund 1,8 Mrd. DM im Energieprogramm und 
jeweils etwa 4,5 Mrd. DM im gesamten Umweltprogramm. Dabei entfielen 1995 etwa 
30 % der im Energieprogranun vergebenen Mittel auf die Förderung regenerativer 
Energien, und zwar überwiegend auf die Windenergie, 45 % auf die Kraft-Wärme-
Kopplung und und restlichen 25 % auf weitere Maßnalunen der rationellen Energienut-
zung (insbesondere energiesparende Produktionsverfahren). Der Anteil der öffentlichen 
Mittel an der Gesamtfinanzierung der Darlehen aus dem ERP-Umweltprogramm liegt bei 
10 bis 15 %. Der Finanzierungsanteil beträgt bis zu 50 % der förderfamgen Investitions-
kosten, höchstens aber 1 Mil!. DM pro Vorhaben. Die rein wirtschaftlichen Vorteile des 
ERP-Kredits gegenüber normalen Marktkrediten liegen 
• in dem relativ günstigen, über die volle Laufzeit festen Zinssatz (bei grober Abschät-
zung durfte die Verbilligung bei maximal einem Prozentpunkt liegen, in den neuen 
Bundesländern etwas darüber), 
• in der langen Laufzeit (meist 10 Jahre in den alten, 15 Jahre in den neuen Bundeslän-
dern) und 
• in der Tilgungsfreiheit in den ersten zwei (alte Bundesländer) bzw. fiinf Jahren (neue 
Bundesländer). 
Inwieweit diese Vorteile allein ausreichen, um die Wirtschaftlichkeit von Investitionen in 
Energieeffizienz oder die Nutzung emeuerbarer Energiequellen entscheidend zu beein-
flussen und somit als echte zusätzliche CO2-Minderungspotentiale zu interpretieren. ist 
ohne empirische Erhebung· quantitativ kaum abzuschätzen. Da die ERP-Kredite mit an-
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deren öffentlichen Fördermitteln ohne Einschränkung zu kumulieren sind, ist außerdem 
davon auszugehen, daß in diesen Mitteln oder in der Kumulation bei vielen Investitions-
vorhaben die eigentliche Anreizwirkung liegt. Dies dürfte vor allem fiir die Windenergie 
gelten, deren Anteil an den Investitionen aus dem ERP-Energiesparprogramm 1995 fiir 
Gesamtdeutschland bei 25 %, in den alten Bundesländern sogar bei 40 % lag. Die da-
durch bewirkten Emissionsminderungen wären daher vorrangig dem Bereich der regene-
rativen Energiequellen zuzurechnen. 
Insgesamt dürfte die Wirkung dieses Progranunes als "mittel-CO,-mindernd" und auch 
als flankierende Maßnalune zu werten sein, die der Information über Investitionsmög-
lichkeiten im Bereich Energieeffizienz und emeuerbare Energiequellen. der Motivation 
zur DurcIifiihrung solcher Maßnahmen sowie der Erleichterung ihrer Finanzierung dient. 
Dies gilt nicht nur rur den Investor selbst, sondern auch fiir die mit der Finanzierung be-
faßten Hausbanken, über die diele Förderkredite im Regelfall abgewickelt werden. inso-
fern stellt diese Fördermaßnalune auch einen Beitrag zum Hemmnisabbau im Bankensek-
tor bezüglich der Finanzierung derartiger Vorhaben dar, da Banken erfahrungsgemäß bei 
neuen Technologien in ihrer Kreditvergabe eher zurückhaltend sind. 
Die übrigen Programme sind hinsichtlich ihrer Wirkung ähnlich zu beurteilen, wobei das 
ERP-Energiesparprogramm sowohl vom Kreditvolumen als auch von den Kreditbedin-
gungen her sicherlich noch die größte Reduktionswirkung hat. Das DtA-
Unrweltprogramnr ist vor allem als Ergänzung zum ERP-Umweltprogranun zu sehen, da 
sich die Zielsetzungen entsprechen und beide Programme kombiniert werden können, um 
damit einen höheren Finanzierungsanteil an den Investitionskosten zu erreichen. Aller-
dings beginnt hiermit auch die Gratwanderung öffentlicher finanzieller Anreize zwischen 
zusätzlicher Anreizwirkung und zusätzlichen Mitnehmereffekten (deshalb insgesamt eine 
"geringe" Wirkung). 
Das KjW-Unrweltprogramm, das sich an alle Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft 
und Freiberufler richtet, hat eine ähnliche Zielsetzung wie das ERP-Umweltprogramm; 
das Volumen der insgesamt vergebenen Kredite ist mit ca. 460 Mill. DM im Jahre 1994 
(Angabe der KfW 1996) jedoch deutlich geringer. Darunter entfallt ein derzeit nicht zu 
quantifizierender Teil auf Investitionen zur Energieeinsparung und zum Einsatz regene-
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rativer Energiequellen. Auch hier ist eine Kumulierung des KfW-Kredites mit anderen 
öffentlichen Fördermittein möglich. 
Während die oben beschriebenen Progr~e eine, wenn auch nur schwer quantifizierba-
re, direkte CO2-Reduktionswirkung haben, konunt dem Investilionsprogramm zur Ver-
minderung von Umweltbelastungen sowie dem Umweltschutzbürgschajtsprogramm eine 
überwiegend indirekte Wirkung zu. Bei dem Investitionsprogramm handelt es sich um 
eine mit Zins- und Investitionszuschüssen des BMU unterstützte Förderung von De-
monstrationsvorhaben zur Verminderung von Umweltbelastungen in den Bereichen ra-
tionelle Energieverwendung Abfallwirtschaft, Luftreinhaltung, Wasserwirtschaft und 
emeuerbare Energiequellen. 1995 betrug die Gesamtsunune der im Rahmen dieses För-
derprogranunes geflossenen Zins- und Investitionszuschüssen nach Angaben des BMU 
83,75 Mil!. DM. Neben einer gewissen CO,-Reduktionswirkung der einzelnen Demon-
strationsvorhaben selbst liegt die Hauptwirkung dieser MaI3nahme sicherlich in der In-
itialwirkung rur potentielle Nachahmer. Ob dieses Ziel allerdings allein durch eine zu-
sätzliche Förderung solcher Demonstrationsvorhaben mittels Zins- und Investitionszu-
schüssen in größerem Umfang erreicht werden kann, ist fraglich. Hilfreich wäre hier eine 
wissenschaftliche Begleitung derartiger Projekte und eine Aufbereitung der Ergebnisse 
und Erfahrungen in der Weise, da13 sie rur potentielle Imitatoren leicht zugänglich und 
nutzbar werden. 
Das Umwe!tschutzbürgschajtsprogramm schließlich ist als weitere ergänzende Maßnah-
me zu den DtA-Umweltdarlehen zu werten, die die Durchfiihrung derartiger Investionen 
rur kleine und mittlere Unternehmen erleichtert. 
4.2.3.2 Weitere in Betracht gezogene subventionspolitische Maßnahmen 
Die in Betracht gezogenen weiteren Maßnahmen lassen sich in zwei Gruppen gliedern: 
Völlig neue Ansätze oder Erweiterung der bestehenden Maßnahmen: 
Re1ativ neu und bisher kaum verbreitet ist die Förderung eines sogenannten .,zweiten 
Kapitalmarktes" rur Investitionen, die der CO,-Reduktion dienen. Denkbar ist zum einen 
die Verbesserung der bankrechtlichen Rahmenbedingungen rur schon existierende lnitia-
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tiven wie spezielle Fonds von Banken (z. B. Versiko, BLS oder Ökobank), die u.a. 
günstiges Finanzkapital fiir klimarelevante Vorhaben bereitstellen. Hier könnte man an 
spezielle steuerliche Anreize fiir die Kapitalgeber in derartige Fonds denken. Zum ande-
ren wäre auch - nach dem Vorbild der Selbstverpflichtungen der Industrie - eine 
,,8elbstverpjlichlung der Banken" vorstellbar, zweckgebundene zinsverbilligte Kredite 
fiir Investitionen in rationelle Energieanwendung und den Einsatz regenerativer Energien 
zu vergeben. Die Finanzierung der Zinsreduktion könnte durch das Angebot spezieller 
Fonds fiir interessierte Kreditgeber, die durch eigens aufgelegte Marketing-Programme 
gewonnen werden müßten, sowie auch ein~n Verzicht der Banken auf einen Teil der 
Zinsmarge erfolgen. 
Die Wirkung dieser Maßnalrmen ist abhängig vom Durchsetzungsgrad bei den Kreditge-
bern (insbesondere Notwendigkeit der Akzeptanz einer etwas geringeren Verzinsung) 
und Kreditnehmern (insbesondere abhängig von der Höhe der Zinsreduktion und der 
Werbung fiir diese Maßnahme). Unterstellt, der zweite Kapitalmarkt stieße zusätzliche 
REN-Investitionen von ca. I Mrd. DM bis 2005 an, so ergäbe dies - bei einer durch-
schnittlichen Amortisationszeit dieser zusätzlichen Milliarde von 6 Jahren und drei Vier-
tel bewirkte Brennstoffeinsparungen sowie ein Viertel Stromeinsparungen - eine CO2-
Minderung von etwa 1 Mill. t (vgl. auch ähnliche Annahmen zur Abschätzung des Con-
tracting, Kapitel 11.4.2.8). 
Aber auch durch eine finanzielle Enveiterung und Verbessenmg der schon existierenden 
Investitiol1s-Förderprogramme im Hinblick auf Finanzvolumen, Zinsverbilligung und 
verbessertes Marketing ließe sich eine gegenüber der heutigen Situation deutlich höhere 
Reduktionswirkung erreichen. Entscheidend wäre dabei - neben einer merklichen Erhö-
hung des Fördervolumens auf etwa das Dreifache der heutigen Förderung - die Erhöhung 
der Differenz zum Kapitalmarktzins, um den finanziellen Anreiz zu erhöhen. Um die Mit-
nalrmeeffekte ~ ntinimieren und die Unternehmen anzuhalten, ntit Rentabilitätsberech-
nungsmethoden (und nicht ntit der Risikobewertung der Amortisationszeiten) ihre Inve-
stitionsentscheidungen zu treffen, könnte man kurzlebige Investitions~ter von der er-
höhten Zinsverbilligung ausnehmen. Spezielle Anzeigenkampagnen zu energiesparenden 
Investitionen ntit speziellen Zinsvergütungen sind heute durchaus eine Rarität und könn-
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ten bei häufigerem Erscheinen dazu beitragen, das Image von Banken zu stlirken und die 
Investoren auf ihre bestehenden Möglichkeiten hinzuweisen. 
Eine Quantifizierung dieser zusätzlichen Maßnahmen ist allerdings nur mit sehr großen 
Unsicherheiten möglich, weil einerseits eine genaue Spezifikation von Zinsdifferenz, tilv 
gungsfreier Zeit und Laufdauer sowie der förderbaren Investitionsbereiche geleistet wer-
den müßte und zum anderen auch zusätzliche Maßnalunen wie Information, Ausbildung 
und Beratungsprogramme einen Einfluß auf die Reaktion der Unternehmen hätten (vg!. 
Kapitel 11.4.2.6). Ein CO,-Minderungspotential von - je nach Ausgestaltung der Pro-
gramme zu den finanziellen Ameizen in Industrie, Handel und Gewerbe - insgesamt ca. 2 
bis 4 Mil!. t CO, bis 2005 erscheint als ersle sehr grobe Schätzung jedoch nicht unreali-
slisch. 
4.2.4 Öffentliche Investitionen 
Derzeit gibt es keine Maßnahmen zu öffentlichen Investitionen des Bundes, sondern nur 
seilens der Länder und von Gemeinden. Diese sind entweder in den Kapiteln 11.4.2.1 bis 
II.4.2.7 implizit enthalten oder werden explizit in Kapitel II.4.2.8 erwähnt. 
4.2.5 ForschungsfOrderung 
4.2.5.1 Ergriffene Maßnahmen 
Im Bereich von Industrie und Kleinverbrauch fördert die Bundesregierung im Energie-
forschungsprogramm und im Förderprogramm neue Technologien des BMBF sowie im 
Bauforschungsprogramm des BMBau neue Möglichkeiten der rationellen Energieanwen-
dung, der Nutzung erneuerbarer Energiequellen, Substitutionen energieintensiver Verfah-
ren und Produkte sowie kostensparende Techniken am Gebäude (vgl. Tabelle 32). 
Das größere geschlossene und unmittelbar auf das Ziel der Energieeffizienz und die Nut-
zung emeuerbarer Energiequellen gerichtete Energiejorschungsprogramm des BMBF 
umfaßte von 1990 bis 1995 mil einem jährlichen Fördervolumen von·insgesamt rund 225 
Mill. DM folgende Gebiete (BMBF 1996a): 
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• Energiesparende Industrieverfahren, elektrochemische Verfahren und Elektrospeicher, 
Sekundärenergiesysteme und rationelle Energieverwendung und Solarenergienutzung 
in Haushalt und Kleinverbrauch (ca. 50 Mill. DM/a), 
• Feuerungs- und Kraftwerkstechnik (ca. 20 Mil!. DM/a), 
• Erneuerbare Energiequellen (photovoltaik, Wind, Biomasse, Geothermie) (ca. 155 
Mill. DM/a). 
Tabelle 32: 
FuE-Maßnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen 
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Im Fall der erneuerbaren Energiequellen und der Gebäude profitieren von diesen Teil-
programmen auch die privaten Haushalte und der Umwandlungssektor. Im Bereich In-
dustrie wird man infolge der FuE-Förderung weitere Verbesserungen in der Feuerungs-
technik, in Industrieöfen und Trockner, bei Zerkleinerungsverfahren und thermischen 
Trennverfahren erwarten können. Hinzu kommen Verbesserungen durch verbesserte 
Prozeßfilhrung, verbesserte Fertigungsverfahren und Substitutionen von Fertigungs- und 
Verfahrensprozessen. Wenngleich die Wirkung der FuE-Förderung auf Energieeffizienz 
und Substitution zur Stromanwendung wegen mangelnder synoptischer Kenntnisse über 
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laufende Entwicklungen und ihre Erfahrungswahrscheinlichkeit nicht quantifizierbar ist, 
so muß man doch davon ausgehen, daß hier ein wichtiger Schlüssel fur langfristige CO,.. 
Minderungserjolge liegen dürfte. 
Deshalb wurde bei der Formulierung des 4. Energieforschungsprogramms, das im Mai 
1996 verabschiedet wurde, gerade unter dem Aspekt der Eflizienzsteigerung bei der 
Energieumwandlung (Verbrennungsforschung, Kraftwerkstechnik, Brennstoffzellen und 
Fernwärme) sowie der rationellen Energieanwendung in Industrie, Kleinverbrauch und 
Gebäuden mit jährlichen Forschungsförderansätzen von rd. 90 bzw. 75 Mill. DM vorge-
sehen (BMBF 1996). Die Förderung der Nutzung der emeuerbaren Energien liegt au-
ßerdem bei rd. 220 Mill. DMia sowie fiir Kernenergieforschung bei 190 Mill. DMia. 
Die Programme zur Umweillechnik, den physikalischen und chemischen Techn%gien 
und zur Ma/erialjorschung des BMBF enthalten Elemente zur Energieforschung, auch 
wenn sie häufig nicht explizit als Beitrag zur rationellen Energieanwendung deklariert 
werden (BMBF 1996b). 
• Seit 1994 verfolgt das Forschungsprogramm "Neue Materialien fiir Schlüsseltechno-
logien des 21. Jahrhunderts - Ma Tech" fiir eine Zehnjahresperiode u.a. die Förderung 
der Energie- und Verkehrstechnik: die Entwicklung extrem belastbarer und langlebi-
ger Werkstoffe in der Kraftwerkstechnik und im Motoren- und Turbinenbau, von 
Leichtbauwerkstoffen fiir die Verkehrsmittel sowie von Sensoren, Aktoren und Rege-
lungssystemen oder die Entwicklung von Hochtemperatur-Supraleitern. 
• Der Förderschwerpunkt der physikalischen und chemischen Technologien begünstigt 
den technischen Fortschritt in Bereichen wie Dünnschichttechnik, moderne Katalysa-
toren, Zeolithe (Speicher), Niedertemperaturplasmatechnik und Lasertechnik. Dies 
sind alles Entwicklungen, die letztlich in ihren verschiedenen konkreten Anwendungen 
den spezifischen Energiebedarf von Produktionsverfahren und Energiewandlung ver-
mindern. 
Das Baujorschungs- und -/echnilprogramm des BMBau enthält auch zwei Schwer-
punktthemen - die Heizenergieeinsparung und die Ressourceneinsparung beim Bauen 
und Recycling von Baustoffen -, die umnittelbar energierelevante Forschung und Ent-
wicklung beinhalten. Wenngleich dieses Forschungsprogramm auch viele andere Aspekte 
des Denkmalschutzes, der Bauschäden, der Baukostenreduktion und des Verkehrswege-
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baus umfaßt, so geht von diesem Programm und den vorhergehend genannten Program-
men eine energiesparende Wirkung aus, die bis 2005 mittlere Energieeinspar- und Emis-
sionsreduktionspotentiale von insgesamt einigen Mil!. t CO, neu eröffnet. 
Zweifelsohne werden die FuE-Maßnahmen als Wegbereiter langfristig neuer Potentiale 
rationeller Energieverwendung deshalb unterschätzt, weil ihre Wirkung schwer quantifi-
zierbar ist. Aber die Tatsache, daß seit mehr als 20 Jahren das in den jeweils kommenden 
15 bis 20 Jahrenllir realisierbar gehaltelle Ellergieeinsparpotelllial VOll ca. 20 bis 25 % 
kOlIsIallI geblieben ist, obwohl in hohem Maße die jeweils erwaneten Energieeinsparpo-
tentiale tatsächlich jeweils genutzt wurden, teig! die enorme Bedeutullg des techllischell 
Forlschrills IIl1d damit die Bedeutullg VOll FilE (vg!. Beispiele der Raumwärme, Abbil-
dung 3, und der Stahlherstellung, Abbildung 4). Deshalb wird hier rur das Jahr 2005 von 
einem CO,-Minderungspotential, bewirkt duch FuE des Bundes, von mindestens insge-
samt 1 bis 2 Mill. t rur den Bereich der Industrie und des Kleinverbrauchs ausgegangen. 
Abbildung 3: 
Entwicklung des spezifischen Heizenergie\'erbrauchs für Mietwohnungen in 
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Entwicklung des spezifischen Energieverbrauchs zur Stahlherstellung 
(Roheisenerzeugungslinie) in Westdeutschland von 1960 bis 1993 
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4,2,5,2 Weitere in Betracht gezogene FuE-Maßnahmen 
Je höher das CO,-Reduktionsziel der Bundesregierung ist, desto schneller müssen auch 
Forschung und Entwicklung neue und kostengünstige Lösungen anbieten, um die CO,-
Vermeidungskosten aufmöglichst niedrigem Niveau zu halten. Dies bedeutet, daß die in 
Abschnitt 11.4.2.5.1 genannten FuE-Programme mit größerer Intensität und größeren 
Fördervolumina durchgefuhn werden müßten. Dies gilt insbesondere im Bereich der 
Industrieprozesse, der neuen Materialien, des Recycling energieintensiver Werkstoffe 
und des kostengünstigen Bauens von Passivhäusem. Es ist nicht auszuschließen, daß 
durch eine Verdopplung der Forschungsgelder in den genannten liereichen der energie-
sparende technische Fortschritt um 0,5 bis 1,0 Prozent pro Jahr beschleunigt werden 
könnte. Vom Potential her wären dies etwa 3 bis 5 Mill. t CO, zusätzlich von 2005 an. 
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4.2.6 Information, Beratung, Fortbildung 
Die Maßnabmen im Bereich Information, Beratung und Fortbildung sind qualitativer 
Natur und weisen meist eine geringe Eingriffsintensität des Staates und einen entspre-
chend hohen Freiheitsspielraum der Privaten auf Als Maßnabmen sind sie auch der ei-
gentlichen Investitionsentscheidung oder dem veränderten Verhalten zeitlich vorgelagert. 
Deswegen ist es schwierig, die Wirkungen dieser MaßnaInnen explizit quantitativ zu 
schätzen. Andererseits ist es im Grunde unsachgemäß, den direkten investitions"ent-
scheidenden" Instrumenten (z.B. technischen Standards, finanziellen Anreizen) jeweils 
den alleinigen CO,-Minderungsbeitrag zuzuordnen. Dennoch wird hier weitgehend so 
verfaluen. Hinzu kommt, daß Maßnabmen im Bereich Information, Beratung und Fort-
bildung häufig das Umfeld der Akteure (z. B. bei der Fortbildung) betreffen, die letztlich 
die CO,-Minderung realisieren sollen, und damit nur indirekt wirken. Aufgrund dieser 
Kausalitäts- oder Zurechnungsprobleme wird die Wirkung dieser Maßnabmen im folgen-
den lediglich kategorisch geschätzt. Eine Zusammenfassung der Maßnabmen mit Kurz-
hinweisen auf Wirkungsweise und CO,-Minderungseffekt findet sich in Tabelle 33. 
4.2.6.1 Informationsinstrumente 
Zur Realisierung klimaschutzpolitischer Ziele kommt der besseren Information in den 
Betrieben und Gebietskörperschaften eine wesentliche Bedeutung zu, Neben der Verbes-
serung des schriftlich verfiigbaren Materials (z,B, in Form von ständig aktualisierten 
Handbüchern) geht es insbesondere um Informationsangebote, die trotz Zeitmangel und 
Desinteresse wahrgenommen werden. Im Bereich Industrie und Kleinverbraucher sind 
dazu vor allem Artikel zum Thema in regelmäßig gelesenen Fachzeitschriften und Mittei-
lungsblättern von Verbänden, Kurzreferate auf (meist gut besuchten) Verbandstagungen 
oder auch Schulung des Personals vor Ort zur Durchfuhrung einfacher organisatorischer 
Maßnabmen geeignet. Wichtig sind die Kürze der Information, die Höhe der erzielbaren 
Einsparungen und konkrete Realisierungshinweise (vgl. auch BINE-Info- und BINE-
Profi-Service des BMBF-Projektes BINE; IMA-Nr. 83), Auch Praxisberichte über er-
folgreich umgesetzte Maßnabmen versprechen gute Wirkungen, Diese Aktivitäten sollten 
in enger Kooperation mit den Verbänden und Kammern durchgefuhrt werden, Auch fi-
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nanzielle Unterstützung von der öffentlichen Hand ist nötig; sie läßt aber wegen des ho-
hen Multiplikatoreffekles ein sehr gutes KostenlNutzen-Verhältnis erwarten. 
Wichtige Maßnahmen in diesem Zusammenhang sind das Labelling, die Energiever-
brauchskennzeichnung und Zertifizierung .. Dazu zählt beispielsweise auch die schon im 
"Mit Maßnahmen" Szenario zu berücksichtigende EG-Umwelt-Audil-Verordnung, die 
seit April 1995 in Kraft ist. Die danach zertifizierten Betriebe verpflichten sich zu einer 
kontinuierlichen Verbesserung des betrieblichen Umweltschutzes. 
Tabelle 33: 
Informations-, Beratungs- und Fortbildungsmaßnahmen zur Reduktion der 
C01-Emissionen in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher 
bis 1996 und ab 1997 
~~.~ Maßnahme "",.. Beschreibung und WlI1cungswelse 5eklor I status Wirkung in MilL I ~ N, IrtSttuments de1 Maßnatune 2000 200' 
a bIs 1996 er riffen! MaSnahmen 
Information, FreiMllige Zertifizlerung ge....erblioher lJnIemmmen mit ,-
23 ~·Umwelt-Au<ft Beralung. Verpflie!1ungl:U kOfltinuiefticher Veroess.erung des be- z.T. ergriffen 
""" 
-, (EIMS) trieblicheo Umwe!tsehllt2es. Energlespe2Ifi$Che. Teilleg1 Kleinver· Fortbildung ~tigta1g yon Energiemanageme1l, -einsparun-
"""'" gen und Auswahl von Energiequellen im Rahmen der 
(untemehmerischen) Umweltpolitikl..prograrnme SCMie 
bei derFOIiTIUtie~ von Umwelt:ie!en Ufld der EvaJIJie. 
rung von umselzungsmaßnalYnen lest. ZertifLZierung 
kaM Mark1vorteile blirgen, da sie Um~l\enQagemen' 
kommunizierbar macht und die geslelltel'l Anforderungen 
Basis IOt KDslen- und Risilrominderung sein kOnnen-
Umweltzeichen Information, Erweiterter Einsatz des seit 1977 besl.eheilde Umwelt- '''''''''''. 
" 
(IMA: Nr_ aal Beraha'lg. zeichens (!;lauer Engel) auf Produkte zur rationellen z.T. Klein- ergriffen 
"""" """ Fortbildung Energ\enlltzvng und 2ur NlItzur.g ecneueroarer Energien verbrauch 
FOrderung von Zvsc:hosse im Rahmen des Urrtemehmensprogfamms 
EnergJesparbera- Information, des Bundes in HOhe von 40% der Bera~skosten. Inwstrie. 
" 
tUrQ in KMU BerallXl9, hochsIens 3.COO,-DM. Die HOhe der ZIISChCl5se vnd d~ K1eiflYet"· erlilrlren "Mg gering 
(IMA_Ne8l Fortbildung VergaberichUinien VMden Inzwisctoen IeIch! modifizien "''''' (vglIMA-Maßnahme Nr. 78) 
Forderung von Information, Zvsc:hosse im Rahmen des Unlernehm~Qg(2mms IßO.Jstrle, 
26 Umwel!sehlltz- Beratung. des Bundes in HOhe von 50'10 der Beratungskosten. max. Kleirwer· ergrifren 
""" 
gering 
und Energie-- 4.0J0.-DM. VOlgabevon UmsatzhOC:hslgrenzen rOt Ern· 
beratung In KMU Fortbildung pranger. Laut Evalllienrng (1990) bei Zielgruppen we- "'''''' 
nl9 bekaMt bisher niedrige und rücldaufoge Zahl an Bete 
(IIM_ Ne 78) h.rngsl'ailen; relativ hohe M~nahmeeflelc!e-; II">llll$plllCh-
nahme ist bei IdeJnen Betrieben oeringer. 
Beratung rurKMU In den JUtIgeß Bundeslandern 0beI 
Ofiertierungs- Inform~Uon. umwe/lJechlIiche Anlorden.mgen. Zuse/Icsse in HOhe yO!l 
'''''''"'. 
"'" "'" 
21 berah.rng Beratlllg, 85% der Beratu~en. h<IehsIensjedoch 3.400.· DM. Kleinver·' ergriffen 
"Mg 
-. (IMA: Nr. 79) Fortbildung Das Progtamm endete am 31.10.1994 Maßnahme Ist """" fliehl energiespetifISCh angelegt 
Verbesserung Inlormation. Ausarbeitung von Bausteinen rur die Fcrtblldulll for Oie Industrie, 
" 
Aus-fFortbffdung Beratung. Fortbildlln9 yO!l Archileklen. Ingerieueren und Hand- Kleinver- ergriffen ,,,,",, 
"""' 
von Aren, Ir.ge_ Fortbildung \Wr1<em Im REN und REG·Bereicl1 mOndele m MalZ 
"""'" nieurel1. TedJnj... 1996 in der Herausgabe eines Far;hbuch.s durch Btmd 
-
lltId Bundesarchitelo1enllammer Inld. CO-Rom mit cfrdak-
"'"-
tischverv.e1b'lIem Material und in Fortbildungsunter. 
(tMA: NT. 69) lagen des Zentralverbandes des Deulsthen Bau-
ge"M;!rbes. Weilere Matlnahmen IDf Oie ()fluslon des 
WisseneIdes didakt. Ma!efials nJcht vorgesehen. 
Vefbesserung InI'ormaUOll. VgL audr IMA·Nr. 69_ Anges!rebte Erganzung der Rah- Ir"Idustrie, 
29 der berußichen ~atung. menverordnung der Berufsausbildung sow.e Fort· und· Kleinver. ~orge- "Mg Bildulll Weiterb~dung um REN- und REG·Know·l-!owist ~nig schlagen "Mg 
(1tM: Nr. 1(5) Fortbildung konkretisiert lJ1d schwer identifzierbar. "",," 
"Einsel11. CO;.Minderun durch strorneins run en.- NurCOI-Mind n durch Stromei ~ 
" 
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noch Tabelle 33: 
Informations-, Beratungs- und Fortbildungsmaßnahmen zur Reduktion der 
C01-Emissionen in den Sektoren Industrie und KIeinverbraucher 
bis 1996 und ab 1997 
LId. Maßnahme "1<,,, Besc.hreitnmg Lnd Wlrkungs.veise SeIdQr S,,"" Wirkuog in M~I. t CCh 
", Instruments der Meßnahlne 2'" 2005 
b welten! in Bdfllcht 
" 
ene Maßnahmen 
Information und Information, Verbesserung des sd'Iriftlich verf(lgbalen Materia/s Industrie. 
30 Mooviel1lfll VOll BeraI\B'lQ, (z,B. in Fel'ln voo st!ondig ald.uaJisierten HandDOc:hem): I<leinver. vorge- gering ..-Industrie und Fortbildung Informationsangebote zur SteiQefung des KenntniSstan-
"""'" ""'-K1einve!brauch des und MI MotivaliOn, dletJotz Zeitmangel und Des-interesse wahrgenommen YoeI'den, dJl vor allem: Artikel 
zum Thema in regelma:Q.ig ~n Fadlzeit·$OhtiftE!l1 
und Mitteilungsblatlem von Verbanden; Kun-rel'erate auf 
Verb<lOOStagunoen. Sehulllflg des Perwoals vor QrI 
ZI,I' OurchfCihrtmg einf2lCherorganlsatoci:sehef Maßnah-
men: Ptal'isberieH.e Obel Erfolgmel~eIe, GH!lgnet als 
Wegbereiter und Begleitmaßnahrne z.B. fOr ordnungs-
oder5leuelTech6iche MaßnaIlmen. 
starkere Nonnie< Starkefe Normierung, v.a. IOf UmweHmanagemen!sy-
rung und Fa/eie- Information, Slem ur;cl Umweltliele (LB. Forderung der Angabe von Industrie, vorge-
" 
Berallmg, co.-Emissionen~. -Äqi.Bvalente) lXId -Minderungs. K1e1rrvet- -, mittel rung tlesEG, Fortbildung zielen). Dadureh standardisierung und Erleichterung der 
"""'" ""'-Umv.elt-Audlt Eil1l'otvung.,.on MOIIlagemen!syslemen. Tra/lSPilCeIU lind mOhte Vergleichbarkeit defzertifizier-
ten Betriebe. Steigerung der Marldchsnoenfor zertifiZier-
te Betriebe durch Otrentlic:hkeilsarbei1 urn:I' PttNIC Pro-
ClEement·Programme, cLh- FordelU"l9 desZertifilo3!s ror 
Liefemnten OffenUicher EinrichtoogenNel'\'ialtlSlgen: 
Ausdemung aul nicht-gewefi;Jl;chen Bereich (Handel, 
IOflenDiche Dienslfeislungsunlernetvnen); obligatorische 
statt Ireiwillige Teilnatvne. 
Inlorma!ion, Nach dem Vorbild der SCI'IWt'iZensdlen SIA 36014 wer- Industrie. 
32 EnergiE~ah- BefatlXl9, den genormle BerechnoogsvorscMften fOr den Enef"e- K1e1rrver- vorge- -, ,,"" 1et'l10T Gebaude Fortbildung beQ'arfvon BOra- und VerwaltUngsgebauden (und Wohn-
"""'" "'"-gebauOen) v.a auch im Altba.J eingeiOhrl Die Neben· kosten des GebaLdes sc/lIagen sitil dadurch in seinem 
Wer1enieder. 
Optimieile$ Informa~on. Kostenlose Initialberatung v. a fOr KMU und NSLzur Indust!ie, 
" 
BeratlJigsangebot Befatui'lg. Überwindung von Desinteresse Irod MindefUng cles fi· K1einver- ",,.. -, mittel mit Bundes- nanziellen RisikO: AMive Vermarktung der Beratungs- ""',,., 
Energie-Agentul Fortbildung leistungen: HOtlefe ZuschOsse fOr Kleinbetriebe (70 bis ,."'" 
SO % der Beratungskoslen). AnreiZeIMoIMerulll zur 
Umsetzung der Beraturgsergebrlsse. Einrichtung einer 
Bundesenergleagenlur mit u.a. fotg.endenAufgaben: 
Ge.vaMeJstvng der KonIinJitat urd GlaibMlfdig\o2it 
der Befeitole!lung eines Beraterverzeic:hrlisses Inldusve 
QuaIJfillationsallg:aben lind Referenztisten. neutrale Lei-
stlXIgsvergleiche von ~ulden Ger Energiespar, 
lechni!t Ziel: Betatvng alß Einstieg for weitere Maßnah-
nahmen (loB. lilf ordnl.llgs- oder sleuen-echlliche 
Maßnahmen): Erreichung bisMr inaloWer Betriebe. 
Information, Impuls-Prograrnm nach Sehweizef VOIbild ulld allbau- Industtle, 
34 8undesweites BerallXlg, end aul schon be5teherden Impulsprogrammen einzel- K1einver-
,~,.. 
..- mittel Impul:sprogramm Fortbildung ner ~nder. Illhaltliche Ausarbeitung auf Blindes-
"'"". 
sc:hlaQen 
eber.e aufhohem didaldischen Niveau mit strillienter 
Oualilatssietlerung; VennaMung I.1I1d OrganisatiOfi der 
DPch-fOhnmg auf Lar\derebene mit brei! a~legI.er 
Kooperation. z. B. mit beslehellden Weilefbildungs-
eislrictltungen; umfassende AbdecklJng a!1el relevanten 
Zielgruppen (Baulachlelrte ~rQfelferd: 
Anlagenbauer, ~r»er allf Nachfrageseite. Module 
10' cfli!! ErstausOiIdung) und gezielle Abstimmung auf 
ihren Kna.v,Ha.Y-8edarf (branehen-VfId techn.ikspezi, 
fische Themen, Marl<etirg-Know-hcMr), Dadurch be-
$Ch!euligte DJfuSiOli praJ:isnahen WiS$S!l1S undweohsel-
seitige Verstarkung der Effekte durtil WlSSensvermeh-
nmg auf ArlgeboIs- und "'achfcageseile. 
EtrI2ien2gewinne gegenOber separater Erarbertung der 
Kurse aul Landefebene. 
'J E"mscN. CO,-MindelUl dUlcl! Strorneill 0 n,. INUlCO;-Minderun n durch Stromei NO n 
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Klimarelevant ist vor allem der energiespezifische Teil der Verordnung. Er legt fest, daß 
"Energiemanagement, Energieeinsparungen und Auswahl von Energiequellen" im Rah· 
men der (unternehmerischen) Umweltpolitik und -programme sowie der Umweltbetrieb-
sprüfungen, d. h. auch bei der Fonnulierung von Umweltzielen und der Evaluierung von 
Umsetzungsmaßnahmen, berücksichtigt werden müssen. Prinzipiell erhöht die Zertifizie-
rung die Markttransparenz und trägt damit dazu bei, daß Energieeffizienzaktivitäten ei-
nen Marktwert erhalten. Diese Wirkungsweise ist vergleichbar mit der Idee des Umwelt-
zeichens fur Produkte und des Energieverbrauchs-Kennzeichnungsgesetzes, das in seiner 
Wirkung mehr auf Haushalte abstellt. Weitere Marktvorteile können sich aus den an die 
Unternehmen gestellten Anforderungen ergeben, die Basis fur Kosten- und Risikominde-
rung sein können. Der AufWand fur die Zertifizierung wird von der Wirtschaft selbst 
getragen, der öffentlichen Hand entstehen durch die Maßnahme keine Kosten. 
Künftiger Forschungsbedarfbesteht in der Frage, inwieweit die Öko-Audit-Verordnung 
die rationelle Ernergienutzung und den Einsatz emeuerbarer Energieträger in Unterneh-
men tatsächlich beschleunigt. Um eine solche Wirkung zu unterstützen, wäre fur künftige 
Aktivitäten die Ausdehnung auf nicht-gewerbliche Bereiche (Handel, öffentliche Dienst-
leistungsuntemehmen) und die Foreierung der bisher freiwilligen Zertifizierung gemäß 
Ökoaudit-Gesetz denkbar, z.B. auf dem Wege verstärkter Öffentlichkeitsarbeit und ent-
sprechender "public procurement"-Progranune, d. h. der Forderung des Zertifikats fiir 
Lieferanten öffentlicher Einrichtungen und Verwaltungen. Um der Transparenz und 
Vergleichbarkeit willen wären außerdem gewisse Nonnen nicht nur fur das geforderte 
Umweltmanagementsystem, die bereits bei der ISO (Internationale Standards Organiza-
tion) in Vorbereitung sind, sondern auch fiir die Fonnulierung der Umweltziele wün-
schenswert, z.B. der durchgängige Ausweis der CO,-Emissionen (bzw. -Äquivalente). 
Eine weitere Maßnahme im Bereich ,,LabeHing" bietet sich bei Gebäuden an. Durch eine 
Energiekennzahl, die den tatsächlichen Energiebedarf eines Gebäudes angibt, werden die 
Nebenkosten des Gebäudes transparent und können sich in seinem (Veräußerungs-) Wert 
besser niederschlagen. Dadurch wird der Anreiz zu energiesparenden Maßnahmen arn 
Gebäude verstärkt. Energiekennzahlen fiir Gebäude sind prinzpiell in Industrie und 
Kleinverbrauch ebenso anwendbar wie bei Wohngebäuden bzw. Haushaltgeräten. Der 
Wärmebedarfsausweis nach Wärmeschutzverordnung ist ein erster Ansatz in diese Rich-
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tung. Der dort ermittlete Wert spiegelt den realen Energieverbrauch jedoch nur unzurei-
chend wieder. Besser wäre eine Berechnung nach Vorbild der Schweizer Empfehlung 
SIA 380/4. Außerdem deckt die WSchVO nur den Neubau (und den nach WSchVO re-
novierten Altbau) ab. Essentiell wäre hingegen der Energieausweis bei bereits bestehen-
den Gebäuden. Entscheidend wäre dabei, auf weIche Art und Weise die Gebäudeeigen-
rumer zur Ermittlung der Energiekennzahl motiviert werden können. Ordnungspolitische 
Maßnahmen sind hier kaum politisch durchsetzbar, andererseits ist bei reiner Freiwillig-
keit nicht mit ausreichender Beteiligung zu rechnen. Ein denkbarer Mittelweg wäre eine 
Verordnung, die die Ermittlung der Energiekennzabl bei Eigentümerwechsel festlegt 
(vgl. Kapitel 11.4.2. 1.2). 
4.2.6.2 Beratung im Bereich Industrie und KIeinverbrauch 
Beratungsleistungen gehören zu den indirekt wirkenden, schwer oder gar nicht-
quantifizierbaren Maßnahmen. Die Förderung der Energieberatung zielt darauf ab, In-
formations- und Transaktionskosten zu reduzieren, die insbesondere ruf kleine und mitt-
lere Unternehmen (KMU) oftmals prohibitiv hoch sind. Zugleich stellen Kenntnisdefizite 
in KlvfU eines der wesentlichen Hemmnisse dar, da meist keine interne Energiefachkraft 
verfugbar ist. Deshalb versprechen Beratungsaktivitäten bei dieser Zielgruppe eine hohe 
NutzenIKosten-Relation. 
Bereits seit 1978 existiert das Unfemehmensberafungsprogramm für KMU des BMWi. 
Es beinhaltet neben anderen Bereichen auch die Energieberatung. Die Förderkonditionen 
haben sich seit Beginn des Programms mehrfach geändert (vgl. IMA Nr. 78 und ihr 
Vorläufer Nr. 8). Dieses Beratungsprogramm war schon Anfang der 90er-Jahre Gegen-
stand einer empirischen Studie (GruberlBrand 1990). Darin wurde festgestellt, daß die 
anfangliche Anzahl der Beratungen von jährlich knapp 500 Beratungen sehr stark, d. h. 
auf nur noch ein Drittel dieser Zahl zurückgegangen ist. Ebenfalls rückläufig war der 
Bekanntheitsgrad des Programms bei der Zielgruppe. 1995 wurden nur ca. 230 Energie-
sparberatungen mit einem Zuschußvolumen von 640000 DM durchgeführt. Von den 
Firmen, die das Programm in Anspruch genommen haben, hätten laut Befragungsergeb-
nis zwei Drittel auch ohne die Förderung einen Berater kontaktiert, die Mitnahmeeffekte 
waren also hoch. Außerdem waren Bekanntheit und Inanspruchnahme des Programms 
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positiv mit der Größe des Unternehmens korreliert. Das deutet darauf hin, daß ein sol-
ches Programm an kleinen Unternehmen eher vorbeigeht. 
Speziell fur die neuen Bundesländer wurden Orienlierungsberalungen durchgefilhrt 
(IMA Nr. 79). Der Schwerpunkt lag hier auf der Information über die Rechtslage hin-
sichtlich Umweltschutz. Somit war das Programm von vornherein nicht auf einen Zu-
satzeffekt über die rechtlichen Bestimmungen hinaus angelegt. Es ist außerdem bereits 
1994 ausgelaufen. Dem erhöhten Beratungsbedarf in den neuen Bundesländern wird jetzt 
noch dadurch Rechnung getragen, daß der maximale Förderbetrag bei Mehrfachberatun-
gen um 50 % über den filr die alten Bundesländer geltenden Konditionen liegt. 
Um das durch Beratungsaktivitäten erschließbare Potential zu nutzen, ist es entschei-
dend, daß die Art der Gestaltung und Umsetzung verbessert wird (GruberNenitz 1994). 
Die wichtigsten Ansatzpunkte zur Steigerung der Effektivität der Beratungsförderung 
bieten sich an: 
I. Kostenlose kurze Initialberatung zur Überwindung des Desinteresses und zur Minde-
rung des finanziellen Risikos (insbesondere in den neuen Bundesländern). Eine kosten-
lose Kurzberatung kann als Einstieg in weitere Maßnalunen erfolgversprechender 
Katalysator sein. 
2. Verstärkung der Öffentlichkeitsarbeit insbesondere auch über Multiplikatoren. 
3. Vertrauensbildende Maßnalunen zur Stärkung der Glaubwürdigkeit von Energiebera-
tern. 
4. Erhöhung der Zuschüsse filr Kleinbetriebe (50 und weniger Beschäftigte) auf 70 bis 
80 % der Beratungskosten. 
Beratungsaktivitäten können auch eine wichtige Rolle als Wegbereiter und Begleitmaß-
nalunen z.B. filr ordnungs- und steuerrechtliehe Maßnalunen bilden. Als institutioneller 
Ralunen zur Bewältigung dieser Aufgaben wird eine Bundes-Energieagenlur in Ergän-
zung zu den Landesagenturen empfohlen, die Koordinierungsaufgaben übernimmt. Dar-
unter fiele u.a. die inhaltliche Gestaltung der Öffentlichkeitsarbeit und die Auswahl der 
Verteilernetze filr die Kommunikation, die Gewährleistung der Kontinuität und Glaub-
würdigkeit der Beratung, die Bereitstellung eines Beraterverzeichnisses einschließlich 
QuaIifikationsangaben und Referenzlisten sowie neutrale Leistungsvergleiche von Mas-
senprodukten der Energiespartechnik. Auch filr Aufgaben im Zusammenhang mit einem 
bundesweiten Impulsprogramm kommt eine solche Institution in Betracht. 
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4.2.6.3 Berufliche Aus- und Weiterbildung 
Im bisherigen Maßnahmen-Katalog der Bundesregierung wird die beabsichtigte Anpas-
sung der Ausbildungsordnul1g entsprechend den Anforderungen, die sich aus der Umset-
zOng von REN- und REG-Maßnahmen ergeben, aufgefuhrt (!MA: Nr. 69 und 105). Ins-
besondere bei Zielgruppen, deren Weiterbildungsbereitschaft z.B. auf grund geringer 
Zeit- und Personalkapazität begrenzt ist, gewinnt die Wissensvermittlung in der Er-
stausbildung zusätzlich an Gewicht und stellt einen sehr wesentlichen und effizienten 
Ansatzpunkt zur Verbesserung des Know-Hows dar. Die Anpassung der Erstausbildung 
wurde bisher allerdings de facto nur wenig 'forciert, mit dem Ergebnis, daß das damit 
verbundene Potential kaum ausgeschöpft worden ist. Gerade im Baugewerbe mahnen 
Experten weiterhin starke DefIzite an. Dies betrifft beispielsweise die Vermittlung der 
notwendigen Kenntnisse zur Installation von Wännepumpen-, PV- und Solarkollektoran-
lagen an Elektriker, Installateure im Bereich Heizung, Lüftung, Klima sowie Dachdecker. 
Die Verbesserung der Erstausbildung darf sich aber nicht auf das Baugewerke beschrän-
ken. Tecbniker; die mit Querscbnittstechnologien wie Druckluft- und Kälteaniagen oder 
mit spezifIschen Produktionsaniagen befaßt sind, sollten ebenfalls als Zielgruppe einbe-
zogen werden. 
In der Weiterbildung haben Bund und Bundesarchitektenkammer eine Initiative zur Aus-
arbeitung von Modulen fur die Fortbildung von Architekten, Ingenieuren und Handwer-
kern ergriffen. Konkret wurde zunächst ein zweiteiliges Seminarkonzept samt Unterlagen 
zum Thema "Energiegerechtes Bauen und Modernisieren" ausgearbeitet Die entspre-
chenden Seminare wurden allerdings nach der Pilotphase nicht in ein regelmäßiges Wei-
terbildungsangebot ilbernommen. Vielmehr wurden die Kursunterlagen zu einem Fach-
buch ausgearbeitet, das im März 1996 erschienen ist und sich hauptsächlich an Architek-
ten richtet (Bundesarchitektenkammer 1996). Über die autodidaktische Nutzung dieser 
Veröffentlichung hinaus bieten die auf CD-Rom beigefugten Folien die Möglichkeit, 
Materialien aus dem Buch ohoe großen Aufwand fur Weiterbildungskurse zu nutzen. Es 
sind allerdings bisher keine weiteren Ma~nahmen vorgesehen, die den breiten Einsatz des 
erarbeiteten Wissens bzw. des didaktischen Materials und seine Integration in das ent-
sprechende Segment des beruflichen Weiterbildungsmarktes zum Ziel hätten. Damit ist 
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die Multiplikatorwirkung als Bildungsinstrument selbst innerhalb der Zielgruppe der Ar-
chitekten und Planer stark in Frage gestellt. 
Für die Zielgruppe der Handwerker wurde vom Zentralverband des Deutschen Bauge-
werbes (ZDB) ein Weiterbildungsangebot erarbeitet. Allerdings bleiben spezielle Anfor-
derungen, die mit der Errichtung oder Erneuerung eines Gewerbebaus oder eines öffent-
lichen Gebäudes verbunden sind, sowie Aspekte der Nutzung erneuerbarer Energien un-
berücksichtigt. 
Durch die Optimierung der beruflichen Weiterbildungsinitiativen des Bundes kann des-
halb ein bisher noch wenig genutztes Potential zur CO,-Reduktion herangezogen wer-
den. Diese Aufgabe könnte ein bundesweites "lmp/llsprogramm" nach dem Vorbild der 
Schweiz übernehmen. Dort läuft seit 1978 eine sehr breit angelegte Aus- und Weiterbil-
dungsinitiative, die sich zunächst mit den Themen "Energiesparendes Bauen und Hau-
stechnik", seit 1990 mit den drei Gebieten "Bauemeuerung", "RA VEL" mit Schwer-
punkt auf rationeller Verwendung von Elektrizität und "PACER" mit Schwerpunkt auf 
dem Einsatz regenerativer Energieträger befaßt. Vier der wichtigsten Merkmale dieser 
Impulsprogranune sind: 
1. die hervorragende inhaltliche und didaktische Qualität der Kurse, die durch hohe In-
vestitionen in die Kurserstellung einschließlich einer entsprechenden Qualitätssiche-
rung und durch die Einbeziehung der entscheidenden Fachkreise erreicht wurde; 
2. der integrale Ansatz der Initiative, die ein gewerkeübergreifendes, aufeinander abge-
stinuntes Kursangebot beinhaltet, das u.a. zum Ziel hat, die Konununikation und Zu-
sammenarbeit zwischen den verschiedenen Akteuren, die an der Umsetzung eines 
Projektes beteiligt sind, zu erleichtern; 
3. im Rahmen des RA VEL-Prograrnms die Erarbeitung industriespezifischer REN-
Problemlösungen in kleineren Forschungsprojekten und die anschließende didaktische 
Aufbereitung; 
4. die Öffentlichkeitsarbeit und Marketing-Maßnahmen, bei denen alle maßgeblichen 
Verbande und Bildungseinrichtungen einbezogen wurd~n. 
Das Programm, das in Evaluierungen sehr gut abgeschnitten hat, genießt auch außerhalb 
der Schweiz ein hohes Renonune (RA VEL 1996; BalthasarlRieder 1996). In Ergänzung 
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zu dem Schweizer Konzept sind neben dem Angebot von Kursen fur berufliche Ziel-
gruppen, z. B. Planer, Handwerk und Betreiber, auch Kurse zur Weiterbildung und Mo-
tivation der Endverbraucher, z. B. Bauwillige, sinnvoll. Denn dadurch wird die Nachfra-
ge nach der Zusatzqualifikation der Fachleute und damit der Anreiz zur Weiterbildung 
fur Fachleute erhöht, und die Effekte verstärken sich gegenseitig. In Nordrhein-
Westfalen wird dieses Konzept seit 1994 bereits umgesetzt. Durch eine Beteiligung des 
Bundes könnten die Ressourcen fur die Kursentwicklung gebündelt und deutlich erhöht 
werden und so die Erschließung der Kursthemen schneller vorangetrieben werden. Au-
ßerdem wäre der gemeinsame Zugriff aller Bundesländer auf die Kurskonzepte besser 
gewährleistet als das jetzt der Fall ist. Gleichzeitig können dabei Synergieeffekte mit der 
Modifizierung der Erstausbildung genutzt werden, indem einzelne Module der Kurse zur 
Integration in die Erstausbildung vorgesehen werden. 
Da der Weiterbildungsmarkt und auch die Zielgruppen im wesentlichen auf Landesebene 
organisiert sind bzw. darüber direkter ansprechbar sind, sollte die Vermarktung und 
Einbindung der Weiterbildungsträger auf Landesebene bleiben, ebenso wie die Ausbil-
dung und Vermittlung von Referenten. Diese Maßnahme verursacht zwar Kosten fur die 
Öffentliche Hand, stellt aber gegenüber der separaten Kurserstellung durch die jeweiligen 
Länder und der nur länderweisen Koordinierung einen deutlichen Effizienzvorteil dar. Es 
ist deshalb ein sehr gutes Kosten-Nutzen-Verhältnis zu erwarten. Ein konkretes Konzept 
wurde bereits 1993 im Auftrag der Enquete-Kommission vom FhG-ISI erarbeitet. Die 
dafur geschätzten Kosten belaufen sich auf insgesamt 26,5 MiIL DM fur drei Themen-
blöcke, die sich jeweils über ca. 5 Jahre erstrecken und ca. 30 Kurstypen umfassen. 
4.2.7 Selbstverpflichtungen der deutschen Industrie und zum Kleinverbrauch 
Selbst verpflichtungen seitens einzelner Wirtschaftsverbände oder großer Unternehmen 
kamen in der ersten Hälfte der 90er Jahre in mehreren OECD-Ländern bei den Versu-
chen zur Begrenzung von Energieverbrauch und COrEmissionen zunehmend in die 
energiepolitische Diskussion und in die Praxis (Solsbe'YfWiederkehr 1995; Storey 1996). 
Die fur dieses Instrument explizit oder implizit unterstellte Hypothese ist, daß die Akteu-
re in den einzelnen Branchen und Unternehmen in gleicher Zeit zu älmlichen CO2_ 
Verminderungen kommen wie Regulierungs- oder Preissteuerungsmaßnahmen des Staa-
158 
tes, dieses Ziel aber zu geringeren Kosten erreichen. Kritiker bezweifeln die Hypothese, 
weil jedes Unternelunen, das bei gegebenen Ralunenbedingungen mehr CO, mindert als 
wirtschaftlich ist. sich relativ zu seinen Wettbewerbern in eine schlechtere Kosten- und 
Gewinnsituation begeben würde. Andererseits wird von Befürwortern darauf verwiesen, 
daß gehemmle Potentiale rationeller Energieallwelldung und der Energiesubslitution 
durch bewußte Anstrengungen seitens der Verbände und ihrer Mitgliedsunternelunen 
wenigstens teilweise realisiert werden können oder daß man bei vergleichbar rentablen 
Ersatzinveslitionen den klimarelevanten Investitionen in Zukunft mehr Priorität einräu-
men könne als in der Vergangenheit (in der angelsächsischen Literatur als .. no regret"-
Maßnalunen bekannt). Die Bundesregierung hat diese Initiative der Wirtschaft als .. einen 
Weg zu mehr Selbstverantwortung" begliißt, allerdings mit dem Vorbehalt, daß diese 
Initiativen auch zur Erreichung der Ziele fuhren müssen (Bundesregierung 1995). 
4.2.7.1 Selbstverpßichtungen aus den Jahren 1995 und 1996 
Die Erklärungen der deutschen Wirtschaft von März 1995 und 1996 beziehen sich erst-
mals in Deutschland nicht auf Produkte, sondern 
• im Fall der Selbstverpflichlungen der beteiligten Industrieverbände und des BDI 
(1996) sowie der VDEW (1996) auf die Produktionsweise und Investitionen in Pro-
duktionsanlagen sowie 
• im Fall der Erklärungen des Bundesverbandes der Deutschen Gas- und Wasserwirt-
schaft (BGW 1996), des Verbandes kommunaler Unternelunen (VKU 1996) und des 
Mineralälwirtschaftsverbandes (MWV 1996) auf die Investitions- und Verhaltenswei-
sen ihrer Kunden. 
Hierdurch wird der Nachweis der Zielerreichung wesentlich schwieriger als bei bisheri~ 
gen Selbstverpflichtungen von Herstellern. Das Basisjahr der Selbstverpflichtungen der 
Verbände vom März 1996 ist meist das Jahr 1990, das Zieljahr ist 2005. Die von der 
VDEW vorliegende Erklärung betrim im wesentlichen die Anlagen der äffentliehen 
Stromversorgung und enthält nur unquantifizierte Zielsetzungen im Bereich der strom-
verbrauchenden Kundengruppen. 
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Im Induslriebereich sind von drei Verbänden zugesagte absolute COrMinderungen von 
45 bis 48 Mill. t bis 2005 zu addieren mit jenen CO2-Minderungen, über die die Verbän-
de nur eine spezifische (auf die Produktion bezogene) Zielaussage machten. Unterstellt 
man fiir die einzelnen Produktionen gewisse Zuwächse, so ergeben sich insgesamt fiir 
diese Gruppe COrMinderungen um etwa 7 bis 10 Mill. t bis 2005 (vgl. Tabelle 34). 
Tabelle 34: 
CO,-Emissionen der Mitgliedsunternehmen bzw. Kundengruppen der Energie-
wirtschaftsverbände in den Jahren 1990 und 1995 in Deutschland sowie angestreb· 
te CO,-Minderung laut der Erklärung der deutschen Wirtschaft vom März 1996 
I 
-
verbJeibencle co.-, Differenz 
CO .. Er>'IissIoMn 1990 COrEmissionen 1995 CO,..M"'delUllS' bis 200S Enussion 2005 gegen"NI 
, """" 
yom Mätz 1996 ,,., 
.. "Mi"_ t" 




• S> " . 0,5.1,0 
"""' " 
0.< 0,3.0,4 
Ziegel .< 0.1 0,3 - 0.4 
Feuertesl·lndvWie 1.' 0.' 0,25.0.3 
Eisen und Sl.ahl 66,7 14.6 17,8.21,0 
C/'IemlKtle Indvstr'e ".1 ".' <45,0 " .. ZeHstofI lind Pa~r 
'.' 
,.e 0,7.1,5 











Zuo;ker <.' 0.' 0,6.0,8 
"'" 
,., , .. 0,94 0." ,." 
lnduslri .. i esaml 169,7 131,6 126,8 106,3 45,3.48,5 7.0.1.01 52.3.58.6 
VOCW 25.9,0 270.0 27,0 27,0 
"" '"' '"' BGW 52,4 47:li"1 
v'" SO,1'J ".0 87,7 60,0'1 34,011 53,S") 
""'" 
70,0 80.0" C3_1S0'" 
Deutschbnd ( .. Oe 
=:~~ 987,3 "'.' 112.8-116,0") 20,0.23,1 854,5.8018,2 132,8.1139,1 
'I gerundel- 'J ohne blennstoflbedingle CO,-Ernissiooen bei del Eigons\lomelZeugun9_'" berechtlet mitspezIfischen EmissIorIen del SrutlOo 
SlIomelZeugung..·' ee'ed\tlllng über P1oduktion=h.ätzungen bit. 2OI)S lind erklärte Reduktionen des spe.lifisehen Er.e<g;e...er!>raud\s oder 
oder der spezifischeI Emissionen der jeweiligen BrancMt'l,'1 davon elW3 ~O '11. für Industrie, etwa 60 '11. desG .. sbed;llfslür PINsle H;llIshöoIte 
und K1ell'l'lerblaudter .• 'I Einzetz'el ohne ObellaPPunslsabschläge: mit BeMkSchtigung von Ober!;.ppungen d .... w BGW-ErldälUlg und 
20% Anleil an Neubat.r'nachen (31,5 MiIL I CO').' 1) gesdlätzllOr 1995.- 11 EiN:elZiel ohne Uberbppungsab$chliige. gltl .. Oeill mit dem Einzel-
ziel des BGW CI. 25 Mit! I CO, ausmaw/L- '11 Z .. ltIen olIM COl'Ändenrngen im Verlr.ehr l/fId im Urrrw.lndIlII'Igsbereich (ohM Kla~rke).-
"1 Heiz6lsutrstituticn durch BGWberel!s berückgchtigL. '~lI\legrierte COrEmi$sionsredul<ÖOfL k.A. ~ Uine Atlgaben 
Quelle: 8er~desISI. 
Insgesamt lassen sich somit aus der Erklärung der Industrieverbände absolute CO2-
Minderungen von 52 bis knapp 59 Mi/I. t als Ziel bis 2005 ableiten. Diese Zielaussagen 
sind als ,,Brul/owerte" zu verstehen, d.h., sie enthalten alle Strukturveränderungen zu· 
gunsten weniger energieintensiver Produktionen und sämtliche COrReduktionsbeiträge 
durch dritte Akteure (z.B. der Bundes- und Landesregierungen, von Contracting-
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Unternehmen und Energie-Agenturen). Hierin enthalten sind auch die indirekt durch 
verminderte Stromverbräuche reduzierten C02~Emissionen. 
Ein Blick auf die Daten fur 1990 und 1995 zeigt, daß die brennstoffseitigen COr 
Emissionen der Industrie um 43 Mill. t CO2 (25 %) zulÜckgingen und die stromseitigen 
COrEmissionen um weitere 25 Mill. t, wenn man den Strombedarfmit den spezifischen 
COrEmissionen der öffentlichen Stromversorgung berechnet (vgl. Tabelle 27). 
Damit wären die Erklärungen der Industrieverbände in Summa bereits Ende des Jahres 
1995 als "Ziel erreicht" zu kennzeichnen, was fur einzelne Industrieverbände, gemessen 
an deren Einzelzielen, aber noch nicht zutreffen muß, insgesamt deshalb das Ergebnis in 
Zukunft noch weiter verbessern würde. An dem Ergebnis dieser Fünfjahresperiode wird 
auch deutlich, daß die angegebenen Bruttozielwerte der einzelnen Industriezweige in 
erheblichem Umfang strukturelle Veränderungen sowie Brennstoffsubstitutionen im Zu-
sammenhang mit der Wiedervereinigung Deutschlands enthalten. 
Anders verhält sich die Situation bei den Zielgruppen der vier Energiewirtschaftsver-
bände: Hier ist das Ziel unter Anrechnung aller Überschneidungen mit etwa 80 Mill. t 
CO, im Jahr 2005 fur die Zielgruppen Haushalte und Kleinverbraucher sowie Industrie-
betriebe in Stadtwerke-Gebieten anzusetzen (vgl. Tabelle 34). Mit Ausnahme der 
Stromwirtschaft, die bis 1995 bereits eine Verminderung um 19 Mill. t CO, erreichte, 
haben die übrigen Energiewirtschaftsverbände geringere Minderungserfolge zu verzeich-
nen, und zwar brennstoffseitig brutto, d.h. mit allen anderen Akteuren etwa 20 Mill t 
beim Kleinverbrauchssektor (vgl. Tabelle 28). 
Im Bereich der Kleinverbraucher gibt es bei der Wirkungsabschätzung erhebliche Über-
lappungen der CO,-Minderungsziele bei den drei Wirtschaftsverbänden BGW, VKU und 
MWV, weil die Verbände CO,-Minderungen bei denselben Kundengruppen erklärten 
(vgl. den Exkurs weiter unten). Die Überlappung ist besonders groß beim BGW und 
VKU bzg!. ihrer Gaskunden im Kleinverbrauchsbereich, wo der BGW eine CO,-
Minderung 
• von 2,7 Mill. t durch mehr Energieeffizienz und Brennstoffsubstitution zuzüglich 1,6 
Mil!. t durch zusätzliche Anwendung der Kraft-Wärme-Kopplung in den alten Bundes-
ländern anstrebt sowie 
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• von 10,2 Mil!. t durch mehr Energieeffzienz und insbesondere in erheblichem Umfang 
durch Substitution der Braunkohle durch Erdgas und 1,4 Mill. t durch zusätzliche 
Anwendung der KWK in den neuen Bundesländern (Winter u.a. 1995). 
Insgesamt ergibt sich somit rur die Gaskunden im Kleinverbrauchsbereich eine CO,-
Minderung bis 2005 um etwa 16 Mill. t, die sich zu etwa drei Vierteln auch mit den Zie-
len des VKU rur diese Kundengruppen überlagern. Hinzu kommen CO,-Minderungen 
der Heizölwirtschaft in Höhe von etwa 15 % der 18 bis 21 Mil!. t CO,-Minderung, die 
der MWV rur Gesamtdeutschland als Ziel rur seine Kunden erklärte, d.h. rund 5 bis 5,7 
Mil!. t CO,. Insgesamt steht brennstoffseilig ein Ziel bis 2005 von etwa 22 Mill. t CO" 
wovon zwischen 1990 und 1995 etwa 20 Mill. t erreicht wurden und witterungsbereinigt 
sogar etwa 22 Mil!. t, weil das Jahr 1995 um etwa 10 % kälter war als 1990. 
Stromseitig wird man auch noch CO,-Minderungserrolge durch die Erklärung des VKU 
erwarten können, die rur den Kleinverbrauchssektor unter der Annalune, daß von den 
etwa 130 TWh Stromabgabe rund 45 % auf den Kleinverbrauch entfallen und auch bei 
dieser Kundengruppe ein Ziel von -25 % erreicht wird, eine CO2-Minderung von rd. 7,5 
Mil!. t impliziert (bei spezifischen CO,-Emissionen von 140 kg je GJ.,). Die Brutto-
Zielsetzungen der drei Energiewirtschaftsverbände umfassen ca. 25 Mil!. t rur die priva-
ten Haushalte (vg!. Kapitel II.5.1.4). 
4.2.7.2 Exkurs: Integrierte Betrachtung der CO,-Reduktionsziele der drei Ener-
giewirtschaftsverbände (BGW, VKU und MWV) 
In seiner ersten Erklärung gab der Bundesverband der Deutschen Gas- und Wassenv;rt-
schqft (BGII? eine absolute CO,-Minderung von insgesamt 47,3 Mil!. t CO, als Differenz 
zwischen dem Basisjahr 1987 rur die alten Bundesländer bzw. 1989 rur die neuen Bun-
desländer und dem Jahre 2005 an. Zieht man die zwischen 1987 und 1990 erzielten CO,-
Minderungen durch Eflizienzgewinne und Substitutionen einschließlich der Temperatur-
bereinigung ab, so reduziert sich die Reduktionsmenge rur das Jalu 1990 um etwa 14 
Mil!. t auf rund 34 Mil!. t. Diese Zahl entspricht auch dem häufiger genannten Zielkorri-
dor von 30 bis 40 Mill. t, der mit dem Reduktionsziel auf Basis spezifischer CO,-
Emissionen im Bereich Haushalte und Kleinverbrauch von 0,35 kg CO, je kWh Nutz-
wärmeerzeugung auf 0,23 kg CO,je kWhkorreliert (BialIas, 1997). 
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Da die Substitutionspotentiale auf der Basis heutiger CO,-Emissionen berechnet wurden, 
der Mineralölwirlschajtsverband (MWI? in seiner Verpflichtung aber den spezifischen 
Heizölbedarf um 25 % zu senken versprach, müssen die O.g. Substitutionswerte der 
Gaswirtschaft um diese 25 % bereinigt werden, die der Mineralölwirtschaftsverband bei 
konstanten Energieanteilen andernfalls erzielt hätte, d.h., anstelle von rd. 9 Mill. t fiir die 
Heizölsubstitution im Gebäudebestand der alten Bundesländer können nur rd. 6,8 Mill. t 
CO, veranschlagt werden, um Doppelzählungen zu vermeiden. Damit reduziert sich das 
bereinigte CO,-Minderungsziel des BGW auf der Basis von 1990 auf knapp 32 Mill. t. 
Unterstellt man, daß sich die Unternehmen im Verband kommunaler Unternehmen 
(VKU) mit etwa 75 % Marktanteil am Gasabsatz in den Sektoren private Haushalte und 
Kleinverbraucher (VKU, 1997, S. 43) entsprechend der Selbstverpflichtung des VKU in 
gleicher Weise verhalten, so würde die Überlappung 75 % von den knapp 32 Mil!. t oder 
rund 24 Mill. t betragen, die in den Selbstverpflichtungen beider Verbände implizit ge-
meinsam gemeint sind und daher nicht doppelt gezählt werden dürfen; mit anderen Wor-
ten: rd. 8 Mill. t CO,-Reduktion erzielt der BGW außerhalb der VKU-Versorgungs-
gebiete im Bereich private Haushalte und Kleinverbrauch mit seiner Selbstverpflichtung. 
Der VKU selbst hat sich zu einer 25 %igen Reduktion derjenigen CO,-Emissionen ver-
pflichtet, die in seinen Versorgungsgebieten mit 136 Mill. t fiir 1990 veranschlagt wur-
den, d.h., die Reduktion beträgt 34 Mil!. t auf der Basis von 1990. Hiervon werden (s.o.) 
etwa 24 Mill. t CO, durch die Gasversorgung bei privaten Haushalten und Kleinverbrau-
ehern erzielt. Die restlichen Minderungen verteilen sich auf Effizienzgewinne bei der 
Strom- und Fernwärmeerzeugung, bei industriellen Gas- und Stromkunden (z.B. Con-
tracting) sowie auf Siromeinsparprogramme fiir private Haushalte und Kleinverbraucher. 
Hierzu macht der Verband allerdings bisher keine weiteren Angaben. Diese verbleiben-
den 10 Mil!. t CO,-Minderung verteilen sich auf rund 3 Mill. I durch vermahrten KWK-
Einsatz (Sieger, u.a., 1995), etwa 3 Mill. t durch zusätzliche Einsparungen bei industriel-
len Gas-, Fernwärme- und Stromkunden (letzteres auch bei privaten Haushalten und im 
Kleinverbrauch 2 Mill. I) sowie 2 Mill. t durch Verbesserung der Energieeffizienz und 
durch Erdgassubstitution bei den eigenen Anlagen. 
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Die Erklärung des MWV ist eine spezifische Aussage auf die heizölbeheizten Flächen im 
Wohnbereich und Kleinverbrauch. 1990 wurden in diesem Bereich etwa 72 Mill. t CO, 
(ohne Prozeßwänme) emittiert. Bei einer Konstanz der heizölbeheizten Flächen würde die 
Emissionsminderung etwa 18 Mill. t CO, betragen. Unter der Annahme eines Flächen-
zuwachses von 25 % von 1990 bis 2005 (fiir Haushalte + 30 % nach Prognos, 1995, S. 
147, fiir Kleinverbraucher + 20 %) und eines Heizölanteiles von 20 bis 25 % an diesen 
Neubauflächen, so lägen die Bruttoemissionen der heizölgefeuerten Flächen bei konstan-
ten spezifischen Heizälverbräuchen bei den privaten Haushalten und Kleinverbrauchem 
bei 75 bis 77 Mill. t im Jahre 2005. In diesem Wert sind durch den geringen Heizölanteil 
an den Neubauflächen die Substitutionsziele des BGW bereits berücksichtigt. Das Re-
duktionsziel, das der Mineralölwirtschaflsverband nur in der Venminderung spezifischer 
Heizölverbräuche angibt, wäre demnach 25 % des fiir 2005 enmittelten Ausgangswertes 
von 75 bis 77 Mill t CO" d. h. rund 19 Mill. t. • 
Insgesamt ergibt sich somit fiir die drei Energiewirtschaflsverbände BGW, VKU und 
MWV das folgende, in sich konsistente Emissionsreduktionsbild ohne Doppelzählungen: 
Verband und Emittentenbereich Insgesamt private Kleinver· sonstige HuK Haushalte braucher Sektoren 
• BGW- und VKU-gemeinsame Versorgungsgebiete 24 12 bis 14 10 bis 12 
• BGW außerhalb der VKU-Versorgungsgebiete 8 4 bis 5 3 bis 4 im HuK-Sektor 
• VKU sonstiges 
- im Strombereich HuK 2 ca. 1 ca. 1 
- KWK sowie Industriekunden und eigene AnJagen 81) 
• MWV in HuK-Sektor 19 11 bis 15 6 bis 7 
Summe 53 28 bis 34 20 bis 24 8 
1) überlappt mit Selbstverpflichrungen der VDEW und der Industrieverbände zu mehr als 50 % 
Die Wirkungen der Selbstverpf/ichtungen seitens der Industrie- und Energiewirtschafls-
verbände auf die COz-Emissionen von Industrie und Kleinverbrauch sind sui generis des-
halb schwer einzuschätzen, weil man die strukturellen Effekte zu weniger energieintensi-
ven Produktionen, die ohnehin stattfindenden Effizienzverbesserungen bei Erneuerungs-
investitionen und die Effekte von Maßnahmen anderer Akteure (z.B. Kapitel Il4.2.l bis 
IIA.2.5) nur teilweise separat ausweisen kann. Die auf die Selbstverpflichtungen der In-
dustrie zuriickfiihrbaren COrReduktionen als eigener Effekt sind relativ gering, weil die 
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Brutto-Zielsetzungen der Industrie von etwa 52 bis 59 Mill. t COrReduktion durch die 
Entwicklung bis 1995 bereits fast erreicht wurden (vgl. Tabelle 34) und dabei die struk-
turellen Entwicklungen in der 05t- und westdeutschen Industrie und die Bra.unkohlesub-
stitution in Ostdeutschland zwischen 1990 und 1995 einen zentralen Beitrag lieferten. 
Bei den Kleinverbrauchern wird auch ein erheblicher Anteil durch die Reinvestitionen in 
. Heizanlagen und Regelung sowie durch ordnungsrechtliche Maßnahmen (rund 4 Mill. t 
CO" vgl. Kapitel 11.4.2.1), durch finanzielle Anreize von Bund und Ländern sowie Bera-
tungsleistungen und Contracting Dritter (weitere 6 Mill. t CO,) erzielt. Hinzu kommen 
massive Substitutionen der Braunkohle durch Erdgas und Heizöl in den neuen Bundes-
ländern allein von 1990 bis 1995 als autonome Entwicklung (etwa 7 Mill. t CO,). 
Faßt man die Entwicklung 1990 bis 1995 und die O.g. Überlegungen zusammen, so lie-
gen die COrMinderungen als Ergebnis "besonderer Amtrengungen" der betroffenen 
Unternehmen und Zielgruppen bei höchstens einem Viertel der Bruttoziele, d.h. bis 2005 
• im Industriebereich bei höchstens 14 Mill. t CO, und 
• im Kleinverbrauchssektor bei 6 Mil!. t CO, 
(vgl. Tabelle 35). Danach würden in der Industrie der Brennstoff- und Strombedarf auf 
dem heutigen Niveau bei gleicher CO,-Intensität verharren, d.h. die produktionsbeding-
ten Zuwächse müßten durch Energieeffizienzgewinne lediglich kompensiert werden, so-
weit nicht strukturelle Effekte zu weniger energieintensiven Produktionen die benötigten 
Verminderungen ohnehin unterstützen (vgl. Prognos 1995; Esso 1996). 
4.2.7.3 Weitere denkbare Selb'lverpDichtungen 
Die bisher in Industrie und bei Kleinverbrauchem erreichten CO2-:Minderungen, die wei-
terhin in hohem Maße vorhandenen rentablen, aber nicht realisierten Energieeinsparpo-
tentiale ("no regret"-Möglichkeiten) und die verbleibenden Substitutionspotentiale durch 
Erdgas und Kraft-Wärme-Kopplung legen es nahe, die Selbstverpf/ichtungen der Deut-
schen Wirtschaft als Prozeß zu verstehen. Es wird vorgeschlagen, die Selbstverpflich-
tungen im regelmäßigen Turnus anhand der Ergebnisse des Monitoring und der Er-
kenntnisse über rentable Ehergieeinsparpotentiale zu überprufen, wobei auch strukturelle 
Veränderungen oder unerwartete Produktionsenlwicklungen zu berücksichtigen wären. 
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Die Wirkung dieser prozeßhajten Reduklionszielverbesserungen läßt sich am ehesten 
durch eine Abschätzung der heute bekannten rentablen Energieeinsparpotentiale ange-
ben. Diese belaufen sich in den weniger energieintensiven Branchen auf 10 bis 25 % und 
in den energieintensiven Branchen auf 5 bis 10%. Faßt man diese Abschätzungen zu-
sammen, so ergibt sich eine zusätzliche Reduktionsmöglichkeit von insgesamt 3 bis 
7 Mill. t CO, auf grund zusätzlicher jährlicher Effizienzgewinne auf der Brennstoffseite 
von 30 bis 75 PI sowie auf der Stromseite von ca. 8 bis 18 PJ im Jahr 2005. 
Tabelle 35: 
SelbstverpllichtungsmaDnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen 
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher bis 1996 und ab 1997 
Ud. Maßnahme Art des tJ ~eschfeibul\g tnd WiOO/ngsWeise Sektor I Status "' ... in MilL I CO, J 
"' 
Instruments der Maßnahme '000 2005 
abis 1996 er rlffenl Maßnahmen 
E~rungdet _N· 1311lC1ustrieveroande und der BOI erklarten am 27. Man: 1996. ÖlE! COrEmissionenvon 1990 bis2005 entweder 35 
"''''''"''' 
pniehrun-
absoIlil (drei Blanehen U'II 45,3 bis-4S,5 M~L t) oder spe- ,- ergriffen '.0 14.0 
''''''''''' 
,M 
zifisch um du,chsdlnitl.Jjch 20 % (z~ BtardIen mit 
einem BetraQ von effla 7 bis 10 Mal t) zu reduzieren-
(IMA: Nr. 110) Hierin efthaJten sind ÖlE! stNkturellen Verardef1mgen in der Industrie und bei den BreMSlotlen, TrE'l'\deUIspa· 
llJ0gerl bei Rei/'riestrlionen und Wirkungen von Maß-
nahmen Dritter. O!!r ureigene Effeld""rd au125 % des 
8rut1oZIeIesvon 52 bis5B MiR l dtL auf 14 MIR. I co,. 
,,,,,,,,,,-
Die drei VlMI;Iande erIdilrten jeweils tilr ihre Kunden-
36 Erkl!I\In(len der SetbstVer- gruppe eine co...MirIdeImg yon 1990·2005 um 25 %_ K1eil'lYef' ergriffen 4.0 6.0 drei Ene/giev.irt. pfliehrun- Die Überlappungendel BrutlOliele $ind sehr hoch. ca. "' .. sdlarls't'erbancle GM 18 bis25 MIlI.1 iIlleQrien rar den Bereidl Indvsl.riellOeirl-
BGW, VKU, MWI/ veibreueher, aber eireehL aller BemOhurgen Ditter (t-B 
OMA: Nr. 110) WSehVO, ConIracting) und der Brenns!offS!.bsl~ution in 
der Referenzentv.iddunQ- Wegen die$er Überlappungen 
wird deI' Ufelgel"le Effekt auf25 -33 %, d.11. auf etwa 6 
MiD. t co" gescNHzl 
b weitere In Betr.Jchl ezo ene Maßnahmen 
Erktarung des Selbstver- MindesljahresnU1Zungs- oder ·v.irla.mgsgraoe voo in vorge. 
" 
ZVEI und VOMA pnlet>lun- GroBserien prodUZierten E1ektrcmotoren lI'Id von ihnen 
'''''''''''' ""'-
0.11) 1,5" 
zu Bektroanwerr GM betriebene Komporenten (z.B. Pumpen. Kompressoren. 
dungen Ventilatoren), Alternative zur Elell1roarrM!i"ldungenVO K1enver- 0,0 0.5" (vgl Maßnahme mit der laufenden Ziffer 5) "' .. ErweHerte ErkIa· Se!bslver- SeJbstveq;{lichlungen derVerbande und Unl~en Indu!Uie, 
38 rung des BDt und pfiiclltun- des verarbeHen:Ien Gev.erbes und des Bergbaus: Die Klen- .-
1,0 bis 3,0 bis 
der drei Energie-
"" 
Verbesserungen und EJv.eiterungen auf weitere Bran-
,,"""'" ""'-
3,0 7,0 
wirtsdlafts- chen im Man: 1996 werden In 1998 fortgesetzt und er-
",,.,'" lassen ab MalZ 1998 alle Indvslriebrancnell mH 
sIIl"Jderen Zielell fOI 2005 und 201Q DieZie/vorgaben 
baSierenzusatllictJ all dem JalY 1995, um ate 
besonderen Anstrengl.lllgen deutlic:h zu machen. 
8elbstvEf- selbstYer~dltul"I4I oesVIK: co, ·Minderungsbeitrag 11IduWie, 
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Weiterhin könnte man alternativ zur ElektroanwendungenVO (vgl. Kapitel 11.4.2.1) eine 
freiwillige Selbstverpj/ichlung des ZVEI und des VDMA diskutieren, deren Wirkungen in 
gleicher Höhe wie die Verordnung eingeschätzt werden (vgl. Tabelle 35), Durch eine 
erweiterte Erklärung des VIK, seine Aktivitäten fur Gemeinschaftskraftwerke und Fort-
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bildung noch zu intensivieren, wären weitere Reserven an COrMinderungsmöglichkeiten 
in Höhe von etwa I Mill. t CO, denkbar (FichtnerlECHlISIIFfE 1988). 
4.2.8 Sonstige Maßnahmen und Akteure 
In diesem Kapitel werden einige Maßnahmen genannt, die entweder andere Gebietskör-
perschaften durchfuhren oder die als neue Aktivitäten seitens der Wirtschaft selbst große 
klimapolitische Auswirkungen haben könnten. 
Als Maßnahmen, die bis 1996 umgesetzt oder beschlossen worden sind, seien genannt: 
• das Klimabündnis europäischer Städte und I.C.L.E.I. als eine weitere parallele Initiati-
ve sowie 
• der Betrieb von Energie~Agenturen in vielen Bundesländern. 
AIs weiteres wichtiges Instrument der Wirtschaft sei hier abschließend aufgefiihrt: 
• die bundesweite Förderung des Energieeinspar-Contracting, das einerseits große Po-
tentiale, andererseits auch mit Anfangsproblemen und Hemmnissen zu kämpfen hat. 
4.2.8.1 Ergriffene Maßnahmen 
Neben Initiativen von Bundesseite sind auch Aktivitäten anderer Gebietskörperschaften 
rur die Erreichung des nationalen CO,-Ziels von Bedeutung. Aufkommunaler Ebene sind 
insbesondere das Konzept der Brundtlandstädte, das Klima-Bündnis der europäischen 
Städte mit indigenen Völkern der Regenwälder und I.C.L.E.I. zu nennen (Tabelle 36). 
Eines der Hauptziele des Klima-Bündnisses ist die Reduktion kommunaler CO,. 
Emissionen aus dem Energie- und Verkehrsbereich um 50% bis zum Jahr 2010 gegen-
über 1987. Das Bündnis zählt in Deutschland derzeit etwas über 320 Mitglieder. Grund-
lage der Reduktionsbemühungen ist eine CO,-Bilanz, die alle Endenergieverbraucher 
(einschließlich Verkehr) umfaßt. Bilanzraum ist das Gemeindegebiet. Handlungsfelder 
sind entsprechend nicht nur kommunale Einrichtungen (z.B. verstärkte Wärrndämm- und 
Effizienzstandards in kommunalen Gebäuden und deren Ausstattung), sondern auch an-
dere Energieverbrauchssektoren, die mit kommunalpolitischen Instrumenten beeinflußt 
werden können (z.B. Verkehrsplanung, Verbesserung des öffentlichen Personenverkehrs, 
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Beau/tragung der Stadtwerke zu DMS-Maßnahmen, Förderprogramme rur Anlagen zur 
Nutzung emeuerbarer Energien; oder im Bereich HaushalteIWohnen: Vorgabe klimaan-
gepaßter Bauweise in der Bauleitplanung). Dadurch ergeben sich große Überschneidun-
gen dieser Aktivitäten mit den Selbstverpflichtungs- bzw. Klimaschutzerklärungen des 
VKU, BGW, der VDEW und der Mineralölwirtschaft (vgl. Kapitel 11.4.2.7). 
Tabelle 36: 
Sonstige Maßnahmen zur Reduktion der COrEmissionen 




(Information Ober) sonstige 
contraeting 







1,0 bis 5.0 bis 
2,0 7,0 
Die Maßnahmen, die angeregt werden sollen, unterscheiden sich in vielen Fällen nicht 
von der Bundespolitik (am ehesten noch bei der Verkehrsplanung; Stichwort "Stadt der 
kurzen Wege"). Der Unterschied liegt vielmehr in den angewandten (insbesondere Pla-
nungs-) Instrumenten bzw. den angesprochenen Akteursnetzen. Wie viele Studien beleg-
ten, sind auf kommunaler Ebene initiierte Maßnahmen u.a. deshalb oft besonders wirk-
sam, weil sie bürgemah sind und lokalen Bezug haben. Sie können die Wirkung von Ak-
tivitäten anderer Ebenen unterstützen (z.B. wenn Förderprogramme "kumuliert werden 
können) aber auch substitutiv wirken (z.B. Energiesparberatung durch EVU versus städ-
tische Beratung). 
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Nach dem Brundtland-Bericht von 1987 rur die UNO-Vollversammlung ist eine Reduk-
tion des Pro-Kopf-Energieverbrauchs und damit der CO,-Emissionen notwendig, um 
gravierende Umwelt-, Wirtschafts- und Sozialproblerne zu verhindern. "Brundtland-
städte" sind Kommunen, die die Selbstverpflichtung eingegangen sind, diese allgemein 
fonnulierten Anforderungen modellhaft umzusetzen. Wie dies geschieht, ist von der je-
weiligen Kommune zu entwickeln. Es sollen dabei Maßnalunen getroffen werden, die im 
Prinzip auf andere Kommunen übertragbar sind und vor allem organisatorische, struktu-
relle und soziale Veränderungsprozesse anregen, so daß über das veränderte Bewußtsein 
Eigeninitiativen zur Verfolgung des Ziels in allen Bevölkerungsgruppen, Betrieben und 
Institutionen entwickelt werden. Handlungsfelder sind deshalb weniger der Energiever-
brauch kommunaler Einrichtungen, sondern möglichst vieler in der Kommune ansässiger 
Akteure. Neben kommunalpolitischen Instrumenten kommen in vielen Fällen auch priva-
te Initiativen zum Einsatz. Gemeinsam ist den Aktivitäten der räumliche bzw. personale 
Bezug auf die Gemeinde. 
l.C.L.E.J. (l/1temalio/1af Cou/1eil for Loeal Enviro/1mentallnitiatives) versteht sich als 
die internationale Umweltagentur der Gemeinden. Die Initiative wurde 1990 gegründet 
und umfaßt derzeit 240 Kommunen weltweit. Im Jalu 1993 startete I.C.L.E.I. eine Kam-
pagne "Städte rur den Klimaschutz". Unter den 163 Teilnehmern an dieser Kampagne 
sind 17 deutsche Städte vertreten. Der Teilnehmerkreis soll so ausgeweitet werden, daß 
10 % der globalen CO,-Emissionen mit der Kampagne erfaßt werden und die örtlichen 
Reduzierungen damit eine meßbare Auswirkung auf das globale Klima haben. 
Die teilnehmenden Kommunen bzw. kommunalen Spitzenverbände verpflichten sich im 
wesentlichen, einen Aktionsplan zur Vertninderung örtlicher Treibhausgase zu verwirkli-
chen, zunächst innerhalb der kommunalen Einrichtungen und Fuhrparks, dann in anderen 
Verbrauchssektoren der Kommune. Der Aktionsplan umfaßt die Erarbeitung eines örtli-
chen Energieprofils, die Entwicklung eines Zukunftsszenarios, die Bestimmung von 
Maßnalunen zur CO,-Minderung, die Festschreibung eines CO,-Minderungsziels sowie 
die Entwicklung von Strategien zur Umsetzung der Minderungsmaßnalunen. Desweite-
ren werd~n die Förderung emeuerbarer Energien und Initiativen zur Änderung des Be-
wußtseins und des Verhaltens der Öffentlichkeit in Bezug auf den Energieverbrauch ex-
plizit im Pflichtenkatalog aufgeruhrt. I.C.L.E.I. unterstützt die Kommunen, indem u.a. 
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entsprechende Strategien modell haft ausgearbeitet und verbreitet, die Zusammenarbeit 
zwischen Städten koordiniert und Lernprozesse angestoßen werden. 
Auf Läl1derebel1e sind insbesondere folgende Handlungsfelder bzw. Politikinstrumente 
zu nennen: 
• Die Finanzierung bzw. Einrichtung von länder-Energieagenluren in derzeit 12 Bun-
desländern mit den Schwerpunkten: Initialberatung, InformationIFortbildung und 
Contracting sowie Demonstrationsprojekte zur rationellen Energieanwendung und zur 
Nutzung erneuerbarer Energiequellen. 
• Aus- und Weiterbildungsinitiativen. wie z.B. die Impulsprogramme in NRW und neu-
erdings auch in Hessen. Interessenbekundungen filr eine Übernahme des Impulspro-
gramms liegen praktisch aus allen Bundesländern vor. 
• Förderung der erneuerbaren Energien durch Investitionszuschüsse: Das finanzielle 
Fördervol/lmen aller Bundesländer zusammengenommen lag einer Umfrage des ISI 
zufolge in den Jabren 1994 und 1995 ca. um den Faktor 10 über dem Fördervolumen 
des Bundes. 
Die Wirkungen dieser Aktivitäten seitens der Gemeinden und Bundesländer werden 
heute als wichtig eingeschätzt, wenngleichn zu wenige empirische Fallstudien vorliegen, 
um eine Hochschätzung filr die Bundesrepublik machen zu können. Trotz der Unsicher-
heiten der quantitativen Wirkung dieser Maßnahmen wird sie als bedeutend eingeschlitzt 
und hier - wegen der großen Unsicherheiten - mit in einer Bandbreite von 5 bis 15 Mil!. t 
CO,-Reduktionsminderung im Jabre 2005 angenommen. 
4.2.8.2 In Betracht gezogene Maßnahmen 
Die Bundesregierung könnte Drilljinanzierul1gsmodelle im Sinne von Contracting und 
Betreibergesellschaften (E&M 1995; ShirleylHansen 1993) fördern. Diese Finanzie-
rungsform ist erfahrungsgemäß sowohl filr den Bereich Industrie wie auch filr den Be-
reich Kleinverbrauch denkbar. Die Wirkungen des Contracting lassen sich allerdings nur 
unter bestimmten Annahmen quantifizieren. 
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Ohne Zweifel erschließt das Contracting ein gehemmtes Potential der CO,-Minderung. 
Die Hemmnisse sind fehlende Kenntnisse, falsche Anwendung von Risiko- und Rentabili-
tätskalkülen, mangelndes Kapital oder andere Investitionsprioritäten. Andererseits 
schließen die Contractoren auch mit solchen Betrieben oder Gebietskörperschaften ihren 
Dienstleistungsvertrag ab, die die Investition notfalls auch selbst durchgefiihrt hätten. 
Eine aktuelle Erhebung zu den Energiedienstleistungsmärkten in Deutschland kam zu 
einer Volumenschätzung von derzeit rund I Mrd. DMJa (Bradke u.a. 1996). Dieser 
Markt könnte sich binnen 10 Jahren etwa verdoppeln, aber günstigenfalls auch verdreifa-
chen. Diese zusätzliche Mrd. DM Umsatz im Contracting wäre U.U. durch eine vielfalti-
ge Förderung, wie sie in Tabelle 36 aufgefiihrt ist, mobilisierbar. Unterstellt man zur 
ganz groben Abschätzung eine durchschnittliche Amortisationszeit dieser zusätzlichen 
I Mrd. DM von 6 Jahren und drei Viertel bewirkte Brennstoffeinsparungen sowie ein 
Viertel Stromeinsparungen, so entspricht dies in etwa einer COrEmissionsminderung 
um I Mill. t CO, bis zum Jahre 2005. 
Schließlich könnte sich der Kreis der Städte im Klimastädtebündnis oder r.C.L.E.I. noch 
erweitern, und Bundesländer und Städte könnten ihre Anstrengungen in der Energie- und 
KlimapoHtik noch verstärken. Insbesondere im Kleioverbrauchsbereich werden hier noch 
erschließbare CO,-Minderungspotentiale gesehen. Insgesamt werden 5 bis 7 Mill. t CO, 
als zusätzliche Minderungen in Industrie und Kleinverbrauch fiir möglich gehalten, die 
sich allerdings mit den Wirkungen zusätzlicher Selbstverpflichtungen (vgl. Tabelle 35) 
überschneiden. 
4.3 Nichtenergiebedingte CO2-Emissionen 
Nichtenergiebedingte CO,-Emissionen entstehen im Unterschied zu den energiebedingten 
CO,-Emissionen nicht durch die Verbrennung von Energieträgern, sondern durch andere 
chemische Prozesse bei der Herstellung von Produkten. Die folgenden technologischen 




• Herstellung von Hüttenaluminium (Anoden-Abbrand), 
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• Herstellung von Glas, 
• Herstellung von Kalziumkarbid, 
• Herstellung von Ammoniak (Synthesegaserzeugung) sowie 
• Herstellung von Soda. 
Als Grundlage für die Emissionsberechnung muß der Produktionsausstoß für die genann-
ten Produkte herangezogen werden. Diesbezüglich liegen - insbesondere für den Ostteil 
Deutschlands - teilweise voneinander abweichende Angaben vor. Für eInige Prozesse 
weichen die für das IKARUS-Projekt genutzten Daten von den im UBA genutzten Pro-
duktionszahlen ab. Die Unterschiede in beiden Datenbasen führen jedoch bei der Ermitt-
lung der entsprechenden COrEmissionen nicht zu signifikanten Abweichungen. Für die 
Berechnung der Emissionen im Basisjahr 1990 wurden daher die Produktionsstatistiken 
des Umweltbundesamtes zugrunde gelegt. 
Nach einer jüngst veröffentlichten Analyse von Patel u.a. (1996) sind allerdings die o.g. 
Produktionsprozesse nur ein Teil derjenigen Prozesse, die eine derartige Analyse umfas-
sen müßte. Hierbei handelt es sich im wesentlichen um die CO,-Emissionen bei der Ole-
fine- und Methanolherstellung sowie bei der thermischen Nutzung von Reaktionsrück-
ständen der weiterverarbeitenden chemischen Industrie. Außerdem geht eine erhebliche 
Menge von organischen Verbindungen in das Abwasser, die in den Kläranlagen umge-
wandelt und freigesetzt werden. Insgesamt werden demnach die CO,-Emissionen aus der 
deutschen Petro- und Kohlechemie nach der üblichen IPCC-Berichterstattung um etwa 
17 bis 19 Mill. t pro Jahr unterschätzt (vg!. Kapitel III.6). 
4.3.1 Ausgangslage und Referenzentwicklung 
Im Jahre 1989 verursachte die Herstellung der untersuchten Produkte auf dem Gebiet 
der heutigen Bundescepublik Deutschland Emissionen in Höhe von 31,3 Mill. t CO, (vg!. 
Tabelle 37). Davon entfielen 69 % auf die alten und 31 % auf die neuen Bundesländer. 
1990 verringerten sich diese Emissionen um rund 12 % auf ca. 27,5 Mil!. t CO,. Diese 
Verminderung ist ausschließlich dem wirtschaftlichen Struktnrwandel in den neuen Bun-
desländern zuzurechnen (Verminderung um 43 %), in den alten Bundesländern stiegen 
die Emissionen leicht (2 %). 
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Tabelle 37: 
Nichtenergiebedingte COz-Emissionen nach verursachenden 
Produktion'prozessen in Deutschland in den Jahren 1989 und 1990" 
1989 I 1990 Veranderung 1989 I 1990 1989/1990 
1000tCO, % struktur in % 
Zementklinker 17728 16146 -8,9 56,6 58,7 
Kalk 8019 6417 -20,0 25,6 23,3 
Hattenaluminium 973 904 -7,1 3,1 3,3 
Glas 1104 1213 9,9 3,5 4,4 
Kalziumkarbid 593 353 -40,5 1,9 1,3 
Ammoniak?) 2026 1747 -13,8 6,5 6,3 
Soda 897 736 -17,9 2,9 2,7 
Summe 31340 27516 -12,2 100,0 100,0 
I) Ohne energie· und prozeßbedingte COt'"Emissionen aus dem nichtenergetischen Verbrauch.-
2) Nur prozeßbedingte Emissionen aus der Shiflreaktion. 
Quelle: Berechnungen des Öko-Instituts. 
In den Jahren von 1990 bis 1995 verringerten sich die nichtenergiebedingten 
CO,-Emissionen in den neuen Bundesländern abermals um knapp 43 %, während sie in 
den neuen Bundesländern praktisch unverändert blieben. In Deutschland insgesamt gin-
gen die Emissionen in dieser Periode um reichlich 8 % auf etwa 25,2 Mill. t zurück. Hin-
sichtlich des Gewichtes der unterschiedlichen Prozesse ergibt sich fur die Jahre 
1989/1990 das folgende Bild: 
• Fast drei Fünftel der Emissionen wurden durch die Herstellung von Zementklinker 
verursacht. 
• Auf die Kalkproduktion (Kalkbrennen) enttiel rund ein Viertel der nichtenergiebeding-
ten CO2-Emissionen. 
• Bei der Ammoniak-Synthese wurden 6 bis 7 % emittiert. 
• Die Verursacheranteile der anderen vier Prozesse reichten von etwa 1 bis 4 %. 
Für die Abschätzung der weiteren Entwicklung der nichtenergiebedingten CO,-
Emissionen wurden vorliegende Produktionsschätzungen (meist aus der IKARUS-
Datenbank) mit spezifischen Emissions/aktoren multipliziert (vgl. dazu Tabelle 38), die 
in einem ersten Schritt aus stöchiometrischen Berechnungen abgeleitet und dann auf der 
Grundlage von technologiespezitischen Überlegungen korrigiert wurden. Bei den 
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Schälzwerten zur Entwicklung des Produktionsvolumens fiir die Jahre 2005 und 2020 
wurde nach allen und neuen Bundesländern differenziert (vgl. Tabelle 39). 
Tabelle 38: 
Emissionsfaktoren für nichtverbrennungsbedingte COl-Ernissionen 






Soda, ber. auf NazCOs 0,380 
Zementklinker 0,565 
11 Synthese NHs ber. auf N 
Quelle: Öko-Institut. 
Tabelle 39: 
Produktionsentwicldung für ausgewählte Güter 
in den allen und neuen Bundesländern (1990 = 100) 
Kalk 102 94 87 227 100 
Hottenaluminium 103 100 56 28 270 100 
GI .. 90 100 134 147 109 100 
Kalziumk.arbid 118 100 47 26 187 100 











Bezogen auf die einzelnen Prozesse ergibt sich folgendes Bild: Die Produktion von Hül-
tenaluminium wird deullich reduziert; in den alten Bundesländern geht sie von 1990 bis 
2005 um 44 % zurück. In den neuen Bundesländern wurde die Produktion von Hül-
lenaluminium bereits vollständig eingestellt. Äluiliches gilt fiir die Produktion von Kalzi-
umkarbid: deuilicher Produktionsrückgaog in den alten Bundesländern (-53 %), voll-
ständige Produktionseinstellung in den neuen Bundesländern. Lediglich beim Glas zeigt 
sich eine andere Situation: Sowohl in den alten als auch den neuen Bundesländern ist eine 
Steigerung der Produktion zu erwarten, die in ihrem Ausmaß aber überschätzt sein 
könnte. 
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4.3.2 Beschreibung der untersuchten Maßnahmen und Wirkungsabschätzung 
für prozeßbedingte CO,-Emissionen 
4.3.2.1 Ergriffene Maßnahmen 
Die bisher beschlossenen und umgesetzten Maßnahmen des CO,-Minderungsprogramms 
berücksichtigen die nichtenergiebedingten CO,-Emissionen nur am Rande. Daher lassen 
sich natürlich die entsprechenden Emissionsminderungseffekte nur auf wenigen Feldern 
ennitteln. 
Eine direkte Wirkung auf die Emissionen von nichtenergiebedingtem Kohlendioxid kann 
nur fiir die auf ein verstärktes Stoffrecycling orientierten Instrumente abgeschätzt wer-
den. Auch kann eine solche Wirkungsschätzung oft nur im Bündel verschiedener Maß-
nahmen erfolgen. In einem solchen Verbund entfalten bis zum Jahr 2005 das Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz sowie die Verpackungsverordnung ihre Wirkung (IMA-
Liste Nr. 65 und 68). Beide Verordnungen wirken bezüglich nichtenergiebedingter CO,-
Emissionen vor allem über ein verstärktes Recycling von Glas und Aluminium. 
Der damit induzierte sinkende Bedarf an Hüttenaluminium wird indes durch die Tendenz 
überlagert, daß die Aluminiumverhüttung aus verschiedenen Gründen ins Ausland verla-
gert wird und Fertigprodukte oder Halbzeuge aus Aluminium importiert werden. Aus 
diesem Grunde kann die Wirkung der genannten politischen Instrumente bzgl. Alumini-
um nicht quantifiziert werden. 
Aus den Daten zur mittleren Zusammensetzung von Gläsem lassen sich die zu erwarten-
den, nichtenergiebedingten CO,-Emissionen errechnen, wenn unterstellt wird, daß Bari-
um-, Calcium-, Kalium-, Magnesium- und Natriumoxid aus den entsprechenden Carbo-
naten gewonnen werden. Aus den sich so ergebenden sortenspezifischen Emissionsfakto-
ren und den Anteilen des Recyclings können die Emissionsminderungen errechnet wer-
den. Der fiir das Jahr 2005 quantifizierbare Effekt durch erhähtes Glasrecycling beträgt 
so etwa 170 000 t CO,. 
Um diesen Betrag würden sich im Jahre 2005 d., "Ohne-Maßnahrnen-Szenario" sowie 
das "Mit-Maßnahmen-Szenariö" unterscheiden. In beiden Szenarien würde es jedenfalls 
zu einem Rückgang der nichtenergiebedingten COrEmissionen kommen; im ,)\1it-Maß-
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nahmen-Szenario" wären sie im Jahre 2005 um etwa 2,2 Mill. t oder um 8% niedriger als 
1990 (vgl. Tabelle 40). 
Tabelle 40: 
Kalk 
Entwicklung der nichtenergiebedingten CO,-Emissionen 
im "Mit-Maßnahrnen-Szenario" in Deutschland bis 2005 
6,42 6,42 
Hottenaluminium 0,90 O,4B 
Glas 1,2t 1,57 
Kalziumkarbid 0,35 0,05 
Ammoniak 1,75 1,34 
Soda 
Summe 







Die bei der Verhüttung von Aluminium entstehenden CO2-Emissionen kÖlUlten durch 
folgende Instrumente vennindert werden: 
• Durch ordnungsrechtliche Instrumente könnte der Einsatz von Aluminium in denjeni-
gen Bereichen, in denen andere Materialien verfugbar sind und ggf. bessere ökologi-
sche Eigenschaften haben (z.B. Fensterrahmen) oder Aluminium nicht zu Aluminium-
produkten recyceit werden kann (z.B. bestimmte Verpackungen), untersagt werden. 
• Durch entsprechende Fassung von Vergabe- und Förderungsrichtlinien kann der Ein-
satz von Aluminium in Bereichen, in denen Ersatzmaterialien verfiigbar sind, reduziert 
werden. Zu denken ist hierbei vor allem an den Baubereich und ggf. an Verpackun-
gen. 
Zur Reduktion der Kohlendioxidemissionen bei der Herstellung von Ammoniak stehen 
verschiedene Instrumente zur Verfugung: 
• Am naheliegendsten ist die Erhebung einer Abgabe auf die Vermarktung oder Ver-
wendung stickstofthaltiger Düngemittel (z.B. 0,10 DM pro kg N). Der Erlös der Ab-
gabe könnte z.B. zur Förderung von Gewässer- oder Bodensartierungsmaßnahmen, 
zur Förderung des Einsatzes natürlicher Düngemittel genutzt werden. 
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o Das schon derzeit eingesetzte Spektrum der Instrumente könnte zur Regulierung des 
landwirtschaftlichen Marktes im Hinblick auf eine Reduzierung des Einsatzes von 
stickstoffhaltigen Düngemitteln optimiert werden. Zu denken ist hierbei vor allem an 
eine Intensivierung der F1ächenstillegungs- und Extensivierungsmaßnalunen der Euro-
päischen Union. 
• Der Einsatz eines ordnungsrechtlichen Verbotes - in Form eines Herstellungs-, Ver-
marktungs- und Anwendungsverbotes fur Ammoniak und daraus hergestellter Stoffe -
auf der Grundlage des Chemiekaliengesetzes kommt kaum in Betracht. Zu prüfen ist 
aber die Möglichkeit einer weiteren Ausweisung von Schutzgebieten nach Wasser-
und Naturschutzrecht, die neben einer Entlastung des Bodens und der Gewässer von 
Stickstoffeinträgen zu einer Verringerung der Herstellung von stickstoffhaltigen Dün-
gemitteln fuhren können. 
o Die Bundes- und Landesregierungen sind nicht unwesentliche Kunden fur Nah-
rungsmittel und andere landwirtschaftliche Produkte. Nicht nur aus Gründen der Re-
duzierung der CO,-Emissionen bei der Herstellung von Ammoniak wäre zu prüfen, ob 
bei den entsprechenden Ankäufen nicht stärker auf ökologische Kriterien zurückge-
griffen werden könnte. Bei Einfuhrung dieser Praxis als Regelfall würden sicher ent-
scheidende Impulse fur die Landwirtschaft ausgelöst. 
Da fur keines der bis hier aufgefuhrten Instrumente ein konkretes Design vorliegt bzw. 
diskutiert wird, kann im Ralunen dieses Projektes keine Quantiftzierung vorgenommen 
werden. 
Für die Verminderung von nichtenergiebedingten CO,-Emissionen aus der Zemenlpro-
dukfioll könnten die folgenden Instrumente Anwendung finden: 
o Von Seiten der Zementhersteller wird ein deutlicher Zusammenhang zwischen der 
Einfuhrung einer CO,-Abgabe und dem Einsatz von anderen Zementen als Portland-
zementen gesehen. Die Einfuhrung einer CO,-Abgabe könnte den Absatz der Zemente 
mit niedrigeren Emissionsfaktoren als Portlandzemente fördern (d.h. höhere Anteile 
von Hochofenschlacke und geringerer Anteile von Klinker). 
o Die Einfuhrung einer Deponieabgabe könnte dazu fuhren, daß bei der Herstellung von 
Hochofenschlacke verstärkt darauf geachtet wird, daß diese verwertbar ist. Ebenfalls 
könnte der Umfang der Rückfuhrung von Abbruchbeton verbessert werden. 
• Zementwerke sind nach dem Bundes-Irnrnissionsschutzgesetz genehmigungsbedürfti-
ge AnJagen. Eine Emission ist jede Veränderung der natürlichen Zusanunensetzung 
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der Luft, also auch eine Abgabe von CO,. Gleichwohl beiohalten die Genehmigungen 
rur Zementwerke keinen COrEmissionsgrenzwert. Damit stellt sich die Frage, ob ein 
entsprechender CO,-Emissionsgrenzwert nach dem Stand der Technik nicht im Rah-
men der anstehenden NoveIlierung der ersten aJlgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Bundes-Immissionsschutzgesetz aufgenommen werden könnte. 
• Im Rahmen von Bauaufträgen des Bundes und der Länder sowie bei den von diesen 
bezuschußten Bauvorhaben dürfte jährlich eine nicht unerhebliche Menge an Zement 
verbraucht werden. Durch Ausarbeitung und Anwendung entsprechender technischer 
Baurichtlinien rur die Auftragsvergabe oder Bedingungen an Zuschüsse, könnte we-
sentliche Impulse rur die Verbreiterung des Einsatzes von Zementen mit günstigen 
CO,-Emissionsfaktoren gegeben werden. 
Eine grobe Quantifizierung eines Maßnahmenbündels zur Substitution von Portlandze-
menten kann über Abschätzungen dieser Substitutionen vorgenommen werden.24 
Für die Verminderung der nichtenergiebedingten CO,-Emissionen aus der Glasherslel-
fung werden die folgenden Instrumente vorgeschlagen: 
• Der Einsatz ökonomischer Instrumente wurde bislang im wesentlichen in bezug auf 
den Anteil von Einweggebinden bei Getränkeverpackungen diskutiert. Auch wenn 
diese Frage bislang mehr aus abfallpolitischer Sichtweise erörtert wurde 
(Verkuappung des Deponieraums ), sprechen auch die möglichen Wirkungen mit Blick 
auf die Reduktion der nichtenergiebedingten CO,-Emissionen rur die umfassende 
Einfiihrung eines derartigen Instrumentes. Denkbar ist aber auch eine Ausweitung der 
Abgabe auf Einweggebinde außerhalb des Bereichs der Getränkeverpackungen. So 
könnten z.B. Haushaltschemikalien- und Laborchemikalienflaschen ebenfalls in eine 
entsprechende Abgabenregelung einbezogen werden. 
• Eine Verbesserung der Wiederverwendung von Glas kann durch die Verbesserung der 
Verpackungsverordnung und den Erlaß weiterer Verordnungen (z.B. der Altauto-
Verordnung) bewirkt werden. Eine Emissionsminderung ist aber nur dann zu errei-
chen, wenn ein Ziel rur die Wiederverwendung des zurückgewonnenen Altglases vor-
gegeben wird und nicht die Wahl zwischen Wiederverwendung und Weiterverwen-
dung offen bleibt. Besondere Beachtung wäre bier dem Baubereich zu schenken, 
danut nicht nur die propagierte Erfassung von Fensterrahmenrnaterialien durchgeruhrt 
24 Vgl hierzu die ausfilhrHcheren Darstellungen im Endbericht zum Teilvorhaben 3 (FhG-Isi, Öko-
Institut 1997). 
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wird, sondern gleichzeitig auch eine Erfassung des anfallenden Glases, die eine Wie-
derverwendung in der Flacbglasindustrie erlaubt. Hierbei ist der sich verstärkende 
Trend zur Fassadenverglasung zu berücksichtigen. 
• In Deutschland sind verschiedene Anlagen zum Recycling von Flachglas in Betrieb. 
Entsprechend dem Produktspektrum dieser Anlagen könnten Anforderungen in den 
technischen Wohnungsbaurichtlinien definiert werden, nach denen die Produkte dieser 
Recyclingbetriebe im öffentlich geförderten Bau bevorzugt verwendet werden. 
Die Wirkungen dieses MaßnaJunenpaketes können mit Hilfe einer Modellrechnung 
quantifiziert werden, die die rur die unterschiedlichen Verwendungsarten jeweils verän-
derten Recyclingquoten reflektiert." Im Ergebnis würden die nicbtenergiebedingten CO,-
Emissionen im "Mit-weiteren-MaßnaJunen-Szenario" im Jahre 2005 um 5,9 Mill. t oder 
um reichlich ein Fünflel niedriger ausfallen als 1990 (vgl. Tabelle 41). Gegenüber den 
Emissionen im Jahre 2005 im ,,Mit-MaßnaJunen-Szenario" beträgt die Reduktion 
3,7 Mi/I. t oder knapp 15 %. 
Tabelle 41: 
Entwicklung der nichtenergiebedingten CO,-Emissionen 
im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario~' in Deutschland bis 2005 
1990 I 2005 I 2020 
Mill. tC02 
Zementklinker 16,15 11,56 10,62 
Kalk 6,42 6,42 5,63 
HOttenaluminium 0,90 0,48 0,24 
Glas 1,21 1,20 1,28 
Kalziumkarbid 0,35 0,05 0,03 
Ammoniak 1,75 1,34 1,17 
Soda 0,74 0,57 0,49 
Summe 27,52 21,61 19,45 
Quelle: Berechnun en des Oko-Instituts 1996. 
4,3,3 Zusammenfassung 
Der quantifizierbare Effekt der bisher ergriffenen - abfallpolitischen - Instrumente durch 
erhöhtes Glasrecycling auf die gesamten nicbtenergiebedingten CO,-Emissionen beträgt 
- bezogen auf das Jahr 2005 - etwa 170 000 t CO,. Mit den weiter vorgeschlagenen In-
25 Diese Modellrechnung ist detaillierter im Endbericht zum Teilvorhaben 3 dargestellt 
179 
strumenten könnten bis 2005 auf dem hier diskutierten Sektor summarische Emissions-
minderungen von ca. 4 Mill. t CO, erreicht werden, wobei die Emissionsmioderungen 
durch eine veränderte Struktur des Zementeinsatzes mit 3,3 Mill. t den überwiegenden 
Beitrag leisten. Die Emissionsminderung durch zusätzliches Glasrecycling beträgt etwa 
0,4 Mill. t CO, (vgl. Tabelle 42). 
Tabelle 42: 
Maßnahmen zur Reduktion der nicbtenergiebedingten CO,-Emissionen 
und ibre Wirkungen 
I~-I Maßnahme I Art des Wirklmgsbereich 5eklor I Status ,"','" in MiD. tCOt 
N'. Instruments der Ma[lnahrne '000 2005 
CI bis 19'96 e riffene Malnahmen 
Verpackungs-
65 verordllung Ordnungs- ... 
",d Kreislaufwjrt· 
"'" 
Verstarkles Recydlng 5eldoren ergriffen O,OS 0,17 68 schafts- und 
Abfallgesell: 
b weitere In Betracht , ene Malnahmen 
Verbesserung von ve-rsctJie. Verbesserung der ReeydingmOgtichl<eiteo vnd def """"-
Recycling und -....,. slruk1urellen Anderunpen bei derZem~oduldiOn Glas- und .",e- 0,5 3,9 
Zemenlprodu1<lion mente %ugunsten 'M;!niger emissionsintensiver \le<fahrernJlnien Zement-
""""" industrie 
Ergebnisse fllr die Ohne-Maßnahmen-Szenario 26,08 25,46 
Szenarien Mlt-Maßnahrnen-Szer.ario 26,03 25,29 
Im Oberblick Mrt·~eren-Maßnahme!'l-Szenario 25.53 21,61 
Quelle: Bereehnun en oes Oko-Institut 1996 
4.4 Maßnabmenbündel für Industrie und Kleinverbraucber (inkl. KWK) 
Die in vorstehenden Kapiteln skizzierten Maßnahmen sind enumerativ dargestellt wor-
den; ihre CO,-mindemden Wirkungen wurden nur partialanalytisch ermittelt. Es fehlen 
• die Auswahl geeigneter und kompatibler Optionen zu einem geeigneten Maßnabmen-
bündel, um den bestehenden Hemmnisbündeln zu entsprechen, 
• die aggregierte CO,-Minderung eines derartigen Maßnahmenbündels, das die beste-
benden ÜbefIappungen von Maßnahmen mitberücksichtigt, und 
• die Aufteilung der CO,-Minderungen sowohl nacb den brennstoffseitigen und strom-
bedingten CO,-Emissionen als auch nach den beiden Sektoren (Industrie und Klein-
verbraucher), 
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Die Maßnahmenauswahl für ein Bunde! enolgte einmal unter dem Gesichtspunkt, weI-
che Maßnahmen auf die besonders kostengünstigen CO,-Minderungsmöglichkeiten zie-
len, die vom IKARUS-Optimierungsmodell ermittelt worden waren (vgl. Kapitel III.2). 
Zum anderen wurden die Maßnahmen nach ihrer derzeitigen politischen Akzeptanz 
(Einschätzung der Autoren) ausgewählt, ordnungspolitische Maßnahmen wurden daher 
nur in Fällen von offensichtlichen Vorteilen (z.B. technische Standards bei Massenpro-
dukten) anderen Instrumenten vorgezogen. 
Bei der Aggregation der COrmindernden Wirkung eines Maßnahmenbündels waren 
bestehende Überlappungen der Wirkungspotentiale oder technische Sachverhalte zu be-
rücksichtigen. Um die "No-Regret-Investitionen" konkurrieren Z.B. die Selbstverpflich-
tungen der Industrie und des VKU oder BGW, die Energie-Agenturen der meisten Bun-
desländer und die Contracting-Untemehmen. Wieviel die einzelnen Akteure von diesem 
Potential erscWießen, konnte und sollte nicht Gegenstand der vorliegenden Arbeiten sein. 
Hinzu kommen konsekutive Minderungen, so vermindert die Novellierung der WSch VO 
auch fur den Altbau die CO,-Reduktion, die von der HeizanlagenVO und der Kleinfeue-
rungsanlagenVO ausgeht. Um diese beiden Effekte zu berücksichtigen, wurden neben 
der jeweils maßnahmenbezogenen partiellen CO,-Minderung eine gewichtete Summe der 
Wirkungen der Einzelrnaßnahmen geschätzt. 
Die Aujteilung der COrmindernden Wirkung nach brennstoff- bzw. stromseitigen CO,-
Emissionen enolgt anband der Energieverbrauchsstruktur der jeweils betroffenen Inve-
stitionsbereiche in Industrie und Kleinverbrauch. Die Aufteilung nach den beiden Sekto-
ren, soweit sie nicht von vornherein sektorbezogen berechnet wurde, orientiert sich 
ebenfalls an der Höhe der Energieeinsparpotentiale in den beiden Sektoren. Da diese 
beim Kleinverbrauchssektor etwas höher sind, fallt dort auch der relative Beitrag zur 
CO,-Minderung im "Mit-weiteren-Maßnahmen"-Szenario höher aus. 
Die Ergebnisse dieser Überlegungen und Berechnungen sind in Tabelle 43 aufgefuhrt, 
wobei zunächst die Partialbeiträge der einzelnen Maßnahmen einschließlich der strom-
seifigen CO,-Minderungen aufgefuhrt sind und dann das Ergebnis einer integralen Be-
trachtung als Maßnahmenbündel. 
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Tabelle 43: 
Maßnahmenbündel zur Reduktion der CO,-Emissionen in den Sektoren 
Industrie und Kleinverbraucher im "Mit~weiteren-Maßnahmen-Szenario" 
CO2-Reduktionsbeitrag 
Maßnahmen Im Jahre 20051) 
in Mill. t CO2 




Angebot von grünem Strom 1,Obls1,S 
neue Verbändevereinbarung BDINDEWNIKNEA 2,4 bis 3,2 
verbesserte Kredltprogramme ERP, DtA, KtW 2 bls4 
gezieltes Fortbildungsprogramm 2 bis4 
Initialberatungen und Info über Energieagenturen 2bis4 
Unterstützung zw-eiter Kapitalmarkt 1 
Contracting-Förderung 1 
verbesserte Ziele der Selbstverpflichtungen 5 bis 10 
verstärkte Forschung und EntYdcklung 2,5 bis 4 
bewußte Beschaffungsprogramme von Großunternehmen 4 bls5 
zusätzliche Länder- und Kommunalprogramme 5 bis 7 
Insgesamt unter Berücksichtigung von Alternativen, 23 bis 32,5 technischen Restriktionen und Überschneidungen 
1) EinschI. CO,2-Minderung durch Stromeinsparungen. 
Unter den Voraussetzungen dieses Bündels würden die C02-Emissionen der Sektoren 
Industrie und Kleinverbrauch im Jahre 2005 um etwa 23 bis knapp 33 Mill. t geringer 
ausfallen. Die Streubreite signalisiert sowohl unterschiedliche Intensitäten und Erfolge 
des unterstellten MaßnahmenbündeIs als auch Datenunsicherheiten bei der Integration 
der Einzelmaßnahmen. Das Verhältnis der gewichteten Summe des Maßnahmenbündels 
zur Summe der Einzelwirkungen beträgt bei den Brennstoffen rund 60 % und beim 
Strom zwei Drittel, weil hier die Überlappungen der Maßnahmen etwas geringer sind. 
Teilt man die CO2-Minderungen nach Sektoren und Energieträgern auf, so wird die grö-
ßere Wirkung des Maßnahmenbündels beim Sektor Kleinverbraucher deutlich mit seinen 
erheblichen Energieeffizienz- und -substitutionsmöglichkeiten (vgl. Tabelle 44). 
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Tabelle 44: 
Aufteilung der gewichteten CO,-Minderungen des Maßnahmenbündels 
nach Sektoren und Energieträgern im Jahre 2005 
Sektoren COrMinderung In Mill. t 
brennstoffseitig stromseHig 11 Insgesamt 
Industrie 6,5 bis 9,5 
Kleinverbraucher 6,0 bis 10,5 
Summe 14,5 bis 20,0 6,5 bis 12,5 23,0 bis 32,5 
1) berechnet mit einem Faktor von 160 kg C02/GJeI_ 
Der größte Teil der Emissionsminderung ist somit auf die Reduktion des sektoralen 
Brennstoffverbrauchs zuröckzufuhren: Die brennstoffseitig bedingte Minderungswirkung 
macht etwa drei Fünftel der Gesamtwirkung aus. 
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5 Maßnahmen zur Minderung der energiebedingten 
CO2-Emissionen bei den privaten Haushalten 
5.1 Raumwärmesektor" 
5.1.1 Ausgangslage und Referenzentwicklung 
Die Wohnfläche im Haushaltsbereich, die Hauptdeterminante fiir die Energienachfrage in 
diesem Bereich ist, steigt in Deutschland nach den Schätzungen von Prognos von 2 800 
Min. m' im Jahre 1990 auf3 500 MiIL m' imjahre 2005 (vgL Tabelle 45). Das entspricht 
einer Zunalune von 25 %. In den alten Bundesländern nimmt die Wohnfläche mit 28 % 
stärker zu, während fiir die neuen Bundesländer nur ein Anstieg um 11 % erwartet wird. 
Die gesamten brennstoffseitigen C02~Emissionen (Raumwärme- und Warmwasserberei-
tung) folgen diesem Trend bis zum Jahre 2005 nicht. Von 1990 bis 2005 fallen sie von 
128,4 Mill. tauf 115,2 Mill. t. Die auf den Quadratmeter Wohnlläche im Haushaltssektor 
bezogene CO,;Emission sinkt von 46 kglm' im Jahre 1990 auf33 kglm' im Jahre 2005. 
Diese erhebliche Verbesserung hat im wesentlichen folgende Grunde: 
• Der Energiebedarf neuer Gebäude wird durch die novellierte Wärmeschutzverord-
nung, die am 1. Januar 1995 in Kraft getreten ist, um 30 % gegenüber der ersten No-
velle von 1984 gesenkt. Um einen entsprechenden Anteil wird damit auch der CO,-
Ausstoß reduziert. 
• An einem Teil des alten Gebäudebestandes mit hohen spezifischen Emissionen werden 
von 1990 bis 2005 Renovierungen durchgefiihrt. Dabei werden häufig die Wärme-
dänunung der Gebäudehülle und die Verglasung der Fenster mit verbessert. 
• Ein Teil der alten Heizkessel wird durch modeme Anlagen mit deutlich verbesserter 
Energieeffizienz ersetzt. Die Energieeinsparungen und damit 'die CO,-Einsparungen 
moderner Anlagen können im Vergleich zu den alten Kesseln bis zu 20 % betragen. 
• Die Beheizungsstruktur wird sich bis zum Jahre 2005 erheblich ändern. So erwartet 
Prognos, daß der Anteil des kohlenstoffarmen Erdgases an der Raumwärmebereit-
stellung von 35 % im Jahre 1992 auf 45 % im Jahre 2005 steigt. Im'gleichen Zeitraum 
sinkt der Ölanteil von 41 % auf36 %. 
26 Dieses Kapitel wurde federführend von STE bearbeitet. 
186 
Dies alles reicht jedoch bei weitem nicht aus, um einen sektoradäquaten Beitrag zum 
CO,-Reduktionszie1 der Bundesregierung zu erreichen, Hierzu sind weitere erhebliche 
Minderungsmaßnahmen im Raumwärmebereich des Haushaltssektors notwendig. 
Tabelle 45: 
Wohnllächen- und CO,-Entwicklung im Hausholtssektor in den Jahren 
1990 und 1995 sowie im Prognos-Szenario bis zum Jahre 2005 
Wohnflache MilLm2 2351 2'64 2802 3002 5 22 
COz-Emission'J MilLI 93.3 115,9 105,6 101,8 2' .12 
'" 
47 38 34 18 ·28 
Neue Bundesländer 
Wohnflilche 448 467 474 498 4 7 
C02-Emission') 35,1 19,3 13,8 13,4 -45 -31 
78 41 29 27 -47 -35 
Deutschland 
. Wohnfläche 2931 3276 35CO 5 19 
C02-Emission \) 115,2 5 ·15 
33 
, ;r 









In den Tabelle 46 und 47 sind die Maßnahmen skizziert worden, die auf Bundesebene 
mit Blick auf eine Reduzierung der CO2-Emissionen in den Bereichen Raumwänne- und 
Warrnwasserbereitung entsprechend dem Ersten Nationalbericht ergriffen wurden oder 
noch vorgesehen sind. Die Minderungsmaßnahmen werden dem "Mit-Maßnahmen-
Szenario" (Tabelle 46) und dem "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" (Tabelle 47) zu-
geordnet. Schnittstelle filr die Zuordnung ist generell das Implementierungsjahr 1996. 
Die Maßnahmen werden in folgende Kategorien eingeteilt: 
Ordnungsrechtliche Maßnahmen, 
Subventionen und finanzielle Anreize, 
Forschungsförderung sowie 
Information und Motivation. 
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Tabelle 46: 
Kurzbeschreibung der Reduktion,maßnahmen 
für das "Mit~Maßnahmen-Szenario" im Haushaltssektor 
I'::' M'"~"~ , An '" 
29 Novslfien.Jng der WärmesehutzVO Ordnungs- Trat sm 1.1.1995io Kr"an. 
,,<I>, Bei Neubauten YArd Absenkung des Heizwäormeverbrauchs um 
ca. 30 % eJWartel. 
VersehllrflerWärmesdJutz sm Qebaudebesland bei größeren 
30 der HeizanlagenVO Ordnl.ß9$- Seit 1.6.199410 Kmrt. 
,,",' Umsetzung der ECHieizkesselrichllinie. 
31 Vor-Orl.ßeratung 
'"'_'00 , ,,"' 
(Subvention) , 
"OI'~ ,.,., .... 
32 
, 
. ~'. ~ 1991 undSlandOll· 
Be, ~ l~~~ _10.% der $ich&rungsgese\z 
(maximal 40 000 DM) abge-
33 
I gc=m '" .," "'"'" , ,I"""""'," ,","M", OkI"""~''.!'' m' 
34 Gemeinsehaftswerk AufsclMung OS! , , '992, 
,,% WälTTledämrnung 
und sonst. ',SM"OM. 
" 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus "".'~ '" MO,. , ,," ':1,' M,', OMI,) 
· S", 1994 auch In den alten 
,m"II'h. 
36 ~~~~""~"~ , !ö,oo",;, E,",,,,,,", 
37 I , ... "'~, "'::'7~ '""""",' ~",,...tt 
" 
,§ , 
38 nissen Im in der ehe- Ordnungs- ~::' ist dis Llqukfltiil derWohnungsunlemehmen (Ge~n-
maligen DDR bei ungeklärlen Eigen· rechl scharten, kommunale Gesellschaflen) ge;;lirkI VoOrden. 
lumsverhäHnisseo Geringere ZurQekhaHung derWohnungsuntemehmeo bei der 
Inanspruchnahme voo FÖldermitteln zur Modemisierung und 
Inslandha~ung. 
Inveslltionsllemmnlsse wurd:na::a~~rmögensgesetze und 
39 Inror~lion far Bauherren, Archllek- '"'o~IIo" 
len, Planer, IngenieU/e, Hanct.Yel1cer 
, "'.;".' , 
""' 
'0' !d'~ ",:=,g~ 
· ,"",,"," .," S',"dd" T~h"'. Tm"m 
'03 PrivilegielUng der emeuerbaren Oldnungs- · ~~~~""1' Energien im Baugeselzbuch ,,,",, , .. ",". 
,", 1:~~:;:;m' Ordnungs- Die Bundesregierung v.l11 eine Vereinhelll.-;hung der Genehml-'04 gungsprouis ~schen den ländem und die Beseitigung von 
, '""gO" ,,",' Redllsunsicheiheilell voranlreiben. 
"' 
Förderprogramm zur Energieein· Förderprogramrn rur die Jallre 1996 bls2000. 
sparung belA11bauten in den allen 11 Zinsg{lnstige Darlehen 1996 In Höhe von 1 Mnf. DM. 
Bundesländern "0 10 Mrd. DM zur energetischen 
Okozulagen bei der Wohneigelliums- · :;:~::;g;; 'GI' '''''''II,h" 
"' 
; 'Wä",,~ förderung ,,_rt. 
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Tabelle 47: 
Kurzbeschreibung der Reduktionsmaßnahmen 
für das "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" im HaushaUssektor 
IMA· Maßnahme Art ", WirlrunQSllWise 
N,. lnstrumeols 
lostrumenle zur energetischen Ordnungs- Die Bundesregierung prOO, ob und mil ~en InstMnenlen eine 102 Sanierung im Geb.lluclebesland ,''''' 
· Beschleunigung de. Ene.giei:paliovesli1ionen im Gebäudebesl:and 
erreicht werden kann. 
Verschärfle WiirrneschulzVO Ordnungs- Vorsehlag: Verschärfung der WSch\195 (0, Neubaulen vorn 
rechl Jahr 2000 an um ein Drittel 
Gebäudevermielungs- und VerkaufsVO Ordnungs- Vorschlag: Enelgielechnisches Gutachten bei Neuvermlelung bzw. 
re"" Verkauf 
Gnmdsleuer VO Ordnungs- VOJ'SChIag: Energiekennzahl filr Gebäude $ao'Iie erhöhte 
rechl • Grund!Oleue( bei schlechten Energiekennzahlen 
Förderung des Erdgaseinsatzes Maßnahmen· • VQfschlag: seklonibergreifend bOlldel 
5.1.3 Methodisches Vorgehen bei der Wirkungsanalyse 
- Es werden nur COrMinderungen geschätzt 
Die hier durchgefuhrte Wirkungsaoalyse beschränkt sich auf die Schätzung der CO,-
Minderung der beschlossenen und der vorgeschlagenen Einzelmaßnalunen. Mögliche in-
terseklorale Rückkoppelungen und wirtschaftliche Auswirkungen der Reduktionsmaß-
nahmen werden nicht untersucht. Es können deshalb keine Angaben z. B. über die Be-
einflussung der Bautätigkeit. die Auswirkungen auf die Mieten oder die Arbeitsplat-
zentwicklung in der Bauwirtschaft gemacht werden. 
Die Studie empfiehlt im Sinne eines Politikszenarios weitere Maßnalunen, die ergriffen 
werden müßten, damit eine sektoradequate Reduktion bis 2005 zumindest rechnerisch 
erreicht werden kann. Eine Aussage darüber. ob diese Maßnahmen im politisch-
wirtschaftlichen Raum bis 2005 tatsächlich umsetzbar sind, war nicht Gegenstaod der 
Untersuchung. 
- Anmerkungen zur Quantifizierbarkeit 
Die Maßnalunen im Gebäudebereich umfassen ein breites Spektrum. das von Verord-
nungen, Informationen zur Einsparung. Beratung und Steuervergünstigungen bis hin zu 
Investitionszuschüssen reicht. Nur fur einen Teil dieser Maßnalunen könoen die Wirkun-
gen auf die CO,-Emission, d. h. die erreichbare Einsparung in Tonnen CO, pro Jahr, 
quantifiziert werden. Dies ist nicht so sehr ein methodisches Problem, sondern eher eine 
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Frage der verfiigbaren Daten. Andere Maßnahmen können dagegen gar nicht quantifi-
ziert werden. Je geringer die politische Eingriffsintensität einer Maßnahme ist, um so 
größer ist der Freiheitsspielraum der privaten Haushalte und um so schwieriger sind die 
Wirkungen von solchen Maßnahmen zu schätzen. Aus pragmatischen Gründen werden 
die CO,-Reduktionsmaßnahmen in folgende zwei Hauptkategorien eingeteilt: 
• Nicht quantiJizierbar: Dies sind Maßnahmen, die qualitativer Natur sind, wie Öffent-
lichkeitsarbeit (Information, Motivation), um den Verbraucher zum Energiesparen zu 
bewegen. Hierzu können z. T. auch solche Maßnahmen gehören, mit denen versucht 
wird, rechtliche, administrative oder sonstige zielgruppenspezifische Hemmnisse ab-
zubauen. Hier ist es schwierig oder vielleicht sogar umnöglich, den zurechenbaren 
Teil der Energiesparergebnisse hinreichend sicher zu ermitteln. Wegen der Vielzahl 
von Einflußfaktoren auf die Reaktion der Betroffenen läßt sich der Einfluß bestimmter 
Maßnahmen kaum isoliert herausarbeiten. In diesen Fällen ist bestenfalls eine qualita-
tive Bewertung von Maßnahmenwirkungen durchfiihrbar. 
• QuantiJizierbar: Hier handelt es sich um Maßnahmen, bei denen mit Hilfe von empiri-
schen Wirkungsanalysen aus der Literatur, mit plausiblen und konsistenten Annahmen 
sowie sonstigen geeigneten Daten- und Informationsquellen die erzielbare 
CO,-Reduktion mit meist ausreichender Genauigkeit entweder modell exogen oder mit 
Hilfe von Modellen berechnet werden kann. Generell sind die Wirkungen solcher 
Maßnahmen quantifizierbar, die sich - wie bei bestimmten Verordnungen und Stan-
dards - in technischen Größen beschreiben lassen sowie Förderprogramme, die in 
energetischen Verbesserungen und monetären Größen ausgedrückt werden können. 
- Model/exogene Rechnungen bei den meisten Einzelmaßnahmen 
Die erreichbare CO,.Einsparung einer Reduktionsmaßnahme hängt von einer Vielzahl 
ökonomischer und technischer Einflußfaktoren ab. Aufgrund fehlender detaillierter Daten 
und Informationen ist es nicht immer möglich, ane Bestimmungsgrößen zu erfassen und 
die Berechnungen mit IKARUS-Modellen durchzufilhren. Deshalb wurde filr den größ-
ten Teil der Einzeimaßnahmen der pragmatische Weg der modellexogenen Überschlags-
rechnung gewählt. 
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Für jede zu betrachtende Reduktionsmaßnahme wurden aus verschiedenen vorliegenden 
Quellen empirische Daten beschafft. Diese Ausgangsbasis wurde durch konsistente und 
fundierte Annahmen ergänzt, die im einzelnen nachvollziehbar im Anhang zu Kapitel 5.1 
dokumentiert sind. 
Die jeweiligen Bestimmungsgrößen fiir die erreichbare CO,.Einsparung haben eine er-
hebliche Variationsbreite. Aus Gründen der Vereinfachung wurden deshalb bei den Über-
schlagsrechnungen generell gewichtete Mittelwerte verwendet. Dabei wurde folgende 
Vorgehensweise zugrunde gelegt: 
• Getrennte Berechnung fiir die alten und neuen Bundesländer (falls möglich). 
• Referenzjahr ist 1990, und die CO,-Einsparungen werden fiir 2005 angegeben. 
• Emissionen durch Heizen mit Strom werden nicht betrachtet. 
• Die hier berechneten CO,.Einsparungen beziehen sich auf den Bereich Raumwärrne 
ohne Warmwasserbereitung. 
• Bei der Berechnung der COrEmissionen werden die Einsparungen durch einen Ver-
gleich der zeitlichen Entwicklung bis 2005 mit Maßnahme und der Entwicklung ohne 
Maßnahme bestimmt. 
• Es wurde versucht, die Maßnahmen so zu behandeln, daß die errechneten CO,-
Reduktionen der Einzelmaßnahmen ohne Doppelzählungen addiert werden können. 
Dabei wurde unterstellt, daß die Maßnahmen im Bündel durchgefiihrt werden. Sofern 
Überschneidungen auftreten, werden diese separat ausgewiesen. 
• Es werden - soweit wie möglich und soweit wie jeweils relevant - die fo1genden ener-
getischen Effekte bzw. Maßnahmen berücksichtigt: 
• Verbesserung der Wärmedämmung an der Gebäudehülle. 
* Erhöhung des Jahresnutzungsgrades der Wärmeerzeuger. 
* Wechsel zu kohlenstoffärmeren Brennstoffen. 
Wegen der Annahmen und Vereinfachungen im Rechenprozeß können die Ergebnisse 
natürlich nur Schätzwerte sein (educated guess). Eine genaue Fehleranalyse ist nicbt 
möglich. 
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- Zielerreichung mit dem lKARUS-LP-Modell 
Das Reduktionsruveau im ,,:Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario<l27 ist ruf den Bereich der 
privaten Haushalte aus LP-Modellrechnungen abgeleitet. Dabei wird das Reduktionss-
zenario zugrunde gelegt, bei dem im Zusammenspiel aller Sektoren das von der Bundes-
regierung verfolgte Minderungsziel fur das Jahr 2005 erreicht wird. Das ,,Mit-weiteren-
Maßnahmen-Szenario" ist hier als Zielszenario konzipiert. Bei der Berechnung werden 
zunächst mit dem LP-Modell kostenminimale Handlungsfelder identifiziert, die dann mit 
Hilfe weiterer Informationen und modellexogener Überschlagsrechnungen soweit wie 
möglich in Einzelrnaßnahmen aufgegliedert werden. 
5.1.4 Erreichbare CO,-Einsparungen durch ergrifTene MaOnahmen 
Es handelt sich hier um die Maßnahmen, die in Tabelle 48 dargestellt sind. Die berechne-
ten COrEinsparraten hängen von einer Reihe von Annahmen ab, die zusammen mit dem 
Recheng.ng im Anhang zu Kapitel 5.1 dokumentiert werden. 
Einige Maßnahmen konnten nicht quantifiziert werden. Allerdings dürfte der weitaus 
größte Teil der CO,-Minderungen erfaßt worden sein. Die errechnete CO,-Minderung 
wird natürlich nur erreicht, weM die den Rechnungen zugrunde liegenden Annahmen 
auch eintreten. Es sei auch hier noch einmal darauf hingewiesen, daß die Untersuchung 
der wirtschafilichen Auswirkungen der Maßnahmen nicht Gegenstand der Studie war. 
Novelle der WSchV95 
Die Novellierung der WSch V wurde zum 1. Januar 1995 wirksam. Gegenüber der vor-
hergehenden Verordnung wird eine Heizenergieeinsparung um 30 % und somit auch eine 
entsprechende Reduktion der CO,-Emissionen erreicht. Darüber hinaus soll sich die neue 
Wärrneschutzverordnung auch auf den Altbestand auswirken, wenn weitergehende Re-
novierungs- und Modernisierungsmaßnahmen durchgefuhrt werden. Da hierüber prakti-
sche keine Informationen vorliegen, wurde die Auswirkung am Altbestand bei den Rech-
nungen vernachlässigt. Der dadurch verursachte Fehler dürfte gering sein, da der weitaus 
größte Teil der CO,-Einsparung aus den Neubauten von 1995 bis 2005 ·resultiert. 
21 Zur Kalegorisierung der Maßnahmen und der in dieser Untersuchung verfolgten drei Szenarien 
vgI. oben die Vorbemerkungen zum Teil 11. (S. 34). 
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Tabelle 48: 
Wirkungen der CO,-MinderungsmaOnahmen im Haushaltssektor 
im Jahre 2005 im "Mit-Maßnahmen-Szenario" 
Maßn. BezeichmR1Q der Deutsch- Al'e Neue WlrklXlg&-Bundes- Bundes- Referenz rar die Einsparung Ne. Maßnahmen land länder länder zeitraum 
Mill. t 
29 Novelle WSchV95' 5.0 '.3 0,7 WSchV82 ab 1.1.1995 
30 Novelle HeizAnlV94' 6,1 5,5 0,6 Nutzungsgrad der A1tan/agen ab 1.6.1994 
31 Vor-art-Beratung' 0,1 0,1 
-
Zustand vor Sanierung 09.91 -1297 
32 Fördergebieis-lSland. keine QuantiflZierung 
ortsicherungsgesetz 
33 KfW Programm neue 6,2 
-
6,2') Zustand vor Sanienng Okt.1990 Bundesländer* bis 1996 
34 Aufschwmg Ost' lA 1,4l1 Zustand vor Sanierung Ende 1992 
35 Sozialer Wohnungsbau' 0,7 0,5 0,2 ab 1991 
Exp. Wohnungsbau, Inv. 
36-39 Erleichterungen, Vermind. keine QuantiflZierung 
von Inv.-Hemmnissen Info. 
Novellierung der Klein-
101 feuerung:;;genvo 0,7 0,5 0,2 Zustand vor der Novelle ab Dez. 1994 
f1.BlmSch • 
103 Privilegierung regenerativer keine Quanlifizie,ung in Kraft Eneroien 
104 Vereinheitlichung keine auanlifizierung in Kraft Genehmiauna 
111 KfW·Programm alte 1,9 1,9 ab Jan. 1996 Bundesländer' 
115 Ökozulagen 0,' 0,3 0,1 abJan 1996 
Selbstverpflichlung"" 2,2 2,2 0,0 Ölheizung 1990 bis 2005 (Wechsel von Öl zu Gas) 
Sumo Alle Maßnahmen 24,7 15,3 9A 
me 
" 
0,4 Mill. I gehören zu Maßnahme 30.· 2) 0,1 Mill. t gehorenzu Maßnahme 30. 
') Überschneidungen mit der Selbstverpflichtung von MVVV, BGW und VKU. 
"l verbleibender Nettoeffekt der Selbstverpflichlungen, der nicht durch andere Maßnatvnen abgedecktisI. 
Quellen: BMBau 1996, ISI el al 1993, Jochem 1996, Karl1995, KfW 1996, Kolmetz el al 1994, STE·Berechnunaen 
Der Bau von neuen Gebäuden erhöht· in jedem Fall die CO,-Emission. Durch die 
WSchV95 kann allenfalls ein verminderter Anstieg der Emissionen in Neubaubereich er-
reicht werden. Die in Tabelle 48 ausgewiesene CO,-Reduktion von 5,0 Mill. t ist die 
Differenz aus der CO,-Emission der Neubauten entsprechend der alten WSchV82 minus 
der CO,-Emission bei Anwendung der neuen WSchV 95. Diese DiffereßZ beziffert inso-
fern die CO2-mindernden Wirkungen der neuen Wärmeschutzverordnung. 
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Novelle der HeizAnlV 
Die Novelle gilt seit Juni 1994 fur heizungstechnische Anlagen sowie fur Brauchwarm-
wasser erzeugende Einrichtungen mit einer Nennwärmeleistung von 4 kW und mehr, 
wenn sie in Gebäuden neu errichtet werden oder errichtet sind und ersetzt, erweitert, 
umgerustet oder nachgerustet werden. Durch erhöhte Anforderungen an neue Heizungs-
und Warmwasseranlagen soll die CO,-Emission deutlich verringert werden. 
Bei der Berechnung wurde unterstellt, daß von Juni 1994 bis 2005 in den alten Bundes-
ländern knapp die Hälfte (45 %) der vorhandenen Heizungsanlagen erneuert wird. Dies 
erscheint bei einer mittleren technischen Lebensdauer von 20 bis 25 Jaluen plausibel. Da-
bei handelt es sich sowohl um öl- als auch um gasbefeuerte Anlagen mit einem wahr-
scheinlich noch nicht sehr großen Anteil von Brennwertkesseln. Weiterhin wird ange-
nommen, daß die neuen Heizungen gegenüber den z. T. alten Anlagen im Mittel einen 
deutlich höheren Nutzungsgrad haben. Damit errechnet sich eine Einsparung von 6, I 
Mill. t im Jahre 2005. Der im Vergleich zur WSchV 95 höhere Beitrag ist durch die we-
sentlich größere Anzahl an neuen Heizungsanlagen im Vergleich zu den Wohnungsneu-
bauten bedingt. 
KjW Woh/1raummodernisieru/1g in den neuen Bundesländern und Aujsclnvung Osl 
Beide Maßnahmen, die sich auf bestehende Wohnbauten in den neuen Bundesländern 
beziehen, erreichen zusanunen 7,6 Mill. t CO,-Einsparung pro Jahr. Die relativ hohen 
Werte sind durch das große Fördervolumen bedingt und durch den relativ schlechten 
technischen Stand der Anlagen in Ostdeutschland vor Einfuhrung der Maßnahmen. Von 
den 7,6 Mill. t können 0,5 Mil!. t der Novelle der HeizAnlV zugeordnet werden. Der Ge-
samtbetrag der Einsparungen durch die HeizAnlV ist um diese Teilbeträge höher ( vg!. 
Anhang zu Kapitel 5.1). 
Novellierung der Klei/1jeuenmgsanlage/1-Verordnung (1. BlmSchV) 
Die Verordnung betrifft Feuerungsanlagen in privaten Haushalten und bei Kleinverbrau-
chern. Der Geltungsbereich umfaßt Feuerung,leistungen von 4 kW bis 1 MW fur Kohle 
(bis 6 MW fur Öl und 10 MW fur Gas). Durch die Anpassung der Kleinfeuerungsanla-
gen-Verordnung an den Stand der Technik werden die Abgasverluste weiter gesenkt .. 
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Ende 1994 wurde die Novellierung der Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung beschlossen. 
Nach einer Übergangsfust müssen alle vor Inkrafttreten der Novelle errichteten Anlagen 
das von diesem Zeitpunkt an fur Neuaruagen geltende Anforderungsniveau einhalten. 
Während die HeizAnlV konkrete Anforderungen an neue Anlagen stellt, kann durch die 
Klejnfeuerungsanlagen~Verordnung ein rechtzeitiger Ersatz erzwungen werden. Die erw 
reichbare CO,-Einsparung bis 2005 wird angesichts des hohen Wertes bei der HeizAnlV 
nur mit 0,7 Mil!. tangegeben. 
Vor-Ort-Beratung und sozialer Wohnungsbau 
Die Maßnahruen Vor-Ort-Beratung und sozialer Wohnungsbau lassen sichtlich nur rela-
tiv beschränkte Emissionssenkungen erwarten, die summarisch ca. 0,8 Mil!. t betragen. 
KfW-Programm fiir die altel1 Bundesländer 
Das KfW-Programm zur CO,-Minderung dient der ziosgünstigen, langfustigen Finanzie-
rung (Kredite) von Investitionen zur CO,-Minderung und zur Energieeinsparung in 
Wohngebäuden in den alten Ländern eirisch!. Berlin (West), wobei der Zinssatz in den 
ersten 10 Jahren um zwei Prozentpunkte gegenüber dem Kapitalmarkt verbilligt wird. 
Finanziert werden Maßnahmen an vermieteten und eigengenutzten Gebäuden zum 
Zwecke der CO,-Minderung und Energieeinsparung durch: 
• Verbesserung des Wärmeschutzes der Gebäudeaußenhülle, und zwar 
* Verbesserung des Wärmeschutzes der Außenwände, 
* Verbesserung des Wärmeschutzes des Daches (Einbau ausreichender Dänun-
schichten im Dach oder Wärmedänunung von obersten Geschoßdecken zu 
nicht ausgebauten Dachräumen), 
* Fenstererneuerung (Einbau von Fenstern mit Wärmeschutzverglasung oder 
Austausch vorhandenetVerglasungeo gegen Wärmeschutzverglasung), 
* nachträgliche Wärmedänunung der Kellerdecke oder von erdbeTÜhrten Au-
ßenflächen beheizter Räume. 
• Installation von Brennwertkesseln einschließlich der unmittelbar durch die Brennwert-
nutzung veranlaßten Maßnahmen. 
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Es kann auch eine zur Vorbereitung der Auftragsvergabe erstellte Energiediagnose ge-
fördert werden. Mit dem über funf Jahre geplanten Förderprogranun fur die alten Bun-
desländer wurde durch das Bundesbauministerium ein Kreditvolumen von 5 Mrd. DM in 
Aussicht gestellt. Bis zum November 1996 waren nach Auskunft von KfW 1,5 Mrd. DM 
aus diesem Programm abgerufen. Die erwartete COrMinderung fur das vollständige 
Förderprogramm wird auf 1,9 lvfill. t im Jahre 2005 geschätzt (vg1. auch Tabelle 48). 
Ökozulagen 
Mit dieser Förderung sollen CO,-Minderungsmaßnalunen beim Bau oder Kauf von Ei-
genheimen gefördert werden. Von Januar 1996 an wird über einen Zeitraum von acht 
Jahren eine jährliche "Niedrigenergiehauszulage" von 400 DM gewährt. Voraussetzung 
ist, daß der in der WSchV95 festgelegte Jahresheizwärmebedarfum mindestens 25 Pro-
zent unterschritten wird. Darüber hinaus gibt es eine .,Heizenergiesparzulage", zum Bei-
spiel fur den Einbau von Wärmepumpen sowie Wärmeruckgewinnungs- und Solaranla-
gen. Die Zulage fur die neuen Technologien wird ebenfalls acht Jahre lang gewährt. Sie 
beträgt maximal 500 DM jährlich. Die mit diesem Aufwand insgesamt erreichbare CO,-
Einsparung wird auf 0,4 MiI1. t geschätzt (vg1. Anhang zu Kapitel 5.1). 
5.1.5 Freiwillige' Selbstverpflichtung der Energiewirtschaftsverbände . MWV, 
BGW und VKU 
Mil1eralölwirlschajtsverband (MWV) 
Die deutsche Mineralölwirtschaft verpflichtet sich in ihrer Klimaschutzerklärung, den 
spezifischen Heizölverbrauch im Raumwärmemarkt in Deutschland von 1990 bis zum 
Jahr 2005 um 25 % zu reduzieren (MWV 1996). Dadurch soll eine Veningerung des 
mittleren Verbrauchs auf 17 Liter Heizöl je Quadratmeter Wohnfläche erreicht werden. 
Diese Zahlen gelten als Durchschnitt fur Raumwärme und Warmwasser im Haushalts-
und im Kleinverbrauchssektof. Zur Erreichung des Reduktionszieles werden vom MWV 
folgende Entwicklungen unterstellt: 
• Mehr als die Hälfte der Ölheizungsanlagen muß bis zum Jahre 2005 durch modeme 
sparsame Anlagen ersetzt werden. 
196 
• Bis zum Jahre 2005 sollten 50 % des Gebäudebestandes mit einer optimalen Wärme-
dämmung ausgestattet sein. 
Insbesondere die zweite Voraussetzung wird im "Mit-Maßnahmen-Szenario" nicht er-
fullt. Eine solch weitreichende Gebäudesanierung wird erst im ,,Mit-weiteren-Maß-
nahmen-Szenario" unterstellt. Es gibt also eine Überschneidung der Selbstverpflichtung 
rojt den "weiteren Maßnahmen". 
Der Mineralölwirtschaftsverband will folgende Maßnahmen ergreifen bzw. unterstützen: 
• Intensive und zielfuhrende Beratung der Verbraucher. 
• Wärmelieferung mit modemen Heizungsanlagen und verstärktem Einsatz von Kraft-
Wärme-Kopplung. 
• Kooperation mit den Herstellern zur forcierten Weiterentwicklung und Markteinfuh-
rung von Heizsystemen. 
• Kooperation mit Baustoffindustrie, Bauhandwerk und Architekten im Gebäudebe-
reich. 
Ob diese Maßnahmen ausreichen, um die oben unterstellten Entwicklungen bei der Hei-
zungsmodernisierung und Wännedämmung zu erreichen, ist derzeit noch unklar. 
Die Reduktionsraten fur die spezifischen Verbräuche lassen sich z.B. fur den Haushalts-
sektor auch aus den Angaben der Prognos-Studie von 1995 errechnen. Demnach flillt in 
Deutschland der Heizälverbrauch zur Raumheizung und Warmwasserbereitung im Haus-
haltssektor von 22 Liter je Wohnquadratmeter im Jalue 1990 auf 17,4 Liter je Wohn-
quadratmeter im Jalue 2005. Die Auswirkung der Reduzierung des spezifischen Ver-
brauchs auf den absoluten Verbrauch wird durch einen Anstieg der beheizten Wohnflä-
ehe und durch eine Zunahme des Heizölverbrauchs in den neuen Bundesländern zum 
großen Teil wieder kompensiert. 
Bundesverband der Deutschen Gas- und Wasserwirtschaft (liGII1 sowie Verband kom-
munaler Unternehmen (VKU) 
Zur Realisierung der Klimaschutzerklärung wird die deutsche Gaswirtschaft folgende 
Initiativen verstärken und auf der örtlichen Ebene umsetzen (BGW, 1996): 
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• Verstärkte Information und Beratung. 
• Intensivere Förderung der Brennwertnutzung und der Kraft-Wärme-Kopplung. 
• Ausweitung von Energiedienstleistungen wie WärmeHeferung und Contracting. 
• Neue Konzepte rur die Erschließung von Neubaugebieten. 
• Verstärkte Nutzung von Erdgas rur Haushaltsgeräte (Gas-Vollversorgung). 
• Kombination von solarw und erdgasgestützter Wannwasserbereitung. 
Der VKU hat sich in seinen Versorgungsgebieten verpflichtet, die CO,.Emissionen be-
zogen auf 1990 um 25 % zu reduzieren (VKU 1996). Für den Sektor private Haushalte 
betrifft dies im wesentlichen die Gasversorgimg. Hier gibt es Überschneidungen mit der 
Selbstverpllichtung des BGW. 
Überschneidung mit anderen Maßnahmen 
Aus den Rechnungen von Jochern (1996) lassen sich rur die Selbstverpllichtungserklä-
rungen der drei Verbände im Raumwärmebereich der privaten Haushalte (ohne Warma-
wasserbereitung) Einsparungen in Höhe von insgesamt 27 Mill. t CO, ableiten (vgl. auch 
Kapitel 4.2. 7.1). Dieser Betrag teilt sich wie folgt auf: 
BGW und VKU 
MWV 
19,5 Mill. t CO, 
6,5 Mill. t CO, 
Von den 19,5 Mill. t, die den Verbänden BGW und VKU zuzurechnen sind, entfallen 
6,0 Mill. taufBrennstoffeinsparungen; 1,3 Mill. t ergeben sich als fiktive Substitution bei 
Neubauten durch mehr Erdgas, 3,6 Mill. t resultieren aus der Substitution von Heizöl 
und 8,6 Mill. t werden durch die Substitution von Braunkohle und Stadtgas eingespart. 
Die Gesamtzahlen, die rur den Zeitraum 1990 bis 2005 als Bruttozielsetzung zu verste-
hen sind, wurden offensichtlich recht hoch angesetzt. Die SelbstVerpflichtung der Ener-
giewirtschaftsverbände überschneidet sich mit folgenden beschlossenen Maßnalunen: 
Novelle der WSchV95 
Novelle der HeizAnlV94 
Vor-art-Beratung 
- KfW Modemisierungsprogramm in den neuen Bundesländern 
Aufschwung Ost 
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Infonnation für Bauherrn, Architekten, Planer, Handwerker 
Novellierung der KleinfeuerungsanlagenVO (I.BIrnSch) 
KfW Programm für Altbauten in den alten Bundesländern 
Die im Jahre 2005 erreichbare CO,-Minderung dieser ergriffenen Maßnahmen, die in Ta-
belle 48 dargestellt ist, setzt die volle Wirksamkeit der Selbst verpflichtung der Energie-
wirtschaftsverbände voraus, da der teclmische Vollzug der Verordnungen und die Höhe 
der Inanspruchnahme der Förderprogramme die aktive Infonnations- und Öffentlich-
keitsarbeit der Unternehmen der Versorgungswirtschaft erfordert. 
Eine Überschneidung mit der Selbstverpflichtung der Energiewirtschaftsverbände kann 
schließlich bei den folgenden weiteren - zusätzlich in Betracht zu ziehenden - Maßnah-
men entsprechend Tabelle 49 erwartet werden: 
Instrumente zur energetischen Sanierung im Gebäudebestand. 
Verbesserung der Attraktivität der Gasnutzung. 
Dabei wurde vorausgesetzt, daß die unterstellten Einsparpotentiale auch ausgeschöpft 
und die Selbstverpflichtungen weiterentwickelt werden. 
In den oben genannten Zahlen dürften autonome, d.h. freiwillige, nicht geförderte Sanie-
rungen an den Gebäudehüllen des Altbestandes eingerechnet worden sein. Nach Abzug 
der Einsparungen der anderen Akteure entsprechend den beschlossenen Maßnahmen 
bleibt für die Selbstverpflichtung der drei Verbände eine Nettoeinsparung von 2,2 Mill. t 
CO, aufgrund der verstärkten Substitution von Heizöl durch Erdgas (vgl. Tabelle 48). 
Der Bruttobetrag der Einsparungen durch den Übergang zu Erdgas, die unter den ergrif-
fenen Maßnahmen in Tabelle 48 verbucht sind, beträgt 5,0 MiII. t CO,. Davon sind 2,8 
Mill. t in den Wirkungen der HeizAnlV, der KfW Programme und des Aufschwungs Ost 
enthalten (vgI. Anhang zu Kapitel 5.1) 
5.1.6 CO,-Einsparungen durch weitere Maßnahmen 
Die "weiteren Maßnahmen", die für den Haushaltssektor zielführend sind, wurden aus 
IKARUS-Optimierungsrechnungen abgeleitet. Den IKARUS-Handlungsfeldem, die nicht 
vollständig identisch mit den "weiteren Maßnahmen" sind, lassen sich z. T. mehrere Ein-
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zelmaßnahmen zuordnen (vgl. Anhang zu Kapitel 5.1, Zuordnungsmatrix). Mit dem 
IKARUS-Modell wurden folgende Handlungsfelder identifiziert: 
A. Erheblich verstärkter Einsatz von Gas-Brennwertkesseln 
B. Brennstoffwechsel von Heizöl zu Erdgas 
C. Bestandsnachrtistung in den alten Bundesländern 
D. VerschäIfung der Wärmeschutzverordnung ab 2000 
E. Nachrüstung von Altbauten in den neuen Bundesländern 
Durch entsprechende Umsetzungsmaßnahmen auf diesen Handlungfeldem läßt sich eine 
COrMinderung im Jahre 2005 von ca. 20 Mill. t erreichen. Die Auflösung der IKARUS-
Handlungsfelder in "weitere Maßnahmen" ist in Tabelle 49 dargestellt. 
Tabelle 49: 
CO,-Minderungsmaßnahmen zur Zielerreichung im Haushaltssektor 
bis zum Jahre 2005 im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" (Sparpotentiale) 
Maßn. Bezeichnung der Maßnahmen Deutschland Referenz 1(1' die Status WirklrQSo Nr. MiII.1 ElnsnanJI"KI zeitraum 
102 Energetische Sanienng" 11,4 Zustand vor Sanierung Vorscl1'ag 
-
Energiesparverordnlrlg 2000 3.8 WSohV95 Vorschlag 2000-2005 (verscharfte WSchV) 
Gebaudevermielungs- und 1.0 Zustand vor Sanierung Vorsch!r;lg 
-Verkauf$Verordl'lUng 
GnndsteuerverOfdnung 1.0 Zustand vor Sanlenng Vorschlag 
Allraktivitäl der Gasnutzung 3.1 Ölheizung Vorschlag sektor-
-verbessern" Obergreifend 
Summe 20.3 
.) Uberschneidungen mit der Selbstverpflichtung von MWV. BGW und VKU. 
Quellen: BMBau 1996 Jochem 1996 Kolmetz et al 1994 STE-Berechnunaen. 
Anmerkungen 2ur Umsetzung der" weiteren Maßnahmen" 
Die Angaben zur COrEinsparung sind bei den ergriffenen Maßnahmen grundsätzlich an-
ders zu bewerten als bei den vorgesch1a~enen weiteren Maßnahmen. Bei den ersteren 
müssen die COrEinsparungen bis 2005 (vgl. Tabelle 48) als mit Sicherheit erreichbar 
angesehen werden. Die CO,-Einsparungen durch die "weiteren Maßnahmen" sind dage-
gen Wunsch- oder Erwartungswerte, die von der Politik angestrebt und umgesetzt wer-
den müssen, wenn das Reduktionsziel der Bundesregierung im Jahre 2005 verwirklicht 
werden solL 
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Die Handlungsfelder flir den Haushaltssektor wurden mit dem IKARUS-LP-Modell un-
ter der strikten Vorgabe der Zielerreichung und im Zusammenspiel sämtlicher Sektoren 
der Energiewirtschaft ermittelt. Sollen die Zielwerte erreicht werden, müßte umgehend 
damit begonnen werden, die errechneten Einsparpotentiale auf diesen Handlungsfeldem 
durch wirksame Maßnahmen auszuschöpfen. Dies erfordert den Einsatz zusätzlicher In-
strumente. 
Weitere energetische Sanierung 
Den CO,-Minderungspotentialen im Gebäudebestand kommt eine Schlüsselrolle bei der 
Umsetzung des CO,.Minderungsprogramms zu. 
In der Wärmeschutzverordnung 95 ist der Gebäudebestand nur insoweit einbezogen als 
Renovierungs- und Sanierungsmaßnahmen einen bestimmten Umfang überschreiten. 
Umfassende nachträgliche Maßnahmen wurden bisher jedoch noch nicht vorgeschrieben, 
da die flir eine weitgehende Ausschöpfung der Einsparpotentiale notwendigen Investitio-
nen bei den heutigen Energiepreisen vielfach unwirtschaftlich sind und den Bürger hoch 
belasten würden. Die Bundesregierung prüft, ob und mit welchen Instrumenten eine Be-
schleunigung der Energiesparinvestitionen im Gebäudebestand erreicht werden kann 
(Deutscher Bundestag, Drucksache 12/8556, 1994) 
Die weitere energetische Sanierung hat von allen vorgeschlagenen Maßnalunen nach den 
Ergebnissen der Optimierungsrechnungen mit dem IKARUS-Modell mit 11,4 Mill. t CO, 
das bei weitem größte Einsparpotential. Davon entfaßen entsprechend der Zuordnungs-
matrix in Anhang zu Kapitel 5.1 rund 2,6 Mill. t auf weitere Gas-Brennwertkessel und 
der Rest auf eine bessere Wärmedämmung. Es ist zu beachten, daß die Maßnalunen 
Gebäudeverrnietungs- und Verkaufsverordnung sowie die Grundsteuer Verordnung, die 
auch eine Sanierung des Bestandes beinhalten, hier nicht mitgezählt werden. 
Generell sind Maßnahmen an bestehenden Gebäuden danach zu orientieren, daß - bei 
anstehender Fassaden~. Dach- und Fensteremeuerung - zunächst die Gebäudehüllen sa-
niert werden müssen, weil allein von deren Status der Wärmebedarf abhängt. Zuerst muß 
in diesen Fällen der Wärmebedarf reduziert werden, bevor eine neue Heizungsanlage 
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(z.B. ein Brennwertkessel) installiert wird, denn deren Dimensionierung (Leistungs-
größe) wird ja durch den Wärmebedarffestgelegt. 
In der Reihenfolge technischer MaßnaJnnenan Altbauten steht wegen der kürzeren Rein-
vestitionszeiten häufig zuerst die Umstellung der Fenster auf ntindestens Wärmeschutz-
verglasung, besser noch - in Richtung Niedrigenergiehäuser - Superverglasung. Neben 
den Fenstern sind Dächer chronische Schwachstellen alter Häuser. Als nächste Maßnah-
me kommt daher die Verbesserung der Dachdämmung, insbesondere die Belegung der 
Dachbodenflächen ntit Dämmplatten und die Aufsparrendämmung in Betracht. 
Als drittes wäre die Außendämmung von Fassaden mit einer Dämmdicke von 12 cm vor-
zusehen, schließlich auch die Wärmedämmung der Unterseite der Kellerdecke ntit einer 
Dämmdicke von mindestens 6 cm (Ebel 1995). Die erwähnte Reihenfolge entspricht der 
Kosteneffizienz der MaßnaJnnen. 
Summarisch kann dazu gesagt werden, daß die Einspareffekte besonders bei älteren Ge-
bäuden bis zu 50 % betragen können. Mit zunehmendem Einsparpotential sind aber im-
mer höhere Investitionen aufzuwenden. Dabei kÖJUlen die anfallenden Kosten fiir die 
Verbesserung des Wärmeschutzes erheblich reduziert werden, wenn die Maßnahmen im 
Renovierungszyklus .durchgeruhrt werden, d.h. wenn ohnehin Maßnahmen zur Erhaltung 
der Bausubstanz ergriffen werden müssen. Es ist jedoch nicht zu übersehen, daß trotz-
dem die Gesamtinvestitionen aufgebracht werden müssen, obwohl nur die Zusatzinvesti-
tionen (Differenz zv.rischen Gesamtinvestitionen und Sowieso-Investitionen) der energie-
sparenden Maßnahme zuzurechnen sind. 
Energiesparverordl1ul1g 2000 
Das Ziel der COrEinsparung im Gebäudebereich kann besser erreicht werden, wenn eine 
ganzheitliche Betrachtung unter Einbeziehung der Gebäudehülle und der Anlagentechnik 
vorgenommen wird. Als Kenngröße rur die Formulierung der Anforderungen sollte der 
Gesamtheizenergiebedarf Verwendung finden. Aus der existierenden WSchV95 wird 
dann eine Energiesparverordnung, die im Jahre 2000 in Kratt treten soll (ESV 2000). 
Dantit werden WSchV, HeizAnlV und Kleinfeuerungsanlagenverordnung zusanunenge-
faßt. Das Anforderungsniveau der künftigen Energiesparverordnung ist durch die Ver-
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einbarungen zwischen Bund und Ländern, wonach eine weitere Verschärfung, bezogen 
auf das Nachweisverfahren der WSchV95 von 25 bis 35 % realisiert werden soll, bereits 
vorgegeben. 
Im Rahmen der vorliegenden Studie wurden aufgrund der IKARUS-Rechnungen folgen-
de Bedingungen unterstellt: 
• Die verschärfte ESV 2000 soll gegenüber der WSch V95 einen um ein Drittel niedri-
geren Heizenergieverbrauch verlangen. 
• Bei den Heizanlagen ist eine massiver Einsatz von Brennwertkesse1n erforderlich. 
Damit muß die Förderung eines wesentlich stärkeren Gaseinsatzes einhergehen. 
Durch diese Maßnahmen wird bis 2005 eine CO,-Minderung um 3,8 Mil!. t erwartet. 
Davon entfallen 1,8 Mill. t auf eine bessere Wärmedänunung und 2,0 Mil!. t auf die ver-
stärkte Einfiihrung von Gas-Brennwertkesseln (vgl. Zuordnungsmatrix in Anhang zu 
Kapitel 5.1). 
Gehäudevermietungs- und Gehäudeverkaujsverordnung 
Die Einfiihrung einer Gebäudevennietungs- und Gebäudeverkaufsverordnung knüpft an 
eine vergleichbare Verordnung fiir Wohngebäude in Dänemark sowie die SA VE-
Richtlinie 93176fEWG der EU-Kommission zum Wärmebedarfsausweis an. Sie nimmt 
besonders Bezug auf das InvestoriNutzer-Dilemma durch Mieten oder Leasing von Ge-
bäuden sowie auf die Geringschätzung von Energiekosten beim Besitzerwechsel von Ge-
bäuden. Eine Quantifizierung dieser Verordnung, die ein energietechnisches Gutachten 
bei Neuvennietung bzw. Verkauf vorschreibt, wird hier nur sehr grob versucht (vg!. auch 
Kapitel HA). Für die privaten Haushalte werden, basierend auf Schätzungen des ISI fiir 
den Kleinverbrauchssektor, Einsparungen von ca. I Mil!. t CO, veranschlagt. 
Grundsteuerverordnung 
Schwierig ist die Einschätzung der Wirkung einer Grundsteuerverordnung, die den Ge-
bäudeeignern eine je nach erreichter Energiekennzahl des Gebäudes unterschiedliche 
Grundsteuer auferlegt. Gebäude, die eine HE.üzenergiekennzahl von beispielsweise mehr 
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als 100 kWh/(m'a) bzw. 200 kWh/(m'a) erreichen, müßten mit einer doppelt bzw. drei-
fach so hohen Grundsteuer wie diejenigen mit weniger als 100 kWh/(m'a) beaufschlagt 
werden. 
Diese Verordnung könnte auch gut mit der o.g. Gebäudeverrnietungs- und Gebäudever-
kaufsverordnung kombiniert werden. Ihre Wirkung dürfte fur den Bereich der privaten 
Haushalte ebenfalls unter I Mill. t CO, liegen (vgl. auch Kapitel II.4). 
Attraktivität der Gasnulzung verbessern 
Erdgas hat gegenüber Kohle je Energieeinheit einen um ca. 50 % niedrigeren CO,-
Ausstoß, in Bezug auf Heizöl sind es immerhin noch 25 %. Die Substitution von Kohle 
und Heizöl durch Erdgas ist damit eine attraktive Maßnahme, um den CO,-Ausstoß im 
Haushaltssektor zu verringern. 
Im "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" muß im Jalue 2005 Heizöl durch Erdgas zu-
sätzlich substituiert werden, damit sich eine Emissionsreduzierung von 3,1 Mill. t CO, 
ergibt. Die Mehrnutzung von Erdgas bedeutet, daß zusätzlich zu den autonomen und den 
im "Mit-Maßnalunen-Szenario " berücksichtigten Heizungsumstellungen von Öl auf Gas 
weitere 25 % der 1990 vorhandenen Ölheizungen bis 2005 durch Gasheizungen ersetzt 
werden müssen. Eine entsprechend ausgedchtete, verbesserte Selbstverpflichtung der 
deutschen Gaswirtschaft könnte hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. 
Fazit: Szenarien zur Entwicklung der COrEmissionen 
Vereinbarungsgemäß wird die von Prognos erwartete Entwicklung als Referenz für diese 
Studie gewählt. Die entsprechende CO,-Emission beläuft sich entsprechend Tabelle 45 
auf 115,2 Mill. tim Jalue 2005. Hier wird unterstellt, daß Progno~ aus der Liste entspre-
chend Tabelle 48 die beschlossenen Maßnahmen von WSchV95 (Nr.29) bis zur Novellie-
rung l.BImSchV (Nr. 101) bei der Berechnung der CO,-Minderung berücksichtigt hat. 
Dies fuhrt nach Tabelle 50 zu einer Einsparung der direkten (brennstoffseitigen) CO,-
Emissionen von 20,8 Mill. t (Raumwärrne und Warmwasser). 
Der Beitrag der Maßnahmen KfW-Programm fur die alten Bundesländer, Ökozulagen 
sowie der Nettoeffekt der Selbstverpflichtung mit einer Gesarntreduktion von 4,5 Mill. t, 
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die bei Prognos nicht enthalten sind, werden hier im "Mit-Maßnahmen-SzenaIio" erfaßt, 
in dem im Jahre 2005 mit einer Verminderung der CO,-Emission auf 110,7 Mil!. t ge-
reclmet werden kann. Im "Mit-weiteren-Maßnalunen-Szenario" wird das Emissionsni-
veau schließlich bis 2005 auf91,7 Mil!. t gesenkt." 
Tabelle 50: 
Szenario zur Entwicklung der C01-Emissionen 
im Baushaltssektor im Jahre 2005 
COrReduktion 
bis 20051) 
In Mill. t 
.Ohne-Maßnahmen--Szenaf'io· 
- COz.Reduktion Raumwärme I Maßnahmen 29 bis 101 2) 20,2 
- COz-Reduklion Warmwasserbereituni') 0,6 
Referenzszenario entsprechend Prognos'l 




- COz-Reduktion Raumwärme durch weitere Maßnahmen~J 20,3 
- CO:z-Reduktion Warmv.-asserbereitung6) -1,4 
.Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario· 
CDz-Emission 
im Jahre 20051) 





1) Nur direkte brennstoffbedingte C02"'Emissionen in den Bereichen Raumwarme und Warmwasser. Ohne 
zusätzliche Reduktion der COI-Emissionen durch Aktivitäten auf Lsndes- und Kommunalebene.-
2) Vgl. dazu Tabelle 48.- 3) Vgl. dazu Kapitel 5.2.2.1.- 4) Vgl. dazu Tabelle 45.-~) Vg1. dazu Tabelle 49.-
6) Nur zentrale Warmwasserbereitung, negativer Wert durch Mehreinsatz von Erdgas und Heizöl: Minder-
emissionen werden im FemWärme- und Stromerzeugungsbereich berOcksichtigt. Vgl. Kapitel 5.2.3.1. Die 
Anoaben schließen die Wirkunaen einer erneuten Novellieruna der Kleinfeuerunasanlaaenverordnuna ein. 
Illferpolalion der COrMinderungseffekte für das Jahr 2000 
Die Tabelle 51 zeigt die interpolierten Werte fur das Jahr 2000. Dabei ist mit großer Si-
cherheit anzunehmen, daß die Reduktion von 17,3 MiI!. t CO, im ,,Mit-Maßnahmen-
Szenario" im Jahre 2000 erreicht wird. 
Bei den Reehoungen fur das "Mit-weiteren-Maßnahmen-Szenario" wurde - außer bei der 
Energiesparverordnung 2000 - unterstellt, daß die Umsetzung sofort (also noch 1997) 
beginnt. 
28 In diesen Angaben sind die C02-Mindenmgseffekte durch Aktivitäten auf Landes- und Konununa-
lebene nicht enthalten. 
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Tabelle 51:
Interpolation der CO,-Mindernngswirknngen im Ranmwiirmebereich der privaten
Haushalte im Jabre 2005 auf das Jahr 2000 flir das "Mit-MaOnahmen-Szenario"
und das "Mit~weiteren·Matlnahmen·Szenal'io"
Mann. Kurzbezeichnung I 2000 I 2005
Nr. der MaBnahmen I Mill. leo,
Ergriffene MaBnahmen
29 Novelle WSchV9S1) 2,5 5,0
30 Novelle HeizAnlV941j 3,0 6,1
31 Vor-Ort-Beratung 1) 0,1 0,1
33 Kf'vV Programm neue Bundeslander" 6,2 6,2
34 Autscbwunq Ost1) 1,4 1,4
35 SozialerWohnungsbau 1) 0,3 0,7
101 Novellierung derKleinfeuerungsan!agenVO (1.BlmSchV)1) 0,4 0,7
111 KfW-Programm alteBundeslander" 1,9 1,9
115 Okozulaqen 0,4 0,4
Selbstverptllchtunq" (Wechsel von 01 au Gas) 1,1 2,2
Summe uber aile MaBnahmen 17,3 24,7
WeitereMaBnahmen
102 Energetische Sanierung3j 4,6 11,4
Energiesparverordnung 2000 (verscharfteWSchV)
- 3,6
Gebaudevermletunqs-und Verkaufsverordnung3) 0,4 1,0
Orundsteuervercrdnunp'" 0,4 1,0
Attrakttvltat derGasnutzung verbessern'" 1,3 3,1
Summetiber aile MaRnahmen 6,7 20,3
1) Oberschneidungen mitderSelbstverpflichtung vonMWV, BGW und VKU.
~ MaBnahmen lm Rahmen derSeJbstverpflichtungen
:l) Wirkung unter derVoraussetzung, daB dieUmsetzung derMaBnahmen sofort beginnt.
Ouelle: Berechnunaen von STE.
5,1.7 Umsetzharkeit der weiteren MaOnahmen bis 2005
Sofern die Umsetzung sofort beginnen konnte, muflten im Haushaltssektor fur das "Mit-
weiteren-Maflnahmen-Szenario" in den noch verbleibenden neun Jahren bis 2005 in
Deutschland zusatzlich CO,.Emissionen in Hohe von 20,3 Mill. I reduziert werden. Da
bierzu aber die gesetzlichen und finanziellen Rahmenbedingungen noch fehlen, kann der-
zeit keine Aussage tiber die Zielerreichbarkeit gemacht werden. Dies war auch nicht Ge-
genstand der Studie (vgl. KapileI5.1.3).
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In den neuen Bundeslandern handelt es sich im wesentlichen urn eine zentrale Maflnah-
me, namlich urn die energetische Sanierung von weiteren 30 % des Gebaudebestandes
von 1990. Zur Umsetzung muflte ein neues Modernisierungsprogranuu mit dem 1,3-
fachen Fordervolumen des noch laufenden KfW-Progranuus aufgelegt werden.
In den alten und neuen Bundeslandern konnen durch die geplante Energiesparverord-
nung, die im Jahre 2000 in Kraft treten soli, rund 3,8 Mill. t CO2 gespart werden. Davon
sind 2,0 Mill. t CO2 mittels einer besseren Warmedarnmung zu reduzieren (vgl. Tabelle
51, Energiesparverordnung 2000). Voraussetzung ist allerdings, daO sich die potentiellen
Bauherrn nicht durch die erneute Kostenerhohung innerhalb der knrzen Zeitspanne von
1995 bis 2000 infolge der verscharften Warmedammungsvorschriften abhalten lassen.
Kritiker erwarten eine deutliche Reduktion des Wohnungsneubaus. Unter dieser Voraus-
setzung ware die errechnete Einsparung von ca. 2,0 Mill. t CO2 bis 2005 nicht zu er-
reichen.
Erdgas muf bis 2005 in einem sehr viel starkeren Malle Heizol substituieren als dies bei
den beschlossenen Maflnahmen und der. autonomen Entwicklung der Fall ist. Dies ist
aber ein sektoriibergreifendes Problem, das nicht nur filr den Haushaltsbereich alleine
gelost werden mull. Entsprechend den IKARUS-Optimierungsrechnungen muflte aulier-
dem ein sehr grofrer Teil der Gasbenutzer auch Brennwertkessel einsetzen, urn insgesamt
die in Tabelle 51 ausgewiesenen 3,1 Mill. t CO2 zu sparen. Eine solch massive Verwen-
dung dieser Technik laOt sich aber vermutlich weder durch das laufende KfW-Programrn
fur die alten Bundesliinder noch durch die geltende Heizungsanlagen-Verordnung
(HeizAnIV) bewirken.
Die Situation konnte sich allerdings etwas "entspannen", wenn man denVerkehrssektor
in die Minderungs-Uberlegungen einbezieht. Im IKARUS-Reduktionsszenario, das den
bisherigen Uberlegungen zugrunde liegt, werden die CO2-Emissionen des Verkehrs nur
moderat gebremst. Wurde es gelingen, den Verkehr im Jahre 2005 etwa auf das Emissi-
onsniveau von 1992 zu bringen, mufhen die C02-Emissionen im Haushaltssektor
- modelltechnisch - weniger stark, narnlich urn knapp 4 Mill. t, reduziert werden.
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5.1.8 Zusammenfassung und Bewertung der Liindermafinahmen
Infonnationen uber Landesforderprograrnme liegen fUr Baden-Wurttemberg, Berlin,
Brandenburg, Hessen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, das Saarland und Schles-
wig-Holstein vor. Nach schriftlichen oder telefonischen Mitteilungen gibt es keine For-
derprogramme in Niedersachsen, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern. Es fehlt ein
Rucklauf'von den Landern Sachsen, Sachsen-Anhalt und Hamburg.
Die Darstellungen der Forderprogramme der oben genannten acht Lander enthalten
praktisch keine Quantifizierung potentieller CO2-Einsparungen. Diese sind auch nicht
nachrechenbar, da die Angaben nicht ausreichen. Eine Uberschneidung mit Bundespro-
grammen ist nicht erkennbar. Die Programme lassen sichzweiKategorien zuordnen:
• MaBnahrnen an bestehenden Gebauden
• Mallnahmen an Neubauten.
In allen Fallen ist auch die .Rationelle Energieverwendung und Nutzung erneuerbarer
Energiequellen" Fordergegenstand. Darunter fallen insbesondere:
• kontrollierte Be- und Entluftung mit und ohne Warmeruckgewinnung,
• Warrnepumpen,
• solarthermische Anlagen,
• PV, Wind, Wasserkraft, Biomasse, Erdwarme,
• Kraft-Warrne-Kopplung (KWK), vor allem BHKW.
Diese Aktionen bilden den alleinigen Forderbezug im Saarland und in Brandenburg (hier
nur fur kleine und mittlere Unternehmen, kein Hinweis aufWohngebiiude).
SchwerpunktmiiBig umfassen die oben genannten Programme Gebaudehulle und Heiz-
systeme, d.h. Niedrigenergiehauser, Sanierung von Gebaudehullen, Decken und Fenstem
sowie neue Heizaggregate und/oder kohlenstoffanne(-lose) Energietrager.
Programme fur Altbauten gibt es in Baden-Wurttemberg, Berlin, Hessen, Nordrhein-
Westfalen, Rheinland-Pfalz und im Saarland. Programme fur Neubauten existieren in Ba-
den-Wurtternberg, Berlin, Schleswig-Holstein und im Saarland.
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Die Forderprogramme sind durchaus amibitios und bieten gute Unterstutzung bei den
Einzelmallnahmen. Das Hauptproblem ist der jeweils sehr beschrankte finanzielle Rah-
men, der gelegentlich erwahnt wird und der sich nur in der Groflenordnung einiger Mill.
DM bewegt. Aus diesem Grund ist der Gesamtbeitrag der Landerprogramme begrenzt.
Man kann mit einiger Sicherheit annehrnen, daB die CO,-Emissionsreduzierungen durch
die Landermaflnahrnen im Haushaltssektor nur in der Groflenordnung von 5 bis 10 % der
CO,-Verrninderungen durch die Maflnahmen des Bundes Jiegen. Daruber hinaus gibt es
eine Vielzahl von Stadteprograrnmen, die hier nicht berucksichtigt sind.
5.1.9 Vergleich mit den Ergebnissen der RWlJifo-Studie
1m folgenden werden die CO,-Emissionen des HaushaItssektors nach den RWIlIfo-Sze-
narien (Hillebrand 1996) mit den Szenarien der vorJiegenden Studie vergJichen (Tabelle
52).
Tabelle 52:
Vergleich der CO,-Emissionen und CO,-Minderungen im Baushaltssektor
in den Szeuarien von RWIIIfo und in der vorliegenden Studie
1990 2005 Dlfferenz2005 - 1990
direkte CO2-Emissionen in Mill. t
RWl/IFO
Referenz-Szenario 130,4 126,2 -4,2
IMA-Szenano 130,4 115,6 -14,8
Enquete-Szenario 130,4 113,4 -17,0
Enquete-Szenario mitzusatzllchen MaBnahmen 130,4 79,4 -51,0
Vorliegende Studie1)
"Ohne-MaBnahmen-Szenario" 128,4 136,0 7,6
"Mit-MaBnahmen-Szenario" 128,4 110,7 -17,7
"Mit~weiteren-MaBnahmen-Szenarlo" 128,4 91,7 -36,7
1) Raumwarme sowe Warmwasserbereitung; ohne Minderung derCOrEmlsslonen durch
Aktlvltaten aufLandes- und Kommunalebene.
Quellen: Prognos 1995, RWllifo 1996, Oko-lnstiM 1996, STE-Berechnungen.
Das Referenz-Szenario von RWIlIfo beschreibt eine vermutete Entwicklung mit folgen-





• Forderung der Sanierung des Femwiirmebestandes in den neuen Bundeslandern
• ForderungsprogrammWindenergie
• Forderung des Einsatzes emeuerbarerEnergien
• Geanderte Besteuerung von motorgetriebenen Kraft-Warme-Koppelungsanlagen
• 1000 Dacher PhotovoltaikProgramm
• Erhohung der Mineralolsteuer
In diesem Szenario errechnet RWII1fo fur den Haushaltssektor gegenuber 1990 eine
CO,-Minderung von 4,2 Mill. t. Darnit liegt dieses Szenario zwischen dem "Ohne-
MaI1nahmen-Szenario", in dem keine besonderen CO,-ReduktionsmaOnahmen zugrunde
gelegt sind, und dem "Mit-Maf3nahmen-Szenario", in dem mehr MaJ3nalunen als im
RWII1fo Referenz-Szenario berucksichtigt worden.
1m IMA-Szenario von RWII1fo werden gegenuber dem Referenzszenario immerhin 28
zusatzliche Reduktionsmallnahmen mit betrachtet. Den hier untersuchten Haushaltssek-
tor durften folgende Mafmahmen beruhren:
• Einfuhrungeiner CO,ffinergiesteuer (MI)
• Novellierungder Warmeschutzverordnung (M3)
• Novellierungder HeizAnlV(M4)
• Novellierungder I.BlmSchV (M6)
• Novellierungder Honorarverordnung, HOAl (M7)
• Verbesserung der Aus- und Fortbildung (M8)
• Weiterentwicklungvon Energiekonzepten (M9)
• Ausbau der Femwiirmeversorgung (MIl)
• Programm Energiediagnosen (MI4)
Ein Teil der MaBnahmen des IMA-Szenarios kommt im "Mit-MaI1nahmen-Szenario"
dieser Studie nicht zorn Tragen, dafur aber einige andere (vgl. Tabelle 45). Die CO,-
Emissionenund die Differenzen gegenuber 1990 stimmen fur beide Szenarien trotz dieser
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und anderer methodischer Unterschiede sowie differierender Annahmen zur Zahl der Be-
volkerung im Jahre 2005 relativ gut iiberein.
1m Enquete-Szenario geht RWIllfo fur den Haushaltssektor von einer Verschlirfung der
Warmeschutzverordnung im Jahre 2000 und von einem Forderprogramm zur CO2-
Minderung aus. 1m Vergleich zum IMA-Szenario wird damit eine weitere Reduktion um
2,2 Mill. t erzielt, und es werden gegenuber 1990 insgesamt 17,0 Mill. t weniger emit-
tiert.
1m Enquete-Szenario mit zusatzlichen MaBnahrnen wird in der RWIllfo-Studie unter-
stellt, daB die Warmeschutzverordnung auf den gesamten Gebaudebestand in den alten
und neuen Bundeslandern ausgedehnt wird. Damit wird eine weitere sehr wirkungsvolle
CO2-Minderung von 34 Mill. t erreicht. In diesem Szenario wird im Jahre 2005 gegen-
iiber 1990 eine Reduktion von insgesamt 51 Mill. t berechnet, was einer Minderungsrate
von 39 % entspricht.
So weit geht das "Mit-weiteren-MaBnahrnen-Szenario" dieser Studie nicht. Hier betragt
die CO2-Reduktion gegeniiber 1990 "nur" knapp 37 Mill. t oder fast 29 %. Anders als
von RWIlIfo wird realistischerweise angenommen, daB bis 2005 wahl kaum mehr als et-
wa 35 % bis 40 % des Gebaudebestandes von 1990 energetisch saniert werden konnen.
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5.2 Warmwasserbereitung, Kochen und andere elektrische Gerate in prl-
vaten Hausbalten"
5.2.1 Vorbemerkungen
In del' Analyse fur die Anwendungen Wannwasserbereitung, Kocbenund andere elektri-
sche Gerate wird bezuglich del'privaten Haushalten eine weitere Differenzierung vorge-
nommen, urn den spezifischen Wirkungsraum unterschiedlicher politischer Instrumente
moglichst genau abbilden zu konnen.
Es werden daher - die elektrische Raumheizung wird hier nicht betrachtet - drei ver-
schiedene Gerategruppen unterschieden
• Gerate zur Warmwasserbereitung: Hierwerden alle Geratezur zentralen oder dezen-
tralen Warmwasserbereitung fur samtliche Energietrager (Strom, Femwarme, Heizol,
Erdgas, Kohle etc.) zusammengefafst.
• Gerate zum Kochen:Hierzuzahlenelektrische, Erdgas- und Kohleherde.
• Andere elektrische Gerate: Unter diesel' Gruppe werden alle elektrischen Gerate au-
BerHerden und Warmwasserbereitern subsumiert.
In den hier vorliegenden Untersuchungen wurde allerdings del' BereichKochen aus zwei
Grunden ausgeklammert:
• Zwar existieren einige Technologien, die zu einer signifikanten Verbesserung des
Nutzungsgrades von Elektroherden fuhren (Keramikkochfelder, automatische Top-
ferkennung, Induktionsherde, etc.), doch Iiegen die Preise fur derartige Herde bisher
teilweise bei einem Mehrfachen del'konventionellen Elektroherde.
• Die Strategie des Fernwarme- und Zentralheizungsausbaus fuhrt tendenziell zur Ver-
drangung von Gasherden, wenn auf die kostenintensive Doppelverlegung von Gas-
und Warmeverteilsystemen verzichtet wird. Die damit notwendige Optimierung zwi-
schen ressourcensparenden Heizungs- und Kochsystemen bedarf eines hinsichtlich
Spareffekten und Kosten sehr stark differenzierenden politischen Instrumentariums.
Das notwendige Design eines solchen Instrumentariums kann im Rahmen del' fur die
vorliegende Arbeit zur Verfiigung stehenden Ressourcennichtgeleistetwerden.
29 DiesesKapitel wurdefederftlhrend vom Oko-Institut bearbeitet.
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Fur die Verbrauehsgruppen Warmwasserbereitung und sonstige Elektrogerate (aufler
Herden) werden die folgenden Instrumentebetraehtet:
I. Bereits wirkende Mafinaiunen
Abschaffungder Leuehtmittelsteuer (!MA: Nr, 4)
Novellierung der Heizanlagenverordnung (Verbesserung des Nutzungsgrades fur
die Heizungssysteme und damit auch der an diese Heizungssysteme gekoppelten
zentralen Warmwasserbereitung) - (!MA: Nr, 30)
2. Noch ausstehende bzw. vorgeschlagene Maflnahmen
Novellierung der Kleinfeuerungsanlagenverordnung (weitere Verbesserung des
Nutzungsgrades fur an die Heizungsanlage gekoppelte zentrale Warmwasserberei-
tungsanlagen)
Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz (IMA:Nr. 108)
Elektroanwendungsverordnung fur elektrische Haushaltsgerate (Mindeststandards
fur eine Auswahl von Neugeratenim Haushaltsbereich)
- Novellierung der Heizanlagenverordnung bezuglich zentraler Warmwasserberei-
tung (Aufnahme einer Verpflichtung zum Einbauzentraler Warmwasserbereitungs-
anlagen)
Die Auswahl dieser Instrumentemacht deutlich, dafi sie durchweg auf jeweils neue Gera-
te abzielen, Der Wirkungsraum aller Instrumentemub dementsprechend tiber zwei Kom-
ponenten bestimmtwerden
• Netto-Zugange der jeweiligenGerate oder Systeme
• Substitution von Geraten bzw. Systemenim Bestandtiber die Lebensdauerzyklen
Die im folgenden dargestellte Analyse der genannten Instrumente folgt also einem ein-
heitlichenSchema:
• Zuerst wird der Wirkungsraurn der Instrumente ermittelt, es wird also bestimmt, wie-
viel Gerate oder Systemevon den jeweiligen Instrumenten crfafltwerden.
• In einem weiteren Schritt werden die Standards fur die neuen Gerate oder Systeme
definiert,
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• Daran scWieJlt sich die Berechnung des Flottenverbrauchs aller Gerate oder Systeme
an, die im Regelfall uber ein Stock-Exchange-Modell erfolgt.
• Fur den Fall, daJl ein Instrument auch auf die Energietragersubstitution abzielt, wer-
den die Substitutionsbeziehungen analysiert, welche auch die Ergebnisse des Stock-
Exchange-Modells reflektieren.
Aus den so gewonnenen Strukturdaten konnen dann die Veranderungen des Energiebe-
darfs bzw. der CD,-Emissionen ermittelt werden.
5.2.2 MaJlnahmen in der ReferenzentwicWung
5.2.2.1 MaJlnahmen Im Bereich Warmwasserbereitung
Die Anfang 1995 in Kraft getretene Novelle der Heizanlagenverordnung (IMA-Liste Nr.
30) bewirkt eine verbesserte Effizienz der Heizungsanlagen, wobei hierbei vor allem
zentrale 01- und Gasheizungsanlagen betroffen sind. Die hoheren Nutzungsgrade werden
dabei vor allem durch den Einsatz effizienterer Brenner und Kesselanlagen erzielt. Db-
wohl sich die Wirkung dieser Verordnung sich uberwiegend im Bereich Raumwarme des
Haushalts- und Kleinverbrauchssektors entfaltet, sind mit ihr ebenfalls energiebe-
darfssenkende Effekte fur die Warmwasserbereitung verbunden, denn eine verbesserte
Effizienz der Heizanlage wirkt naturlicherweise auch auf zentrale Warmwasserberei-
tungsanlagen.
In einem ersten Schritt wurde in AnIehnung an Prognos (1995) die Entwicklung der
Warmwasserbereitungsanlagen ermittelt. Hierbei bedurfte es nur der Analyse fur die
zentralen Warmwasserbereitungsanlagen, wobei hinsichtlich der Verordnung nur die
zentralen Warmwasseranlagen fur Heizol und Erdgas von Belang sind (Tabelle 53).
Die Analyse wurde hier fur das Jahr 2005 durchgefuhrt, wobei nach alten und neuen
Bundeslandern differenziert wurde, da hier teilweise noch signifikante Unterschiede hin-
sichtlich der Parameter zu berucksichtigen sind.
Im Jahre 2005 ermittelt sich aus den Netto-Neuzugangen und einer durchsclmittlichen
Lebensdauer von 20 Jahren fur die alten Bundeslander ein Anteil der zwischen 1992 und
2005 neu eingebauten Heizungsanlagen fur Olheizungen mit 66 % und fur Gasheizungen
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mit 76 % des Gesamtbestandes. Da zentralebl- und Gasheizungen in den neuen Bundes-
landern nur in geringen Stuckzahlen Anwendungen fanden, unterscheidet sich hier der
Anteil von neuen Anlagen im Jahre 2005 mit 90 % (Olheizungen) bzw. 93 %
(Gasheizungen) deutlichvon dem in den a1ten Bundeslandern,
Aus der Differenz der Nutzungsgrade fur neue Anlagen kann somit die Energieeinspa-
rung ermitteltwerden.
Tabelle 53:
Bestand an zent ralen Warmwasserbereitungssystemen
in Deutschland 1992 bis 2020
1992 I 2000 1 2005 1 2010 1 2015 2020
Mill. Anla en
Deutschland
Femwarrne 2,8 2,9 3,0 3,1 3,1 3,1
61 8,0 8,8 8,9 9,1 9,1 9,1
Gas 5,0 7,4 8,6 9,4 10,0 10,4
Kohle 0,7 0,3 0,2 0,2 0,2 0,2
Summa 16,5 19,2 20,7 21,8 22,4 22,8
Alte Bundeslander
Fernwarme 1,5 1,7 1,8 1,9 2,1 2,2
61 7,7 7,7 7,9 7,9 7,9 7,8
Gas 4,7 6,1 6,9 7,6 8,1 8,4
Kahle 0,2 0,2 0,1 0,1 0,1 0,1
Summe 14,2 15,7 16,8 17,5 18,1 18,5
NeueBundeslancer
Femwarrne 1,3 1,2 1,2 1,2 1,1 1,0
61 0,3 0,8 1,1 1,2 1,2 1,2
Gas 0,3 1,4 1,6 1,8 1,9 2,0
Kohle 0,4 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1
Summa 2,3 3,5 4,0 4,3 4,3 4,3
Abweichungen in den summen durch Rundungen.
Quelle: Proonos (1995), leicht verandert,
Hatten die ab 1992 neu eingebauten zentralen Systeme fur bl- und Gasheizungenkon-
stant den Nutzungsgrad damaliger neuer Systeme behalten (60 % fur Olheizungen bzw.
64 % fur Gasheizungen), so harte im Jahre 2005 der Energiebedarfum 12,8 PJ uber dem
von Prognos angegebenen Wert gelegen. FOr die neuen Bundeslander betragt dieser
(zunachst fiktiveEinsparwert) 0,3 PJ fur Heizol sowie0,5 PJ fur Erdgas.
Berucksichtigt man weiterhin, daB die Wirkung der Heizanlagenverordnung zumindest
theoretisch erst ab 1995 einsetzt und rechnet man die Einsparungen proportional auf den
Zeitraum 1995 bis 2005 um, so ergebensichEnergieeinsparungen von insgesamt 8,9 PJ.
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Diese Betrachtung ignoriert zunachst zwei wichtige Einflusse:
I. Die Heizanlagenverordnung hatte bereits vor ihrem Inkrafttreten eine Ankiindi-
gungswirkung, sie wirkte also bereits vor 1995. Das Ignorieren dieser Ankiindi-
gungswirkung unterschatzt die Wirkung der Verordnung.
2. Auch ohne ErJafi der Verordnung harte sich der Nutzungsgrad der Heizanlagen in der
Tendenz des technischen Fortschritts verbessert. Die Nichtberucksichtigung dieses
Einflusses fuhrt zu einer Uberschatzung der Wirkung.
Da die Berucksichtigung dieser beiden Einflusse hoch spekulative Schittzungen voraus-
setzen wurde und die Wirkungsrichtung beider Einfluflfaktoren entgegengesetzt ist, wird
hier eine Kompensation beider Effekte angenommen und keine weitere Anpassung VOf-
genommen.
Die Tabelle 54 zeigt die Wirkung der Heizanlagenverordnung im Detail.
Tabelle 54:
Wlrkung der Heizanlagenverordnung (bereits ergriffen) im Jahre 2005
Alta Bundeslander Neue Bundeslander
Olheizungen I Gasheizungen Olheizungen I Gasheizungen
Energieeinsparung in PJ 4,16 4,14 0,20 0,40
COz-Minderung In Mill. t 0,31 0,23 0,02 0,02
Quelle: Berechnungen desOko-lnstituts
Insgesamt ist damit der Heizanlagenverordnung im Iahr 2005 fur den Bereich Warmwas-
serbereitung eine Energieeinsparung von 8,9 PJ und eine Venninderung der COrEmis-
sionenurn ca. 0,6Mill. t zuzurechnen.
5.2.2.2 Mafinahmen im Bereich Elektrogeriite
Der Stromverbrauch von Beleuchtungsanlagen wurde durch die Abschaffung der
Leuchtmlttelsteuer (IMA-Liste Nr. 4) beeinflufit. Da diesbezilglich keine naheren Daten
vorliegen, ist allerdings eine Quantifizierung nicht moglich.
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5.2.3 Zusiitzliche MaOnahmen
5.2.3.1 MaOnahmen im Bereich Warmwasserbereitung
Zusatzlich zu den MaBnahmen, die in den Projektionen des Referenzszenarios bereits
erfal3t sein durften, werden hierzwei weitereInstrumente vorgeschlagen, die im Bereich
der Warmwasserbereitung zu einer weiteren Effizienzerhohung bzw. CO2-Minderung
beitragen konnten:
- Novellierung der Kleinfeuerungsanlagenverordnung
Novellierung der Heizanlagenverordnung.
Die strengeren Anforderungen an die maximalen Abgasverluste in einer novellierten
Kteinfeuenmgsanlagenverordnung (1. BlmSchV) verbessern naturlich auch die Eflizienz
der Warmwasserbereitung fur den Fall, daB Warmwasser tiber ein zentrales, an die Hei-
zungsanlage gekoppeltes System bereitet wird.
Vordergrilndig betrifl\ die Verordnung daher zunachst wieder nur zentrale 61- und Gas-
beizungen. Unscharf ist jedocb der Anwendungsbereich der Etagenbeizungen flir Erdgas.
Diese werden zwar binsichtlicb ihrer Leistung von der Kleinfeuerungsanlagenverordnung
erfallt, doch liegen keine differenzierten Daten fur die dezentralen Warmwasserberei-
tungssysteme (Durchlauferhitzer und Etagenheizungen) vor, so dall die Zahl der betrof-
fenen Systeme nur geschatzt werden kaun. Da eine solche Schatzung jedoch derzeit mit
hoben Unsicherheiten behaftet ist, wird der Bereich der Gasetagenbeizungen hier ausge-
klammert und am Ende des Abschnitts eine grobe Scbiitzung angefligt.
Hinsichtlich der Zentralheizungssysteme wird mit der Novelle der Kleinfeuerungsanla-
genverordnung eine Verbesserung des Nutzungsgrades flir die Warmwasserbereitungs-
systeme urn jeweils 3 bis 4 Prozentpunkte unterstellt.
Damit ergeben sich (abzUglich der bereits mit der Heizanlagenverordnung erzielten Ef-
fekte) die in der Tabelle 55 gezeigten Resultate. Dabei wurde unterstellt, dall die novel-
lierte Verordnung im Jahre 1998 in Kraft treten kann.
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Tabelle 55:
Wfrkung einer novellierten Heizanlagen- und Kleinfeuerungsanlagenverordnung
(vorgeschlagen) im Jahre 2005
Alte Bundeslander Neue Bundeslander
Olheizungen IGasheizungen Olheizungen IGasheizungen
Energleeinsparung in PJ 1,51 1,31 0,28 0,25
CO2-Mlnderung In Mill. t 0,11 0,07 0,02 0,01
Quelle: Berechnungen des Oko-Instituts
Zusatzlich zu den im Raumwarrnebereich erzielten Effekten wurde eine novellierte
Kleinfeuerungsanlagenverordnung fur den Bereich der Warmwasserbereitung in
Deutschland eine Energieeinsparung von ca. 3,3 PI bzw. eine Venninderung der CO,-
Emissionen urn etwa 0,2 Mill. t bewirken.
Neben einer Verbesserung der Effizienz der Warmwasserbereitungssysteme spielt in be-
zug auf die Emissionsminderung die Energietragersubstitution eine besondere Rolle.
Die Referenzprognose von Prognos (I995) geht diesbezuglich von einem leicht sinken-
den Anteil von zentralheizungsgekoppelten Warmwasserbereitungsanlagen und einer
kraftigen Zunahme von dezentralen Anlagen aus (von 1992 bis 2005: elektrisch +15 %,
Gas +14 %).
Tabelle 56:
Zentrale Heizungs- und Warmwasserbereitungssysteme, 1992 und 2005
Zentrale Helzungssysteme I Zentr. Warmwasserbereitung
1992 I 2005 I 1992 I 2005
Mill. Anlagen
Deutschland
Fernwarme 3,99 4,50 2,80 3,00
Ol-Zentralheizung ·10,67 12,44 8,00 9,00
Gas-Zentralhelzung 9,09 16,44 5,00 8,50
Alte Bundeslander
Fernwarme 2,31 2,86 1,50 1,80
Oi-Zentralheizung 10,27 10,97 7,70 7,90
Gas-Zentralhelzung 8,55 13,53 4,70 6,90
Neue Bundeslander
Fernwarrne 1,69 1,64 1,30 1,20
Ol-Zentralheizung 0,40 1,47 0,30 1,10
Gas-Zentralheizung 0,55 2,91 0,30 1,60
Ouelle: Prognos (1995)
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Tabelle 56 laOt erkennen, daB der Netto-Zuwachs an Heizungssystemen jeweils starker
als der Netto-Zuwachs an zentralen Warmwassersystemen ist, Die ZaW derjenigen Hei-
zungssysteme, die von 1992 bis 2005 emeuert werden, wurde wie folgt errechnet:
• Die Zahl der neugebauten Wohnungen wurde mit der Beheizungsstruktur fur neue
Wohnungen uberlagert, wobei ein Verhaltnis von 25 % Ein- und Zweifamilienhauser
und 75 % Mehrfarnilienhauser unterstelltwurde.
• FOr den Wohnungsbestand im Jahre 1992wurde das Potential der von'1992 bis 2005
zu erneuernden Heizungssysteme unter der Annahme eines Erneuerungszyklus' fur
Heizanlagenvon 20 Jahren ermittelt.
Die Tabelle 57 zeigt die Zahl derjenigen Zentralheizungssysteme, fur die von 1992 bis
2005 der Einbau einerneuen Anlagenotwendigwird.
Tabelle 57;
Einbau von neuen Zentralheizungsanlagen, 1992 und 2005
AltaBundeslsnder I Neue Bundeslander
Neubau I Ersatz I Neubau Ersatz
Mill. Anlagen
Fernwarme 0,25 0,53 0,05 0,25
OI·Zentralhelzung 0,51 1,67 0,27 0,Q7
Gas-Zentralheizung 2,78 2,50 1,06 0,16
Quelle: Berechnungen des ko-Instituts
Das Potential neuer Zentralheizungsanlagen, die in der Referenzentwicklung nicht mit
zentralen Warmwasserbereitungsanlagen ausgestattet wurden, Hillt sich damit auf ca. 10
MillionenSysteme beziffem.
Wurde eine gesetzliche Verpflichtung (z.B. durch Aufnahrne einer entsprechenden Be-
stimmung in dieHeizungsanlagenverordnungy auferlegt, aile neuen Zentralheizungsan-
lagen mit einer zentralen Warmwasserbereitungsanlage zu koppeln, sind die folgenden
Mechanismenzu berucksichtigen:
• Es warden weniger dezentraleAnlagenfur die elektrische bzw. Erdgas-Warmwasser-
bereitung installiert.
• Die zusatzlichen zentralenWarmwasserbereitungsanlagen warden erstens im Regelfall
einen geringeren Nutzungsgrad als dezentrale Systemeausweisen, zweitens wurde der
spezifische Warmwasserverbrauch steigen(Komforteffekt).
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Der Einspareffekt durch den zusatzlichen Bau von zentralen Warmwasserbereitungsanla-
gen ergibt sich also aus dem Effekt durch unterschiedliche Nutzungsgrade, eine abwei-
chende Warmwasserinanspruchnahme und unterschiedliche Emissionsfaktoren.
Bei den zentralen Systemen wurde fur das Jahr 2005 einheitlich ein taglicher Warmwas-
serverbrauch von 45 Litem und fur dezentrale Warmwasserbereitungsanlagen von 38
Litem je Person unterstellt.
Die Substitution durch zentrale Warmwassersysteme wurde wie folgt geschatzt:
• Bei zentralen Fernwarme- und Olheizungen ersetzten sie zu 100 % dezentrale Strom-
systeme.
• Bei zentralen Gasheizungen ersetzen sie zu 1/3 Strom- und zu 2/3 dezentrale Gassy-
sterne.
Als Zeitpunkt fur das Inkrafttreten der Verordnung wurde ebenfalls das Jahr 1998 ange-
nommen. AIle Ergebnisse fur 2005 wurden fur diesen Zeitraum proportional zum Zeit-
raum 1992/2005 korrigiert.
In der Tabelle 58 sind die Effekte dieser Mafmahmen auf den Energieverbrauch fur die
alten und die neuen Bundeslander ausgewiesen. Endenergieseitig ergibt sich daraus ein
Mehrbedarfvon knapp 12 PJ fur die alten und etwa 2,5 PJ fur die neuen Bundeslander,
Tabelle 58:
Substitutionswirkungen einer novellierten Heizanlagenverordnung
auf den Endenergiebedarf imJahre 2005
AlteBundesllinder I Neue aundestander




Erdgas 22,14 11,10 5,03 2,52
Strom 11,77 2,60
Summe 34,70 22,87 7,58 5,12
Saldo 11,83 2,46
Quelle: Berechnungen desoko-lnstltuts
Der Effekt auf die Kohlendioxid-Emissionen ist erstens von den Bedarfseffekten auf der
Primarenergieseite und zweitens von den spezifischen COrEmissionen abhangig. Unter-
stellt man beim Strom (Fernwarme) fur die alten Bundesllinder einen spezifischen Emis-
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sionsfaktor von 130 t CO,je TJ (59 t CO,ITJ) und fur die neuen Bundeslander einen sol-
chen von 300 t CO,ITJ (75 t CO,ITJ), so ergeben sieh die in Tabelle 59 zusammengefafl-
ten Effekte auf der Emissionsseite.
Tabelle 59:
Substitutionswirkungen einer novellierten Heizanlagenverordnung
auf die CO2-Emissionen im Jahre 2005
AlteBundeslander NeueBundeslander
Mehremissionen Minderemissionen Mehremissionen I Minderemissionen
COz.-Emissionen in Mill. t
Fernwerme 0,17 0,08
Heizol 0,72 0,11
Erdgas 1,22 -0,61 0,28 -0,14
Strom -1,53 -0,78
Summe 2,11 -2,14 0,47 -0,92
SaldoInsgesamt -0,03 -0,45
dar.: Saldo bel 1,33 0,25Heizcl uod Erdaas
Quelle: Berechnungen desoko-lnstituts
Unter Berucksichtigung der bei der Strom- und Fernwarrneerzeugung verbuehten Emis-
sionsanderungen ergeben sich fur Gesamtdeutsehland damit Minderemissionen von
knapp 0,5 Mill. teO" wobei wegen der hoheren spezifisehen CO,.Belastung des Stroms
der groflte Teil in den neuen Bundeslandern realisiert wird. Die unmittelbar beim Ver-
braueher entstehenden brennstoffseitigen Emissionen wurden sieh allerdings per Saldo
um knapp 1,6 Mill. teO, erhohen,
Diese Modellreehnung gilt zunachst fur eine durchgangige Gebotsregelung, Diese konnte
flexibilisiert werden, indem die Verpfliehtung zur Kombination einer zentralen Warm-
wasserbereitung an das zentrale Heizungssystem von den Emissionen abhangig gemaeht
wurde,
Andererseits uberschatzt diese Modellreehnung vermutlieh den Mehrverbraueh fur Erd-
gas, da fur Gasetagenheizungen als Teil der dezentralen Warmwassersysteme ein signifi-
kanter Mehrverbraueh dureh Komforteffekte plausibel nieht unterstellt werden kann.
Letztendlieh stelit die hier vorgesehlagene Verordnung ein sensibles Instrument dar, des-
sen Wirkungen auf die CO2-Emissionen vor allem von den Veranderungen im Umwand-
lungssektor abhangen,
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5.2.3.2 Mallnahmen im Bereich Elektrogerate
Irn Jahre 1992wurden in Deutschland etwa 52 % des gesamtenin den privatenHaushal-
ten verbrauchten Stroms fur elektrische Gerate verbraucht, die nicht del'Raumheizung,
del'Warmwasserbereitung oder dem Kochenim herkommlichen Sinnet? dienen.
Fur die Identifizierung von Mallnahmen in diesem Segment mull zunachst del' Frage
nachgegangen werden, welcheStromanwendungen in denHaushaltengut typisierbarsind
und damit einengeeignetenWirkungsraum fur etwaige InstrumentedarsteHen.
Zu den groften Stromverbrauchem in diesem Bereich gehoren Knhl- und Gefriergerate
(zusanunen ca. 35 %), Beleuchtung (15 %), Waschrnaschinen (14 %), Geschirrspuler
sowie TV-Geriile (jeweils 6 %). Weiterhin ist zu beachten, daB in viele Gerate heute
Standby-Vorrichtungen eingebaut sind, die insoweit eine eigene Verbrauchergruppe bil-
den. Das Institut fur Stadtforschung und Strukturpolitik(IfS 1996)gibt hierfur einenGe-
samtstromverbrauch von rund 3,7 TWh an, eine noch unveroffentlichte Arbeit im Auf-
trag des Umweltbundesamt schatzt den Stromverbrauch durch Standby-Betrieb
(einschlieBlich Bereitschaftsbetrieb von WarmwasseranJagen) auf knapp 14 TWh aHein in
den Haushalten. Davon entfaHen allein 8,I TWh auf TV, Video- und Audio-Technik.
AIlein diesel'Verbrauchentsprache mit ca. 12% des Stromverbrauchs fur elektrischeGe-
rate im Jahre 1992etwa demVerbrauch aHer Kuhlschranke in Deutschland!
AIs Zielbereich fur eine normierende Verordnung ergeben sich vorzugsweise die Grup-
pen del' Kuhlgerate und Waschmaschinen. Angesichts des kunftig wahrscheinJich stark
steigendenAnteils von Gersten mit Standby-Einrichtungen und del'guten Typisierbarkeit
diesel' Ausrustungwird auBerdem diese Stromanwendung gesondert betrachtet.
AIs Instrument soil hier eine Elektroanwendungsverordnung fur den Haushaltsbereich
betrachtet werden, die fur Neugerate Mindeststandards definiert sowie einenbestimmten
Hochstverbrauch fiir Standby oder - alternativ - Sparschaltungen vorschreibt.
Del'Wirknngsraum fur diesespolitische Instrumentergibt sich aus zwei Entwicklungen:
30 Zur Verdeutlichung: Kaffeemaschinen werden nicht der Wannwasserbereitung oder dem Kochen
zugeordnet.
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• dem Nettozuwachs anGeraten sowie
• dem Lebensdauerzyklus (wobei hier fur Groflgerate 10 Jahre angenommen werden).
Die Tabelle 60 zeigt die Bestandsentwicklung fur die genannten Gerate in den alten Bun-
deslandern.
Tabelle 60:
Entwicklung von Ausstattungsraten und Hestand an Haushalts-Elektrogeraten
in den alten Bundeslandern, 1992 und 2005
Wasch· I Geschirr- I Kohl- I cetrter- I KOhl-Gefrier-maschine scaler schrank oerat Gerat
Ausstattuncsraten in%
1992 87,7 37,1 80,6 57,2 27,7
2005 88,5 49,9 75,1 70,6 40,8
Geratebestand In Mill. StOck
1992 25,4 10,8 23,4 16,6 8,0
2005 27,3 15,4 23,1 21,8 12,6
verarderunc 7 43 -1 31 572005/1992 in%
Quellen: Prcqnos 1995, Berecbnunqen des Oko-lnstituts
Im Zeitraum von 1992 bis 2005 erfolgt damit in allen gezeigten Gerategruppen minde-
stens ein Gerateaustausch oder eine Neuanschaffung.
Die Entwicklung des spezifischen Gerateverbrauchs wurde uber ein Stock-Exchange-
Modell ermittelt, wobei hinsichtlich der historischen Werte auf Angaben des ZVEI zu-
ruckgegriffen wurde (ZVEI 1992).
In Tabelle 6l sind Entwicklung des durchschnittlichen Stromverbrauchs fur ein Neugerat
im Zeitraum von 1992 bis 2005 sowie der sich daraus ergebende durchschnittliche Ver-
brauch des Gesamtbestandes (F1ottenverbrauch) dargestellt.
Tabelle 61:
Entwicklung des spezilischen Verbrauchs von Haushalts-Elektrogeraten
in den alten Bundeslandern, 1992 und 2005
I Wasch- I Geschlrr- I KOhl- I Gefrier- I KOhl-Gefrier-maschine soOler schrank aerat Geret
Durchschnittsverbrauch 1m Bestend in kWh/a
1992 I 250 360 290 500 3952005 130 295 205 270 280
Neuqeratein kWhla
1992 I 195 346 248 438 3422005 119 294 198 251 225
Quellen: Prognos (1995), Berechnun endesOko-Instltuts
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Als Standard fur die ab 1998 geltende Verordnung wurde derjenige des Bestgerates im
Jahre 1995 definiert (NEI 1995). Zum Zeitpunktdes Inkrafttretens der Verordnung
durfte dieser Standard auch in der Trendentwicklung bereits von einer grolieren Anzahl
Gerate erreicht worden sein, denn bei linearer Fortschreibung ergibt sich aus der histori-
schen Entwicklung eineEffizienzverbesserung von2 bis 3 % p.a.31
Der Tabelle 62 sind die Standards rur Neugeriite entsprechend der vorgeschlagenen
Elektroanwendungsverordnung rur Haushaltsgeriite und der sich damit ergebende Flot-
tenverbrauch zu entnehmen.
Tabelle 62;
Entwicklung del' Hdchstverbrauchsstandards fill' Haushalts-Elektrogerate
in den alten Bundesliindern, 1992 bis 2005
Wasch- I eescnur- I KOhl- I eerner- IKOhl-Gefrier-
maschine scorer scbrank oerat Gerat
Hochstverbrauchsstandards in kWhia
1998 bis 2005 115 220 153 201 177
Verbesseruna In % -3 -25 -23 -20 -21
Durchschnlttsverbrauch (FJottenverbrauch) im Bestand InkWhla
1992 250 360 290 500 395
2005 (ohne Verordnung) 130 295 205 270 280
2005 (mit Verordnung) 115 220 153 201 207
Veranderung in % -11 -25 -25 -26 -26
Ouellen: Proonos 1995, Berechnun endesOko-lnstltuts
FOr die neuen Bundeslander stellt sich die Analyse schwieriger dar, da hier keine Infor-
mationen zum Stromverbrauchvon Neugeriiten in der Vergangenheitvorliegen. Bei einer
qualitativenBetrachtung sind zwei gegenliiufige Tendenzenzu beobachten.
• Einerseits hatten (abgeleitet aus einer Analyse des Flottenverbrauchs im Jalue 1990)
die Altgerate in den neuen Bundeslandern einen spezifisch hoheren Stromverbrauch
als in den alten Bundeslandern,
• Andererseits durfte die Rate der Neuanschaffungen bzw. des Geriiteaustauschs in der
ersten Hiilfte der 90er Jahre signifikant hoher als in Westdeutschlandgewesen sein.
In der Tabelle 63 sind die wesentlichen Kennzahlen fur elektrische Haushaltsgerate in
den neuen Bundesliindemdokurnentiert:
3 J Von 1978bis 1991 verringertesich der speziflsche Stromverbrauch fUr Waschmaschinen urn 34%,




Entwicklung von Ausstattungsraten, Bestand an Haushalts-Elektrogeriiten
und Flottenverbrauch in den neuen Bundesliindern, 1992 und 2005
Wasch- I Geschlrr- I KahI- I Gefrier- IKOhl·Getrier·maschine/-trockner spnler schrank gerat Gerat
Ausstattungsraten in %
1992 91,0 2,5 91,9 61,5 12,0
2005 96,6 23,0 70,3 66,3 39,6
Geratebestand in Mill. StOck
1992 3,0 0,2 6,1 4,1 0,6
2005 6,5 1,5 4,7 4,4 2,6
Veranderunq 7 629 -23 9 2332005/1992 in %
Durchschnittsverbrauch (Fiottenverbrauch) 1m Bestand inkWh/a
1992 390 310 300 375 350
2005 145 290 200 265 275
Quellen: Prognos 1995, Berechnunqen des Oko-lnstltuts
Aufgrund der bestehenden Unsicherheiten wurde auf eine spezifische Modellierung fur
die neuen Bundeslander verzichtet und die Strorneinsparung in den alten Bundeslandern
proportional auf den Strornverbrauch fur die genannten Gerategruppe in Ost-
Deutschland urngerechnet. In Tabelle 64 sind die Ergebnisse fur die alten und die neuen
Bundeslander zusarnrnenfassend fur die betrachteten Gerategruppen dargestellt.
Tabelle 64:
Entwlcklung des Strornverbrauchs fllr ausgewiihlte Haushalts-
Elektrogeriitegmppen in den alten und ncuen Bundesliindern, 1992 und 2005
AlteBundeslander I NeueBundesleinder I Deutschland
Stromverbrauch inTWh
1992 29,0 6,1 35,1
2005 (ohneVerordnung) 22,7 4,3 27,0
2005 (mit Verordnung) 17,0 3,2 20,2
Veranderung 2005 In % -25 -25 -25
Quelle: Berechnungen desOko-lnstituts
Unter Ansatz eines spezifischen Emissionsfaktors von 130 t CO2 je TJ in den a1ten und
300 t c02rn in den neuen Bundesliindern ergibt sich eine Minderung der CO,-Emis-
sionen urn etwa 3,8 Mill.t CO2•
Die Wirkung der Elektroanwendungsverordnung auf den Strornbedarf durch Standby-
Einrichtungen wurde mit einer einfachen Uberschlagsrechnung bestimmt. Zunachst wur-
de angenomrnen, daf sich die Zahl der Standby-Anwendungen bis zurn Jahre 2005 urn
50 % erhoht, wobei hier mit Blick auf die Beitrage zurn Strornverbrauch und zur Vermei-
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dung von Doppelzahlungen allein TV-, Video- und Audio-Gerate bzw. Personalcompu-
ter betrachtet werden. Durch geeignete Schaltungen kann der spezifische Stromver-
brauch von Standby-Einrichtungen /lir diese Gerate zwischen 50 und 90 % verringert
werden. Das grofite spezifische Sparpotential existiert bei TV- und Video-Geraten, die
gleichzeitig den gr6JJten Standby-Verbrauchsanteil reprasentieren. So kann von einem
mittleren Sparpotential von 80 % ausgegangen werden. Auch ohne Inkrafttreten der
Verordnung wird ein Einsatz solcher Sparschaltungen bei 30 % dieser Anwendungen
unterstellt. Wird diese Umsetzungsrate durch die Verordnung auf 95 % erhoht, ergibt
sich bei einem Verbrauch von 7,3 TWh im Ausgangsjahr fur die wichtigsten Gerate mit
Standby-Schaltungen eine Verminderung des Stromverbrauchs im Jahr 2005 von ca. 5,7
TWh (im Vergleich zur Referenz). Bei einem mittleren Emissionsfaktor fur Deutschland
von 173 t CO,ITJ folgt allein aus einer Verbesserung der Standby-Schaltungen eine Min-
derung der CO,-Emissionen um 3,5 Mill. t.
Insgesamt kann damit der Elektroanwendungsverordnung fur den Bereich der privaten
Haushalte eine Emissionsminderung von rund 7,3 Mill. teO, zugerechnet werden. An
dieser Stelle soil jedoch darauf hingewiesen werden, daf die Wirkungen einer solchen
Verordnung naturlich prinzipiell auch durch entsprechende Vereinbarungen mit den Ge-
rateherstellern bzw. -importeuren erzielt werden konnen,
Ein flankierendes Instrument /lir die eflizientere Energienutzung in den privaten Haushal-
ten stellt eine Energtekennzetchnungsverordnung fur Haushaltsgerate dar. Als informa-
tionelles Instrument bildet sie mit der genannten Verordnung ein Mafmahmenbundel und
kann auch fur die dort nicht erfaJJten Gerategruppen zu Verbrauchssenkungen beitragen.
Eine Quantifizierung kann jedoch hier nicht erfolgen.
5.2.4 Zusammenfassung
In Tabelle 65 sind die Emissionswirkungen der fur die Sektoren Warmwasserbereitung
und elektrische Gerate betrachteten Instrumente zusarnmengestellt.
Den groflten Beitrag zur Emissionsminderung leistet danach die Elektroanwendungsver-
ordnung fur Haushaltsgerate, Die Emissionsminderungen im Wannwasserbereich tragen
nur zu einer leichten Verstarkung der Effekte im Anwendungsfeld Raumwarme bei.
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Tabelle 65:
Mal1nahmen zur Reduktion der CO2-Emissionen in den Bereichen
\Varmwasserbereitung und elektrische Gerllte bei den privaten Haushalten
IMA- Mar1nahmeIKurzbe Beglnn Wirkung der Wirkung gegen-
Nr. zeichnung Wirkungsbereich derWirk·
Wirk~mkeit MaBnahme o~r Refer~.~
samkelt lm Zeltablauf (Mill. t CO,, Mill.tCO, .
Berelts wirkende MaBnahmen
4 Abschaffung der Hier: Strcmverbrauch keineQuantifJzierungLeuchtmltlelsteuer Haushalte
Novell!erung der Hier: Zentrale Warm-
30 Heizanlagenver· wasserbereitung dUTCh 0611994 ebnehmend O,S
-
ordnung 61. und Gasheizungen
Weltere 10 Belracht gezogene MaBnahmen
Novellierung der Hier:Zentrale Warm-





Kennzeichnungs- Hier:Eleklrische Gerate 1997 konslanl keine Quanliftzierung
gesell
KonsumgOlelVer. Hier:elektrische Haus-ordnung =Elektrc- haltsgerale:KUhlen,




Heizanlagen- bereltung belZentral- 1998 kcnstent 0,511
verordnung heizung mil Fernwsrrne.
01oderGas
:,cos-RedokucnnurdurchSlromeinsparungen (wirdbel Slromerzeugung berucksichllgl).•
11Saldoeuestrom-und femwarmeseitigen Minderemlssionen (rund2,1 MilLtCO2) undbrennstoffeltlgen
Mehremissionen (knapp1,6 MilLI CO2).
Quelle:Berechnunaen des6ko-!nstituts
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6 Zusammenfassung der Mallnahmen"
In den vorstehenden Kapiteln sind die MaI3nahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen,
die
• aufBundesebene in der Vergangenheit (bisMitte 1996)bereits ergrilfenworden sind,
• die von der Bundesregierung derzeit vorgesehen werden oder
• die als zusatzliche Mallnahmen in Betraehtgezogenwerdenkonnten,
sektor- oder bereichsspezifiseh vorgestellt und in ihren Wirkungen analysiert worden. 1m
weiteren werden die fur die einzelnen Sektoren berucksichtigten MaI3nahmen mit ihren
Emissionsreduktionswirkungen - olme noehmalige Kommentierung - zusammenfassend








Industrieund Kleinverbraueher (Blatter 1 bis 5)
Haushalte-Raumwarrne (Blatter 1und 2)
Haushalte-WanmwasserlElektrogerate




Zum jeweiligen methodisehen Vorgehen bei der Abschatzung der CO,-Minderungs-
wirkungensei auf die vorhergehenden Kapitel verwiesen, Erinnertsei noeh einmal daran,
dall die in den naehstehenden Ubersichten ausgewiesenen mal3nahmenspezifisehen co,-
Reduktionswirkungen nieht umnittelbar addiert werden konnen, da sieh die MaI3nahmen
teilweiseuberlappen oder alternativ zueinander zu verstehen sind.
Aussagenzu den - urn derartige Elfekte bereinigten - Summenwirkungen werden bei der
Besehreibung der drei Szenarien im Absehnitt III, Kapitel3, getrolfen.
32 DiesesKapitelwurde federfiihrend vomDIW bearbeltet.
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Tabelle 66:
Zusammenfassung del' Mallnahmen ZUI' Reduktlon del' CO2-Emissionen
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher: Blatt 1
", Ma!lnahme Andes BeuhfeibungundWrrkungsweise senor status 'W'" inl000tCOIInstruments der Mallnahme 2"" 2005
Nwel~eNng der Ordnungs- Oil.' NQveluerung reduzlertlm DJrehschn.~ denas wermesceuzvc fecht Helzwarmebedan urne.'wa 30%, im ....1?Sentliehef1 bel Irldustrie ergoffen 200 400Neubauten; In Kraft sea1.1.1995
eerectoetcoerAnnahmoo zwn Neebatr undAbriIl$O- K1e!rwerbr. eoc 1600wieGrunds3n1 VOn aecacceoin belden seeceen
NweHierungder Ordnung5- HOllere arlZienzanforderungen anneueKessel tII'Idso HeizanlagenVO recht Brenner, Haupleffekt durchKessel- unciBreMer- Industria ergfiffen 300 600sobstillittorlen; in Kraft sea1.6.1994. CO:-Mindenmg
berechnet OberAnnahmen 2U Kesselersatlinvestitionen, K1einverbr. 1200 2400BrenIT....ertkesselanteiten undEinso81effeklen
NCNeltierung Aile crerewerte forAbgasvel1uste nuh NenrrNa'm~ej.
101 1.BlmSchV- Ordnungs- stlHlS$klas:sen: 11% (-4·251o.W): 10 % (25-50J.MI); 9 % ,- erllriffeo so 100Kleinfeuerungs- recnt (SO -1000 k\IV): NoveJlierung erfolglab 1997rnitjeweils
enecenvo um2%·Ptmkten vercessenen An(orderunllen:
:;er~~r~~~~~~n~~~e:~~~ ~ec~ m~ Klelnverbr. 150 300
steuerbegOnsti- Erweiteruflll de-r schonset 1978ge-.'tenden stecerrece- lno'vWie,
13 gungfor Kraft- Pre!spolitik hmgen fur Dieseleis Kraftstoff ZUI sven. undwarmeer. Kle'nve-r- efllriffen geri~
"'"'Warma-Kopplung zeuglll1Q inverbrennungSlT1otorisch befriebenen BHKlN bralJ¢h « 100)aufsolcheAnwendungen derKraIHWrme-Kopplung,
deneneinrea del" zugeruhrten BreMstoffInWArme, der
andereTei!jedoch nidlt in strom, soeeem diteldin
mechensche Energie umgewandettwlrd (statiocwe
VerbreMl,mgsmotoren mit Di!eklantrie-b). rxe sIeuefliche




OIeSeI Techn!k unddie NOM-erll;figkei!, die g~chlettig
eoreueoee Watmesinnvotlzunoteennorschwer
abscMtzbarundvermlFltich sebr
Teilpr09ramm desERP·Umwettprogramma aerea- lndustrie,
7 ERP·Energie- Subven- stellungzinsgonstigel Darlmn Iblszu 50 %delforder· K1eJnvef· elQfffen gering mille!sparprosremm tcnen fahlgen Inveslitionskosten, max.1 M;~_DMI m~ langeI
lallfze1t (10.15a)undtilll\lnllsfrelenAnlaufjahlen zur brauch
Forderung cer ratione~en EnergievetwendonQ unddar
NutzunllemeoeeereEnerQien (Kre61lvolumen 1e9'5:
1.8Mid.OM), Dadurch AnstollzlJSatzlicller Investltionen
in RENundREG.Effel<1 ohM empirische Erhebnung
quantilawkaumabschalzbar.
'Nirkungdel"Forderprogramme auehaI$ flankierende
Mallnahme der Information und,,",otivalion zubeesrten
tnvesatonsprc- Gewahnmg von Investilionskrediten fiir Um\\€llsehutz_ Industrie,
71 grammzur Ver- SUbven- mallnahmen mit DemonstTabonsdlarakler (c.e. fllr ratio- Kleinver- ergiffen reM reMminderung von tcnen oeneEnerllienlAzung underrecertere Eneigien) aus brauch geril9 geringUmw-eJlbela· MittelnderKJW· oderDtA,Umwellprogramme, died<Jl"ell
slungen Zins- oderInv~tionszuschOS:se desBMUvertiUigl~.
den.Hauplwirkunll der Matmahme ~egt In dar lnitialw.r_
~~~ ~~r:~~~l~~a=~r:~)Cher VomarenCHiI-
Bereilste-Ilung zinsgOn'Stiger Kred,te- (i.dR. bismaximal Industrie,
72 KfW·Umw-ett· Sl,Ibven. 10 "~ij, OM)mit langerlallfze!t undtiJgung$freien Handel, ergiffen reM genngprOllramm tionen AnlaufjalVen Wr Investilionen, dieOleUm'M.'llsitl/ation
....roo geri~
wesentEch verbessem (lla. Matmahme-n zurratione-tien
Energieanwendl/ng undzumEinsatz regenerativer
Energlen); gesarnles Kreditvo:umen in 1994fUnd 460
I ~r~~~:i:~v:~~~~~Il~it=~~~.~spar-
DtA·Umv.elt- Ge-N3hrung vonzinsgiinstigen Krediten fOlVorflaben, die
programm der Subven- denZielsetzungen des ERP·Umweltprogramms en\. IndllStrie, ,,",73 Deutschen Aus- "'~ sprechen. Bel Komblnation mitdemERP.Umv.t!JIpro- H_. ergiffen gering geringGramm FananzieruOQ b's75 '.4darInvestitionskoslen, .....,.gle-lchsbank
max.10 Mill DM.DasKred"rtvolumen furREN-lJI'ld
REG·Mallnahmen lag 1995belknapp600Mill OM.
Wlrkung ahnlichwiebelmERP-Energiesparprogramm,
edOCh;'e' er.
Umweltschulz- HaftungsfrelsleUung (60 % desDarfeheMbettages} for In Industrie,
74 bOrgschafts- Subyen· vestitionen in neueUmwe'tschutztechniken millelsDtA- Handel, ergfffen ,,", geringtionen Darle-hen: HOlledarBOtgschaften derzeitca 6 Mill.OM. geringprogramm Zu werlenals efllanzende Mallnahme zu den [)lIl,·Um· ....roo
....'eltdarfehen, die dieDurchfOhn.mg derartiger Investitio-
nenfur klelneunel mitllereUnlefnehmen erfeichtert
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noeh TabelIe66:
Zusammenfassung der Mallnahmen zur Reduktion der CO2-Emissionen
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraucher: Blatt 2
N,. Ma.l3nahme Artdes BeschfeibUng lindWl!kun~jse seacr Status WirkungIn 1000 1COl
Instruments der Mallnahme 2000 2005
41 4. Programm Das"'leltaEnerg;efOfSChungsprogramm konzentrlert
"'
Energleforschung FaE sich bel derEfflZiefllVerbessenmg alit Feuerunss- lndustrie, erQliffen kA. mittel
49 und 4echnologie tedmlk, neueerrceote Ene(g~Nand!e( lind ratlonelle Klelnvefbr,EnergienUlzung (1(>5 Mill.OMla), bel denCOrfrelen
Enelg1e.-<l-ano'lem undatlt erreoercereEnergieque1len
(220Mill OM/a)undKernenergle (190Mill. OM/a)
Quantitative Sdlatzungenzu denWirkungen sind met-I.
durch efOhrt worden
Uml'l<eltteehnik MaTec-Forscllungsp;ogramm desBMBFmit tel 300MR
40 lind neue F&E OM/a.insebsondere 1m befe1chext/embetestbarer und Industrie, ergtiffen <'- mittelphysiKali$Ctle langlebiger WerkstotfesCMie !eletlterWerksloffe. Pro- Kle1nvemr.
rectonen grammfOr physiKa~scl1e undchemisl;:he Technofoglen
mit nmd500 MffL rn.Va, ft'l$besondere Kafysatoren
soereretcno.OCtnnschicht Plasma- unclla""r.Technik
Bauforschungs- Pa$$iv-uncl Niedrigenerglegebaude, gesscurceretn-
programm FaE $parungundKostensenkung beimaaoen Recycling K1elnverbr, ergriffen <'- mittel
von Ba~offen.
Information, Fr!<lv.iUige Zertifl2ierung gewerblieher Unlernehmen mit Inc:luslrie,
116 EG-Umwell-Auc:l~ Beralung, Vefpffiehtung zu kon~rll!jerljeher Velbes$eNng desbe- I.T. ergriffen getiI'Q gering(EMAS) Forlbj!dung triebllchen Um~'tsehutzes. Energiespezifisd1er Teillegt K1einver-Berockskhtigung von Energiemanagement, -einsparun- ,"oct;
genundAuswahlvonEnergleque!ien 1m Rahmeneer
(unlemellmelisd1en) Um....?~polltikl-programme SO'oIle
bel cer FormutieNng von Umv.eltlie!en undder Eva,'vie-
rvngvon UmselzungsmaBnahmen fest.Zertifi2;ierung
kannMarl\tvOfteile bringen, dase UmWl;/!engagemenl
kommun1Zierbar mechtunddie gestelilen Anforderungen
Basfsfor Kosten- undR'siko.'l'IinderuM sen k011nen
Information. ElWeiterter Ejnsalzdes SoS'It 1977ceeeoenceUmo,w-l!- IncltlSlrie,
8& Umwe!tZeJchen Beralung, zectrees (blauerEngel)allf Produkle rur rationellen I.T. Klein- efgriffoo gering gering
Fortbildun Ener tenoauncundaurNutzun~ erneuerbarer Ener len verbreuch
zoscrcsse im Rahmen seeUnternehmensprogramms
Fordervngvon Information, oils acooesin Hollevon 40%def Beratungskosten, Indusl1ie,
a Energiesparbela. Beralung, hOChstens3.000,.OM. Di-a Hollederzosctcsse und die K1M1ier- ergriffoo gering geril'l;l
tUrlg in KMU Forlblidung Vergabe-riehtHnien wulclen illZWisehen leichl modiflZiert brauch
v L tMA·Mallnahme Nt 78
Forderung von Information. zcsctcese im Rahmen desUnternehmensprogramms Ind~,
7& Umweltschutz· Beralung, desaooceein HOlle von 50%der Beraloogskosten. max Kleinver. ergriffen gering geringundEnergie· Fortb~dllng 4.000,-01,1. vcreabevon UmsatzhOChstgrenzen fOrEm- brallct1oeralungin KMU pfangel. LaLIt Evaluierung (1990) belZielgruppen we-
nig bekaMt bls/lefniedrigeundrilckl3ufigeZahlan sere
lungsfallen; relativhOIle Mitnahmeeffelde; Inansprvch-
nahme1st be-! ketnen Bt'lrieben
""
,
6elatungtur KMUin denjungenBundeslanclem Ober
Orientierungs- Information, umv.oeltrechlflelle Anfordervngen. zoschesse In HOhe von Industria, "", ,,~79 eeraterc. 85%oiIr Beralungskosten, hOChstensjedodl3.400,- OM. K1emer- ergriffenberatung FortbITclung Dasprogrammenclele am 31.10.1994, Mal3nahme ist
"'"'"
gering geril'l;l
ni<:ht ener ie ifischan el
Verbesserung Informa~on, Ausarbeitung von Sausteinen fLirdie Fortbildung for die IndllSlrie,
"
Aus-IFortbilclung Beralung, FortbildungvonArchitekten, Jngenieuefen undHand- Klemer· efgriffen
"'"'"
gering
vonArch,lnge- werl<em 1m RENlIl'IdREG·Bereidlmondete 1mMan
nieulen,TechnJ· FortbRdung 1996 In oiIrHeraU$gabe amesFadlbochsdurchBuncl ,"oct;
kern, undBunOesaIO:hilektenkammar In!d.CD-Rom mit cfJdak-
Han1werkem lischv~rtbarem Malerialundin FortbJdungsunlef-
laganoils Zenlralverbandes desDeutschen Bau-
gewerbes. WeitereMallnahmen fOIdieDiffusiorldes
Wissensldes dic:lakl Malerials(lichlvor esellen.
Erklarung del selb$tver. 13lnc1ustrleverba.nde unci oiIl aOl erl<lt!rlen am 27. Mal21996.die CQ;.EmiSsionen djeserIndustrieuoelgevon110 deutschen pnichlun- 1990!)is2005umet.va52 bis58 ",jR. I IU leduziefen. Industrie ergriffen &lOO" 140001)InduWia
""
Hierinenthalten $nd die struklureJlen Verandetoogen
In Industrie und beldenBrenns\offen, Trendeinsparun-
genbel Reinvestitionen und\Nlrkungen von Mallnahmen
o.-itte:~~[eigener Etrektauf 25 %,d.h.auf 14 MU I co"
Erldarungen der Oied15l Valbande elldartenfOrihreKUndengruppe eineSelbstver. COrMinderungvon 1900- 2005urnfa25 %.Die Ober·
110 drei EnergieoMrt· pfllchtun· lappunger1 der SMto,tla!esnd sehrhodl (ea 25 Min, t). Klemer_ ergriffoo 40001) 6000"sch.aftSYerbande
""
DerureigeneEffektwild auf 25 %,atsoauf rund6 MiD. I braudl
aGW, VKU, MWV CO2, (it'sdlatzl
"Broschl COrMinderun durchStiomeins arun • I NurCOrMindeNn dUTCh strome' ,Hun en
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noch Tabelle66:
Zusammenfassung derMallnahmen ZUI' Reduktion der CO,-Emissionen
in den Sektoren Industrie und Kleinverbraueher: Blatt 3









ter Anlagen Abschalzung Oberteuseosoterreuoe•
externeAb<.varmenutzung (bWiebsintem<\·5 Mdt t. K1elnverbr. 200 3000betrieb$-extem in o'erIndustrie genlrtZt 2 MiU. t scwe im
Kleinver·brauch ca. 3 Min.t
Mindesljahresn!JtZungs- coer Wiflwngssradevon in
EleldrO<lnwendun- Otdnui'l{l$- GrolJ.serien PfodUlierten EJektrcmoloren undvon Ihnen lndvstrie vorge- 100" 15001)genVO ",M betrebenenKomponenten (:.6. Pumpen, Kompres-
""'-SOlen, VenMaloren). BerechnlJ(lQefI anh.arld von Dalen
o'er lKARUS·Dalenbank uno' eigenerScnatlungen- K1eillVerbr. 0 soo"
Novellierung def Ofdnungs- Erweitervtlg o'er warmescwzvc aufgev.<erbllch lndust.rie vorae- 100 1000WarmeschutzVO reent genutzleundeffenUieheGebau(le: sc/ili.gen
fOrceeaucece- • Austausch (IerBnzelscheiben-Fenster dUlchwerme-
standin Industrie sehutlvefg~sung bel Gebauden mit Raumtempelalvren Klelnverbr. SOO 5000
und cenver- >18'0 bls 2010
brauC!1 (analog • dito bel Gebauden mlt Tit 10'0 bls 18'0 bis2015
IMA·Nr.102) • Verbesserung deswarmeecowes aufdeni~iEgen
$land defwscnvo for Neubaulen bel Fassaden- \lnd
Dacllsante!l.algen von oetecoen mil Raumlempelaturen
> 18'0 bls2020
·0.10bel aeeaocen mit Til.10'0 bis 18'0 bls2025
8efeehnungen anhandgeschatzter Energieeiosparun-
cenfor dieGinzeinen KomoooentenIGeb3'Jd.ebefelche.
aeeeccevermse- Ordnungs- vcnece e-neswarmebedarfsausv.eises mit Energi:~ vorje-lungs-und ·ver· zahlenseaensdesGebaudeEigners bel Mietvertrags- Industrie 0 100
kaufsVO recnt abschlul!J·veltangerung semieGebaUdeelgnarwechsel, -",
ab 1998, Ausweittmg del"SAVE_RichlHnle 93f76!8NG. Klelnverbr. 100 500SCMtzuno
OrdOlJngs- ErhOhte crcoestecenemoncenfor ceteoee. die eine vorge-GrundsteuerVO recnt bestimmleEnergiekennzahl zu eeem bestimmten K1einverbr, schlagen 100 SOOZe~ unetoteretet en ab 1999. nrobe schataon
Newerhandlun9 Verbesserung def Inder b~rigen veeerceveremte- lndustrje,
eervercaoee- Prel$pOUtik rungzo,o,isc!len BOI,VD8N undVIKehel"ungonstigen Kleinver- vorge- >1001) 2400 biS
verelnbarung Rahm enbeOingungen lor J<lNK durcll e1ne Newerhand- brauch sc!llagen 3500"lungmit Zielrict1ttll'lg ener Orienlierungan den langfristi-
genarenzxcsen undvollere~htigung eer st.ati-
stischenreeoeoceren Lelstung ceeenuaerStromeinspel·
eeruncide1vermledenen venose auf Hochspannnun\W
ebene_ Qua.ntl{ative Wir\QJng abMngig von Qenauer
Spezifikarion; belemen Polen~al von 30 p..va erreeteet
Sich elne ve.mteeeeec::o,.Men even ca. 2.4·3,5I1JU, t
Angebol.der Angeboteoes Strompreistarifs von "griinem"Strom,der
offentr:chen Strom auselnem MOl von WlOdenergie, Wasserkraft $O'<Iie lndustrie, vorge- 1000bis
versorgung von Preispor.tik GuO-undpasbetriebenen KWK·Anlagen stammtuoe K1eirrver_
"""''"
300" lSOO"
"gnlnem" $110m elnen- gegenober ~1JIi9€n 19bis23 OPflkWh-um 10 brauchbis 12 DPfM\lh hOheren Durchschniltsprels halte.
Quantitative Wlfkungdil!serMall.nahme 1stabMnglg 1'00
der Bereilsctr.aft derStromverbraucher, einen$OIchen
Tam zuwa~n. WOrde 1 % cklsStrombedarfsvonIndu-
strieund Kleinverbrauch durchgral'len Strom gedeckt,
~i:;~~~:~~~~~~~;on etffa 2 M~l
Foroerung eines Verbesserung der bankrechtlichen Rahrnenbed;ll9ungen Industria,
Z'weiten Kap~aJ. SoJbven- f(l( schonexisl.ierende lnitiativen,gOnstiges F1nallZkapl- Handel, vorge- 2001) 10001)
markles tionen tal for k1imareJevanle Vorhaben bereitzustellen $OWie G~"" sehlagens!werliche Anrei.ze fOrKapitalgeber. Zusatzlich00«
altematiVi"$ell;>sNerpfliehtull9 der Banken", zwee~
bundene zinwefbil~gte Kreclite lor REG-undREN-Jnve-
stitionenzu velgeben.Wirkungder MalUlahmen abMn-
gigvom Ourchsetzungsgrad belKre<frtgebem {Akzep-
tanzeinaretwasgeringeren Verzinsung}. Annallme:
ZlIS<ilzliehe REN·lnvestilionen von ca. 1 Mrd.OMb€'''';r·
keneine CQ,.Minderur.o bis2005 von etvIa1 "~1I, t
Verbesserung der EM'eiterung desKredit>/olumens auf dasDre.'faene tier Industria,Kre-clitproglamme Subven- heutigenForderung, ErhOilung derZinWfferenz zum Handel, vorge- gering mittelERP, DtA und tionen Kapitalmar',d;zins undverbessertes MarkeiJng for die For- G~"" sehlagenKJW derprogramme. dadurC!1 entscheidende Rentabilitalsver-
besserungen for Investironenin rationelleEne/gle-
m,"~




Zusammenfassung der Maflnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen
in den Sektoren Industrie und Kleinverbrancher: Blatt 4
Nr. Mallnamne Art des Be5Chreioong vodWirlrungsNei$e
"'""
stetce Wi tn 1000I COJ
Instruments detMatlnahme 2000 '005F&E in den Be- Verdoppelung desjel'l~~9f!n ForsclWngsbvd~s In den Ind\l$lrie,rercnen Energie- F&E reievantenThemenfeldemo'erEnergiea~ndung, er- KJeinver- vorge- sehr sooo seforschung, Male- MblicheBeseh.'eunlglmg des energie{echnischen Fort-
"'"'"
sehlagt'o gering 5000"
rialien phys. coo schrjtts UI'Id gOnstigerxcetenvemenrasee: 2000 noch
chem.Technolo- nichtwilKsam, aberab 2005als Potentialurn 0,5 bls t %
~~~n~lIfor. Energieeinsparung Z1JS!lzfich davonea. 30 %strom.
Verbesserung Information, Vgt.euchIMA·Nr.69.AOg€slIebte Erganzung cer Raj;. tndustrie.
105 der beruffichen Betalung, menveIQrdnung der Berufsausbildung scwteFort- vod Kleinver· verge- genng gering
Bildung Fortbildung Weilerbi/dung urnREN· undREG·Ko(7N-How ist wenig brauch seh!a~nkonkretisiert undsctreer ider!tifzierbar.
Informationwid Information, Verbe$MfVng desseMftliChvertocce.en Ma:e-rials Imlu:strie,Mowle-rung von Be-ralung, (z.B.In Formvon standigaktua~sierten Hanc;lbOchem); Klelrwer- vorge- gering geringlndus/Jieund InformatiorlSangebole zur Ste-igerung des Ke-nntnisstan- sctseaen
Kle-inverbrauch Fortbllc;1ung des und oerMotivation. die trotzZeitmangel und Des- brauch
Interesse wahrgenommen weroen d.h VOl'aUem: Artikel
zum Thema in regeimalllggeJesenen FachZeit·sehriflen
und MitteHungsblattern von Verbanden: Kurz-re-fe-ratealIf
Ve-rbandstagungen, $churungdes Pe-rsonals VOf Crt
zur D\lrchfOhfUng einfaenerOl'ganisatorisct1er MaBnah-
men:Praxlsberichte Ober Erfolgsbeisplele-. Ge-elgnet ets
Wegbereile-r und BegIe.maOnahme z.s. for ordnungs-
ode-r steoerrecmncne MaOnahmen
starkere- Normie- StarkereNormlenmg, v.e. filr Umweltmanag€mentsy-
rung und FOICIe- Information. stemunciUm~tzie-Je (z.B. For~tun9 d€-r Angabe' von Inc;lustrie, verse-Be-ratung, co-smssrcnen (blW.-Aquivalente) und _MiMe-rungs- Kle-inve-r- ge-rif'l;j mitteltung desEG- Forlbiidung lielen). Dadurm Standard"<Sierung undErie-Iehte-rung der brauch -,Umwe-It,Audit EmfUhrung yon Managemenlsysteme-n,
rrerecerene un<! erhl)hleVerg!e-ichbarkeit def zetunner-
te-n ae'rece. stelgerungdef Marldtha:J'leen filr zertifizie(-
te seuete durenOffentJichkeitsarbeit undPublicPro-
cure-ment-Programme, d.h. Ford€-rung desZertiflkatsfilr
ueterersenorreoucrer E1nrichtungenNerwa~ungen:
Ausclehnung auf nicht-~rblichen Bereich(Hand€-!.
lotrenUiche Dienstle-~ungsunternehmen): obligatorische
stattfre-Mill" e Tennabme.
Informa~on. NachdemVorbildderSehweizeriscllen SlA 380/4...."1- Inclustrie,~rglekennzah· Beralung, den genormleBerecnmmpsvcrschritten for denEnergie- KJe'.nve-r. verse- l}erirog ge-rif'l;jlen fOrueoaoce teoetvon Baro-undVe-fWa,~tmgsgebauden (lind Wohn- -,,,Fortbl1dung ge-baude-n) v.a. auen1m Allbau einQefOhrt Die Neben- brauch
Kosten des eeteuoes WlIagen &ell dadurchin selnem
Werle nieder
Optimierles lriformation. KO$Ien:ose lnitia!be-ralung v. a_ fOfKMUund NBl zur Indvsbie,Beralungsange-bot Berawng, OberMndungvonDesimeresse unci Mindervng desfl_ KJemver- vorge- gerir.g mittelmit Bundes- Fortbi!dung nanzie"enRisko; Al<tive Vermarktvng del" Beratungs- braueh -,,,Ene-rgie-Agentur lei5tungen; Howe Zusehosse fOrKieinbetriebe (70 bis
80 % derBeralungskosten); AmeizeJMotMerung zur
Umsetzung derBeratungserl}ebnisse. Elnriehtung elner
Bundesenergi-eagentur mit U.3_ folgenclen AlIfgaben'
Ge'Nahrlelstung de-r KontinuitatundGlaubl'lUrdigkeit
der Bereitstellung einesBeraterverzelchnisses InkllJSive
Ql,faliflkationsangabe-n IKldReferenztislen: nevtraleLei--
stungsvergle-Iehe- von Massenprodukten der Energle$paf·
technit<. ZieI:Beratung aJs6nstieg fOf'M;ilereMa(lnah-
nahmen(.<:.B. for ordnungs.- odersteuerrechtliche-
MaOnahme-n : Erre-ichun blsherinaktiverBetriebe




Zusammenfassung der Mallnallmen zur Reduktion der CO2-Emissionen
in den Sektoren Industrle und Kleinverbraucher: Blatt 5
N,. Ma~ahme Artdes Besc/lfeibung LlIldWlfkllngs/'o'ei$e seldor statll$
"''''"
in 10001 CO2
InstNmenls der Mal1nahme 2000 2005
Information, Impuls-Programm nachSehweiZerVorbild undeorceo. Industria,Bundesweites Befalung, endauf schoneeaeteooeo Impulsprogrammen elnzel, Klewa!- VOIpe:- gering m<ttelJmpulsprogramm FortbTIdung ner 8uncle.mndt'r. lnhal1.lic:he Ausarbeilung auf Bunde$- b~"'" """",,eeeoeall hohemdidaldi:schen Niveaumit stlingentef
QuaIMtssichel\lflg:Vermallo.1ung undOrganisation de!
Oul'cllfilhrung auf Landerebene mit bren angelegtef
kccceraton.z. B. mit bestehenceo WeilerbildllllQs-
ernichtungen; umfassende AbdeelMlg anerrelevanten
Zielgruppen (Baufaehleute ge'l&keobergreifend:
An!agenoawr,AIl'Nender auf Nachf/~seite. Modu~
fflr die ErstalJ5bi!dung) und gWelte Abstimmuog auf
ItuenKncw-How-Bedarf (bfanchefl. undtechnil<-
speziflSChe rremen Marketing.,!<n<ffl·hoN). Dadurchbe-
sch!euni9te DffusiOflpra;l:i~ wseens lindv-.eehs.eI-
se.'tige Verstaskung cer Effelode durchWissensvennet;-
rungauf Angebots-lIl'ldNachfrageseite.
EfflzienzgeNinne gegecnOber separalerErarbe.'tung di'f
xurse auf tencereiere.
FOlderung von FOIcierung von Cent/acting1m OffenWchen senor Industrie.
106 (Information Ober) soroS!ige gema~ EU-$AVE-RiehllinJe. Konkretisierungs-lErgan_ Kleinve.-- vorge- 400" 10001)zungS\lOlschlag: Forderung von Contract:ing aucn In der -,.,Contracting privatenWirtschaft;MOlivationsrefefate OW gefungene brauch,
Cont/acting-Vorhaben auf VemarnlS\leransta~ungen
ats Beisplelefor aleceuerrenceBrandle; Demonwa_
tions-Cootracting_W«lelie an OffenUicrn.n Gebauaen;
rechtl~he -Experiment'erklauseln'~ Bezuschussung von
Geschaftsfeldanalysen VOrl Contractinggebem im
Energienutlungsbereieh (LB. Gebaudesanierung).
DedurchENveiterung des Contracting-Marj.jvolumens
von ca 2 Mrd.DM bis20Q5aufca.3 Mrd.OM









Verbessenmqen undErweiterungen auf venere Bran-
verbrauch schlagen. 3000" 7000')wirtschafts- chenim Mall 1W6werderlln 1998fortgesetzt undet-
verbande tassenab Mall 1998ase lndustriebranchen mit
stnlderenZie/en1012005 und2010.DieZielvorgaben
~::~~~r;~~~~U~~:nmd;~;~~~:~~
seesver- Selbstverpf~chtung desVlI<:co, _I,\inderungsbeftrag Ind\lSlTie,Erv.-eiterle 8- pflichtun- durchVefeinbarung xcepereuveKWr<; al<tivefe Klein- verse- 800" 10001)klaNng desVlK Iniblerung VOIl Gemell\SChaltskraft<verken: Verstarl<ung schla{ien
""
der senanare seer fe-Audit-Le1tladen und Beralu"';' veeeocn
Reglonale Akteure
Die Bundeslander rOlclern die ra~one~e Energienvtzung lndustrie, 2000 5000Landes-und verscnte- durcheineRetbevon IflSlrumelltef\, insbesondere durch
..... laufefld ..
'"
StadteaJdivitaten eeoe Information lind threEnergieagenturen, mit BflC!M'illkel
verblalJCh 5000' 15000'auf Idein-e UndmitnereUntemehmen In Gewerbe. Indu-
stne,Hand.l"erk undHandel.Sie haben slchz.T. allch for
ihrene!g-enen Gebaudebestand zu Maanahmen ent-
schlossen (KlimastadtebOlldni:s; LO,LEL). Erhelwngen
uber(f.>eWirkungenfiegenkaumvor. SChatzung der
~~~~~~~~:O~d~=:.gkeit der




dem K1imabOndnls an;alfe stadteverfoigeneine lntensl-
verbrauch "","" 2000' 7000"ve Energleefflzlefllpolitikund -SCM'eit. sinnvoU - dieSulr
$\itutionvon StromdurchErdgasSCMie die NuttUn;Ider
e-meueroalen Ener ien
" Einsch!. CO Minderun d\.llchStromeins aNn en- ! NurCCh-Minderun endurchStromeins ~ "
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Tabelle 67:
Zusammenfassung der MaDnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen
im Haushalts-Raumwiirmehereich: Blatt I
N<. Matlnahme M'" Wirku1gsweise status Wi_ in 10001
Il\Slrurr.enls 2000 2005
29 NoveJlierung der Ordnungs. Tral am 1.1.1995in Kraft- erg/iffen 2500 5000
wermescrctavo
recht Bel Neubavten wirdAb$e~ desHeizvr<lrmeverbrauehs IJIIlea.30 % erwartet-
• verscnener WarmesehlAz amGebaudebestar.d bel
OIMerenRenovierun maf3.nahmen
30 Novenierung cer Oldnungs. • sea 1.6.1994 inKratt., ergriffen
-
6100
HeizanlagenVO "oM • Umsetzong cer EG·Heizkesse/richUinie.-
• Verscharlte An!<loenanforden.m~n
31 vor-on-aeretou Information _ Beralu09 zurratior.ellen Enerllieverwendung in ergriffen 100 100Wohngebal)j.en._
Warmesehutz, Helzungsanlagen undregenetatiVe
Energlm
FarGebaul;!e mitBauoenehm!ounoen vor dam1.1.1984
FOfdergebletS9e$&
steven- BelNiehtwo~.ngebauden tmd vermtetetenWohngebarJOen
"
gemall steoeraose- tcnen xoeren 50% oerModem'si€rungsaufwendur!gen ergriffen kamerun(lS!jesetz 1991 a~hriebenwerden
ondStandortsiet,e. Bel selbstgef1utzten Wo~ebauden kOl'lrlen jahrUch
rung$Q'!setz 1993 10%eer Modemlsien.mgsavfwendungen (max"40TDM)
""',""atcesctoeten wt'fo;len
KfW-Wohnraum- Zin$Verg»ns~gte oanenen ll.B' Modemlsien.mg tm
modernlsierungs- Sutwen-33 ucnen OkIober1900mit 10 Mrd.OMaufgelegt,Inr...ischen auf ergriffen 6200 6200prcerammneue 60 MId. OMaufgestocklBundeslander
34 Gemeinsehaftswerk Sutwen- SOMerprogramm bis eee 1002_, ergriffen 1400 1«JO
Aut"sctN.tmgOst tionen • 20 %zosctcsse zu Heizungsmodernisierung, W.!Irme.
dammllnl'luno' $OOOlR,: rmaGnahmen, 1.5 MrdOM.
FOrderung deli soziaJen Subven- Modernls;eMg+ Instandhaltung xcoren in denneuen35 WOhnungsbaus ttcnen Bundeslandern aus Mitte:ndesscneten Wohntmgs- ergrlffen 300 700bal)$(1 Mrd.OMJa) gefOrderl wercen-





Modellvorhaben zurco, -I.\inderung bel Siedlungsneubau
ergriffen kefneAngabenstaeeteu ExWost- - lindErneverung
ForschunosreJd EntwickllH'lg
rnvestitionserleich- On.tnlil'lgs- EntJasllmgvon Zulassungs- uno' Genehmigungsverfahten37 i:~C:~:OhrbaU- durchNovemerung des § Sa des ergriffen kelne Angabenretht BundeStlalurschll.z eseues
Vermirdenmgvon Ordnungs- OUleh die Grundmlelenverordnungen scwle dasAlt-3B rovesuucnshenm-
recta schllldenhilfegeselz lsi die Uquiditaldel WohmJ1gS- ergriffen keine Angaben
nissen1mWohnungS- unlernehmen gestarktwordeft.
eeuin eer ebemas- Geringere ZurCickhaJttmg d~Wohnungsunlernehmen bel
genOORbei~ d~ InanspNe-hnahme von FordermitteJn ll.B'
klartenE1genttlfflS- McxlernlsleMg undInstandhaltung
Elgenhm',sverh.!IJl- - Investitior,shemmnisse wuroondUICh vemccens-
nissen cesetae uno' venrcc soesecaroeron n a balll
as mrcrmauon for aeu- Informa~on - Enellliespalbu¢h uno'Modernislerungsleitfaden ergriffen ke1neAngabenhenan,Arehitelcten,
Planer,J*nieure, - Musler-lelstungsbesehraibungsteXle ror fnstands(;tzung
Hardwerker und Modemlsier1JnQ
Novellierungder Klein- Ordnungs- A~S$Ung del hOChstzulasslgen Abgasverluste bel101
! ~~:~:lagenVO recht - Kleir.feuerungsanlagen andenStandoar Techr'lllt ergriffen «JO 700
Privilegien.mg von er- Ordnungs- Der Bundestag hat am 23.6.1994 eine Erg.!1r1Zun9 des103 reueeeren Enerll"len reeh! - Baugesetzbuches cescracseenworla¢hWindkJaftanla- er{lfiffen kelneAngabenimBa setzouch oen undsonst emeuerbarerEnero'enorivil ;.ellwerden
Veleinheitilchungo'er Die Buno'esregierung ¥.inerneVereinheitllthungder
,.. Genehmigungspraxis Ordnvngs- Genehmigungspra:r:is zwischen den lano'ernurn die el{lfiffen keioo Angabenfor emeuerbare lechl Beseitigung von Reehtsunsichemeiten vOlantrelbenEnerllien
111 Forderprograrnm zur Subven- _ Fcederprogramm ford,e Jahre 1996·2000.-
"'"
1000
Energieemsparung tionen • Zinsgonstige Darlehen1900in Hdle von 1 MId. OM. + er{lfiffen
bel Altbau!enin den • l~samt sollen fnvestitionenvon 10 Mrd DMzur
a~en Bundeslandem .~, lischenVeloosserunq a[l(le5toClen werden.
Okozuia~n bei o'er _.0 Ab Januar1996....'ird einezusatzliche Niedrigenerll,e-
115 Wohnelgentumsfor· tionen _ hauszulage w ....iGZulagenfOIW.!Ilmepumpen, Solar- ergriffen '00 400deruno ko~ektoren undWArmen):k ·...innu ewaM
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noeh Tabelle 67:
Zusammenfassung der Mallnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen
im Haushalts-Raumwiirmebereich: Blatt 2
Nr. MallMhme
""'"
Wirkun~lse states Wirlrurl In 1000I co,
Instrument
'000 2005
Instrumente lUI Die Bundesreger.rng pro:'~ obulld mitwelcbenlrstrwnen-
ellelgetischen Otdrlur.gs· vcree-102 sanlefUf1g tm Techl • ten elne Beschleunigung clefEnergfesparilwestitionen 1m schlag€n eco 11400
Gebaudebestand Gebaudebeslancl erreicbtwereenkarm.
verscterte <>"""'''' VetscMrfungderWSetiY95 fOrNeutaetenvom Jahr V",.. 0 aeoowarmescnotevc rechl zoooen omeinOrittel schlagen
eebacoevermreturcs- Otdrlungs. EnergieteclWsches Gulaehten tel Newelfl\lelufIg bzH vcree- 400 1000undvetxecrsvo recnt V""'of schla~n
Grundstevel YO Ordoungs- Energiekennzahl for aeeeocescwe erMh!e Grundslever verne- 400 1000
rechl belschlechten EnergiekeM2ahlen schlagen
Forderung des """'.~ &eklorobergreil'end V",.. rsoc 3100Erclgasalnsalzes tionen schlagen
Tabelle 68:
Zusammenfassung der MaOnahmen zur Reduktion der CO,-Emissionen
im Haushaltsbereich: WarmwasserlElektrogeriite
N<. MaBnahme Artdes Wirkungsbereieh Status Wirkungin 10001 CO2
IMtruments 2000 2005
, Absehaffung der Preispolitik Nienldlskrimlnlerung energlesparender ergriffen ,,'" ,,'"leuchtmittelsteuer Beleuchtungsanlagen gering gering
30 NOYellienmg der Ordnungs- Verbesserung der Nutzungsgrade belder zentralen ergriffen 300 600HeizanlagenVO recht Warmwasserbereitung dvreh01·undGasheizungen
NOYeUierung der Ordnungs- Suengere ANorderungen an die mexrmaten Abgasver· yorge-Klelnfeuerungs- lusteverbessern auchdie- Effizienzeereenuaten 100 200
anlagenVO recht Warmwasserbereitung durchOr.undGasheizungen sehlagen
Energlever- Oureh vercesserte Information Ober spezifische seem-brauchs-Kenn- Information verbrauchsmengen von Elektrogerllten. wirdzum vorge- keineAngabenzelchnungs-
stromsparenderen vemeaen belgelragen schlagen
..setz
KonsumgOlerVO HQehstverbrauchsslandards far stromtntensive Haus-
"'Elektroan'Wen- Ordnungs- haltsgerllie zum Kahle-n, Gerrie-re-n, weseten. Ge-schlrr· verse- 1) 1)dungsVO rc- ken- recht
spOlen, Standby. schlagensumgOler
NoveUierung der Ordnungs- AnschluBpnlcht rorzentta!e Warmwasserbereitung bel vorge.
-"
.16W}HeizanlagenVO recht Zenttalheizung mitFer~rme, 61oderGas schlagen
I) Emlssionswirkungen werdenOber denKtaftmri<ssektor erraat.. 2) Hiernur Mehremlsslcnen dutch verstarkte Nutzung von
Gas undHeizol;EmissiQnsmjnderun~n durehvemncerten Stromverbraueh werdenaberdenKraftwert;ssek1or ertaat.
236
Tabelle 69:
Zusammenfassung del' MaBnahmen ZUI' Reduktiondel' C02~Emissionen
im Sektor Verkehr: Blatt 1
Nc. MaBnahme Art des Wirirungsweise der MaBnahme Status Wlrlwn in 1000 I Co.
Instruments 2000 2005
14 ErMhungder Prefspolitik FaMeishmgsminderung 1m Perscrenverkehrund ergriffen 3500 5000Mineralo1steuer ei""""schrlin!d lm Goterverkehr
Emisslonsbez\)·
15 I~ne K!~.steuer Prelspolruk 1m SiMe derCOrMinderungeherkontraproduldiv ergriffen eherkontTaprodukliv
1. Stufe
Bundesverkehrs- ,:,ositive Beelnflussung derverxehrsereene von Bahn,is
wegeplan 1992 Infraslruktur OSPY UM Binnenschiffahrt; Verstetigllll9 des Ver- ergriffen Kelne Angabenkebrsnusses auf Autobahnen
Stelgenmg der Ho5here Verkehrsante~e von BussenundBatmen,17 AttraktivitiH des lnfrastrulctur FUB~ngem undRadfahrem ergriffen 3000 3400OPNV
18 easpeneet- Ordnungs- KelneCOHelevanten Wirkungsfelder ergriffen kelre Angabenverordnuna recht
Forschungsprcr FOfschungs- FaMeistungsmlnderung lm stll.dl Autoverketv,I. grammStadt- ergriffen 500 1000
verkehr fFOPSI fijrderung Stll.rkurlg von6PNV, Fua· undRadwegen













23 Struk!uueform lnfrastruktur HohereVerkehrsanteile der Bahn ergriffen keineAngabender Balm
24 GGteNerkehrs- Infraslruktur Verkehrsverlagerungenzur Bahn;hebereAuslastUl'lg ergriffen 500 1000zentren 1m StraBen"'ilerfernverkehr
Kombi-Verkehre
25 01,., lnfrastruldur Verkehrsvel1agerungen zur BlnnenschiffaM ergriffen kelneAngaben
WasserstraBen
Forschungspro-
2. gramm"Schad- Forschungs- Senkung desspeait,Energieverbrauehs undder ergriffen kelneAngaben
stoffe In der Luft· fllrderung Schadstoffemlssionen auerVerkehrs~ger
faM"
27 Verkehrs- Forschungs- Senkung desspeztl.Energieverbrauchs end der ergriffen kelneAngabenfcrschunc f6rderuna Schadstoffemisslonen allerVerkehrstrllM>r
Expansion der Fahrlelstungen des
28 Tarifaufhebungs- Prelspolitik StraBengGterverkehrs zu Iasten von Bahn end ergriffen kelneAngaben
..seta BlnMnschiffahrt; 1m Sinneeer C02-Minderung
kontraDroduktiv
GebohrenfOrdie
93 Benutzungbe- Preispolitik sureere Wettbewerbsposition des ergriffen eherkonlraproduktiv
stimmtersveaen StraBengoterverkehrs
I n::uro.Vl nette
95 Slandortkonzep- Jnfrastruktur Fahrleistungsmlnderungen 1m SlraBengoterfemverkehr; ergriffen 300 1000tion der Balm Verkehfsverlaaeruna zur Bahn
I Andetungder









Zusammenfassung der MafJnahmenzur Reduktion der C01·Emissionen
im Sektor Verkehr: Blatt 2




bel der MinerolOJ- Fahrteislungsredulction 1m perscnen- und GlitelVerlcehr;












Besleuenmgvon Naehlragereduktion; energleeWzlenlerer Flugbelrleb vorge- delJlliche Redu!ction;97 Prelspotitik derzeltnoch keineFlugkraftsloffen und energieefnzienleres Fluggerol echlapen Aussaoenm601k:h
ElnfOhrung einer
vorge-ss Verkehrsausvlir- Information Verkehrsvermeldung schtacen 0 0ku $ nlfun
VefTingenmg der
Hijehstgeschwin- Senkungder Geschl'tindigkelten aul' Bundesautc-digkeitenim Ordnungs- bahnenund AuBerortsslfaBen: Verstellgung des vorge-
straueovenenr
recht Verkehrsllusses; Senkungder durehschnittHehen schlagen 6400 SOOO(BAS:120 km!h: KraftslofrvelbrauehS'>WrteAO~tranen: SO
km~
bel 100 km!h Ordnungs-
e.c.
vorge- 10000 12500
auf BAa recht $Chlaoen
bel 130 kmJh Ordnungs-
e.c.
vorge- 4800 6000
alJf BAa recht $Chla en
krarretcrrver- OidnungSo Senkungdes durchschnhtlichen Kraflslof(verbrauehs vorge-brauchsqrenz- 3500 11300
"""
recht urn j-ahrlieh rund 5 % schlagen
Anhebungder Fahrlelslur;gsmlnderung: Verkehrsverlagerung:
vorge-Kraftslo(fprelse Prelspolltik enerqieeffflzlenteFahrzeuge;energleefn<:lenles 7000 23000
'\fl(InK:3 DMm Verflalten schlagen
Fahrlelstungsab-
hanglgesuanen- Preispolitik Fahrlelstungs..-edulction lrnPersonen- und GCrterverkehr; vorge- 5000 15000
verkehrsgebtihren Verkehrsvermeidung schlagen
road nctnc
Allgemeine lntormatlcn, Versletigungder FahrgesclY.indigkeit; beschleunl- vorge-Scllulungln mebr Beratung, gungsarmere Fahrwalsen;Senkung der Durchschnitts- schlagen 3000 11000
enereteernneez Fortbilduno I oesclY..indiokeit
Allernatlv: Energleeff12lentere Technlk:Fahrlelstungsminderung
MaBnahmen· MaBnah- 1m mctcdsrerten lndivfdualverkehr, vorge-
bUndel menbOndel Verkehrsverlagerung: energieefflzienleres schlagen 5000 25000Fahrverhalten; Initiierungvon verkehrsvermefdendenPersonenvetkehr Sledlun sstrukturen
Allernallv:




Zusammenfassung del' Malmahmen zur Reduktion del' CO,-Emissionen
durch Nutzung erneuerbarer Energiequellen
N,. MaBnahme Art des Wirkungsv,oeise Status Wirkun in 1000 t C(h
Instruments 2000 2005
a Stromeinspel- Prelspolitik VerpnichlungderEW zur Abnalimevon Strom :!iUS ergliffen 48<' ......sungsgesetz emeuerbatenEnergienundMindestvergOlung seit 1991.
6 Forderprogramm Subven- IIlvestitionskostenzuschtl$$El rut emeuerbareEoergien ergriffen 66 66BMWi 1994/95 Honan von 20 Mill. OMin 1994/95.




tooo-nseher-ev- Forschungs- Bun<!·liinder·Plogtamm zur Flirderungvon 2250PV·44 Anlagen auf tachern insbesondere von EIIl-- lind ergriffen a aProgramm f6rderung ZwejfammenMlIS(H~' ;r~vesti1Jonszuschasse von 70 %).
45 25O-MW·Wind· Forschungs- Jnvestitions- oderBetriebsl<osten-Zlischusse fiirWind- ergmfen 662 662Programm ftlrderung kraftanlagen miteioerLelstung VOIllnsgesami 250MV\I.
46 Solarthermle 2000 Forschungs- Forderung derErprobllng von grol1en scrarthenmscnen ergn!fen 1 2forderung Anlagen.
... Geolherrnle Forsehungs- F6rderung von Versuehsanlagen filr geothermlsche ergriffen 35 35f5rderung Hetazentralen.
seibsver- Erldarung derEnergieversorger zur Nulzung




F6rderprogramm subven- lnvestitionskostenzusehu:ose filr emeuerbare Energien
ergriffen 143 143BMWi 1995/98 Iionen von knapp100Mill. OMIn 1995198.
Vorsehlag aus Prcqrarnm zur finanziellen Forderung unterschleeneher
Gespr1ichszlrkel6 sobven- Techniken zur Nutzung emeuerbarer Energlen 1m vurge-- "91 9318
belmBMWi tionen Urnfang von rund4 Mrd.OMinnerhalb von 5 b1s 7 schlagenJahren.
too ooo-cecner- Subven- zuechasse fOrdieErrichlung von 100000Pholovortaik- VOlge-- 67 167
Prooramm ucnen PholoYoftaikanlagen aufDllchem. schlagen
Tabelle 71:
Zusamrnenfassung del' Mallnahmen ZUI' Reduktion del' CO,-Emissioneu
im Bereich del' Stromerzeugung
N,. MaBnahme Art des Wlrkungsweise S,,"" Wi/kung in 1000I CO~
msrcments '000 2005
Erklanmg der Ef!¢rgieversorger zur MinderungderCO:-
Selbstverptllch- senewer- Emissfonen 1m Bereichderoffentllchen Sttomerzeugung110 t\Jngen0/OEW) pfIlchtun- durchErhOhung derWirkungsgrade cer konventionellen ergriffen 4000 7000
9'" Ktaf!werke, Slelgerufl!ldar Lelstungsrahlgkeil der
Kernkraftwerke u.a.~
UberaJisierung des Ordnung5-
verstarkterZubauvon Erdgas-GuD-Kraftwerken ergriffen 3000 6000Slrommarkles recht
Kelneelgenstandlge MaBnahme, sondem Resultalder ergriffeoen
Mll"lderung der MaBnahmen zur raUorwllen Energleverwendung In den ergriffen 8700 16300StromnachfrageI EndeMrgleselctoren (dort ruch! a!sstro~~ngte Emissionsmindenmg
ausoew!esen
Kaine elgenstandige MaBnahme, scocemReSlJltat tier
Mlndenmgder vorgesehlageMnMallnahmen ZUf reucreuen Energleverwendung In verse- noo 26000Slromnachfrage11 den Endenergiesektoren (d«t n1~htals str:bedlngte schlagen
EmissionsminderUM aescewlesen
Anpassung der S!romerzeugung an diegelingereSlromnarofrage durch
StrukturelJe ROeknahme der KalXlz1talen belSieinkohlen- und
verse-Anderungder Braunkohlenkraftwerken; Kapazitalen derObrlgen Kraftwerke v.ie1m 5700 17400
Slromerzeugung "Mi!·Mallnahmen-Szenario", Resultat Emissionsllrmere sthlagen
Erzeuounosstruktur.
'.OhneRedulction darCO:-Emlssionen durchverstarkte Nvtzungemeuerbarer EnergiequeJlen (vgLdatu Tabelle72).
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Tabelle 72:
Zusammenfassung der Mallnahmen zur Reduktion del' C02~Emissionen
irn Bereich del' Fernwarmeerzeugung
N'_ Mallnahma Art des .1 Wlfklmgswelse staus Wirkung In 1000I COz
Instruments 2000 2005
Erhahung der Kaine eigenstandigeMal3nahme, oondemResults!der sfgriffenen
Fernwarme- Mal3nahmen In dell Endenelgieselctorsn (dort nichl ats ergriffen -300 -550
nachfrage I fernwarmebedingleEmissionsminderung 3usgawiesen)
Erh6hungder Kaineeigenstandige MaBnahme, ecndem Rewltat dervorgeschla· vorge-Femmrme· genen MaBnahmenin den Endenergieselctoren (dolt nlchtels schlagen -500 ·'300
naehfrage II femwarmebedingle Emlsslonsminderung ausgewiesen)
Strukturelle Ande- Anpassung der fernwarmeelZeugungan die hi5here femwiirmenach-
rung der Fem- rrage dUTch $farkereNutzungvon Erdgas-Heizktafholerken; Nutzungder vorge- '00 700Ol>rigen Kraftwerke\'rie 1m"MitoMallnahmen-Szenarto", 1mErgebnls seht3gen
v..alTlleerzeugung emissrcesannere El2eugungsslruk!ur,
Anmerl<ung: Negativesvcnelchen bel den quantifl2Jel1en MaBnahmemvirkungen bedeutetMehremission.
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III Szenarien zur Entwicklung der CO2-Emissionen
1 Vorbemerkungen
Im Teil II der hier vorgelegten Untersuchung ist die Basis fur die Beschreibung der drei
Szenarien geschaffen worden, die im Rahmen dieser Arbeit in Anlehnung an die
!PCC-Guidelines mallnahmenorientiert und sektorspezifisch entwickell werden sollten.
In diesem Teil III sollennun die dabei gewonnenen Resultatezu den Szenarienverdichtet
werden.
Dem wird ein Oberblick iiber diejenigen Szenarien vorangestellt, die mit Rilfe des
IKARUS-Modells berechnet worden sind, urn daraus unter dem Gesichtspunkt der Ko-
stenrninimierung die wichtigsten Handlungsfelder fur eine wirksame Klimaschutzpolitik
herauszuarbeiten (Kapitel 2).
Die Darstellung der aullerhalb des IKARUS-Modells - aber unter Berucksichtigung der
daraus resullierenden Erkenntnisse - entwickelten Szenarien setzt zunachst auf sektorbe-
zogenen Szenarien auf (Kapitel 3) und verdichtet diese dann zu Gesarntszenarien
(KapiteI4).
Als Erganzung zur Bewertung dieser Szenarien sind die in Kapite! 5 skizzierten Oberle-
gungenzum Einflull "grauer" Emissionen beiwichtigen Produkten auf die CO2-Bilanz zu
verstehen.
Erinnert sei daran, dall - im Unterschied zu den IKARUS-Rechnungen - den drei Szena-
rien im wesentlichen die demographischen und okonomischen Rahmendaten zugrunde
gelegt worden sind, die die Prognos AG bei ihrer !995er-Vorausschiitzung des Energie-
verbrauchs in Deutschland unterstellthat (vgl. dazuoben Tabelle 8).
Ebenso diente dievonPrognos erarbeitete Vorausschatzung > mit einigen im einzelnen in
den fruheren Kapiteln begrundeten Abweichungen - als Referenz fur das im Rahmen die-
sec Untersuchung zu fonnulierende .Mit-Mafniahmen-Szenario".
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2 Handlungsfelder und Szenarien nach den IKARUS-
Modellrechnungen"
2.1 Vorbemerkungen
Mit dem IKARUS-Modell worden fur die alten und neuen Bundeslander fur das Zieljabr
2005 jeweils ein Referenzszenario sowie fur die alten Bundeslander ausgewahlte CO2-
Reduktionsszenarien entwickelt und untersucht. Wahrend fur das Referenzszenario bin-
sichtlich des Niveaus der CO2-Emissionen keine Restriktionen vorgegeben werden, sind
die Reduktionsszenarien so aufgebaut, daB im Jahre 2005 das Ziel der Bundesregierung,
die CO,.Emissionen gegenuber 1990urn25 % zu mindern, erreichtwird.v' Entsprechend
den Projektvereinbarungen worden samtlichen Szenariorechnungen die unveranderten
IKARUS-Rahrnendaten und die darausabgeleiteten Energienachfragen zugrundegelegt,
Bei der Bewertung der Ergebnisse des IKARUS-Modells ist zu berucksichtigen, dall es
sich bier urn Optimierungsrechnungen und nicht 11m Prognosen handelt. Beide Ansatze
unterscheiden sich grundsatzlich:
• Bei Prognosen - wie jener von Prognos M wird versucht, unter Berucksichtigung defi-
nierter Rahmendaten, bestehender Hemmnisse und Marktunvollkommenheiten sowie
ausgewahlter Politikbundel eine fur die Zukunft als wahrscheinlich anzusehende Ent-
wicklung zu beschreiben.
• Dagegen wird bei einem auf k1imaschutzpolitische Ziele orientierten Optimierungs-
model! - wie dem IKARUS-Modell - die kunftige Energieversorgung so optimiert,
dall die gewilnschte CO2-Reduktionen unabhangig von bestehenden Hemmnissen und
33 DiesesKapitel wurde federfuhrend von STE bearbeitet.
34 Die Kurzbezeichnungen fur dieReferenzszenarien sindREF-ALOS fur die altenund REF·NL05 fiir
dieneuen Bundeslander. Die belden Reduktionsszenarien filrdie alten Bundeslander tragen dieBe-
zeichnungen CO-ALOS und CS-ALOS. 1m Falle des Szenarios CG-AL05 wird die erforderJiche
Minderungsrateglobal, d.h.furdengesamtenEnergiesektor vorgegeben. Die sektoralenRaten sind
dann das Ergebnis derKostenminimierung. Da derVerkehrssektor in diesem Fall nur sehrwenig
zurReduktion beitragt, wird ein weiteres Szeriario (CS~AL05) mitunmittelbar sektoralvorgegebe-
nen Reduktionsraten gerechnet. Zu Details der IKARUS-Szenarioredmungen vergleiche Tell IV.
1m iibrigen sei darauf hingewiesen, dafi die IKARUS-Szenarien in ihrer Charakteristik von den
Szenarien der Einzelmafinahmen abweichen, die welter oben entsprechend der IPCC-S)'stematik
definiert worden sind(vgl. oben S. 34).
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Marktunvollkommenheiten moglichst kostengunstig erreicht werden kann, Ziel des
IKARUS-Ansatzes ist es letztlich, Handlungsempfehlungen fur die Gestaltung der
kunftigen Klimaschutzpolitik herzuleiten."
2.2 Politikrelevante Szenarioparameter
Tabelle 73 enthalt eine Auswahl der wichtigsten energiebedarfsbestimmenden Grofien
sowie die Annabmen tiber deren Entwicklung bis zum Jahre 2005. Bei allen Grollen wird
demnach ein deutlicher Anstieg unterstellt. Unter sonst unveranderten Bedingungen
wirkt dies auf eine entsprechende Zunabme des Energieverbrauchs und der
CO,-Emissionen. Mabnahmen zum Klimaschutz mussen also auch den Zuwachs an
Energieverbrauch mehr alskompensieren.
Tabelle 73:
Annahmen zur Eutwicklung ausgewlihlter energiebedarfsbestimmender GrajJen
iu Deutschland fiir das IKARUS-Modell
Nachfrage- Bedarfsbestimmende Einheit 1989 2005 I Anderungen
sektor Gro/:!,en In%
Haushatte ZU beheizende Flache Mill.m' 2617 3066 17,2
Verkehr Perscnenverkehrs- Mrd. Pkm 831 1064 28,0leistung
Goterverkehrs- Mrd.tkm 356 553 55,3leistung
Industrie Nettoproduktionswerte Mrd. DM1) 591,6 801,5 35,5
alte Bundeslander
Nettoproduktionswerte Mrd. OM 1} 100,0 134,6 34,6
neue Bundeslander
Kleinver- Beschattlgte Mill. 26,7 30,1 12,7braucher
Pkm = Personenkllometer: tkm = Tonnenkilometer,
1) In Prelsen von 1985.
Zur Einhaltung bestimmter, vornehmlich energie- und regionalpolitisch motivierter Vor-
gaben werden den IKARUS-Mo'dellrechnungen einige Begrenzungen im Hinblick auf
den Einsatz einzelner Energietrsger vorgegeben. Die wichtigsten Vorgaben sind:
35 FOr eine verglelchende Bewertung der IKARUS- mit den Prognos-Brgebnissen ist im ubrigen zu
beachten, den die Rahmendaten, mitdenen im IKARUS-Modell gerechnet wurde, nicht mit denje-
nigen fur die Szenarien ttbereinstimmen, die in der hiervcrllegendenUntersuchung aufBasis der
Prognos-Annahmen erarbeltetworden sind.
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Begrenzungen fur Steinkohle in den alien Bundeslandern:
• Forderung mindestens
• Verstromung mindestens
35,3 Mill. t (1 050 PJ)
17 Mill. t (500 PJ)
Begrenzungen fur Braunkohle:
• Verstromung in den alten Bundesliindem mindestens
• Forderung in den neuen Bundeslandern mindestens
• Verstromung in den neuen Bundesliindem mindestens
Begrenzung fUrErdgas lmporte:









• Konstante installierte Leistung in den alten Bundeslandern von
• mit einerStromerzeugung von
2.3 Ergebnisse der IKARUS-Szenariorechnungen
2.3.1 Referenzszenario im Vergleich zur Prognos-Prognose
22,4GW
139 TWh.
In den nach minimalen Kosten optimierten Referenzszenarien fur die alten- und neuen
Bundesliinder wird durch Kombination der wirtschaftlich gunstigsten Effizienzv'erbesse-
rungen und durch Strukturveriinderungen fur Deutschland von 1990 bis zum Jahre 2005
eine CO,-Reduktion von 167 Mill. t oder um 17 % erreicht (vgl. Tabelle 74). Wiihrend in
dieser Periode die CO,-Emissionen in den alten Bundeslandern nur urn 45 Mill. t oder urn
6 % reduziert werden, betriigt die Minderung in den neuen Bundesliindem 122 Mill. t
oder43 %.
Gegenuber solchen nach Optimierungskriterien ermittelten Veriinderungen wird die
kunftige Entwicklung unter prognostischen Aspekten deutlich anders gesehen: So rech-
net Prognos fur Deutschland insgesamt im Zeitraum von 1990 bis 2005 nur mit einer Re-
duktion urn 81 Mill. teo,. Wahrend die CO,-Emissionen in den alten Bundeslandern so-




Entwicklung der CO,-Emission nach dem IKARUS-Modell im Referenzszenario
aasts-werte des Mcdells Referenz- Veranderungen
ezenarlo"
19892) I 19903) 2005 1990 bis 2005
MiiI,! %
A1te Bundeslander 690 709 664 -45 -6
Neue Bundeslander 318 284 162 -122 -43
Deutschland 1008 993 826 -167 -17
1) FOr die neuenBundeslander wird das Referenzszenario dem Reduktionsszenario
glelchgesetzt.·2) Ausgangswerte fOrdes lKARUS·Model1.- 3) Interpolierte Werte; stimmen
fur die neuen Bundeslandernlcht mit den "offiziellen" Angaben Oberein, wonach dart lm
Jahre 1990 die CO2-Emissionen 305 Mill. t betrugen. Aus ercndenelner rnodellinternen
Konslstenz wurde clese Dlfferenz in Kauf aenommen.
Die im Vergleich zu Prognos deutlich hohere CO,-Reduktion im IKARUS-
Referenzszenario ist durch einen erheblich geringeren Kohleeinsatz und einen insgesamt
niedrigeren Primarenergieverbrauch zu erklaren (vgl. Tabelle 75),
Tabelle 75:
IKARUS-Referenzszenario und Prognos-Voransschiitzung:
Primarenergleverbrauch und der CO,-Emissionen in Deutschland im Jahre 2005
Alta Bvndeslander Neue BlIndesiander Dell!$diland Abwelchungen lKARUS von
Il<ARUS IPROGNOS IKARUS PROGNOS IKARUS PROGNOS PROGNOSin %
Ptimarenerqleverbrauch in PJ AlIe BL Neue BL 0
Slelnkohle 1619 1978 100 14' 1719 2118 -18,1 _28,8 -18,8
Braunkohle 87' .62 707 701 1578 15<3 ',0 O~ 1,0
eonst. teste arennstcrre 141 163 33 25 174 ". ·13,5 33,1 -7,3
Mineralol 462. 5044 7S2 92. "'0 5970 ",3 .15,5 -9,4
G" 2237 ,5<3 444 494
""
3062 ·12,9 -10.0 ·12,5
Wa'S'UJr, Wind u.a. 'Pj '28 327 13 -59 '41 ". ..s0,3 -122,1 ·10,1
Kernenelgie'j 1376 '33' 0 0 1376 1332 3,3 3,3
tnsqesemt 11100 12275 2079 2226 13179 14502 ·9,6 -6,6 -9,1
Kohlendloxidemisslonen In Mill. I
Insqesamt 664 733 I 162 176 .25 90' -9,4 -8,0 -9,1
'Angaben fOr lKARUS mit gleichem Primlilenergleliquivalent v;ie bei PROGNOS gerschnel.
II Anqaben von PROGNOS elnschlleflllch uberre lonalen Siromaustauschsaldo: ne live Werte bedeuten ExPOrlObersehv13.
A1s Foige der Optirnierung werden bei IKARUS in erheblich starkerem Malle effiziente
Energietechnologien eingesetzt als Prognos dies erwartet, Grunde fur diese Abweichung
liegen u. a, darin, dan im IKARUS-Optirnierungsmodell anders als bei einer (realitatsbe-
zogenen) prognostischen Betrachtung bestimmte Hemrnnisse gegenuber der Nutzung
selbst wirtschaftlicher Energieparmafinahrnen Diehl berticksichtigt werden. Weitere Un-
terschiede in den IKARUS- und Prognos-Ergebnissen sind - wie erwahnt - z.T. durch ab-
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weichende Rahmendaten und durch ein unterschiedliches methodisches Vorgehen be-
dingt. Speziell im Hinblick auf die Absolutwerte der CO2-Emissionen sind abweichende
Emissionsfaktoren ein zusatzlicherGrundfur die Ergebnisunterschiede.
2.3.2 Reduktionsszenario fUr die alten Bundesliinder
Festlegung der COrRedukttonsntveausfur die alten undneuen Bundeslander
Die CO,-Verringerung wird so festgelegt, daJl in den Reduktionsszenarien fur das Jahr
2005 der Zielwert der Bundesregierung fur die alten und neuen Bundeslander zusammen
erreicht wird. Die Tabelle74 zeigte bereits: daf fur die neuen Bundeslander schon im
Referenzszenario eine Verringerung der CO2-Emissionen bis zum Jahre 2005 auf 162
Mill. t eintritt; Prognos gibt 176 Mill. tan. Eineweitere Emissionsminderung wird fur die
neuen Bundeslanderverabredungsgemsf nicht gerechnet. Wenn unter diesen Vorausset-
zungen das fur Deutschland insgesamt fur das Jahr 2005 angestrebte Ernissionsniveau er-
reicht werden soil, mussen die CO,-Emissionen in den altenBundeslandern bis dahin auf
582 Mill. t gesenkt werden (-18 % gegenuber 1990). Dieses Emissionsniveau dient dem
IKARUS:Modell als exogeneZielvorgabe'v (vgl.Tabelle76).
Tabelle76:
Entwicklung der CO2-Emission nach dem IKARUS-Modell im Reduktionsszenario
Basle-werte des Modalis Reduktions- Veranderungen
szenarto"
1989" I 1990" 2005 1990 bls 2005
MlIl.t %
Aile Bundeslander 690 709 582 -127 -18
NeueBundeslander 318 284 162 -122 -43
Deutschland 1008 993 744 -249 -25
1) FOr dieneuen Bundeslander wird das Reduktionsszenario damReterenzszenario
gleichgesetzt.- 2) Ausgangswerte fOr dae IKARUS·Modell.- 3) lnterpolierte Werte; stimmen
fOr dieneuen Bundeslander nicht mitden "offiziellen" Angaben ubereln, wonach dort tm
Jahre1990 dieCOz-Emlsslonen 305 Mill. t betrugen. Aus cmnden alner rnodellinternen
Konsistenz wurde diese Differenz in Kauf uenommen.
36 Wahrend in denneuen Bundeslandem dieCOrEmission von 1990 bis 1995 drastischgesunken ist
(~44 %), war im gleichen Zeitraum in denalten Bundeslandem ein Anstieg von knapp 2 % zuver-
zeichnen. Dieser Zuwachs rnuf zusatzlich reduziert werden, wenn das Minderungsziel erreicht
werden soll. 1m IKARUS-Modell wurde dieser Anstieg implizit durch interne Boundverschiebun-
genin deneinzeInen Sektoren benlcksichtigt.
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Die Entwtcktungdes Primarenergieverbrauchs im Reduktionsszenario
Der Primarenergieverbrauch ist im Reduktionsszenario im Jahre 2005 gegenOber dem
Referenzszenario um 700 PJ oder um 6 % niedriger (vgl. Tabelle 77). Der Einsatz der
kohlenstoffreichen Energietrager Steinkohle und 01 geht Oberdurchschnittlich stark zu-
ruck, wahrend derjenige der Braunkohle - auch wegen der exogen gesetzten Limitierun-
gen - nur maflig abnimmt. Der Verbrauch von Gas expandiert dagegen kraftig. Deutlich
wachsen wird auch die Nutzung regenerativer Energien, doch bleibt deren Anteil an der
Deckung des Prirnarenergieverbrauchs mit lediglich rund 4 % im Jahre 2005 nach wie
vor recht gering.
TabeUe 77:
Primarenergieverbrauch nach dem IKARUS Modell im Jahre 2005:
Vergleich von Referenz- und Reduktionsszenario
Referenz- Reduktions- Abweichungen desReduktions-
szenario szenario von Referenzszenario
PJ I %
Steinkohle 1619 1133 -486 -30
Braunkohle 671 819 -52 -6
MineralOi 4628 3866 -762 -16 .
Gas 2237 2813 576 26
Regenerative1/ 2j 369 393 24 7
Kernenerqle" 1376 1376 0 0
Insgesamt 11100 10400 -700 -6
1) Gleiches Primarenergleaquivalent wiePROGNOSangenommen.
2) Regenerative einschlieBlich MOIl.
Unterschiedliche sektorale COrReduktionen
Die im IKARUS-Modell errechneten Reduktionsbeitrage der einzelnen Sektoren zur Er-
reichung des CO,-Zieles sind das Ergebnis einer Kostenminimiemng unter CO,.
Restriktion. Dabei ist von vornherein klar, daB die Forderung, z. B. alle Sektoren mit der
gleichen relativen Reduktion zu belasten, volkswirtschaftlich teurer ist als die kostenop-
timale Losung, Die TabeUe 78 weist die absoluten und relativen sektoralen CO,-
Reduktionsbeitrage im Reduktionsszenario im Vergleich zum Referenzszenario aus. Uber
aUe Sektoren hinweg mussen zusatzlich zum Referenszenario bis zum Jahre 2005 also
rund 81 Mill. teO, vermieden werden.
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Nach den Ergebnissen der Optimierungsrechnungen leistet der Umwandlungssektor mit
35,4 Mill. t oder 43,7 % den weitaus groflten Beitrag zur geforderten CO,-Reduktion in
den alten Bundeslandern. Dies wird durch eine Verringerung der Steinkohleverstromung
und durch einen starkeren Einsatz von Erdgas im Strom- und insbesondere irn Warme-
sektor erreicht. Der nachst hohere Beitrag von 26,3 % wird bei den Haushalten erzielt,
und zwar vomehmJich durch eine bessere Warmedammung, durch effizientere Heizungs-
anlagen und durch die Nutzung von mehr Erdgas. Beide Sektoren zusammen sind mit
70 % an der gesarnten CO,-Reduktion von 81 Mill. t beteiligt. Von den restlichen 30 %
werden im zusammengefaflten Sektor Industrie und Kleinverbraucher 16,8 % und im
Verkehr 13,2 % gespart.
Tabelle 78:
Reduktion der CO,-Emissionen in den alten Bundeslhndern im
Reduktionsszenario gegeniiber dem Referenzszenario
im Jahre 2005 nach Sektoren
Absolute Anteile1) Redulctionsrate2)Differenz
Mill. t %
Umwandlung 35,4 43,7 17,0
Haushalte 21,3 26,3 17,9
Industria und 13,6 16,8 7,7Klelnverbraucher
Verkehr 10,7 13,2 6,7
Summa 81,0 100,0 12,2
1) Reduktion der Seldoren bezogen aufdieGesamtreduktion
2) Reduktion bezogen auf Emission im Referenzszenario
Bezogen auf die jeweiligen Emissionen im Referenzszenario im Jahre 2005 weisen die
privaten Haushalte mit knapp 18 % sowie der Bereich der Umwandlung mit 17 % die
weitaus hochsten zusatzlichen Reduktionsraten auf. Dagegen bleibt der weitere Emissi-
onsrilckgang im Bereich von Industrie und Kleinverbrauch mit weniger als 8 % und der-
jenige im Verkehrssektor mit kaum 7 % begrenzt."
37 Um insbesondere den Verkehr starker "in die Lcsung zu zwingen", wurde in einem weiteren Re-
duktionsszenario (Bezeichnung: CS-AL05) u.a. dieReduktionsrate in diesem Sektor auf 12,2 % ge-
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COrRedukliollskoslell
Eine der wichtigsten Entscheidungshilfen fur die Auswahl eineseffizienten Szenarlos sind
die Mehrkosten, welche fur die jeweils vorgegebene Reduktion aufgewendet werden
mussen, Diese Mehrkosten, auch Reduktionskosten genannt, werden aIs Differenz der
Systemkostenim Referenzszenario und im Reduktionsszenario fur das Jahr 2005 ermit-
telt. Hieraus darf indes nicht geschlossen werden, daJJ sich die im Referenzszenarlo er-
reichte CO,-Reduktion autornatisch einstellt und nichtskostet. Die Systemkosten steigen
im Referenzszenarlo vom Ausgangsjahr 1989 bis 20mZieljahr 2005, weil eine steigende
Nachfrage bedient werden muJJ und weil effizientere Techniken eingesetzt werden. Die
Kosten dieser beiden Effekte konnen aus dem Modellergebnis allerdings nicht separlert
werden.
Die Tabelle79 gibt eine Ubersicht uber die gesamten und die durchschnittlichen CO,-
Minderungskosten im Faile der Reduktionsszenarien mit globaler sowie mit sektoraler
Vorgabe der Minderungsziele." Die dort ausgewiesenen negativen Mehrkosten im Pri-
marenergiesektor eotstehen durch Energieeinsparungen, Weil im Szenario mit sektoraler
Reduktionsvorgabe der Verkehr starker 20r CO,-Minderung "gezwungen" wurde, stei-
gen die Gesamtkosten unter den zugrunde liegenden Bedingungen von knapp 5,5 Mrd.
DM/a auf rund 8,8 Mrd. DM/a. Die durchschnittlichen Mehrkostennehrnen entsprechend
zu (vgl. hierzuimDetailTeiI1V).
setzt, entsprechend dem Durchschnitt fiber aIle Sektoren (vgl. Tabelle 80), Dies entspricht einer
Stabilisienmg derVerkehrsemissionen in denalten Bundeslandemauf dem Niveau von 1992. Da
die Minderungsmoglichkeiten irn SektorIndustrie und Kleinverbraucher rnodellseitig ausgeschopft
waren, steigt dieEinsparungnur irn Verkehr und zwar von 10,7auf 19,4Mill. t dargestellt ist. Die
Sektoren Umwandlung undHaushalte werden durch diese Bmissionsminderung urn 5 Mill. t bzw.
urn 3,8 Mill.t entlastet. Bei insgesamt gleichenReduktionsraten wachsendie mittleren Mehrkosten
der CO2-Reduktion gegenuber dem Referenzszenario von 67 DMlt irn "Standard-Reduktions-
szenario' (Tabelle80)auf 108 D1vfJt in dem hierangesprochenen Szenario CS-ALOS. Diese erheb-
lieh hoheren zusatzlichen Kosten gehen aufdasKontodesVerkehrssektors, v....eil die zugrunde lie-
genden IKARUS-Daten z.B. fur Spar-Pkw zu Reduktionskosten von 600 bis 1000 DM:lt CO2 fbh-
reno Hier liegtdie Annahme zugrunde, daf sich die Sparfahrzeuge im Jahre 2005 in Komfort und
Grofie nicht von Normalfahrzeugen unterscheiden. Die Grenzkosten fur die COrReduktion im
Verkehrssektorbetragen im SzenarioCS-AL05 immerhin 689 DMlt.
38 Bezugsjahr fur die Kosten lst 1989. Urn die Kosten auf 1995umzurechnen sindsie mit dem Index




Mehrkosten der CO,-Minderung in den IKARUS-Reduktionsszenarien
Reduktionsszenario mit
globaler Reduktions- sektoraler Reduktlons-
voruabe vomabe
Gesamte Mehrkosten In Mrd. DMfa
Sektor Prtmarenerqien -3,22 -1,74
Seldor Ummndlung 1,64 . 0,52
Sektor Endverbraucher 7,05 10,03
Summe 5,47 8,81
Ourchschnittliche Mehrkosten in OMItCO2
Seldor UmwandJung 46 17
SeldorEndverbraucher 155 199
Gesamt 67 108
2.3.3 Technische ReduktionsmaOnahmen nach Reduktionszielen und Kosten-
klassen: ErmittIung von Prlorltaten in Abhanglgkelt von Reduktionsvor-
gaben
Die Reihenfolge - also die Prioritat -, naeh der die MaOnahmen zur CO,-Reduktion vom
Modell "gewahlt" werden, hang! von den Kosten der Mafmahmen und ihrem car
Reduktionspotential ab, Da oft mehrere MaOnahmen in einem Bereich zusammenwirken,
Z.B. Energietragerwechsel und Warmedammung im Haushaltssektor, kann die entspre-
ehende CO2-Reduktion im LP-Modellergebnis nicht immer eindeutig Einzelmallnahmen
zugeordnet werden. Es lallt sieh nur die CO2-Minderung fur das gesamte Bundel von
MaJ3nahmen in diesem Bereich angeben,
Es ist daher nicht moglich, fur viele Bereiche anhand einer einzigen optimalen Losung ei-
ne naeh den spezifisehen C02-Reduktionskosten geordnete Foige der MaOnahmen - also
eine Prioritatenliste - zu erstellen. Urn dennoeh eine nach Klassen aufgeteilte Rangfolge
der Maflnahmen zu erhalten, wurden Optimierungsreehnungen mit einer zunehmenden
CO2-Restriktion, d.h. mit einer C02-veranderliehen Obergrenze als Parameter, durehge-
fuhrt, Hierzu wurden die folgenden Klassen fur die alten Bundeslander im Jahr 2005
gebildet (vgL Tabelle 80):
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Tabelle 80:
Klasseneinteilung der MaIJnahmen zur CO2-Minderung
fur die alten Bnndesliinder im Jahre 2005
C02-Reduktion imVergleich Grenzkosten der COr
zu 1990 Reduktion1)
% DMit
Klasse I 10 ca. 40
Klasse II 15 ca. 100
Klasse III 20 ca. 310
Klasse N 25 ca.610
1) Kosten fOr die letzte Tonne CO2, dieinderjeweiligen Klasse reduziert wird.
Die vom Modell gewahlten MaBnahmen in den vier Klassen werden in Tabelle 81 ge-
zeigt. Die Angaben sind differentiell zu verstehen, d.h. die MaBnahmen in einer hoheren
Klasse werden als Additiv zu den MaBnahmen in der darunterliegenden Klasse angege-
ben. Die MaJlnahmen in der Klasse I stellen Anderungen im Vergleich zum Referenzfall
dar, die MaBnahmen in Klasse II sind Anderungen im Vergleich zur Klasse I u.s.w. Die
Anderung z.B. in der Klasse IV in Bezug auf den Referenzfall ist daher die Summe der
Anderungen (oder MaBnahmen) aus den Klassen I bis IV.
Wegen der veranderten Nachfrage ist eine entsprechende Auflistung der autonomen
MaBnahmen im Referenzszenario fur den Zeitraum von 1990 (bzw. vom IKARUS-
Basisjahr 1989) bis 2005 nicht moglich,
Das weiter oben betrachtete Reduktionsszenario mit einer im Jahre 2005 in den alten
Bundeslandern gegenOber 1990 urn 18 % niedrigeren CO2-Emission (entsprechend einer
CO2-Minderung von 25 % fur Deutschland insgesamt) kommt der Klasse III am nach-
sten.
Tabelle 82 enthalt Angaben zu den sektoralen C02-Minderungen, die sich aus den MaB-




Beispiele wichtiger technischer Reduktionsmallnahmen
nach Reduktionsintensitat nnd Kostenklassen in den alten Bundesliindern
Klasse I (10 % Reduktlonl Klasse U(15 % Reduktionj Klasse III (20 % RedukUon) Kl.1Ut rll25 %Reduktion)
Elektrizilalserzeugung
• zceauvonGu().KrllftM!rken • Verstarlder zoeauvon Guo. • Maximal m09fl¢w Zubau von • Maximalrnogflew Zubauvon
Anlagen OvO-Anlagen Wasser·Kreftwerken (Niedersp.)
• Zubau von Waswr-Kraftwarken • Maximal mog[ehN Zubauvon • Murmalrnogfl¢tm Zubau von • Maximalmog~c~rZubau von






• Zubau vonmcuteteuerten • We~erZut>au vonml;j!lbefeuelten • Starker zecevvon 6ioma.s.se· • Zubauvon Blomas.seanla~n
Al'I!agen Anlagen und 6logas.ft.n!agen
• Zubauvon Biomasseanlagen ~ A\I$bau des Nal'M-afmel'\('tzes • StarkerZubau von 6iogasanlagen
• Bauvon Eliogas-, Erdgas-und • Zul>:luvonOuo.-AnIagen
~~as·Anlagen UnNail-
...-alll1eberelch
• ZUNUvon mO:lbefeuerten AnIasen
• WeitetZubau von Erdgasturbinen
UnNatrNarmebereich
Induslrie
• Einsalzeffiz~nlN Proze~te.:ll· • EiI'lsalz effIZienter Prozellilecll· • Eir.s.atz effizienterPrczemech- • EltIsatzeffWenterPro,zellite-c/l·
nikenIn den Branehtlnzement- (likenin del BrancheStefneiErden nike!lin del Che~bfanehe niKen In rastal~n Brane~n
her5le!Jung, Roheisenhemellung (gesaml)
• VerstarkterEirlsatzeffwenter • Verstarkte Einspanmg1m BerelUl • Vro:!.arktetEiI'lsatz von spermen-
Proz~teehniken (Rolle~n- Kommul"lil<ation undL1tht nallmenrrnBereichKraft
t>eTslenung)
• Einsparung bel Kommuru'kation • Eir.sparung irn BeTekhKraft
undLicht
Kleinverbrauch
• Eir-satzvon warmepcmcen, • verstarxerEinsalzvon Spar. • Vemarl<ter EinsalZvon Warme· • Einsatzvon Spalteehniken fOr
WMme~mmung Havsha~e Proz~teeMlken pvmpen Z\lf N:edeltemperatur. ueet, Ktaft, KOIT.mUflikaton
erzeugung
• Biomasse·Oampfkessel, Spar- • MaximalmoglieherEinsalzvon • VefStarkte Warmedammung 1m
prozentechniken Spar'Ploze!l·Techniken in a"en Raumwarmebereich
Untel'$ektoren
Verkehr
• Zunahmedes Gtilertranspolts • Einsalzvon Diesel-5par-lkw • EltIsalZvon Diestl-Spar·Pk.v
dUTch 8ahnund Schiff
• Bioelhanol·U:wund Diesel- • V&fStarl<ter Emsatzvon Bic- • EtIlar.ol-undRapsol-Pk.v
Spalbusse elhanol-lkw
• Einsatzvon Rapsol-undLPG- • Einsatzvon Diesel-Spar-BU'>sen
Bussen
• Eir.satzvon LPG·Pk>N • Eirlsatzvon Bioethanol·Bussell
• VersterlderEirlsatzvon LPG·Pkw
Haushalte
• WarmedMnmunginnelhalb vom • Eldga$.'<essel substiluielelleinen • EmsatzErdgas·Blenr",mtkeSMl in • WegfallHeiZ¢I-Einzethelzung In
Renovierungszyklus. Elnsparur,g Te~ derHeizelkessel ill EFH EFH EFH-Altbau
2,3 % in EFHund MFH
• Erdgas-BrennwenkessP-1 sub- • wesere Walll1ed3mrnl,illg 1m • W~gI'all der Ejn:zelhel:zung m~ • StarXe Warmedatnmllflgjnnemalb
stilui~rt einanTell der l-'.eizOI- AJtb.au lnnerhalbvon gencvte- Kohlelind HeizOI in MFH-Altbau von Renov1eN1'1sszyldU'>. Ein-
Kes.selinMFH rung5Z)1dus. Einsparung in~&- $parung von insgesamt18,7%
saml urn4,7 'h in EFH·Altbau imAltbau
lind urn7.0% in MFH-Atlball
• Wanned3mmung in EFH-NeuNli. • Bezugvon Natr,o,arme In MFH • SlarXeW;l.rmed3mmllng im Nell-
Einsparung lnsgesamt13,3% ball. Elnsparung insgesamlum








Zusatzllche CO,-Minderung nach ReduktionsWassen (in Mill t)
KlasseI Klasse II Klasse III Klasse IV
Sektoren (10 % (15 % (20% (25%
Redukticn) Reduktionl Reduktion) Reduktionl
Stromsektor 6,2 6,4 10,5 6,2
W§rmesektor 0,7 10,3 4,8 -0,5
sonstige Umwandlung1) 3,7 2,0 0,9 1,5
Summa Umwandlung 10,6 18,7 16,2 7,2
Industria 0,9 0,4 2,9 0,3
Verkehr 8,8 0,0 2,7 7,9
Kleinverbraucher 2,0 4,8 3,7 0,4
Haushalt 3,6 11,5 9,9 19,6
Summa Endverbraucher 15,3 16,7 19,2 28,2
Aileaektoren 25,9 35,4 35,4 35,4
Kumulative Wirkung2) 25,9 61,3 96,7 132,1
1) Raffinerien, Kohleveredelung und Gasverteilung.- 2} im Vergleich zurnReferenz-
szenario, indem im Vergleich zu 1989 45 Mill, t CO2 elngespart weerden.
Es zeigt sich dabei folgendes Bild:
• Innerhalb der Klasse I bewirken die MaBnahmen im Stromsektor und im Verkehrssek-
tor die groflte CO,-Einsparung. Die MaIlnahmen im Umwandlungsbereich tragen zu
etwa zwei Funftel und die MaIlnahmen im Endverbraucherbereich entsprechend zu
drei Funftel zur CO,-Reduktion bei.
• In Klasse II zeigen die MaIlnahmen im Strom- und Warmesektor sowie im Haushalts-
sektor den graIlten CO,-Minderungseffekt. Die CO,-Reduktion im Umwandlungsbe-
reich und im Endverbraucherbereich sind etwa gleich groll.
• Die quantitative Wirkung der MaBnahmen in Klasse III ist, bis auf die Aufteilung zwi-
schen Stromsektor und Warrnesektor, ahnlich wie in Klasse II. Der Industriesektor
tragt hier einen hoheren Anteil als in den anderen Klassen.
• In Klasse IV sind die Maflnahrnen im Endverbraucherbereich mit vier Funftel an der
CO,-Reduktion beteiligt. Dabei ist besonders die CO,-Einsparung aufgrund der MaB-
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nahmen im Haushaltssektor grofl. In dieser Klasse Iiefem die Mallnahmen im Ver-
kehrssektor, im Haushaltssektor und im Stramsektor einen wichtigen Beitrag zur
CO,-Minderung.
In TabelIe 83 sind die gesamten Mehrkosten der Maflnahmen in den vier Klassen sowie
die entsprechenden durchschnittlichen CO,-Reduktionskosten und die CO,-Grenzkosten
aufgefilhrt. Die Kosten der Mafsnahrnen nehmen mit der Klasse, d. h. mit dem Grad der
CO,.Reduktion, kraftig zu. Die durchschnittlichen Reduktionskosten fur aile Mailnah-
men in Klasse IV Iiegen urn den Faktor 28 hoher als die in Klasse I.
TabelIe 83:
Mehrkosten del' CO,-Minderungsmafinahmen gegeniiber dem Referenzfall
in den Reduktionsklassen in den alten BundesHindern
K1asse I Klasse II K1asse III K1asse IV
, i10 % Reduktion\ 115% Reduktlon) I 120% Redukticrn I 125% Reduktion\
Gesamte Kosten 0,5 1,9 7,3 16,7(Mrd.OM/a)
Durchschnlttllche
Minderungskosten 17 55 205 472
(OMit CO,)
coj-erenzkcsten 39 101 309 613(OM/CO,)
.
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3 Die Verdichtung der klimaschutzpolitischen Mallnah-
men zu sektoralen Szenarien"
1m folgenden werden die in Teil II entwiekelten Ergebnisse hinsiehtlieh der Wirkungen
der jeweils untersuehten klimasehutzpolitischen MaBnahmen zu sektoralen Szenarien
verdichtet. Dabei kommt es insbesondere darauf an, den jeweiligen Ubergang von dem
llOhne-MaI3nahmen-Szenario" zum })1v1it-MaJ3nahmen-Szenario" und dann schlieJ3lich
zum "Mit-weiteren-MaBnahmen-Szenario" naehvollziehbar darzustellen. Zum besseren
Verstandnis dieser drei Szenarien seien noch eimnal die wiehtigsten Unterscheidungs-
merkmale in Erinnerung gerufen:
Wahrend das .Dhne-Mafinahmen-Szenarto" gedanklich die Abwesenheit jeglicher be-
sonderer kJimasehutzpolitiseher Maflnahmen unterstellt, werden flir das "Mit-MajJ-
nahmen-Szenario" aUe MaBnahmen berucksichtigt, die bis etwa Mitre 1996 schwerge-
wichtig von der Bundesregierung tatsachlich ergriffen worden sind. Entsprechend der
Charakterisierung naeh den !PCC-Guidelines bleiben in diesem "Mit-MaBnahmen-
Szenario" also solche MaBnahmen auner Betracht, die lediglieh geplant oder angekundigt
worden sind. Dies betriffi beispielsweise die Absieht, eine europaweite CO,-/Energie-
steuer einzuflihren, die von der Bundesregierung zwar unterstutzt wird, deren Umset-
zung aus heutiger Sieht aber noeh vollig offen ist. AulJer Betraeht bleibt beispielsweise
aueh die ursprunglich vorgesehene Warmenutzungsverordnung. Da schon fiiih offen-
kundig war, daB unter den Voraussetzungen des "Mit-MaBnahmen-Szenarios" das Ziel
einer 25 %igen Reduktion der CO,-Emissionen bis zum Jahre 2005 verfehlt werden war-
de, worden in einem "Mit-weiterell-MajJnahmell-Szellario" zusatzliche MaBnahmen zur
Diskussion gestellt, deren Umsetzung grundsatzlich geeignet sein konnte, das Redukti-
onsziel zu realisieren.
Zur besseren Nachvollziehbarkeit der einzelnen Szenarien werden in den folgenden Ta-
beUen 84 bis 90 zunachst fur jeden der untersuchten Sektoren die dort jeweils beruck-
sichtigten MaBnahmen explizit ausgewiesen und zu den sektorbezogenen Szenarien ver-
dichtet,
39 DiesesKapitel wurde federftlhrend vomDIW bearbeitet.
TabeJle 84:
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Ableitnng der Szenarlen zur Entwicklnng der
energiebedingten CO2-Emissionen in der Industrie1)
IMA- MaBnahmel 1990 I 1995 2000" I 2005")
Nr. Kurzbezelchnung COz-Emlsslonen in Mill. t
Ohne-Maanahmen-saenarto 169,7 I 126,81 122,5 122,5
Ergrlffene MaBnahmen
7 ERP-Energiesparprogramm 0,3 0,6
13 SteuerbegOnstigung fOr Kraft-Warms-Kopplung 0,0 0,0
29 WarmeschutzVO 0,2 0,4
30 HeizungsanlagenVQ 0,3 0,6
71 Investitionsprogramm zurVerminderung von 0,3 0,6Umweltbelestuncen
116 EU-Oko-Audit 0,0 0,0
101 Novellierung 1. BlmSchV 0,1 0,1O<leinfeueru-nosanJsoenVO)
42·49 Energle-, Technclocle- undBauforschung 0,1 0,5
110 Selbstverpflichtung derIndustrieverbandeIVKU 3,5 10,5
110 Selbstverpflichtung vonVKU, BGW, MWV, 0,1 0,3VDEW VlK
Lander- undKommunetektivitaten 1,0 2,5
xxxxx Gewichtete Summa derEinzelmaBnahmen 5,6 15,4
MIt-MaBnahmen-5zenario 169,7 I 126,8 116,9 107,1
Weltere MaBnahmen
90 WarmenutzungsVO 1,0 6,5




Angebot deretrentnchen Stromversorger von
" ""crunem Strom'?'
neueverbandeverelnbanmq 0,1 2,1BDiNDEWIVlKiVEA
Verbesserung derKreditprogramme 0,2 1,5ERP DtA KNV
gezieltes Fortbildungsprogramm 0,1 1,3
InitialberatlJng undInfo Ober EnergieagentlJren 0,1 0,3
Unterstotzung zweiterKapitalmarkt 0,1 0,4
Contracting-FOrderung 0,1 0,4
verbesserte ZielederSelbstverpflichtung 0,5 3,0
verstarkte Forschung und Ent'.vickJung 0,0 1,3
BewuBte Beschaffungsprogramme von 0,1 0,7GroBunternehmen
Nachahmung von8rundtland--Staetten; 0,1 1,1
zusetallche Lander- und Kommunelcrccramme
xxxxx Gewichtete Summe der EinzelmaBnahmen 0,9 7,9
Mit-weiteren-MaBnahmen-szenarlo 169,7 I 126,8 116,1 99,3
1) Nurbrennstoffseitige Emlssionsminderungen; strombedingte Emissionen werden nberveranderte
Stromverbrauchsmengen 1m Kraftwerkssektor berOckslchtigt- 2) Mittelwerte derfOr 2005 ausgewiesenen
Bandbrelten der geschatzten MaBnahmenwirkUngen.- IJ Nurstrombedingte Minderungen, dienber
veranderte Stfomverbrauchsmengen lm Kraftwerkssektor berOckslchtigt werden.
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Tabelle 85:
Ableitung der Szenarien zur EntwicWung der COl-Emissionen
bei den Klelnverbrauchern"
IMA· MaBnahmel 1990 I 1995 I 2000 2) I 2005 2)
Nr. Kurzbezelchnung COz-Emissionen in MJlL t
Ohne-MaBnahmen-Szenario 75,7 I 51,9 70,5 73,0
E' rlffene MaBnahmen
7 ERP-Energiesparprogramm 0,2 0,4
13 SteuerbegOnsligung fOrKraft·Warme-Kopplung 0,0 0,0
29 WarmeschutzVO 0,8 1,6
30 HeizungsanlagenVO 1,2 2,4
71 Jnvestitionsprogramm zur Verminderungvon 0,2 0,3Umwettbelastunoen
116 EU-Oko-Audit 0,0 0,0
101 Novellierung 1, BlmSchV 0,2 0,3(KleinfeuerunasanlaaenVm
42·49 anerce-. Technologie-und Bauforschung 0,1 0,3
110 Selbstverpflichtungder IndustrieverbandeNKU 0,0 0,0
110 Selbstverpflichtungvon VKU, BGW, MWV, 3,5 6,5VOEW VlK
Lander- und Komrnunelaktivltaten 3,0 5,5
xxxxx GewichteteSummen der Einzelmal1nahmen 8,9 16,5
MIt-MaBnahmen-Szenario 75,7 I 51,9 61,6 56,5
Weltere MaBnahmen





Angebot der offentlichen Stromversorgervon a
""crunem strom''')
neue VerMndevereinbarung 0,1 0,7BDlNOEWIVlKlVEA
Verbesserungder Kreditprogramme 0,1 1,1ERP, OlA, KfW
gezieJles FortbiJdungsprogramm 0,1 1,0
Initialberatung und Info OberEnergleagenturen 0,1 0,2
Unterstotzungzwelter Kapita!markt 0,1 0,2
Contracting-Forderung 0,1 0,2
verbeeserte Ziele der SeJbstverpflichtung 0,3 1,5
Verstarkte Forschungund Entl'licklung 0,0 0,7
BewuBteBeschaffungsprogrammevon 0,1 0,5GroBuntemehmen
Nachahmungvon Brundtland-Stadten; 0,3 3,_
zusatanche Lander- und Kommunalorooramme
xxxxx Gewichtete Summe der EinzelmaBnahmen 1,1 9,2
Mlt-welte reo~Mannehmen.azen arlo 75,7 I 51,9 60,6 47,3
1) Nur brennstoffseitige Emissionsminderungen; strombedingte Emisslonenwerden nber veranderte
Stromverbrauchsmengen lm Kraftwerkssektorberiickslchtigt- 2) MitteJwerte der far 2005 ausgevliesenen
Bandbrelten der geschatzten MaBnahmenwirkungen.- 3) Nur strcrnbedtnqteMinderungen, die uber
veranderte Stromverbrauchsmengen 1m Kraft..'1erkssektor berOcksichtigt werden.
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Tabelle 86:
Ableitung der Szenarien zur Entwicklung der CO2-Emissionen
bei den privaten Haushalten"
IMA- Mal!nahmel 1990 1995 2000 2005
Nr. Kurzbezeichnuno CO~·Emlssionen in Mill. t
Ohne-Mannahmen-saenarto 128,4 I 135,2 135,3 I 138,5
Ergriffene Mallnahmen
29 Warmeschutzverordnung 2,5 5,0
30 Helzunpsanlapenverordnunq" 3,3 6,7
31 Vor-Ort-Beratunq 0,1 0,1
32 Ferderqebletsqesetz kelne Quantifizlerung
33 KfWProaramm Neue Bundeslander 62 62
34 AufschVAlng Ost 1,4 1,4
35 Sozia!erWohnungsbau 0,3 0,7
36-39 diverse MaBnahmen kelneQuantifizierung
101 Novelle 1. BlmSchV?J 0,4 0,7
111 KfW·Programm atteBundeslander 1,9 1,9
115 Okozulagen 0,4 0,4
Selbstverpflichtung (nlcht In anderen 1,1 2,2Mersnahmen enthaltener Nettoeffekt
Summa Mal'3nahmenwirkung 17,6 25,3
xxxxx
zueatzllch: Aktivitatenauf 1,8 2,5Landes- und Kommunalebenev
Mit·MaBnahmen·Szenario 128,4 I 135,2 115,9 I 110,7
Weitere MaBnahmen
102 Energetische Sanierung 4,6 11,4
103 Privilegierung regenerativer kelne QuantifizierungEneroien






Attraktivitatssteigerung Erdgas 1,3 3,1
Noveillerung HeizungsanlagenV03) -0,4 -1,4
Summe MaBnahmenwirkung 6,3 18,9
zusatallcb: Aktivitaten auf 0,6 1,9xxxxx Landes- und Kcrnmunalebene"
Mit·weiteren·MaBnahmen-Szenarlo 128,4 I 135,2 109,0 I 89,9
1) Nur brennstoffbedingte cos-amisercnen in den Berelchen Raumwarrne undWarmwasser; die
strombedingten Emissionen werden Ober verenderte Stromverbrauchsmengen imXraftwerkesek-
torberOcksichtigt·l'J Raurnwarme elnscblienllch derAus\o,1rkungen einer verschertten Klein-
feuerunps- und Helzungsanlagenverordnung 1m Warm.....esserberelch (2000: 0,07Mill.t CO2:
2005: 0,2 Mill. t COZ)._3) Nur zentrale Warmwasserbereitung, negativerWert durch Mehreinsatz
von Erdgas und Hetzel. EinschlieBlich erneute Novellierung derKleinfeuerungsanlagenverordnung.
0) Annahme: 10 % der In derVorze!le ausgewiesenen COz-Emlssionsminderungen.
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Tabelle 87:
Ableitung der Szenarien zur Entwicklung der CO,-Emissionen
im Ve,'kehrssektor')
IMA- MaBnahmel 1990 I 1995 I 20002) I 2005 2)
Nr, Kcrzbezelchnunp COz-Emlssionen in Mill. t
Ohne-MaBnahmen-Szenario 184,9 I 196,1 231,0 236,0
Ergrlffene MaBnahmen
14 Erhohung derMlneralOlsteuer 3,5 5,0
17 Attraktiviti:itssteigerung OPNV 3,0 3,4
19 Forschungsprogramm Stadtverkehr 0,5 1,0
20 Verstetigung desVerkehrsffueeee 0,6 1,2
24 Goterverkehrszentren 0,5 1,0
95 Standortkonzeption derBahn 0,3 1,0
100 Verlagerung Internationaler Transitverkehr 0,1 0,5
xxxxx Gevlichlete SummaderMaBnahmen 8,0 12,0
MIt-MaBnahmen-Szenario 184,9 I 196,1 223,0 224,0
Weltere MaBnahmen
91 Anhebung EU·Mindestsatze bel 3,0 5,0Mlneraleleteuer: Ziel von 2 - OM/IfOr VK/DK
alternativ:
steuererhfihung auf Kraftstoffprels von 3,· 7,0 23,0
DMII VK!DK (inSumma nleht berocksichtiat)
94 Richtwerte fOr COrEmissionen belneuen Kfz 3,0 7,0
96 Telematik 0,2 1,0
97 Besteuerung vonFlugklaftstoffen z.Zt. k.A
Verringerung derH6chstgesc~\'tindigkeiten auf 6,4 8,0BABund Ao-snanen (80/120
Kraftstoffverbrauchsgrenzwerte 3,5 11,3
Fahrleistungsabhlingige 5,0 15,0Stragenverkehrsoebuhren
Allgemeine Schulung in mehrEnergieeffizienz 3,0 11,0
:xxxx:x
Gewichtete Summedervorgenannten 9,0 40,0Etnzetmaunehmen
Mit-welteren-Malsnahmen-Szenaric I 184,9 I 196,1 214,0 184,0
FOr das "Mlt·welteren.MaBnahme..szenario" gew1ihlte Mannahmen-nltemanve
MaBnahmenbOndel Personenverkehr 5,0 25,0
MaBnahmenbOndel Goterverkehr 1,0 5,0
:xxxxx SummeMannehmenbandel 6,0 30,0
Mlt-welteren-Maanahmen-szenarlc II 184,9 I 196,1 217,0 194,0
1) EinschlieBfich intemationaler Luftverkehr sowieKraftstoffe belHaushalten und K1elnverbrauchem




Ableitung der Szenarien zur Enlwicldung der CO2-Emissionen
bei der Slromerzeugung
IMA- Mar1nahmel 1990 I 1995 I 2000 I 2005
Nr. Kurzbezeichnung co-Emtsslonen in MilL t
Ohne-MaBnahmen-Szenarlo 353,6 I 317,5 331,4 345,5
Ergriffene MaBnahmen
110 Selbstverpflichtungen (VDEW) 4,0 7,0
Liberalisierung des Strommarktes 3,0 6,0
div. Minderung der Stromnachfrage I 6,7 16,3
Gewichtete Summe der MaBnahmen 14,7 26,6
Mit-Mal1nahmen-Szenarlo 353,6 I 317,5 316,7 318,9
Weltere MaBnahmen
div. Minderungder StromnachfrageII 7,7 28,0
Strukturelle Anderung der 5,7 17,4Stromerzeugung
Gewichtete Summe der MaBnahmen 13,3 44,1
Mlt-weiteren-MaBnahmen-Szenario 353,6 I 317,5 .303,5 274,8
Tabelle 89:
Ableitung der Szenarien zur Entwicklung der C02~Emissionen
bei del' Fernwarmeerzeugung
IMA- Mal1nahmef 1990 I 1995 2000 I 2005
Nr. Kurzbezeichnung co-amsstcnen in Mill. t
Ohne-MaBnahmen-Szenario 42,9 I 31,7 29,7 26,9
Ergrlffene Mal1nahmen
div. Erhohung der Fernlfl'armenachfrage I -0,3 ') -0,5')
Mit·MaBnahmen-Szenario 42,9 I 31,7 30,0 27,5
Weitere MaBnahmen
div. Erhohung der Pemwarmenachftaqe II -0,51) _1,3')
Strukture!le Anderung der 0,4 0,7Fernwarmeerzeugung
Gewichtete Summeder Matsnahmen -0,1
') _0,6')
Mlt-weltere n·MaBnahmen-Szenar10 42,9 I 31,7 30,1 28,1
1) Negatives Vorzeichen bedeutet Mehremissionen bel derFernwarmeerzeugung.
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Tabelle 90:
Reduktion der C02~Emissionen durch den Einsatz erneuerbarer Energien
IMA- Mal1nahmef CO.·Reduktlonswirkung In 1000t
Nr. Kurzbezefchnung 2000 I 2005
ErgrlffeneMaBnahmen
3 Stromelnspelsungsgesetz 4553 6484
6 Porderprcpramm BMWI1994/1995 56 56
43 BMBF-Demonstration Wind und PV 23 23
44 1OOO-Dacher-PV-Prog famm 3 3
45 250-MW-Wind-Programm 552 552
46 Solarthermle 2000 1 2
54 Geothermle 35 35
Summebls 1995ergritfenerMaBnahmen 5544 7166
110 Selbstverpfllchtungen (VOEW) 2200 5500
112 Forderprogramm BMWI1995/1998 143 143
Summe 1996 ergriffener MaBnahmen 2343 5643
WeltereMaBnahmen
Vorschlag BMWi·Gesprachszirkel6 5591 9318
100 OOO-Dacher-PV-Programm 67 167
Summe weltere MaBnahmen 5658 9485
Aile MaBnahmen zusammen 13545 22295
Reduktionswirkung lm ...
... PROGNOS-Referenz-Szenario 31789 36446
"Ohne-MaBnahmen-Szenario": weniger alsPROGNOS 7887 12809
... "Mit-Mannehmen-Szenario": mehrafsPROGNOS 2343 5643
... "Mit~weileren-Man.nahmen~Szenario": mehr alsPROGNOS 8001 15129
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4 Die Verdichtung der klimaschutzpolitischen Mallnah-
men zu den sektoriibergreifenden Szenarien"
Aus den Ergebnissenfur die einzelnen Sektoren lassen sieh unrnittelbar die in den naeh-
stehenden Tabellen91, 92 sowie 94 dargestellten drei Szenarien 'Or Entwicklung der
COrEmissionen in Deutschland zusarnmenfassen, so da13 auf eine weitere Kommentie-
rung verziehtetwerden kann.
4.1 Das "Ohne-Mannahmen~Szenario"
1m "Ohne-Maf3nahmen-Szenario" durften die COrEmissionen in Deutschland insgesamt
(ohne internationaler Luftverkehr) im Jahre 2005 mit knapp 984 Mill, tlediglich um rund
30 Mill, t oder urn 3 % niedriger sein als 1990. Gegenuber 1995 warden sie sich sogar
wieder erhohen,und zwar urn etwa 89 Mill. t oder urn rund 10 % (vgl. Tabelle91).
Unter sektoralen Aspektenist hervorzuheben, daIJ es in der lndustrie wie im Energiesek-
tor in der Periode von 1990 bis 2005 durchweg '0 einer kraftigen Emissionsminderung
kommen wurde, Hierin schlagt sich vor allem die Entwieklung in der ersten HiUfte der
neunziger Jahre in den neuen Bundeslandernnieder.
Dagegen wird insbesondere beim Verkehr eine kraftige Steigerung der CO,-Emissionen
erwartet; hier konnten die Emissionen im Jahre 2005 urn reiehlieh 50 Mill. t oder urn
28 % hoher sein als 1990.
Ohne klimasehutzpolitiseh orientierte Malinahmen ware aueh bei den Haushalten mit
einer spurbaren Zunahrne der Emissionen '0 reehnen (1990/2005: knapp 8 %), wahrend
fur den Sektor der Kleinverbraucher uber den gesarnten Betraehtungszeitraum hinweg
ein im grofsen und ganzen stagnierender Emissionsverlauf angenommen wird. Dahinter
verbirgt sich freilieh eine gegenlaufige EntwiekJung in den TeiJperioden: Wahrend die
Emissionen bei den Kleinverbrauehern von 1990 bis 1995 urn rund ein Dritte! zuruckge-
gangen waren, durften sie von 1995 bis2005 urn mehr als zweiFunftelzunehrnen.
Dieses Kapitel wurde federfiihrend vomDIWbearbeitet.
262
Tabelle 91:
Entwicklung der CO,-Emissionen in Deutschland bis 2005
im "Ohne-Maf}nahmen-Szenario"
Ist-Werte I Szenario-Werte
Sektoren 1990 11995" I 2000" 1 2005" 90/95 I 95/05 I 90/05
COz-Emissionen in Mill. t veranceruruen In %
Industria 169,7 126,8 122,5 122,5 -25,3 -3,4 -27,8
Ktelnverbraucher" 75,7 51,9 70,5 73,0 -31,5 40,7 -3,6
Heushalte 128,4 135,2 135,3 138,5 5,3 2,5 7,9
Verkehr4) 184,9 196,1 231,0 236,0 6,0 20,4 27,6
Summe Endenergiesektoren 558,8 509,9 559,3 570,0 -8,7 11,8 2,0
Kraftwerke 353,6 317,5 331,4 345,5 -10,2 8,8 -2,3
Femwarme 42,9 31,7 29,7 26,9 -26,0 -15,1 -37,2
Obriger Energiesektor5) 43,0 24,0 21,0 19,0 -44,1 -20,9 ·55,8
Summa Energiesektor 439,4 373,2 382,2 391,4 -15,1 4,9 ·10,9






Summa energiebedingte Emisslonen 998,2 883,1 949,3 974,2 -11,5 10,3 ·2,4
ProzeBbecfJngte Emissionen 27,5 25,2 26,1 25,5 ·8,4 1,0 -7,5
Emlsslonenlnsgesamt 1025,7 908,3 975,4 999,7 -11,4 10,1 -2,5
abzg1. Internet Luftverkeh(5) 11,6 13,9 15,0 15,9 19,8 14,3 36,9
Emissionenohneinternat Luftverkehr 1014,2 894,5 960,4 983,8 ·'11,8 10,0 -3,0
1) Vcr/aurigaAngaben errecbnet auf der BasIsvon Energlebilanzdalen.- 1) MitteJwerte, ectemfOrdie eln-
zelnenSektoren Bandbreiten angegeben wurden.-~! ElnschlleBlich mllitllrischerDienslslellen, eber
[eweils ohne Kraflstoffe.- ~) ElnschHeB!lch internatlonaler Luttverkehr und Emlssionen der mobllen
Aggregatein Klelnverbrauch, Industrieund Militllr.- 5) Emlssionen In Anlehnung an Proqnoa..
4.2 Das "Mit-Mafinahrnen-Szenario"
In dem .Mit-Maflnahmen-Szenario'' durften die CO,-Emissionen im Jahre 2005 urn
147 Mill. t oder urn 14,5 % niedriger sein als 1990; gegenuber 1995 wurde die Redukti-
on knapp 27 Mill. t oder 3 % betragen (vgl. Tabelle 92),
Die in den letzten Jahren insbesondere auf Bundesebene ergriffenen klimaschutzpoliti-
schen MaBnahmen fuhren dazu, daB die CO,-Emissionen uber die gesamte Betrach-
tungsperiode hinweg in allen Sektoren - auBer im Verkehr - sinken, Dabei kommt es
- wie im "Ohne-MaBnahmen-Szenario" - zu einer uberdurchschnittlich starken Emissi-
onsminderung bei der Industrie und im Energiesektor. Aber auch bei den Kleinverbrau-
chern und bei den privaten Haushalten werden sich die Emissionen deutlich reduzieren.
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Irn Verkehrssektor muB jedoch noch mit einer weiteren Zunahrne der CO,-Emissionen
gerechnet werden: Im Jahre 2005 durften sie hier urn rund 40 Mill. t oder urn ein Funftel
hoher sein als 1990.
Tabelle 92:
Entwicklung der CO,-Emissionen in Deutschland bis 2005
im "Mit-Ma6nahmen-Szenario"
lst-werte I Szenario-Werte
Sektoren 1990 119951) I 2000 2) I 20052) 90/9S I 95/05 I 90/05
COZ"Emissionen tn Mill. t Veranderungen in %
Industrie 169,7 126,8 116,9 107,1 -25,3 -15,5 -36,9
KJeinverbraucher3) 75,7 51,9 61,6 56,5 -31,5 8,9 -25,4
Haushalte 128,4 135,2 115,9 110,7 5,3 -18,1 -13,8
Verkehr" 184,9 196,1 223,0 224,0 6,0 14,3 21,1
SummeEndenergiesektoren 558,8 509,9 517,5 498,4 -8,7 ~2.3 -10,8
Kraftwerke 353,6 317,5 316,7 318,9 -10,2 0,4 -s.a
Femwarrne 42,9 31,7 30,0 27,5 -26,0 -13,4 -35,9
Obriger Energiesekto(5) 43,0 24,0 21,0 19,0 -44,1 -20,9 -55,8
SummaEnergiesektor 439,4 373,2 367,8 365,3 -15,1 -2,1 -16,9
Inepesemt 998,2 883,1 885,3 863,7 -11,5 -2,2 -13,5
AuBerdem: Emeuetbare Energien
- -
-2,3 -5,6 - - -
Summaenergiebedingte Emissionen 998,2 883,1 882,9 858,1 -11,5 ·2,8 -14,0
ProzeBbedingte Emfssionen 27,5 25,2 26,0 25,3 -8,4 0,4 -8,1
Emissionen insgesamt 1025,7 908,3 909,0 883,4 -11,4 -2,7 -13,9
abzg1.1ntemat Luftverkehr'" 11,6 13,9 15,0 15,9 19,8 14,3 36,9
Emissionen ohne internal. Luftverkehr 1014,2 894,5 894,0 867,5 -11,8 -3,0 -14,5
1) Vorla-ufige Angaben errechnetaufderBasIs vonEnerglebilanzdalen.· il Mitlelwerte, sofem fOr dieein-
eernenSektoren Bandbreilen angegeben worcen.. J) ElnschlieBlich miHlarischer DienstsleUen, aber
jeweue ohneKraftsloffe.- () EinschlleBlich internationaler Luftverkehr und Emlsslonen dermobiten
Accrecate In Klelnverbrauch Induslrie undMiJitar.- 5) Emlssionen In Anlehnunn an Pronnos.·
Gegenuber dem "Ohoe-MaBnahmen-Szenario" konnen die CO,.Emissionen im "Mit-
Mallnahrnen-Szenario" bis 2005 urn 116 Mill. t oder urn 12 % gesenkt werden. Beson-
ders hohe absolute Beitrage zu dieser Reduktion leisten die Haushalte (-28 Mill. t) und
der Bereich der Stromerzeugung (-27 Mill, t); aber auch die Beitrage der ubrigen En-
denergiesektoren fallen ins Gewicht (Kleinverbraucher: -17 Mill. t; Industrie: -15 Mill, t;
Verkehr: -12 Mill. t). Durch die verstarkte Nutzung emeuerbarer Energiequellen durfte
die Emissionsbilanz im Vergleich dieser beiden Szenarien urn beinahe 19 Mill. t entIastet
werden.
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Im Vergleich 20 dem von RWIlIfo vorgelegten sog. IMA-Szenario fallt die Reduktion
der COrEmissionen in diesern .Mit-Malinahmen-Szenario'' etwas schwacher aus: Einem
relativen Riickgang von knapp 17% bei RWIlIfo steht hier ein solcher von fast 15%
gegenuber; die absolute Differenz macht 23,7Mill. t CO, aus (vgl, Tabelle 93).
Tabelle93:
Vergleich des RWIJIfo-IMA-Szenarios mit dem "Mit-Mafinahmen-Szenario":
Jeweilige Veranderungen der energiebedingten CO,-Emissionen von 1990 bis 2005
Veranderunqen 1990 bis2005')
RWillfo: IMit·MaBnahmerr RWi/lfo: IMtt-Meanahmen-
IMA-Szenario Szenartc" IMA-Szenario Szenario'l)
Mill. reo. % (gerundet)
[nsgesamfJ -167,3 -143,6 -17 -15
dar.: Energiesektor -78,2 -74,1 -18 -17
Industne -68,5 -62,6 -41 -37
Summe Verkehr 24,5 40,3 15 25
Kleinverbrauch -26,0 -15,5 -35 -20
Private Haushalte -14,8 -17,7 -11 -14
mflitarischeDlenststelten -4,3 -8,3 -44 -74
'i Bezogen auf diejeweiligen Basiswerte fOr 1990,diein denbelden Studiennicht ldenusch sJnd.
1) Olesektorale Zuordnung derEmisslonen Im"Mit-MaBnahmen-Szenario" wurde - soweit moglich -
dersektoralen Abgrenzung im RWlllfo-lMA·Szenario angepal1t
J) Emlsslonssumme bel RWllffo ohne Hochseebunker, beim"Mit-MaBnahmen·Szenarioh unter
BerQcksichtigung dessektoral nlchtzuoecrdneten Mlnderun.Qsbeitrages dererneuerbaren Eneroien.
Vergleichsweise gering sind die Differenzen in der Einschatzung der Emissionsverande-
rungen fur den Energiesektor (-18 % versus -17 %), fur die privaten Haushalte (-I 1%
versus -14 %) sowiefilr die Industrie (-4I % versus -37 %), Bedeutsamer sind die unter-
sehiedliehen Ergebnisse filr den Verkehrssektor, dessenEmissionen naeh dem hier vorge-
legten Szenario mit 25 % deutlich starker steigen als im RWIJlfo-IMA-Szenario
(+15 %), sowie filr den Bereichder Kleinverbraucher, filr den RWIlIfo einen Ruckgang
um 35 % annehmen, wahrend hier nur mit einerVerminderung um20 % gerechnetwird.
In diesen Differenzen kommen einerseits unterschiedliche Rahrnendaten 20m Ausdruck
- so wird von RWIlIfo ein deutlich schwacheres Wirtsehaftswachstum unterstellt als in
den hier von Prognos iibernommenen Annahmen; umgekehrt aber ein etwas starkerer
Bevolkerungsanstieg -, andererseits bestehenauch unterschiedliche Einschatzungen iiber
die kiinftige Entwicklung des motorisierten Verkehrs. Wesentlieh ist weiterhindie Tatsa-
che, daJ) RWIlIfo in ihrem IMA-Szenario Mallnahmen beriicksichtigt haben (wie vor
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allem eine CO,-lEnergiesteuer), die definitionsgemaf (d.h, nach den Kriterien des lPCC)
nicht dem "Mit-Mannahmen-Szenario" zugerechnet werden durfen, Eine entsprechend
revidierteRechnung des RWI fiihrte denn auch zu dem Ergebnis, dan bei gleicherMan-
nahmenabgrenzung die CO,-Emissionen im Jahre 2005 nach dem IMA-Szenario "nuc"
urn 14,8% niedriger waren als 1990.Damit schrumpfen dieAbweichungen zwischenden
hier verglichenen Szenarien aufeinen nahezu marginalen Betrag,
Trotz der unbestreitbaren Emissionsminderungserfolge bleiben die Ergebnisse RWI/Ifo-
IMA-Szenarios wie die des "Mit-Mannahmen-Szenarios" noch recht deutlich von dem
verfolgten Reduktiansziel urn 25 % entfemt. Urn dieses zu erreichen, miiflten die
CO2-Emissionen bis2005 gegenuber dem "Mit~MaBnahmen-Szenario" urn weitere knapp
110 MilL t oder zusatzlich urnreichlich 10Prozentpunkteverringert werden,
4.3 Das "Mit-weiteren-Ma(}nahmen-Szenario"
Das "Mit-weiteren-MaBnaJunen-Szenario", das die grundsatzlich als realisierbar erschei-
nenden klimaschutzpolitischen Maflnahmen (s.o.) zur Reduktion der CO,·Emissionenin
dem von der Bundesregierung angestrebten Ausman untersucht, kammt zu dem Ergeb-
nis, dan die CO,.Emissionenim Jahre 2005 urn reichlich 270 MilL t oder urn rund 27 %
niedriger ausfallen konntenais 1990(vgl, Tabelle94). Unter der Voraussetzung, dan die
jeweiIs vorgeschlagenen Mafmahmen auch umgesetzt werden, konnte also das Ziel der
Bundesregierung erreicht werden.
Besonders hohe Zielerreichungsbeitrage werden von der Industrie, der Krafiwirtschafi
und van den Haushalten erwartet: An der absoluten Minderung der CO,-Emissionen im
Zeitraum von 1990 bis 2005 sind die Krafiwerke mit 29 %, die Industrie mit 26 %, die
Haushaltemit 14 % und dieK1einverbraucher mit gut 10 % beteiligt.
1m Verkehr kommt es in diesem Szenario gegenuber 1990 nur noch zu einem leichten
Anstieg der Emissianen; im Vergleich zu 1995 bedeutet dies sogar eine geringeVermin-
derung. Es ist deutlich darauf hinzuweisen, dan das Eintreten der Ergebnisse des "Mit-
weiteren-Maflnahmen-Szenarios" unabdingbar davon abhangig sein durfte, dan im Ver-
kehrssektor zumindest eine solche deutlich abgeschwachte Entwicklung herbeigefiihrt
werden kann. Die angestrebten klimaschutzpolitischen Ziele werden vor diesem Hinter-
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grund also nur dann erfolgreich umgesetzt werden konnen, wenn die Emissionstrends im
Verkehrssektor gestoppt oder sogar umgekehrt werden konnen.
Tabelle 94:
Entwicklung der CO,·Emissionen in Deutschland his 2005
im "Mitaweiteren-MaBnahmen~Szenario"
Ist·Werte Szenario-Werte
Sektoren 1990 11995" 20002) I 200S2} 90/95 I 95/05 I 90105
COz.Emissionen In Mill. t verendercnnen In %
Industria 169,7 126,8 116,1 99,3 -25,3 -21,7 -41,5
Kleinverbrauchel1 75,7 51,9 60,6 47,3 -31,5 -8,8 -37,5
Haushalte 128,4 135,2 109,0 89,9 5,3 ~33,5 -30,0
verkehr" 184,9 196,1 217,0 194,0 6,0 -1,0 4,9
SummeEndenergiesektoren 558,8 509,9 502,7 430,5 -8,7 -15,6 -23,0
Kraftwerke 353,6 317,5 303,5 274,8 -10,2 p13,4 -22,3
Femwarme 42,9 31,7 30,1 28,1 -26,0 -11,4 -34,5
Obriger EnergiesektorS) 43,0 24,0 20,0 16,0 -44,1 ·33,4 -62,8
SummaEnergiesektor 439,4 373,2 353,5 318,9 -15,1 -14,5 -27,4
Insgesamt 998,2 683,1 856,2 749,3 -11,5 -15,1 ·24,9
Auuerdem:Emeuerbare Energien - . . ·8,0 ·15,1 - . .
Summe energiebedingte Emfsslonen 998,2 883,1 848,2 734,2 ·11,5 ·16,9 -26,4
ProzeBbedingte Emlssionen 27,5 25,2 25,5 21,6 -8,4 -14,2 -21,5
Emlssionen lnsgesamt 1025,7 908,3 873,7 755,8 -11,4 -16,8 -26,3
abzgL Internet, tuftverkehr" 11,6 13,9 15,0 15,9 19,8 14,3 36,9
Emissionen ohne internal Luftverkehr 1014,2 894,5 858,7 740,0 ·11,8 ·17,3 -27,0
1) Vorlaufige Angeban errechnetaufder BasIs vonEnerglebilanzdalen.- 2) MittelWtrte, sofem fUrdie eln-
zelnen SektcrenBandbrejten angegeben wurden,-3) ElnschlieBlich militarlscherDienslste!len, aber
[eweilschne Kraftsloffe.· ~) ElnschlleBIlch jnternatlonaler Luftverkehr und Emissionen cer mcbilen
Acurecate in Klelnverbrauch Industrie und Mililar.- 5) Emisslonen InAntehncnoan Prccrcs..
Wesentlich ist auch die Erkenntnis, daO sich die Realisierung des Reduktionszieles nicht
nur auf einige wenige MaJlnalunen stutzen darf • dies miiOte notwendigerweise in den
betroffenen Bereichen zu iibersteigerten Eingriffen fuhren (wie im RWIlIfo-Enquete-
Szenario bei der Kraft-Warme-Kopplung und bei der flachendeckenden Warmedammung
im Gebaudebestand) ., sondem den Einsatz komplexer MaOnalunenbiindel in allen Berei-
chen erfordert. Von zentraler Bedeutung fur die Realisationsfahigkeit des Reduktionszie-
les ist aber der zeitliche Aspekt: Nur wenn die notwendigen Maflnahmen und Maflnah-
menbundel unverziiglich umgesetzt werden, besteht in der verbleibenden kurzen Zeit von
nur noch 8 bis 9 Jahren die Chance auf Zielerreichung, Ansonsten ware die Zielverfeh-
lungvon vornherein programmiert.
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4.4 Die Szenarien in der Gegenilberstellung und in der IPCC-Abgrenzung
1m Abbildung 5 sind noeh einmal die CO,-Emissionen in den Jahren 1990 und 1995 so-
wie fur das Jahr 2005 in den drei Szenariendargestellt.
Abbildung 5;
















Die nach Sektoren gegliederten absoluten Veranderungen der CO,.Emissionen in der
Periode 1990 bis 2005 sind der Abbildung 6, die relativen Veranderungen der Abbil-
dung 7 zu entnebmen.
In der Tabelle 95 sind die Ergebnisse fur die drei Szenarien zahlenmiillig einander gegen-
ubergestellt worden. Dabei wurde die sektorale Gliederung, wie sie in der bier vorgeleg-
ten Untersuchung gewahlt worden ist, zugleieh "ubersetzt" in die Gliederung, die sieh
aus den !PCC-Guidelinesfur die Erstellung der Nationalberiehte ergibt. Eine Kommen-
tierung erubrigt sich an dieser Stelle.
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Abbildung 6:
Absolute Veriinderungen der CO2-Emissionen in Deutschland
von 1990 his 2005 in den drei Szenarien
Industrie
K1einverbraucher


















veranderungen derEmisslonen in MilL t
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Abbildung 7:
Relative Verlinderungen der CO,-Emissionen in Deutschland
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Tabelle 95:
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CO2-Emissionen in Deutschland in den Szenarien
in unlerschiedlicher sektoraler Ahgrenzung
Szenarien
lst-Emlsslonen Otme·MaBnahmen- Mit·MaBnahrnefl.. MlI-wellere~MaB·Szenario Szenario nahmen-Szenario
1990 1995 20001) I 2005') 20(01) I 20051) 2QOO1} I 20Q51}
Kohlendioxfdemlssionen in 1000t
Gliederung nach der hier vorgeleglen Unlersuchung
Industrie'l 169741 126833 122500 122500 116924 107141 116054 99251
KJeinverbrauche(1 75738 51887 70500 73000 61648 56528 60598 47318
~ K1elnverbraucher, Gev,oerbe3} 69nB 50887 69500 72000 60648 55528 59598 45318
• eteuensree Milita?l 5960 1000 1000 1000 1000 1000 1000 1000
Haushalte? 128413 135168 135284 138524 115939 110725 100015 89883
Verkehr 184911 196053 231000 236000 223000 224000 217000 194000
- Verkehi') 158647 170716 205289 210118 197489 198318 191789 168618
_HuK mobl!3J 8883 9082 8500 8000 8300 7800 8000 7500
• MiliUirmobnJ) 5751 2367 2200 2000 2200 2000 2200 2000
• Schlenestaliona?J 41 8 10 10 10 10 10 10
- Internal.luftverkehr4 j 11589 13880 15001 15872 15001 15872 15001 15872
Summe Endenergiesektoren 558802 509$41 559284 570024 517510 498393 502666 430451
Kraftwer1<e 353587 317472 331447 345454 316750 318861 303463 274808
Fem....arme 42879 31715 29714 26922 """'5 27472 30056 28089
ObligeUmwandlung 42981 24007 21000 19000 21000 19000 20000 16000
Summe Energiesektor 439427 373194 382162 391376 367764 365332 353519 318897
lnsgesaml 998230 883135 941445 961400 885274 883725 856186 748349
Erneuerbare EnerglequelJen 0 0 7887 12809 ·2343 ·5843 ·8001 -15129
ProzeBbedingte Emisslcnen 27515 25200 26080 25450 26030 25290 25530 21610
Summe Emlssionen 1025745 9Oi3335 975412 999669 908961 883372 873715 75582<>
Summe Emisslonen cbne 1014155 894455 960411 983798 893950 867501 858713 739958intemalionaler luftverkehr
Gliederung nach IPCC (table 2 der guidelines)
Fuel combustion:energyand 439427 373194 382162 391376 367764 305332 35351. 318897transformationindustries
Fuel combustion:Industry 169741 128833 122500 122500 116924 107141 116054 99251
Fuel combustion:transport 158647 170716 205289 210118 197489 198318 191789 168618
Fuel combustion:other) 218825 198512 224381 234343 185753 171419 171822 131582
other (- industrialprocesses) 27515 25200 26080 25450 25030 25290 25530 21610
Tota! (v.ithoul intern.aviation) . 1014155 894455 960411 983798 893950 887501 858713 739958
Internationalaviation 11589 13850 15001 15872 15001 15872 15001 158n
'total ('hith Intern.aviation) 1025745 9Oi3335 975412 999669 908961 883372 873715 755829
1) Sofem fur die Jahre2OCO und 2005Varlanten angegebenm>rden sind, werdenhler die Mitlelwerteausqewieeen-
2) ElnschlleBlichdergescMtzten EmJssionsmlnderung aufgrundder AklivmHenauf lander. und Kommllllalebene.-
3) Fur 2000 und 2005gescMtzte Werle.-~) FOr2000 und 2005wurdenfOraile Szenariendie P(pgn0s-5chatzwerle
und ein Antell deslntematcrelen Luftverkehrs von 80 % untersteut.. II ElnschlleBliclleektcralnicht zugeordneter
Emisslonsmlnderungen durchemeuerbare Eoerglen.
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5 Der Einfluf des veriinderten AuBenhandels mit ener-
gieintensiven Erzeugnissen auf die EntwicIdung der
CO2-Emissionen der deutschen Industrie"
In Kapilel !lA.1 war bereits darauf hingewiesen worden, daB der inter- und intraindu-
strielle Strukturwandel - nicht zuletzl wegen der Veranderungen in der ostdeutschen
Industrie - einen erheblichen Einfluf auf die Energieintensitat der Industrie und damit
ihrer CO,-Emissionen hatte. Hierbei stellt sich die Frage, inwieweit der Strukturwandel
allein durch inlandische Nachfrageverschiebungen oder auch durch einen veranderten
AuBenhandel an energieintensiven Erzeugnissen begrundet ist. Denn in nicht unerhebli-
chern AusmaB wechseln energieintensive Produkte die Grenzen, wobei seit den fruhen
70er Jahren die Auflenhandelsbilanz der "grauen Energie", d.h. der flir die Herstellung
der Produkte erforderliche Energie, zunehrnend negativwurde.
Daher soli im folgenden untersucht werden, inwieweit auch veranderte AuBenhandels-
strome mit energieintensiven Erzeugnissen den Ruckgang der C02wEmissionen der dent-
schen Industrie beeinfluflt haben. FOr ausgewahlte energieintensive Produkte wurde des-
halb der Auflenhandel der alten Bundeslander flir die Jahre 1980 und 1990 und derjenige
von Deutschland insgesamt im Jahre 1995 analysiert und nach der Substitutionsmethode
energetisch und emissionsseilig bewertet. Danachwerden flir die Herstellung der impor-
tierten Erzeugnisse der gleiche durchschnittliche spezifische Energieverbrauch bzw. die
gleichenspezifischen CO,-Emissionen unterstelltwie filr die inlandischen Erzeugnisse.
Die grofsen Wechsel vom Nettoexporteur zum Nettoimporteur innerhalb des Zeitraumes
von 1980 bis 1995 waren zu beobachten beim Portlandzement, bei Roheisenblocken,
Chlor, Ethylen und PVC (vgl. Tabelle 96). Die Nettoimporte, die schon 1980 fur HOt-
tenaluminium und Zellstoffbestanden hatten, nahrnen noch weiter zu. Dagegen wechsel-
ten drei Erzeugnisse - Kalk, Arornaten und Armnoniak - von 1980 bis 1995 vom Net-
. N 42toimporteur zum ettoexporteur.
41 DiesesKapitel wurde federfuhrend vern lSIbearbeitet.
42 Zu beachten sind die Einschrankungen fiir diesen Vergleich. da die Ergebnisse fur zwei unter-




AuflenhandeJssaldo einiger energieintensiver Industrieerzeugnisse
in Deutschland in den Jahren 1980, 1990 und 1995(1994) ill Mill, t
Erzeupnls" 1980" I 1990" I 19953)
Rohelsenblocke" 0,757 0,309 -0,224
Stahlrohrblocke" 0,718 -0,148 0,280
Hattenafumtnlum? -0,376 ~O,560 -0,880
Kupfer, rafflniert" -0,371 -0,458 -0,374
Portlandzement 1,031 0,175 -4,982
Kalk -0,148 -0,169 0,021
Chlor 0,026 -0,075 -0,039
Sauerstoff -0,002 -0,025 -0,072
Soda 0,038 0,183 0,277
Methanol -0,524 -0,564 -0,377
Ammoniak -0,016 0,207 0,206
Ethylen 0,216 -0,571 -0,063
Aromaten -0,227 -0,005 0,408
PVC 0,420 0,158 -0,034
ZeJlstoff -2,250 -3,320 -3,407
Holzschliff kelne Angabe -0,106 -0,064
Pepler, Pappe -2,062 -2,669 -1,006
1) Positive Zahlen = Nettoexporte, negative Zahlen = Nettolmporte.-
2) Nur alte Bundeslander.. 3} Deutschland Insgesamt.-
4) Die unter 1995 auspewesenen Angaben beziehen slch auf 1994.
Quellen: Statistisches Jahrbuch Eisenschaffende Industrie; Metallstatistik,
Statistisches Bundesamt; VDP; Berechnungen durch FhG-ISI.
Berechnet man den Energiebedarf (auf Basis spezifischer Werte fur 1994/95) fur die ein-
zelnen Auflenhandelsstrome nach der Substitutionsmethode und multipliziert sie mit den
spezifischen CO,-Emissionen (fur Deutschland, 1995), so gelangt man zu folgenden Er-
gebnissen (vgl. auch Tabelle 97):
• Bereits im Jahre 1980 waren bezogen auf die alten Bundeslander die Auflenhandels-
strorne der untersuchten 17 energieintensiven Erzeugnisse mit einem C02-AusstoI3
von 7,6 Mill. t im Ausland verbunden. Er wurde im wesentlichen hervorgerufen durch
Nettoimporte von HOttenaluminium (-4,2 Mill. t CO,), Kupfer (-0,54 Mill. teO,),
Zellstoff(-2,8 Mill. t CO,) und Papier, Pappe (-1,6 Mill. t CO,);
• Infolge der o.g. Veranderungen im Netto-Aubenhandel der alten Bundeslander mit




CO,.Emissionen durch den Netto-Aufrenhandel energieintenslver Erzeugnisse
im In- und Ausland in den Jahren 1980, 1990 und 1995(1994) in Mill, t l )
(berechnetnach der Substitutionsmethode)
Erzeugnis 1980" I 1990" I 19953)
Rohelsenbfccke'' 1,040 0,430 -0,310
Stahlrohrblocke" 0,320 -0,066 0,120
Huttenelurranlum'' -4,200 -6,260 -9,830
Kupfer,rafflntert" -0,540 -0,560 -0,540
Zement 0,330 0,550 -1,570
Kalk -0,006 -0,070 0,008
Ohler 0,050 -0,150 -0,077
Sauerstoff -0,001 -0,007 -0,020
Soda 0,025 0,120 0,180
Methanol -0,480 -0,520 -0,350
Ammoniak -0,001 0,160 0,160
Ethylen 0,370 -0,970 -0,110
Aromaten -0,037 0,000 0,067
PVC 0,000 0,036 -0,007
Zellstoft -2,800 -4,140 -4,250
Holzschllft 0,000 -0,130 -0,078
Pepler, Pappe -1,600 -2,120 -0,790
Summe -7,620 -14,290 -17,400
1) Positive Zahlen sind Nettoemlssionen lm Inland,negative Zahlen stellen Netto-
emissionen im Ausland dar.. 2) Nur alte Bundestander., 3) Deutschland Insgesamt.-
4) Die unter1995ausqewesenen Angaben beziehen sich auf 1994.
cueue: Berechnungen durch FhG-ISI.
• Im Jahre 1995 betrugen die Nettoauflenhandelswerte in Deutschland insgesamt 17,4
Mill. t. Gegenuber dem Wert im Jahre 1990 in den alten Bundeslandern war das eine
Zunahme urn knapp 3,1 Mill. t CO,. Bei unveranderter Struktur des Aufienhandels
waren diese 3,1 Mill. t CO, in der Bundesrepublik Deutschland zusatzlich emittiert
worden.
Alles in allem laOt sich feststellen, daO sich die CO,.Emissionen in der deutschen Indu-
strie auch deshalb zuruckgebildet haben, weil zunehrnend energieintensive Erzeugnisse
im Ausland produziert und in die Bundesrepublik Deutschland importiert wurden (vgl.
Abbildung 8). Heute ist die Netto-Cfrs-Bilanz energieintensiver Produkte nur noch fur
ganz wenige energieintensiveErzeugnissepositiv, z, B. fur Soda, Arnmoniak, Aromaten
und Kalk. In der Summemach! dies nur wenig mehr als 0,5 Mill. t CO2 aus.
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Abbildung 8:
1m AusJand verursaehte CO,-Emissionen durchsteigende Nettoimporte von 16
energieintensiver Industrieerzeugnissen in den Jahren 1980, 1990 und 1995
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Fur die Zukunft ist nicht abzusehen, daB sich dieser Trend verlangsamt. Dafiir sprechen
folgende Grunde:
• Fur Huttenalurninium ist mit Sicherheit anzunehmen, daB die inlandische Produktion
weiterhin nach Landern wie Kanada und Australien mit wesentlich geringeren Strom-
preisen ausgelagert werden wird."
• Fur einige organische Grundchemikalien und Massenkunststoffe wie PVC durften
Standorte an der westeuropiiischen Kusten und in den OPEC-Staaten gunstiger sein.
• Sofem der inlandische Zellstoffbedarf weiter steigen sollte, durfte der durch Importe
aus Skandinavien und anderen Landern gedeckt werden.
1mEinzelfall mag die hierverwendete Substitutionsmethode zurErmittlung derindirekt impottier-
ten COrEntissionen nlcht korrekt sein, z.B. hinsichtlich derWasserkraft in Kanada. Da aber die
Importe aus mehreren Ladnemstamrnen, mittelt skit rneistens derspezlfische COrEmissionswert
in die GrOfienordnung der Werte flir Deutschland (z.B. beruht in Australien die Stromerzeugung
fast nurauf Kohle).
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6 Zusammenfassung del' Entwicklung del' energiebeding-
ten und sonstigen Treibhausgasemissionen in den drei
Szenarien"
1mfolgenden werden die Ergebnisse der Szenarienzur Entwicklungder CO,-Emissionen
mit denjenigenfur die im Teilvorhaben3 behandeltenanderenTreibhausgaseverknupft,
Grundsatzlich erhebt sich dabei die Frage, inwieweit die nicht-energiebedingten Treib-
hausgase sowie Methan und N,O, soweit sie auch energiebedingt sind, nicht mit dazu
beitragen, die Erreichung des von der Bundesregierungfur C02 gesteckte Reduktionsziel
zuunterstutzen. Denn wenn dieseTreibhausgasemissionen ohne relativ grofsen Aufwand
urn mehr als 25 % bis 2005 reduziert werden konnten, so ware ihr relativer Beitrag zu
diesem Ziel vongrofferemInteresse.
Der relative Beitrag von Methan und N,O kann jeweils uber den Wert des sog. Global
Warming Potentials (GWP-Wert) ermittelt werden. Dieser Wert gibt an, urn wieviel mal
intensiver Methan oder N,O gegenuber CO2 die einstrahlende Warme bei gleichen
Emissionsmengen zutiickhalten.
Betrachtet man fur eine erste Orientierung die Entwicklung im .Dhne-Mafinahmen-
Szenario ", so reduzieren sich bis zum Jahre 2005 die Emissionen a1ler Treibhausgase bis
auf die sonstigen N,O-Emissionen schneller als die energiebedingten CO,-Emissionen,
die in diesem Fallnur urn reichlich2 % abnehmen(vgl. Tabelle98).
Mit den inzwischenergriffenen Mafinahmen allerAkteure zeigt sich, daJl das strukturelle
Verhalten fur die meisten Treibhausgase erhalten bleibt. Allerdings verzogern jetzt die
prozellbedingten CO,-Emissionen und die energiebedingten N,O-Emissionen die Ver-
minderung zu geringeren Treibhausgasemissionen (vgl. Tabelle 99). Hier macht sich ein-
mal bemerkbar, dall die"(allerdings relativ geringen) prozellspezifischen CO,-Emissionen
vom Produktions-Output abhangen, der nicht einfach reduziert werden kann, sowie von
den fahrzeugbedingten N,O-Emissionen, die mit dem Einsatz des Katalysators zur Ver-
minderungder konventionellenLuftschadstoffe zunehmen,
DiesesKapitel wurde federfuhrend vom lSI bearbeitet.
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Tabelle 98:
Entwicklung del' energiebedlngten und sonstigen Treibhausgasemissionen in
Deutschland bis zurn Jahre2005 im "Ohne-MalJnahmen~Szenario"




energlebedingtlj 998,2 883,1 949,3 974,2 -2,4
- prozeBbedingl 27,5 25,2 26,1 25,5 -7,5
- nlchtenergetlscher Vetbrau¢h~) 17,0 18,9 20,0 21,0 23,5
Melhan
-
verbrenmmgsbedingt 0,21 0,15 0,114 0,106 -49,5
- VerdUflshmg, Kohlebergbau 1,55 1,11 1,100 0,856 -44,1
- sonslige 4,25 3,85 3,85 3,85 -9,4
N,o
- energiebedingl 0,037 0,041 0,035 0,033 ·10,8
- sonstige 0,213 0,200 0,221 0,221 3,6
GWp3) 1245 1109 1181 1201 ·3,7
~ energlebedingl 1047 922 966 1005 -4,0
• sonstige 200 167 195 195 ·2,0
NMVOCI )
- energlebedingl 0,22 kA 0,21 0,20 ·9,1
• sonstlge 1,36 kA 1,25 1,20 ·11,8
1) EinschlieBlich lnterratlonaler LuttveJ!<ehr.- 2) NachlPCC-Melhode berechnet; nichtenlhallensind thermischeVer~
wertungorgan/scherRQckstande, und coz-smlescnen aus IndlJStrieldaranlagen (ca.5 Mill. t). Wert rer 1990 geschatzt.~
3) DasGlobalWarming Potential'MJrde mil folgenden Faktoren berechnet: CO~ =1; Methan=21; NzO=310.w
~l Nlcht melhanhalllgeKohlenwasserstoff-Emlsslonen als VorHiufersubstanz zumfrcpcsphartschen ozcn
coeuen Patel u.a. 1996· Oko-Inslitul OlW lSI.
Tabelle 99:
Entwicklung der energiebedingten und sonstigen Treibhausgasernissionen in
Deutschland bis zurn Jahre 2005 irn "Mit-MaOnahrnen-Szenario"
1900 I 1995 I 2000 I 2005 Veranderungen1990 bis 2005
MiIl.t %
co,
- energlebedinglll 998,2 663,1 882,9 856,1 w14,0
~ prozeBbedingl 27,5 25,2 26,0 25,3 -8,1
~ nlchtenergefiscber Verbrauch1) 17,0 18,9 18,0 17,0 0,0
Methan
~ verorennungsbedingt 0,21 0,15 0,088 0,081 -61,4
~ VerdunSiung, Kohlebergbau 1,55 1,11 0,951 0,752 -51,5
w sonSlige 4,25 3,65 3,17 2,49 -41,4
N,o
- enerylebedingl 0,037 0,041 0,045 0,043 18,2
- sonstige 0,213 0,200 0,137 0,134 -37,1
GWp3) 1246 1109 1012 1025 w17,8
- energiebedingl 1047 922 919 ses w15,1
- sonsUge 200 167 153 136 -31,9
NMVOC4l
- -energlebedingl 0,22 kA 0,10 0,04 -81,8
- sonstlge 1,36 kA 1,15 1,04 -23,5
I) EinschileBlich IntemationalerLuftverkehr.-J) NachIPCC-Methode berechnef nichtenthaltensind thermlscheVer-
wertung organischerROCks!ande, und C02-Emlsslonen aus Industrieklaranlagen (ca.5 Mill. t). Wert fOr 1990 geschatzt.-
3) DasGlobalWarming Potential'MJrde mit folgenden Faklorenberecbnet~ =1; Methan=21; N20 =310.-
~} Niehtmelhanhattige Kchlenwasserstcff-Emlsslonen els Vorlaufersubstanz zum lropospharlschen oaon
quellen; Patelu.a. 1996· Oko-Instilvt OIW lSI.
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Insgesamt vermindert sich aber das Global Warming Potential im
"MiI-MajJnahmen-Szenario" in der Periode von 1990 bis 2005 urn knapp 18 %; dabei
gehen der energiebedingte GWP-Wert rund 15 % und der sonstige GWP-Wert urn bei-
nahe ein Drittel zuruck.
1m "MiI-weileren-MajJnahmen-Szenario" geht der GWP-Wert von 1990 bis 2005 alles
in allem urn reichlich 28 % zuruck (vgl. Tabelle 100).
Tabelle 100:
Entwicklung der energiebedingten und sonstigenTreibhausgasemissionen in
Deutschland his zurn Jahre 2005 im "Mit-weiteren-MaOnahmen-Szenario"
1900 I 1995 I 2000 I 2005 Veranderungen1990bls2005
MilLt %
co,
- energiebedingeJ 998,2 883,1 848,2 734,2 -26,4
· prozeBl>edingl 27,5 25,2 25,5 21,6 -21,5
• nichtenergetischer Verbrauch2) 17,0 18,9 18,0 16,0 -5,9
Melhao
- verbrennungsbedingt 0,21 0,15 0,088 0,081 -61,4
• Verdunstung, Kohlebergbau 1,55 1,11 0,867 0,629 -59,4
- sonstige 4,25 3,85 3,17 2,47 -41,9
N,O
• energiebedingt 0,037 0,041 0,045 0,043 16,2
• sonstige 0,213 0,200 0,134 0,127 -<lOA
GWpJ) 124$ 1109 1034 891 -28,5
• energiebedingl 1047 922 882 762 -27,2
• sonstige 20C 187 152 129 ·35,5
NMvodJ
• energiebedingt 0,22 kA 0,10 0,04 ·81,8
• sonstige 1,36 kA 1,05 0,64 -38,2
I) ElnschlleBJjch totemeucnater luftverkehr.· 2) NachIPCCMethode berechnef n1cht enthalten sind thermlscbe ver-
wertung organischer ROckstande, urn! C02-Emisslonen aus lndustrieklaranlagen (ca. 5 Mill. I). Welt fUr 1990 geschatzl.·
3)OasGlobal Warming Potential YNtde mil folgenden Fakloren berechnet: CO2= 1; Methan = 21; N20 = 310.·
4) Nicht methanhaltlge Kohlenwasserstoff·Emlsslonen alsVorlaufersubslanz aum troposphanschen oren
Quellen: Patel u.a. 1996'Cko-Instilut OIW lSI.
Dabei zeigt sich allerdings, daB die energiebedingten CO,-Emissionen in diesem Szenario
im Vergleich zum "Mit-MaBnahmen-Szenario" deutlich starker gesenkt werden konnen
als die der ubrigen Treibhausgase. Dennoch sind deren zusatzliche Reduktionsbeitrage so
ausgepriigt, daB sie auch in diesem Szenario noch deutliche Minderungsbeitriige von
mehr als 25 % leisten konnen.
Einzige Ausnahme ist der Verkehr, der seine N,O-Emissionen wegen des Katalysatorein-
satzes nicht weiter reduziert. Da diese Emissionen mit rund 43 000 t/a aber ein relativ
kleines Gewicht haben, unterstiitzen dienicht-energiebedingten Treibhausgase sowie die
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Nicht-Cfh-Treibhausgase das Ziel der Bundesregierung, wie sich an den Werten des
GlobalWarming Potentials ablesen HiIlt:
• Die Werte des energiebedingten GWP-Wertes nehmen in allen Szenarien etwas mehr
ab als die energiebedingten CO2-Emissionen und
• dieWerte des GWP-Wertes der sonstigen Treibhausgase sinkenim ,,Mit-Mafinahmen-
Szenario" wie im "Mit~weiteren-MaBnahmen-Szenario" jeweils weitaus starker alsdie
energiebedingten GWP-Werte.
1m ubrigen ist zu beachten, dan das Gewicht der nicht-energiebedingten Treibhausgase
am gesarnten GWP-Wert mit etwa 13 bis 16 % nicht unerheblich ist, so dan die Klima-
politik gut beraten ist, auch diesen Emissionsquellen eine grofle Aufinerksamkeit zu
widmen.
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IV lKARUS-Szenarien fur eine kllmavertragliche
Energieversorgunge
1 Einleitung
Die beiden Ziele des UFOPLAN-Vorhabens .Politik-Szenarien zum Klimaschutz" sind
die Quantifizierung der im Minderungskatalog des ersten Nationalberichtes entbaltenen
Mallnahmen zurReduktion der CO,-Emissionen sowie die Identifizierung weiterer Mall-
nahmen, mit denen das CO,-Reduktionsziel der Bundesregierung im Jahre 2005 erreicht
werden kann.
Bei der Bearbeitung des Projektes wurde ein zweigleisiges Vorgehen gewahlt: Erstens
die Quantifizierung von Einzelmallnahmen und Mallnahmenbilndeln als "Bottom-up-
Ansatz" und zweitens die Anwendung des IKARUS-Optimierungsmodells, mit dessen
HilfeReduktionsszenarien unter volkswirtschaftlich kostenminimalen Kriterien gerechnet
werden konnen. Ergebnis dieser Modellrechnungen sind Reduktionsstrategien, die aus
verschiedenen technologischen Minderungsmafsnahrnen in den Verbrauchs- und Um-
wandlungssektoren bestehen. Dieser als "Top-down-Ansatz" bewertet Reduktionsmali-
nahmen im Kontext des vernetzten Energiesystems; ·d.h. es werden zwischen verschiede-
nen Mallnahmen bestehende Wechselwirkungen eingefangen.
In diesem Teil IV werden Referenz- und Reduktionsszenarien dargestellt und analysiert.
Das Referenzszenario filr das Jahr 2005 berucksichtigt implizit die seit 1990 ergriffenen
Klimaschutzmalinahmen. Die Reduktionsszenarien sind so aufgebaut, dall im Jahr 2005
der Zielwert der Bundesregierung filr Deutschland von 25 % CO2-Reduktion - bezogen
auf 1990 - erreicht wird. Die Ergebnisse der Reduktionsszenarien gebenHinweise dar-
auf, welche zusatzlichen Mallnahmen auf der Technikebene unter dem Kriterium der
Gesamtsystemkostenminimierung ergriffen werden miiJ3ten. In einem weiteren Schritt
werden, soweit wie moglich, die Ergebnisse der modellexogenen Wirkungsanalyse aus
Teil 11 dieses Berichtes mit den vom IKARUS-Modell vorgeschlagenen Handlungsfel-
dern und Maflnahmen hinsichtlich ihrer Wirksamkeit verglichen. Daruber hinaus werden
Reduktionsoptionen vom IKARUS-Modell vorgeschlagen, die sich u.U. nicht oder nur
Teil IVwurde von STE bearbeitet.
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unzureichend im Einzelmallnahmenkatalog wiederfinden. Diese Reduktionsstrategien
werden zumindest ansatzweise auch hinsichtlich ihrer Umsetzbarkeit diskutiert.
Die in Teil II diskutierten Mallna1unen setzen vielfach in den Sektoren und Bereichen an,
in denen auch das lKARUS-Modell (kostenminimale) CO,-Reduktionspotentiale identi-
fiziert hal. Da in der Realitat einzelwirtschaftliche Akteure nach individuellen Kriterien
handeln, die im Sinne des lKARUS-Modells nicht immer volkswirtschaftlich optimal sind
und da das Modell bestimmte Hernmnisse, wie u.a. das Investor-Meter-Dilemma im Ge-
baudebereich, nicht kennt, wird sich eine als optimal errechnete Strategie nicht autorna-
tisch in der zukunftigen Energiewirtschaft durchsetzen. Vielmehr mull dies mit Hilfe von
staatlichen Mallnahmen (Verordnungen, Preispolitik, finanzielle Anreize oder sonstige
Fordermaflnahmen) umgesetzt werden. In diesem Sinne konnen die in Teil II aufgefuhr-
ten, modellexogen definierten Einzelmallnahmen verstanden werden, so dall sich letztlich
der Bottom-up-Ansatz mit Einzelmallna1unen und der Top-down-Ansatz mit Hilfe des
lKARUS-Modells gegenseitig erganzen und gemeinsamesZiel dazu beitragen, Hand-
lungsoptionen fur eine klimavertragliche Umweltpolitik aufzuzeigen.
Die Definition von Szenarien umfafrt die exogene Vorgabe prognostizierter Rahmenda-
ten. Dies sind z.B, die Energietragerpreise oder die energierelevanten Nachfragen der
Nutzenergieseite, Anders als den in den vorstehenden Teilen beschriebenen Szenarien
wurden entsprechend den Projektvereinbarungen den Modellrechnungen irn wesentlichen
die lKARUS-Rahmendaten zugrundegeleg!. Unter Beriicksichtigung des jungsten Pro-
gnos-Gutachtens wurden allerdings einige Rahmendaten, z.B. Industrie-Nachfragen,
rnodifiziert, um der aktuellen Entwicklung in diesem Bereich Rechnung zu tragen. AIle
Rechnungen beruhen irn ubrigen auf den im Rahmen des IKARUS-Projektes erarbeiteten
Datensatzen, die eine kosten-, energie- und emissionsseitige Beschreibung aller Techni-
ken zum Inhalt haben.
Die Szenarien und die zugehorigen Rechenergebnisse werden mallgeblich von den durch
Begrenzungen oder Restriktionen gesetzten Rahmengrofien bestimml. Ein Teil dieser
Parameter, wie die Verstromung der Kernenergie oder dec heimischen Steinkohle, ist
energiepolitisch bedingt, Bei diesen Vorgaben handelt es sich um abgestimmte Einschat-
zungen aller Projektpartner, die dem Auftraggeber sowie dem Interministeriellen Ar-
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beitskreis CO, (IMA CO,) vorgestellt wurden. Diese Vorgaben, die zwar von allen Be-
teiligten als Szenarioparameter akzeptiert wurden, sind jedoeh nicht unbedingt als offi-
zielle Meinung der beteiligten Ressorts zu interpretieren,
Die Kapite1 2 und 3 behandeln zunachst grundsatzliche Fragen der Modellanwendung
und Datencharakterisierung. In Kapitel 4 werden die Szenarien definiert und die zugeho-
rigen Restriktionen erlautert, Die Rechenergebnisse und deren Interpretation sind in
Kapitel 5 in sektorubergreifender Form dargestellt. In Kapitel 6 werden eine sektorale
Detailanalyse der Optimierungsrechnungen sowie ein Vergleich mit den Ergebnissen der
modellexogenen EinzelmaBnalunen-Quantifizierung und das Aufzeigen und Bewerten
von Handiungsfeidem fur die CO,-Reduktion vorgenommen.
2 Modellbeschreibung
2.1 Was kdnnen Energiemodelle und was nieht?
Abbildung des Energiesystems
Energiemodelle, wie das IKARUS LP-Modell, bilden mit Hilfe linearer Gleichungen und
Ungleichungen vemetzte energiewirtsehaftliehe Prozesse in vereinfaehter Form abo Sol-
che Prozesse sind die Gewinnung oder der Import von Prirnarenergie, die Umwandlung
in Sekundarenergie und deren Verteilung sowie sehlieBlieh die Nutzung beim Endver-
braucher. Dies bedeutet die Einbeziehung der gesamten Energieumwandlungskette, Das
System ist komplex, da untersehiedliehe Prirnarenergietrager eingesetzt, verschiedenarti-
ge Umwandlungsstufen durchlaufen und sehlieBlieh eine breite Palette von Endenergie-
formen bereitgestellt werden. Dabei wird eine grolie Zah! an Umwandlungs-, Transport-
und Nutzungstechnologien eingesetzt. Neben teehnischen und okonomischen Zusarn-
menhangen ist das System von vielen energiepolitischen Rahmenbedingungen uberlagert.
Energiemodelle sindnur Rechenwerkzeuge
Uber die Leistungsfahigkeit von Energiemodellen herrsehen oft falsehe oder zu hohe
Erwartungen. Sie werden haufig ais universell einsetzbar angesehen, mit denen auf be-
Iiebige energiepolitisehe Fragestellungen eine Antwort gegeben werden kann. Tatsachlich
sind Energiemodelle niehts anderes als Reehenwerkzeuge, die masehinell und ohne eige-
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ne Kreativitat nach einem progranunierten Algorithmus Zahlenoperationen durchfilhren.
Dabei sind solche Programme immer nur fur ganz bestimmte zugeschnittene Fragestel-
lungen verwendbar. Wichtig ist aufjeden Fall eine sachkundige Interpretation der Model-
lergebnisse.
Welche Frageslellungenlassen sichmil Energiemodellen beantworten?
Bei der Verwendung von Energiemodellen interessieren hauptsachlich die folgenden vier
Kategorien von Fragestellungen:
• Welche Arten von Energietragern sollen in welchen Mengen bereitgestellt (Energie-
Mix)?
• Weiche Technologien sollen insbesondere im Umwandlungs- und Endbenutzersektor
in Zukunft eingesetzt werden (Technologie-Mix) und mit welchen Technologien las-
sen sich gewunschte Einsparungen erreichen?
• Welche Schadstoffmengen werden zukiinftig emittiert (Emissionsinventar) und welche
Reduktionen lassen sich erreichen? Hier steht insbesondere CO, im Zentrum der Be-
trachtung,
• Welche volkswirtschaftlichen Kosten werden inZukunft bei der Energiebereitstellung
auftreten und wie werden sich Energiesparmafsnahmen und Emissionsreduktionen
kostenmallig auswirken?
Kopplungvon Wirtschaftsentwtckhmg, Energienachfrage undEnergieversorgung
Die Entwickiung der Energiemarkte in der Energiewirtschaft ergibt sich aus dem kom-
plexen Zusammenspiel von Energienachfrage und Energieangebot der Wirtschaftsakteu-
reo Deshalb wird einem Energiemodell oft ein makrookonomisches Modell vorgeschaltet,
das die Wirtschaftsentwicklung als treibende Kraft fur die Energienachfrage prognosti-
ziert. Zwischen das okonomische Modell und das technologische Versorgungsmodell
muf ein Nachfragegenerator geschaltet werden, Dieser bestimmt aus den wirtschaftli-
chen Parametern die einzeinen Energieverbrauche - auch Nachfragevektor genannt - , die
als Input fur das Energiemodell dienen, Dieser Nachfragevektor ist die "treibende Kraft"
fur das VersorgungsmodelL Weitere wesentliche Inputs sind Technologiedaten, Kosten-
daten und Emissionskoeffizienten.
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Entsprechend Tabelle l Ol sind zwei Vorgehensweisen moglich:
- Fall 1: Die drei Modelle fur Okonornie, Energienachfrage und Energieversorgung
sind automatisch gekoppelt.
- Fall 2: Wirtschafts- und Nachfrageentwicklung werden modellexogen geschatzt;
letztere dient dann als Input fur das Versorgungsmodell (z.B. IKARUS-LP-Modell).
Tabelle tor
Vorgehensweisen bei der Reclmung mit dem IKARUS-Modell
Wirtschaftsentwicklung Energienachfrage Energleversorgung
1 Wirtschaftsmodell => Nachfragegenerator => Versorgungsmodell
(InpuUOutput) (Optlmlenung)
2 Sch~Uzung => Schatzung => Versorgungsmodell
(modellexogen) (modellexogen) (Optlmlenung)
1m ersten Fall, in dem die drei Modelle automatisch gekoppelt sind, ist insbesondere
dann, wenn die Optimierungsergebnisse wieder in das Wirtschaftsmodell eingespeist
werden (Ruckkopplung), iterativ eine Konsistenz zu erreichen.
1m zweiten Fall mussen Wirtschafts- und Nachfrageentwicklung sehr sorgfaltig "von
Hand" (ohne Modell) geschatzt werden, da sonst die Gefahr volkswirtschaftlicher In-
konsistenz besteht. Die hier zugrunde liegenden Nachfragen sind im wesentlichen nach
dem Vorgehen entsprechend Fall 2 ermittelt worden.
Vorteile durch den Modelleinsatz
Die folgenden Ausfuhrungen beziehen sich sowohl auf Modelle generell als auch auf op-
timierende Modelle wie das IKARUS-LP-Modell. Die Vorteile sind:
• Leichte Bearbeitung komplexer Vernetzungen:
Computergestutzte Modelle haben eine sehr hohe Informationsverarbeitungskapazitat,
d. h. grofie Datenmengen und komplexe Vernetzungen konnen ieicht verarbeitet wer-
den.
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• Auswirkung vonEinzelmaBnahmen auf das Gesamtsystem:
Durch die simnltane Bearbeitnng der vemetzten energiewirtschaftlichen Prozesse
werden die Wirkungen von bestimmten EinzelmaBnahmen anf das gesarnte Energie-
system erfaBt. Werden im Rahmen von Reduktionsstrategien z.B. bestimmte CO,-
SpannaBnahmen im Verkehrssektor angesetzt, so Hillt sich deren EinfluB unter dem
Kriterium der Kostenminimierung auf die anderen Sektoren direkt aufzeigen. Dies ist
bei einerisolierten modellexogenen Analyse nicht so leichtund so konsistentmoglich,
• Reproduzierbarkeit und Konsistenz:
Die Ergebnisse sind leicht reproduzierbar, im Prinzip nachvollziehbar und innerhalb
des Modells konsistent. Die Datenbasis kann laufend aktualisiert werden, urn jeweils
neueEntwicklungen zu berucksichtigen,
• Szenarien und Sensitivitatsanalysen:
Verschiedene Szenario- und Sensitivitatsanalysen konnen zu einer bestimmten Frage-
stellung leicht durcheinesystematische Veranderung von Eingabepararnetern und Be-
grenzungen durchgefilhrt werden. Damit konnen bestimmte Hypothesen oder ener-
giepolitische Zielsetzungen im Modell, z. B. im Hinblick auf die zu erwartenden Ko-
stenoder dieentstehenden Emissionen, getestet werden.
• Least Cost Planning:
Unter konkurrierenden Technologieoptionen sucht das optimierende Modell diejeni-
gen aus, die filr eine Zielerreichung am gunstigsten sind. Dnrch gleichzeitige Einbe-
ziehung der Angebotsseite (Umwandlungssektor) und des Endverbrauchssektors in
die Optimierung konnen konkurrierende angebots- und nachfrageseitige CO,-
ReduktionsmaBnahmen gegeneinander abgewogen werden (Least Cost Planning).
Dieser Ansatz, der in neueren Energiekonzepten immer wieder propagiert wird, ist im
IKARVS Modellansatz automatisch enthalten.
• Prazisierung quantitativer Zusarnmenhange:
Die Modellierung von energiewirtschaftlichen Fragestellungen sowie die modellge-
stirtzte Analyse verbessem das Verstandnis fur die quantitativen Zusammenhange im
Energiesektor, schaffen eine einheitliche Begriffsbasis und tragen somit ganz wesent-
lich zu einer Prazisierung energiepolitischer Argumente bei.
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Nachteile, Probleme und Einschrankungen bei der Modellverwendung
• Hoher Personalressourcen- und Zeitbedarf
Die Modelle sind groll und komplex, was einen sehr hohen Bedarf an uersonellen
Ressoureen fur die Entwieklung und besonders fur die Erstellung der Datenbasis er-
fordert. Wegen der umfangreichen Software sind die inhaltlieh relevante Programmie-
rung und die Arbeitsweise des Modells fur einen Laien wahrseheinlieh gar nieht und
fur einen Faehrnann nur naeh zeitaufwendiger Einarbeitung durehsehaubar.
• Unzulangliche Abbildung:
Ein Modell ist immer eine vereinfaehte Abbildung einer viel komplexeren Realitat.
Dabei konnen nur mathematisierbare Zusamrnenhange erfallt werden. Bestimmte po-
litisehe, soziale und psyehologisehe Faktoren, die das Verhalten energieproduzieren-
der und energienaehfragender Wirtsehaftspartner entseheidend mitbestimmen, sind in
solehen Modellen gar nieht oder nur ganz eingescbrankt modelIierbar. Solche Unzu-
langlichkeiten mussen dann in der ModelIierungspraxis dureh abstrahierende Annab-
men und "Bounds" uberbruckt werden. Die Mode1lergebnisse sind daher als "Wenn-
dann-Aussagen" mit hypothetisehem Charakter aufzufassen, d. h. nur wenn die in das
Modell gesteckten Annahmen realisiert werden, ·dann kann das bereehnete Ergebnis
erwartet werden. Modellergebnisse durfen deshalb nieht iiberinterpretiert oder gar mit
der Realitat verweehselt werden.
• Nutzbarkeit nur dureh Experten:
Ein Modell ist immer nur so gut wie die verwendeten Daten sind und so "intelligent"
wie dec jeweilige Anwender. Es ist ein Irrtum zu glauben, ein energiewirtschaftlich
und modelltheoretiseh nicht vorgebildeter Benutzer konne quasi per ,,Knopfdruek"
gereehnete beliebige Strategien energiewirtsehaftlieh sinnvoll interpretieren. Die Pra-
xis hat gezeigt, dall dies nieht moglich lst.
• Energiewirtsehaftliehes Handeln fuhrt nieht immer zu einem globalen Optimum:
Modelle konnen nur Zahlengeruste fur energiepolitisehe Entseheidungsprozesse lie-
fem. Wird z. B. eine optimale Strategie mit dem Modell erreehnet, so heillt das noeh
lange nieht, dall sieh diese in der zukunftigen Energiewirtsehaft quasi automatiseh
durchsetzt. Eine mit einem Optimierungsmodell erzeugte Losung entwirft unter Be-
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rucksichtigung exogener Vorgaben entsprechend dem Zielkriterium die gunstigste
Struktur des Energiesystems. Eine solche Optimallosung kann im Sinne einer Zielvor-
gabe als der beste Losungspfad interpretiert werden. Da in der Realitat aber einzel-
wirtschaftliche Akteure nach individuellen Kriterien handeln, weicht die tatsachliche
Energiewirtschaft von der durch das Optimierungsmodell skizzierten Optirnallosung
abo Ursache hierfilr konnen unvollkommene Markte, andere Motivationen, vom Mo-
dell abweichende ftskalische Entscheidungsparameter oder Hemnmisse wie z.B, das
Invcstor-Mieter-Dilemma im Gebaudebereich sein. Damit beschreibt ein kostenmini-
males System die Realitat nur naherungsweise. Aufjeden Fall muB eine fur optimal er-
rechnete Entwicklung mit Hilfe von modellexogenen Verordnungen, Anreizen usw.
angestofien werden.
• Modelle entwickeln keine eigene Kreativitat:
Das Modell kann zwar ein Energiesystem in optimaler Weise konftgurieren. Dabei
entwickelt es aber keine eigene Kreativitat, sondem es wahlt mit Hilfe linearer Glei-
chungen aus einem Angebot von verschiedenen Optionen entsprechend dem vorgege-
benen Zielkriterium (z. B. minimale Kosten) die gunstigsten aus. Diese Optionen in
Form von qualitativ verschiedenen Technologien oder Einsparmoglichkeiten rnuf sich
der Modellbenutzer vorher ausarbeiten und dann eingeben. Nur was im Datensatz ist,
kann das Modell in die Losung nehmen.
• Fehlende Kopplung mit dem Okonorniemcdell:
Mit dem IKARUS LP-Modell, das bei dem hier gewahlten Vorgehen noch mit festen
Nachftagewerten arbeitet (d. h. keine endogene Kopplung mit einem Okonomiemo-
dell), konnen die Auswirkungen von bestimmten CO,-ReduktionsmaBnahmen auf das
Bruttoinlandsprodukt, die Industrieproduktion, die verfugbaren Arbeitsplatze usw.
nieht gemacht werden. Diese Fragestellungen mussen derzeit, falls uberhaupt moglich,
auBerhalb der nur technologisch orientierten Modellwelt beantwortet werden. Eine di-
rekte Kopplung mit einem Okonornicmodell steht erst zu einem spateren Zeitpunkt
zur Verfilgung.
• Beschrankte Anwendbarkeitflir Extremkonstellationen:
Bei Erdmann (1992) wird auf folgendes Problem hingewiesen: .Vorbehalte mussen
vor allem fur Modellergebnisse angebracht werden, welche Extremkonstellationen
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weit aullerhalb des Erfahrungsbereichs bisheriger energiewirtschaftlicher Entwicklun-
gen (z. B. extremes Energiesparen, extreme Einschrankung dec CO2-Emissioneo j ex-
trerner Zubau von Kemenergie-Kapazitat usw.) zurn Inhalt haben. Es darf bezweifelt
werden, ob die sozio-okonomischen Verhaltensmuster, welche expiizit oder implizit
dem Energiemodell zugrunde Iiegen, auch fur derartige Extremsituationen fortge-
schrieben werden durfen".
2.2 Charakteristika des IKARUS-LP-Modells
2.2.1 Optimierungsansatz und makrobkonomische Einhettung
Der Optimierungsansatz
Das IKARUS-Modell bildet Energieflusse, Energietechniken, Emissionen und Kosten
des gesamten Energiesystems der Bundesrepublik Deutschland ab. Dabei wird das ma-
thematische Verfahren der Iinearen Programmierung (LP) eingesetzt, das sich schon seit
Jahrzehnten bei vielen wirtschaftlichen Planungsaufgaben, wo es darauf ankommt, ein
Optimum zu finden, hervorragend bewahrt hat. Die Energieflusse aller Energietrager
(Kahle, 01, Gas, Kemenergie, Erneuerbare) werden von der Primarenergiebereitstellung
bis zur Energiedienstleistung beim Endverbraucher unter Einhaltung vorgegebener Re-
striktionen, z. B. CO,-Einsparungen, vom Modell in kostenrninimaler Weise berechnet.
Dabei verarbeitet das Modell in einem Rechengang etwa 2 000 Entscheidungsvariable bei
1 700 Restriktionen (Nebenbedingungen), Die auftretenden Kosten und Emissionen wer-
den sumrniert. Das Modell arbeitet statisch, d. h. es wird nicht uber einen mehrperiodi-
schen Zeitraum optirniert, sondern getrennt fur drei verschiedene Zeitpunkte, namlich fur
die Stutzjahre 1989, 2005 und 2020. Eine Anderung der vorgegebenen Stutzjahre ist
nicht ohne weiteres moglich, da aile Daten darauf abgestimmt sind.
Makrookonomische Einbettung
Die erforderliche makrcokonomische Einbettung wird beim derzeitigen Entwicklungs-
stand des IKARUS-Modells modellexogen durchgefuhrt, Sie umfallt die Bereitstellung
von wirtschaftlichen und demographischen Rahrnendaten und leitet daraus Nachfrage-
werte ab. Die Rahruendaten beschreiben ein konsistentes makrookonomisches Szenario.
Sie sind z.T. direkt Bestandteil des Optimierungsdatensatzes,
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Da die von auBen vorgegebenen Nachfragen einzuhaltende Parameter sind, reagiert bei-
spielsweise die Nachfrage nicht auf eine Verteuerung der Kosten innerhalb des Optimie-
rungsmodells. Falls etwa aufgrund von Kostenerhohungen ein ROckgang der Nachfrage
z.B. nach Personenverkehrsleistung zu erwarten ist, muf vielmehr mit dem Modell ite-
riert, d.h. mit modellexogen ermittelter niedrigerer Nachfragevorgabe emeut gerechnet
werden. Eine automatische Koppelung des Optimierungsmodells mit einem Okonomie-
modellist vorgesehen, steht aber derzeitnoch nicht zur Verfugung.
Rolleder "Bounds" bei der Optimierung
Yom Modell wird die Losung mit den geringsten Gesamtkosten gesucht. Dabei ist das
folgende modellspezifische Verhalten zu berOcksichtigen: Erfullen zwei unterschiedliche
TechnologienA und B die gleicheNachfrage, wobei A die billigere Alternative ist, dann
wird im Optimierungsprozef A zu ]00 % gewahlt, Damit auch B zur Nachfragedeckung
genutzt wird, muf A begrenzt werden. Oder dem Modell muf vorgeschrieben werden,
daf B mit einer bestimmten Mindestmenge genutzt werden mull, Diese Begrenzung er-
reicht man im Modell durch Vorgabe von Schranken, auch Bounds genannt. Diese kon-
nen grundsatzlichin der Form einer unteren Schranke (lower limit) einer oberen Schran-
ke (upper limit) oder als fixer Wert (equality) fur aile Variablenformuliert werden. Die
Wahl von Bounds oder Schrankenkann in unterschiedlicher Weise begrundet sein:
• Eine Technologie oder ein Energietragerkann z.B. nur begrenzt verfugbar sein, Als
Beispiel sei die Inlandsforderung von Erdol genannt.
• Aus politisch-okonomischen Grunden kann es erforderlich sein, eine bestinunte
Technik oder einen bestimmten Energietragereinzusetzen. So kann z. B. erzwungen
werden, die teure heimische Steinkohle mit einer vorgegebenen Mindestmenge ein-
zusetzen.
• Verbraucherverhalten richtet sich nicht nur nach okonomischen Kriterien. So ist es
z. B. sinnvoll, im Raurnwarmemarkt die kostengunstige Beheizung von Wohnungen
mit braunkohlebefeuerten Einzelofen nach oben zu begrenzen, weil die Verbraucher
aus Komfortgrunden dieseBeheizungsart nicht mehr wahlen,
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Szenariotechnik
Ein Szenario wird bei gegebenem Technikdatensatz dadurch definiert, dall man gezielt
Variablenschranken (Bounds) einsetzt, um den mathematischen Losungsraum entspre-
chend den durch Verbraucherverhalten, energiepolitischen Vorgaben oder auch physika-
Iisch oder okonomisch gegebenen Restriktionen zu gestalten. In diesem so begrenzten
Losungsraum wird vom Modell die kostenrninimale Losung gefunden. Durch Verande-
rung der Schrankenwerden verschiedene Szenarien erzeugt, mit denen der Losungsraum
ausgetestet wird. Diese Vorgehensweisebezeichnetman als Szenariotechnik.
2.2.2 Modellstruktur
Das IKARUS-LP-Modell folgt einem modularen Aufbau entsprechend den energiewirt-
schaftlichen Sektoren. Der Energieflull wird von der Primllrenergieseite bis zur Nutz-
energieseite in Kategorien von Energietragern bzw. Energiedienstleistungen beschrieben.
Die Primarenergiebereitstellung umfallt sowohl die Forderung von Energietragern im
Inland als auch Importe und Exporte. Die Primarenergietrager sind grab unterteilt in
nichtregenerierbare und regenerierbare Energietrager, Zu den nichtregenerierbaren
Energietragern gehoren neben der Kernenergiealle fossilen Energietrager, wie Stein- und
Braunkohle, Erdol sowie Erdgas. Zu den regenerierbarenEnergietragern zahlen Sonnen-
energie, Windenergie,Biomasse und Wasserkraft.
Die Nutzenergie lallt sich uber die Nachfrage nach Energiedienstleistungen darstellen.
Letztere umfassen die Bereitstellung von Raumwarme, Warmwasser, Prozeflenergie,
Guter- und Personentransportleistungen, mechanische Antriebsenergie etc.
Im Umwandlungsbereich werden die Primarenergietrager in Kraftwerken, Heizwerken
und Veredlungsanlagen in Sekundarenergietrager wie Koks, Benzin, Strom, Warme,
umgewandelt. Uber die technischen Einrichtungen des Verteilungsnetzes wird den
Nachfragesektoren Endenergie zur Befriedigung der Nachfrage nach Energiedienstlei-
stungen zur Verftigung gestellt. Das gesamte Energiesystem nutzt eine gralle ZaW von
Energietragern fur die Endenergieversorgung bzw. Nutzenergiedarbietung. 1m Modell
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sind insgesamt rund 90 Energietrager abgebildet, die zu 13 Hauptenergietragergruppen
zusammengefallt sind.
Von der Primarenergiebereitstellung bis zur Erfiillung des Nutzenergiebedarfs fallen
Umwandlungs- und Transportverluste an, die ebeofalis erfallt werden. Verknupfungen
zwischen den Energieflussen lassen sich durch Technologien uber die spezifischen Ener-
gietrager- bzw. Mengeneinsatze beschreiben. Indem man die Technologien durch ihre
spezifischen Kosten und Emissionen datenrnallig charakterisiert, werden mit den Ener-
giestromen gieichzeitig Kosten- und Emissionsstrorne abgebildet
Das Emissionskonzept orientiert sichdabei an den klimarelevanten Emissionen, diewah-
rend des gesamten Energieflusses von der Primarenergieseite bis zur Endenergie- bzw.
Nutzenergieseite in denjeweiligen Stufen anfallen. Zum Teil sind auch die vorgelagerten
Emissionen der Energietragerimporte erfallt. Prinzipiell konnen vom Modell folgende
Emissionen bilanziert bzw. berechnet werden: CO" CO, SO" NO" CR" NMKWS
(Nicht-Methan-Kohlenwasserstoffe). Allerdings ist derzeit nur die Datenbasis flir die
CO,-Emissionskoeffizienten zufriedenstellend.
Zur Umsetzung des Energieflusses der Bundesrepublik Deutschland ist das Energiesy-
stem im IKARUS-Modell in zehn Hauptsektoren gegliedert:
• Primare Energietrager
Hier ist die inlandische Forderung vonPrimarenergietragern sowie der Import und der
Export von Energietragern abgebildet.
• Umwandlungssektoren
• Strornsektor: Der Sektor umfallt aile Technologien, die der Erzeugung, dem
Transport und der Verteilung von Elektrizitat auf drei Spannungsebenen dienen.
• Warmesektor: Dieser Sektor beschreibt aile Technologien, die der Erzeugung, dem
Transport und der Verteilung von leitungsgebundener Warme und auch Strom im
. Faile der Kraft-Warrne-Kopplung dienen.
• Raffineriesektor: Dieser Sektor beinhaltet die Umwandlung von RoMI in alle be-
notigten Mineralolprodukte.
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* Gassektor: Hier sind der Transport und die Verteilung von Erdgas, Stadtgas und
Wasserstoff auf den Netzebenen Femtransport, Nabtransport und Verteilung ab-
gebilde!.
* Veredlungssektor: Der Veredlungssektor umfallt die Umwandlung von Pri-
marenergietragern in gasformige, flussige und feste Produkte als Endenergietrager
mit Ausnahme des Raffineriesektors.
- Endverbrauchssektoren
* Industrie: Der Sektor Industrie ist nach zehn Wirtschaftssektoren gegliedert, in de-
nen Produktionsketten auf hohem Aggregationsniveau abgebildet sind. Sparmall-
nahmen durch effektivere Produktionstechniken sind mit erfall!.
* Verkehr: In diesem Sektor ist der Personen- und Gutertransport gegliedert nach
Transportmitteln erfaflt. Sparfahrzeuge sind in allen Bereichen als Option vorhan-
den
* Haushalte: Hier sind die Technologien zur BereitsteUung von Raumwarme,
Warmwasser, Licht und Kochenergie sowie elektrische Gerate abgebilde!. In die-
sem Sektor sind Mallnahmen zur Energieeinsparung z.B. durch bessere Warme-
darnmung und effizientere Heizkessel und Gerate als Option vorhanden.
* K1einverbraucher: Dieser Sektor umfaflt Technologien und Mailnahmen zur Ver-
sorgung der Kleinverbraucher nach Branchen. Entsprechende Sparoptionen sind
vorgesehen.
Urn die komplexen Zusamrnenhange der Energieversorgung besser abbilden zu konnen,
sind aile Hauptsektoren in weitere Subsektoren zerlegt. Die einzelnen Sektoren werden
in einer Oberstruktur verknupft. Dber diese wird die mengenmaJlige Logistik zwischen
den Sektoren "geregelt". Wird z.B. im Verkehrssektor ein Methanolauto eingefuhrt, so
wird dem Verkehrssektor das zum Betrieb notwendige Methanol in der erforderlichen
Menge aus der Oberstruktur zugefiihrt. Dieser wiederum wird das Methanol aus dem
Importsektor oder aus dem Umwandlungssektor, z.B. uber die Reformierung von Etd-
gas, bereitgestellt.
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2.2.3 Kostenberechnung im !KARUS-Modell
Das grundsatzliche Kostenkonzept
Es ist klar, daB im kostenminimierenden IKARUS-Ansatz, Kostendetinition und Kosten-
berechnung eine zentrale Rolle spielen. 1m Vergleich 20 gangigen Wirtscbaftlichkeitsun-
tersucbungen gibt es hier einige methodische Besonderheiten.
Das IKARUS-Modell fuhrt keine betriebswirtschaftliche Investitionsplanung durch, bei
der ublicherweise erwartete Einnahmen mit erwarteten Ausgaben verglichen werden.
Angaben 20 den Einnahmen werden bei IKARUS nicht benotigt, da keine Wirtschaftlich-
keitskontrolle von Einzelvorhaben, wie der Bau eines Kraftwerkes, durchgefuhrt wird.
Die IKARUS-Kosteruninimierung zielt auf einen Kostenvergleich altemativer Losungs-
moglichkeiten bei gleicher Energiedienstleistung. Da der Optimierungsprozef die ko-
stengunstigste Option aussucht, kommt es nicht so sehr auf die Absolutwerte an, sondem
aufKostenrelationen bzw. Kostendifferenzen.
Entscheidend ist, daf immer die Gesamtkosten uber alle Systemelemente, das sind Ener-
gietrager und Energietechnologien, minimiert werden. 1m Modell konkurrieren Techni-
ken auf der Energieangebotseite, z. B. Kraftwerksausbau, mit Endbenutzertechnologien,
z. B. Stromspartechniken. Dies entspricht exakt dem Vorgehen im Least-Cost Planning,
d. h. einer integrierten Planung von Energieangebot und Energienutzung, 1m Modell wird
dies aber nicht nur auf den Stromsektor angewendet, sondem auf alle Energietrager so-
wie aUe erzeugenden und verbrauchenden Sektoren der Energiewirtschaft. Tatsachlich
konkurrieren im Modell siimtliche Optionen miteinander.
Um eine Optimierung durchfuhren 20 konnen, mussen die Kosten der einzelnen System-
elemente vergleichbar gemacht werden. Hier wird auf eine vereinfachende Methode 20-
ruckgegriffen, deren wichtigste Kennzeichen sind:
• Die Annuitaten werden fur alle Technologien mit einer einheitlichen Langfrist-
Diskontrate (Zinssatz) gerechnet und auf die jeweilige techoische Nutzungsdauer
(Inbetriebnahme bis Stillegung) bezogen.
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• Kosten, die nicht ursachlich energie- oder technikgebunden sind, werden nicht mit
einbezogen. Dazu gehoren Sondertarife, Subventionen, Zuschusse und Steuem wie z.
B. die Mineralolsteuer. Steuern, die eine proportionale Belastung a1ler Energietechni-
kenverursachen, sind fur dieOptimierung nicht relevant, weil durch sie dieKostenre-
lationennichtgeandertwerden.
Mathematische Formulierungdes Optimierungsproblems
Bevor die Kosten im Detail betrachtet werden, ist es notwendig, einen kurzen Blick auf
den mathematischen Ansatzzu werfen.
Ein Energiesystem besteht aus Technologien, Energiestromen und Stoffstromen, Die
Technologien sind uber ein-und austretende Energiestrorne zu einem komplexen System
vernetzt. Der Energiefluf wird im IKARUS-Modell an jeder moglichen Schnittstelle des
Systems, d. h. vor und hinterden Techniken, wie folgt bilanziert:
AUSSIOfl vonEnergietrager i minus Verbrauch vom Energietrageri:l: O.
Daraus ergibt sich ein Ungleichungssystem, das wie nachstehend in allgemeiner Vektor-
form geschrieben werdenkann:
A x e b
Die einzelnen Koeffizienten der Koeffizientemnatrix A werden durch Technologieeigen-
schaften bestimmt, die Input und Output an Energieoder Schadstoffen beeinflussen.
x = Vektor der Variablen X;, auchAktivitatgenannt.
Das sind die zu berechnenden Energieflusse,
b = Vektor der Begrenzungen (Bounds)undNachfragen (Energiedienstleistung) bj
i = Variablenindex, kennzeichnet die Art der Energie.
(2000 Variable in einemRechenfall)
j = Index der Restriktionen oder Nebenbedingungen (Ungleichungen).
(l 700 Ungleichungen in einem Rechenfall).
Das lineare System ist unterbestimmt und hat deshalb unendlich viele Losungen, Aus
dem Losungsraum soil nun diejenige Losung herausgesucht werden, welchezu den nied-
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rigsten Gesamtkosten fuhrt, Dies wird mit Hilfe der sogenannten Zielfunktion bewerk-
stelligt, die angibt, nach welchen Kriterien optimiert wird, Im IKARUS-Modelllautet die
Zielfunktion:
Minimierung derGesamtkosten Z
Zur Formulierung der Gesamtkosten geht man von spezifischen Einzelkosten C,
(DMJGJ) aus, die mit derjeweiligen produzierten Energiemenge X, (GJ) muitipliziert und
tiber das gesamt Energiesystem aufsummiert werden. DieZielfunktion lautet also:
Das mathematische Verfahren der linearen Programrnierung lost nun das Ungleichungs-
systemso, daIleindeutig das Minimum der Geamtkosten gefunden wird,
Fixe lind variable Kostenkomponenten







Die fixen Kosten sind kapazitatsabhangig, d. h. sie sind der Nennleistung der Technolo-
gie proportional. Sie fallen immer an, gleichgultig, ob die Anlage in oder auBer Betrieb
ist. Dagegen sind die variablen Kosten aktivitatsabhangig, d. h. sie sind proportional der
Energie, dieeineTechnologie erze~gt.
Das Verhaltnis von erzeugter Energie zu Nennleistung wird als Auslastung U, bezeich-
net. Fur eine bestimmte Technologie sind dann die gesamten spezifischen Kosten, die in
der obigenZielfunktion stehen,die Summe aus variablen plus fixen Kosten,wobei letzte-
re noch durch die Auslastung dividiert werden mussen:
Dievariablen Kosten einerTechnologie CI"'~I bestehen aus folgenden Komponenten:




Brennstoflkosten werden nicht zu den variablen Kosten gerechnet, weil die Primarener-
giekosten schon in das System eingehen. Wurde man bei den Technologien(z. B. Kraft-
werke usw.) noch jeweils die Brennstoflkosten mit dazu nehmen, so kame es zu Mehr-
fachzahlungen,
Die fixen Gesamtkosten C',ftt einer Technologiemit dem Index i umfassen drei Anteile:
• fixe Betriebskosten B',ftt
• Kapitalkosten K,
• Entsorgungskosten E,.




Die fixen Kosten tragen am starksten zu den gesamten spezifischen Kosten C, bei. Be-
sonders hoch werden die Kosten, wenn die Auslastung, wie beim Pkw, sehr niedrig ist.
Die folgende Liste zeigt beispielhaft die-Auslastungen U, fur drei ausgewahlte Techno-
logien:




Zur Ermittlung der Kapitalkosten werden die gesamten Investitionen einschlielllich der
Banzeitzinsen, in eine Annuitat fur den Zeitraum der technischen Lebensdauer umge-
wandelt. FOrden Annuitatsfaktor gilt allgemein:
AIIII ~ (q-I)/(l-q")
dabeiistq~I+d
d= Diskontsatz (0,05, d.h. 5 % wie im UBA-Vorhaben.Politikszenarieu'' angenommen)
11 = Lebensdauer der Anlage.
Die gesamten Investition fur eine bestimmteTechnologie I, werden durch Multiplikation
mit der jeweiligen Arinuitat Ann, in eine Jahresrate gleichbleibender Hohe
K,.umgewandelt: K, ~ I, Ann,
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FOrdie gewahlte Diskontrate betragt die Annuitat z. B. bei 10 Jahren Lebensdauer 0,13
und bei 20 Jahren 0,08.
Die Bauzeitzinsen sind hier den gesamten Investitionen I, zugeschlagen, Da die zeitliche
Abfolge und die Grelle der Raten wahrend der Bauzeit nieht bekannt ist, wird angenorn-
men, daf die Investition1, zur Mitte der Bauzeit fallig wird, Diese wird dann von dort
auf den Zeitpunkt der Inbetriebnahme aufgezinst. Es gilt:
1,~ 1,d1+QJ'V2
1, ~ Anlagekosten(Herstellungskosten), I,~ Bauzeit.
Entsorgungskosten, die am Ende der Betriebszeit anfallen, werden mit der Lebensdauer
11 auf den Inbetriebnahmezeitpunkt abgezinst und dann mit dem Annuitatsfaktorals jahr-
liehe Kosten bereehnet.




.+ Kapitalkosten (annualisiert inel.Bauzeitzinsen)
+ Entsorgungskosten (abdiskontiert und annualisiert).
Kostenparameterim1KARUS-Dalellsalz















Bei den AnIagekosten ist anzumerken, daS im Industriesektor und z.T. im Kleinver-
brauehssektor die AnIagekosten der Referenz- oder Standardtechnologien zu Null ge-
setzt sind. Nur die Sparteehniken sind mit den Mehrkosten (Differenzkosten) versehen.
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Bei den anderen Technologien sind immer Vollkosten angegeben. Fur jeden Primarener-
gietrager sind im Modell-Datensatz spezifische Kosten angegeben. Dies sind Importprei-
se und/oder Gewinnungskosten, falls die Primarenergie im Inland produziert wurde.
Durchschnittskosten lind Grenzkosten der COrRedllktion
Die durchschnittlichen CO,.Reduktionskosten des Reduktionsszenarios sind Mehrkosten,
die auf das Referenzszenario bezogen sind. Das Reduktionsszenario unterscheidet sich
vom Referenzszenario durch eine CO,-Restriktion. Sie Iautet:
CO,-Emissionskoeflizienten am Entstehungsort (kglGJ)
Energiemengen, denen die CO,-Emission zugeordnet wird (GJ)
Obergrenze filr die gesamte CO,-Emission (kg)
Index zur Kennzeichnung des Energietragers
Index zur Kennzeichnung der CO,-Bilanzierung
Die durchschnittlichen CO,-Reduktionskosten R sind das Verhaltnis der gesamten Mehr-
kosten bezogen aufdieEmissionseinsparung.
Z Gesamtkosten (Zielfunktionswert)
Red Index filr Reduktionsszenario
Ref Index filr Referenzszenario.
Fur die Reduktionsszenarien mit der (Kurzbezeichnung CG_AL05) ergeben sich z.B. in
Bezug auf das Referenzszenario (REF_AL05) durchschnittliche CO,-Reduktionskosten
von 67,5 OMIt oder von 108 DMit im Jahre 2005. Wegen des Bezugs auf das Refe-
renzszenario sind die CO,-Reduktionskosten relative Mafszahlen. Sie eignen sich zwar
gut zur wirtschaftlichen Beurteilung verschiedener Reduktionsszenarien, doch durfen sie
nicht aus dem Zusammenhang herausgenommen und unabhangig von den im Modell
festgelegten Bedingungen filr energiewirtschaftliche Argumente verwendet werden.
Unter konkurrierenden Technologieoptionen sucht das optimierende Modell diejenigen
aus, die filr eine Zielerreichung am gunstigsten sind. Dabei wird zunachst die kosten-
gunstige Option ausgeschopft und dann sukzessive die nachst teurere, bis die CO,-
Reduktionsvorgabe erfilllt ist. Die Kosten, die bei der Reduktion der letzten Einheit CO,
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auftreten, werden Grenzkosten genannt. Diese Grenzkosten heiBen auch Schattenpreise.
Aufgrund der besonderen mathematischen Eigenschaften der linearen Programmierung
werden die Schattenpreise im Modell in der sogenannten dualen Losung berechnet. Sie
sind naturlichhoher als die durchschnittlichen CO,-Reduktionskosten. Unter den Bedin-
gungen der hier zugrunde liegenden Szenarien wOrde die Reduktion einerweiteren Ton-
ne CO, im Faile von CG_AL05 rund 198 DM und im Fall von CS_AL05 etwa 123 DM
kosten (vgl. auchKapitel1V.5.3)."
Anmerkungen zur Kosteninterpretation
Bei der Interpretation der Kostenangaben, die mit dem IKARUS-LP-Modell gerechnet
wurden, sind folgende Regeln zu beachten:
• Bezugsjahr fur die Kostenangaben ist 1989. Urn die Kosten auf 1995 urnzurechnen
sind sie mit dem Index der Erzeugerpreise des Investitionsguter produzierenden Ge-
werbes von 1,12zu multiplizieren (Statistisches Jahrbuch 1996)
• Alle Kostenangaben sind immer Mehrkosten eines Reduktionsszenarios gegenuber
dem Referenzszenario. Da Reduktionsszenarien vereinbarungsgemaf nur fur die alten
Bundeslander gerechnet wurden, sind auch nur dafurKostenverftigbar.
• Die absoluten Kosten sind immer Jahreskosten, die mit der jeweiligen technischen
Lebensdauer und einem Diskontsatz von 5 % ennittelt wurden. Fur einem bestirnmten
Sektor enthalten die aggregierten Gesamtkosten einenMix bestehend aus Komponen-
ten von verschiedenen Technologien mit unterschiedlichen Lebensdauern. Im Haus-
haltsektor z. B. bis20 Jahre fur die Kessel und 40 Jahre fur dieWarmedammung. Aus
diesem Grund kann man aus den sektoralen Jahreskosten nicht so ohne weiteres auf
die zugrundeliegenden Investitionen schlieBen.
46 Dadurch, daB im Szenario CS-AL05 die teuren Minderungsmafinahmen des Verkehrssektors in
Losung "gezwungen" werden, konnen andere> billigere- Optionen z.B. im Gebaudebereich vcm
Modell nicht ausgeschcpft werden. \Vird die Begrenzung, dieaufdenVerkehrgelegtwurde,gelck-
kert, dann nimmt dasModell diesebilligerenMoglichkeiten in die Ldsungund die Reduktionsko-
sten sinken. Nach derTheorie der Iinearen Programmierung sind die Schattenprelse dieAnderung
des Zielfunktionswertes (das sindhierdie Gesarntkosten), die sich ergibt, wenn dieseVerkehrsre-
striktion urn eine Binheit (d.h. eine Tonne COl) gelockert wird. Da das Modell irn Szenario
CS-AL05 bel einer Lockerung derRestriktion auf die billigere Losung geht, ist der Schattenpreis
niedriger a15 im Szenario CG-AL05.
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• Die Laufzeit der Jahreskosten wird von der technischen Lebensdauer bestinuut, die im
allgemeinen grofler ist als der Zeitabschnitt von 1990 bis 2005. Ein Beispiel mage dies
verdeutlichen:
Entsprechend Kapitel 5.2 betragen im Haushaltssektor die Zusatzkosten der im Re-
novierungszyklus durchgefilhrten Warmedammung im Jahre 2005 filr das Redukti-
onsszenario CG_AL05 rund 3,0 Mrd. DM/a. Da die Lebensdauer der Warmedam-
mung mit 40 Jahren unterstellt wurde, fallen die Jahreskosten uber diesen Zeitraurn
an. Bei einer Diskontrate von 5 % betragt die Annuitat 0,058. Damit warden Jalues-
kosten von 3,0 Mrd. DM einer Jnvestition von rund 52 Mrd. DM entsprechen.
• Die durchschnittlichen spezifischen Reduktionsmehrkosten sind in DM/t angegeben
(DMJa bezogen auft/a).
2.2.4 Analysemoglichkeiten mit dem IKARUS-Modell
Abbildung von Techniken und Mafinahmen (Auflosungsvermogen des Modells)
Dort, wo im Energiesystem viele Einzeitechniken vorkonuuen, die aus Platzgrunden im
Modell nicht individuell abgebildet werden konnen, werden durch Aggregation reprasen-
tative Modelltechniken gebildet. Durch eine solche Zusanuuenfassung gehen naturgemiiB
Details sowohl bei den Input-Daten als auch bei den Ergebnissen verloren. So wird z, B.
der Gebiiudebestand im LP-Modell nur durch 4 Typen wiedergegeben, namlich alte und
neue Einfamilienhiiuser sowie alte und neue Melufamilienhiiuser. In der gleichen aggre-
gierten Weise sind EinsparmaBnahrnen in den verschiedenen Sektoren modelliert. Insbe-
sondere beim Endverbrauchssektor sind nicht einzelne technische SparmaBnahrnen ab-
gebildet, sondern Bundel von gleichzeitig mehreren MaBnahrnen,die dann filr die schon
aggregierten Modelltechniken angewendet werden. Die Konsequenz dieser notwendigen
Vereinfachung ist, daB.bestinuute EinzelmaBnahrnen im Hinblick auf ihre Wirkung im
IKARUS-LP-Modell u. U. nicht im Detail zu analysieren sind. Durch diese Art der Ab-
bildung wird das Auflosungsvermogen des Modells notwendigerweise eingeschrankt.
Analysemogltchketten
Das IKARUS-Modell besitzt eine Reihe modelltechnischer Moglichkeiten, mit denen
Fragestellungen unterschiedlicher Auspriigung zahlenmiiBiganalysiert werden konnen:
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• Veranderung von Begrenzungen (Bounds).
• Bereitstellung unterschiedlicher Technologieoptionen.
• Veranderung bestimmter Daten.
• Einfuhrung von CO,-Restriktionen.
Veranderung von Begrenzungen (Bounds)
Bei der Nutzung dieser Analysemoglichkeit werden sowohl Obergrenzen, die Techniken
oder Energietriiger auf einen Hochstbeitrag beschriinken, als auch Untergrenzen, die ein
Element in die Losung zwingen, eingefuhrt. Werden solehe Begrenzungen stufenweise in
einem Sektor verandert, so lassen sich gezielt Sensitivitiitsanalysen zu aktuellen energie-
politischen Fragestellungen durchfuhren, z.B. zur Mindestkohleverstromung, zur Kern-
energienutzung, zur Nutzung regenerativer Energiequellen usw. Durch solche Bounds
konnen im Modell gezielt Substitutionsprozesse herbeigefuhrt werden, d.h. bestimmte
Energietriiger oder Techniken konnen damit frilher oder spiiter aus dem Markt oder in
den Markt gezwungen werden. Die Folgen auf den Technologie- und Energiemix, die
Kosten und vor allen Dingen auf die CO,.Emissionschiitzt das Modell dann abo
Bereitstellung mehrerer Technologieoptionen
Im Modelldatensatz werden fur einen bestimmten Zweck im allgemeinen mehrere Tech-
nologieoptionen unterschiedlicher Qualitiit hinsichtlich Eflizienz, Kosten und Emission
bereit gestellt. Damit wird dem Modell ein Freiheitsgrad bei der Auswahl eingeriiumt. Ist
z.B. eine stiirkere CO,-Reduktion gefordert, so kann das Modell eflizientere Technologi-
en in Losung bringen. Durch Ausnutzung des Platzhalterkonzeptes konnen zusatzlich
Technologien zur Analyse bestimmter Fragestellungen ausgetauscht werden.
Veranderung bestimmterDaten
Veranderungen technischer Standards lassen sich durch entsprechende Veranderung der
Technologiedaten modellieren. Die Einfuhrung neuer Technologien ins ModellliiBt sich
insbesondere durch die Ausnutzung des Platzhalterkonzeptes leicht realisieren.
Werden z.B. Kosten fur Primiirenergietriiger systematisch verandert, so kann dies zu
anderen Losungen im Modell fuhren. Spartechniken werden damit attraktiver und solche
Energietriiger, die weniger finanzielle belastet sind. Solche modellhaften Kostenanderun-
gen konnen als Grundlage dienen fur fiskalische Regelungen.
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Einfuhrung von COrRestrikaonen
Bei Vorgabe einer bestimmten COrReduktionsquote optimiert das Modell die gesamte
Energieversorgung nach minirnalen Kosten unter Einhaltung der vorgegebenen COr
Emission. Auf diese Weise kann der Einflufl der gewiinschten CO2-Minderung auf den
Energie- und Technologiemix sowie die Kosten untersucht werden. Dies wird in diesem
Bericht fur ein 25 %-Reduktionsszenario fur Deutschland im Jahre 2005 dargestellt.
2.3 Unterschiede zwischen IKARUS und PROGNOS beim methodischen und
analytischen Vorgehen
HierPrognose, dart Optimierung
Bei dem Ansatz der Prognos-AG handelt es sich urn eine Prognose, d.h. urn eine Vorher-
sage der erwarteten zukunftigen energiewirtschaftlichen Entwicklungen. Man geht davon
aus, daB sich die prognostizierten Referenz-Entwicklungen mit grofier Wahrscheinlich-
keit einstellen werden, wenn sich bei den angenommenen Ralunendaten keine grundsatz-
lichen Verschiebungen ergeben. Einen Wertewandel durch Meldungen uber die Auswir-
kungen einer K1imakatastrophe sowie eine breite okologische Neubesinnung werden von
Prognos langfristig als nicht prognostizierbar hingestellt und deshalb als unsichere, spe-
kulative Elemente nicht in die Referenzprojektion mit einbezogen (PrognosI995).
Beim IKARUS-LP-Ansatz werden die Energiedienstleistungen unter Zuhilfenahme eines
makrookonornischen Input-Output-Modells (MIS) exogen prognostiziert. Zur Erfullung
dieser Nachfrage bleibt dem LP-Modell jedoch ein gewisser Freiraum urn die Versorgung
so zu optimieren, daB die gewunschte CO2-Reduktionen moglichst kostengunstig er-
reicht wird.
Ziel des IKARUS-Ansatzes im Rahmen des hier bearbeiteten UBA-Vorhabens ist es, auf
der Basis der berechneten Optimierungsergebnisse energiepolitische Handlungsempfeh-
lungen fur die Gestaltung der kunftigen K1imaschutzpolitik in der Bundesrepublik
Deutschland herzuleiten. Diesen Anspruch erhebt das nur analysierende Prognos-
Gutachten nicht, doch macht es mit seinen Ergebnissen auf gewisse Zielverfehlungen
aufmerksam.
303
Vergleich des analytischen Vorgehens
ErhebJiche Unterschiede bestehen bei den methodischen Werkzeugen. Wiihrend
IKARUS ein umfangreiches computerisiertes Energiemodell auf LP-Basis einsetzt, ver-
wendet Prognos ein Kombination von detaillierten Teilmodellen fur einzelne Berei-
che/Sektoren, z. B. das Kraftwerksparkmodell des EnergiewirtschaftJichen Instituts an
der Universitat Koln (EWI). Ein konsistentes, den gesamten deutschen Energiesektor
abbildendes Modell wird offensichtJich nicht verwendet. Mit IKARUS kann der Raum
moglicher Entwicklungen und Unsicherheiten mittels verschiedener Szenarien und Sensi-
tivitatsanalysen ausgeleuchtet werden. Prognos verfolgt konsequent das Konzept der
Referenzentwicklung, d.h. es werden keine unterschiedJichen Szenarien beschrieben,
sondern es wird nur ein einziger Pfad prognostiziert.
Tabelle 102
Zusammenfassung der Unterschiede zwischenIKARUS und Prognos
Kriterium IKARUS Prognos
Ansatz Prognose der Nachfrage, Alles wird prognostlzlert
Optimierung derVersorgung (kelne Optlmlerung)
Ziel Handlungsempfehlungen zum Aufzelgen elner fUr wahrschelnllch
Kllmaschutz herzulelten (Strateglen) gehaltenen Entwicklung
(kelne Handlungsempfehlungen)
Methodisches Einsatz eines computerisierten LP8 Tellmodelle, aber kein Energie8
Vorgehen Modalis fOr die Energieversorgung. rnodell, das den gesamten Energle-
Abbildung des gesamten vernetzten sektor abblldet.
Energiesektors inelnem Modell.
Analylisches Szenarien und Sensltlvltatsanalysen Prognose elner Referenzentwick-
Vorgehen fOr mtigliche Handlunqssplelraume lung
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3 Charakterisierung der Daten
3.1 Rahmendaten und ihre Rolle fUr das Modell und die Ergebnisse
Prognostizierte Rahmendaten sind mit Unsicherheiten behaftet
Rahmendaten oder Rahmenbedingung sind das Fundament, auf dem die Analyseberuht.
Sie beziehen sich auf die wesentlichen makrookonomischen Parameter und auf diejenigen
Grofsen, welche die Energienachfrage bestimmen. Sie werden exogen (aullerhalb des
Modells) als Erwartungswerte von Experten prognostiziert. Solche Rahmendaten fur die
Zukunft sind naturlichmit Unsicherheiten behaftetund konnen bei verschiedenen Studien
in ihrem Zahlenwert z.T, ganz erheblich variieren, wie schon der Vergleich der globalen
Rahmendatenfur IKAR.uS und Prognos erkennen Jallt (vgl. Tabelle 103).
Tabelle 103
Globale Rahmendaten ftir das Jahr 2005 nach IKARUS und Prognos




Bevclkerung (Mill.) 65,0 67,8
Wohnflache (Mrd.m') 2,59 3,00
Brultoinlandsprodukt" (10" OM) 4,18 3,42
personen km (Mrd. Pkm) 900 905
Tonnen km (Mrd. tkrn) 392 449
Neue Bundestander
BeviJIkerung (MilL) 15,2 14,3
Wohnflache (Mrd.m') 0,48 0,50
BrultOinlandsprodukt" (1012 OM) 0,54 0,68
Personen km (Mrd. Pkm) 224 188
Tonnen km (Mrd. tkm) 82 81
Deutschland
Sevclkerung (Mill.) 80,2 82,1
Wohnflache (Mrd.m') 3,07 3,50
Brultolnlandsprodukt" (10" OM) 4,86 3,96
Personen km (Mrd. Pkm) 1124 1093
'ronnenkm (Mrd. tkm) 474 530
61prels OMit" 305 228
1) Bruttoinlandsprodukt in Prelsen von 1991. 2) Preisbasls bel IKARUS 1989, belPrognos 1991.
Quelfen: D1W, lKARUS, Prognos.
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Vergleich von Rahmendaten und resultierenden Ergebnissen
Da der zukunftige Energiebedarf in den Subsektoren, sei er nun optimiert oder progno-
stiziert, nieht nur von den Rahmendaten abhangt, sondem von einer Vielzahl anderer
anzunehmender oder festzulegender Grofsen, kann aus dem Vergleieh der globalen Rah-
mendaten in Tabelle 103 nieht direkt auf die jeweiligen Endenergieverbrauche und CO2-
Emissionen in Prognos und IKARUS gesehlossen werden. Der Weg zur Ermittlung der
kunftigen Endenergieverbrauche ist in beiden Studien mit Sieherheit nieht identiseh. Au-
Berdem sind noeh die oben genannten grundsatzlichen Untersehiede bei dem methodi-
sehen Vorgehen und der Analyse zu berucksichtigen, Dies kann einen ganz anderen op-
timalen Energiemix und damit u.u. aueh andere CO,-Emissionen bei IKARUS zur Foige
haben. Bei einem Vergleich von IKARUS und Prognos mussen deshalb die Rahmendaten
und die Ergebnisse gleiehzeitig vergliehen werden.
Beispiel Haushaltssektor
Die Problematik des Vergleiehs von Rahmendaten wird am Beispiel des Haushaltssektors
deutlieh. Naeh Tabelle 103 haben die naehfragebestimmenden Grollen .Bevolkerung"
und .Wohnflache" im Jahre 2005 bei IKARUS deutlieh niedrigere Werte als bei Prognos,
trotzdem weiehen die sektoralen Endenergieverbrauche in diesem Fall nur unwesentlieh
voneinander abo IKARUS erreehnet fur das Referenzszenario 2111 PI, wahrend Prognos
2126 PI angibt. Der Untersehied betragt 0,2 Prozent. Diese Relationen lassen sieh jedoeh
nieht auf die anderen Teilbereiehe ubertragen, dort sind die Abweiehungen z.T. vollig
anders. Dies bekraftigt noeh einmal die Aussage, daB Rahmendaten und Ergebnisse bei
einem Vergleieh gleiehzeitig berucksichtigt werden mussen.
Rahmendaten-Vereinbarung im UBA-Projekt
Entspreehend den mit dem Auftraggeber getroffenen Absprachen' werden fur die folgen-
den Szenarioreehnungen die IKARUS-Rahmendaten und die dazugehorenden Naehfta-
gen beibehalten. Beim Vergleieh mit anderen Studien sollten dann aber nieht die Rah-
mendaten isoliert verglichen werden, sondern immer zusammen mit den zugehorigen
Ergebnissen.
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3.2 Charakterislerung des IKARUS-Modelldatensatzes
In del' Datenbank sind aile im Rahmen des IKARUS-Vorhabens ennittelten Daten und
Informationen abgelegt. Aber nur ein bestimmter Teil davon sind modellrelevante Input-
daten. Diese Inputdaten fill' das LP-Modell werden im folgenden a1s Modelldatensatz
bezeichnet. Daneben gibt es einen Ergebnisdatensatz, der die Outputs des Modells ent-
halt. Der Modelldatensatz umfafltaile techoischen, wirtschaftlichen und emissionsspezifi-
schen Attribute, die einerseits notwendig sind, um die Systemelemente (Platzhalter) fur
die Berechnung eindeutig zu charakterisieren. Foigende Systemelemente sind im Modell-
datensatz relevant:




FOr diese Systemelemente werden die folgenden In Zahlen ausgedruckte Attribute aus
dem Modelldatensatz fill' die Rechnung benotigt:
• Techniken und Sparmafinahmen:
* Input- und Outputkoeflizienten (Nutzungsgrad)
* Begrenzungen (Bounds)
* Kostenkomponenten (6 Elemente, vgl. KapitelIV.2.2.3)







* Zahl del' Beschiiftigten (K1einverbraucher)
* Quadratmeter (Raumheizung)
* Zahl del'Personen (sonstigerBedarfim Haushalt)
* Personen- und Tonnenkilometer (Verkehr).
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Das zugrunde liegende Energiesystem ist nach zehn Hauptsektoren strukturiert, die in
Kapitel IY.2.2.2 beschrieben sind. AIle Daten werden nach fimf Raurn-Zeit-
Kombinationen unterschieden:
• A1teBundeslander 1989 und neue Bundeslander 1989
• A1teBundeslander 2005 und neue Bundeslander 2005
• Bundesrepublik Deutschland 2020
Insgesamt durfte der ModelIdatensatz 200 000 bis 300 000 einzelne Zahlenwerte enthal-
ten, wobei fur jede einzelne der Raum-Zeit-Kombinationen jeweils rund 24 000 Zahlen-
werte (Nicht-Null) in der Matrix fur den Optimizer verarbeitet werden.
3.3 Unterschiede in den Daten bei IKARUS und Prognos
Aus der unterschiedlichen methodischen und analytischen Vorgehensweise bei IKARUS
und Prognos resultieren die erheblichen Unterschiede bei den Daten. Die folgende Tabel-
Ie 104 zeigt eine Ubersicht der Datenkategorien und ihrer Bedeutung.
Tabelle 104
Datenkategorien bei IKARUS und Prognos
Datenkategorien IKARUS Prognos
Rahmendaten - spielen 1m LP-Modell und Irn Gahan als Determinanten indie
Modelldatensatz kelnedirekte Prognose ein
Rolle
-
Gahan als Detennlnanten In
die exogen bestlmmte Nach·
frage ein
Sonstige Inputs Modelldatensatz, mitdem ge- Zeitreihen und Ausgangswerte
rechnet wird fOr das Referenzjahr1992, die
erktarenden Charakter haben
Outputs Ergebnisdatensalze fUr verschle- Prognosewerte (2000, 2005,
dene Szenarien (2005, 2020) 2010,2015,2020)
Will man die Daten von IKARUS und Prognos miteinander vergleichen, dann treten fol-
gende Probleme auf:
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• Das jeweilige Bezugsjahr ist untersehiedlieh.
IKARUS: Kostendaten: 1989
IKARUS: sonstige Daten: 1989
Prognos: Kosten-, Preisdaten: 1991
Prognos: sonstige Daten: 1992
Dies erfordert eine Anpassung auf das gleiehe Bezugsjahr.
• Die Rahmendaten sind z.T. anders strukturiert oder gehen in den IKARUS-Ansatz
nieht oder nur indirekt ein. Als gemeinsame Sehnittmenge kommen praktisch nur die
globalen Rahrnendaten in Frage. Bei den Rahmenbedingungen ist zu beachten, daJl
Prognos die Studie in das internationale wirtschaftliche Umfeld einbettet. Wesentliche
Stichworte hierzu sind We1tenergiemiirkte, Transformation im Ostblock und europai-
scher Binnemnarkt. Dies gesehieht bei IKARUS in einem anderen Kontext.
• Die Definitionen und Dimensionen von Energiedienstleistungen sind z.T. unterschied-
Iich. FOr einen Vergleich muflten die Dimensionen umgerechnet werden. Bei den
Energieeinheiten ist dies leicht moglich, Aufwendiger kann es z.B. bei der Ener-
gienachfrage bzw. den Energiedienstleistungen werden, wei! diese bei IKARUS in
nichtenergetischen Einheiten ausgedruckt sind. So gibt Prognos den Endenergiever-
brauch im Sektor K1einverbraucher direkt in PJ an. Im Modelldatensatz von IKARUS
wird dagegen die Nachfrage im Kleinverbrauchssektor durch die Anzahl der Beschaf-
tigten ausgedriickt, die in diesem Fall als energiebestimmende Grelle definiert wird.
Die AufsehlOsselung nach Endenergietragern geht dann nur aus dem optimierten Er-
gebnisdatensatz hervor. Da die Untersektoren bei IKARUS teilweise anders disag-
gregiert sind als bei Prognos, konnen auBerdem noch Zuordnungsprobleme auftreten.
• Der Modelldatensatz enthalt eine groBe Menge detaillierter Zahlen fur eine Vielzahl
von Einzelteehnologien, die als Optionen fur die Optimierung dienen und die sieh bei
Prognos so nicht wieder flnden lassen. Hier ist deshalb ein Vergleich nicht rnoglich.
4 Annahmen und politikrelevante Begrenzungen flir die Szenarien
4.1 Anmerkungen zur grundsatzllchen Bedeutung von Begrenzungen
Die Wirkung vonBoundsim Modell
Durch die Vernetzung vieler Technologien und Energietrager im IKARUS-LP-Modell ist
- mathematisch gesehen - der Losungsraurn sehr groB geworden. LaBt man dem Modell
alle Freiheitsgrade, dann wahlt es unter dem Zielkriterium .minimale Kosten" ausschliell-
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Iich die billigste Moglichkeit zur Befriedigung einer vorgegebenen Naehfrage aus. Zwei
Beispiele mogen dies verdeutlichen. Im Verkehrssektor kamen nur Kleinwagen in La-
sung, weil sie die geringsten Kosten je Kilometer verursachen, und bei der Stromerzeu-
gung wurde nur die billige Importkohleeingesetzt. In der energiewirtschaftlichen Realitat
sindjedoch noch andere Entscheidungskriterien und Hemmnisse wirksam, die im Modell
nicht abgebildet sind. Diese mussen ersatzweise durch Annahmen und Aktivitatsbegren-
zungen (auch Bounds genannt)im Modellwidergespiegelt werden. Stol3t das Modell bei
der Erfullung einer Naehfrage auf solehe vorgegebenen Begrenzungen, dann muf es die
nachst teurere Option nehrnen. Damit wird dem Modell eineLosung aufgezwungen und
der noch verbleibende Optimierungsspielraum verkleinert sieh.
Optimierungzwischen Grenzen
Es gibt keinabsolutes Optimum, sondemimmer nur ein Optimum unter bestimmten Be-
dingungenund Begrenzungen. Optimierung mit einemLP-Modell ist, wenn sie die Reali-
tat abbilden will, immer nur eine eingeschrankte Optimierung zwischen vorgegebenen
Begrenzungen.
WOZli Bounds eingesetztwerden
Der methodiseheVorteil von Bounds ist, das manmit Ihnen bestimmte Liisungsmiiglich-
keiten austesten kann. Im einzelnen lassensichBounds fur folgendeZwecke einsetzen:
• Justierungdes Modellsaufein Referenzjahr in der Vergangenheit. Dureh Boundswird
erreicht, da13 das Modellweitgehend die Ist-Wertereproduziert.
• Bestimmte energiepolitische Mal3nahrnen lassen sich im Modell durch Bounds er-
zwingen. Ein Beispiel ist die Verwendung heimischer Steinkohle.
• Ressoureenbesehriinkungen lassensieh mit Bounds modellieren. Dazu gehiirt z.B. die
begrenzteheimisehe 01- und Gasgewinnung.
• Umstellungszeitraume von einer alten auf eineneue Teehnologie, die das Modellu.U.
schlagartig durchfuhrt, beanspruchen in der Realitiit oft einen Obergangszeitraum.
Dies kann dureh Bounds modelliert werden.
• Bounds konnen benutzt werden, urn bestimrnte Sensitivitatsanalysen und Szenario-
rechnungen durchzufuhren. Daraufwurdesehon in KapitelIV.2.2 hingewiesen.
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Bounds bestimmendie Losung starker als die Optimierung
Wegen der vielen zu setzenden Bounds ist der Optimierungspielraum des Modells erheb-
lich eingeengt. Das Ergebnis wird schliefilich mehr von den Bounds als vom Optimie-
rungsprozef selbst bestimmt, Durch die Einfuhrung von Bounds kann im Rahmen des
gegebenen Modells nahezu jedes energiepolitische Wunschszenario modelliert werden.
Deshalb mussen bei einer Ergebnisanalyse Bounds, die das Modell in eine bestimmte
Richtung steuem, injedem Fall berucksichtigt werden.
Ungunstige Bounds sindan hohen Kosten erkennbar
Das Modell zeigt auf, welche Kosten und Emissionen (z.B. CO,) solche Wunschszenari-
en verursachen. lhr wirtschaftlicher und okologischer Nutzen laBt sich dann durch Ver-
gleich mit anderen Szenarien beurteilen. Bounds konnen im Modell zwar in gewisser
Weise willkurlich gesetzt werden, aber durch die Berechnung der Kosten und der Emis-
sionen wird gleichzeitig ein objektiver Beurteilungsmafistab bereitgestellt. Darnit ist dem
Modellbenutzer ein Instrument an die Hand gegeben, mit dem er z. B. teure Optionen fur
die CO,-Reduktion ausscheiden kann.
4.2 Festlegung von lmporlpreisen und Energienachfragen im IKARUS-Modell
Die lmportpreise der Energietrager und die Nachfragewerte werden auBerhalb des Mo-
dells erhoben und dem Modell exogen vorgegeben. Unter dem Begriff "Nachfragen" ist
die Nachfrage nach Energiedienstleistungen zu verstehen, wie z. B. gefahrene Personen-
und Tonnenkilometer im Verkehrssektor oder die Nettoproduktionswerte im Industrie-
sektor. Diese Grofien werden auch als Energienachfrage-Determinaten bezeichnet. Die
Tabellen 105 und 106 enthalten eine Auswahl besonders relevanter Irnportenergietrager-
preise sowie Nachfragegroflen.
Die in Tabelle 106 aufgelisteten Nachfragen sind als aggregierte Werte angegeben; die im
Modell weiter disaggregiert (z.B. fur verschiedene Industriebranchen) vorgegeben wer-
den. AIle Werte steigen bis 2005, wobei Industrie und Verkehr besonders hohe Wachs-








Erdgas A 3,62 4,61
Erdgas B 4,53 5,76
z. Vgl.: deutsche Ste!nkohle 6,88 7,09
Tabelle 106
Entwicklung der wichtigsten Nachfragegrdflen
in den alten und neuen Bundeslandern bis zurn Jahr 2005
1989 2005 Anstleo in %
Alta aundesrander
Raurnwarme (Wohnflache In Mill. m')
Elnfamllienhaus 1327 1601 21
Mehrfamilienhaus 871 985 13
Summa 2198 2586 18
Verkehr
Personenverkehr (Mrd. Pkm) 690 850 22
cuterverxehr (Mrd. tkml 281 415 48
Industria
Neiloproduktionswert (Mrd. OM,,) 592 802 35
Klelnverbraucher
sescnarnote (Mill.) 22 24 9
Neue Bundeslander
Raumwarme (Wohnflache In Mill. rrr)
Elnfamillenhaus 157 211 34
Mehriamilienhaus 262 269 3
Summa 419 480 15
Verkehr
Persanenverkehr (Mrd. Pkm) 141 214 50
outerverkehr IMrd. tkml 75 138 84
Industria
Neilaaraduktlonswert IMrd. OM,,) . (100) 135
---
Klelnverbraucher
Beschaffiate (Mill.) 4,6 6,0 31
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4.3 Definition der Szenarien
Ftir den vorliegenden Bericht wird aus Grunden der Ubersichtlichkeit die Anzahl der
Szenarienauf die folgenden drei Variantenbegrenzt:
• Referenzszenario 2005 fur aIteund neue Bundeslander (REF_AL05, REF_NL05)
• GlobalesReduktionsszenario 2005 fur aIteBundeslander (CG_AL05)
• SektoraIesReduktionsszenario 2005 fur aIteBundeslander (CS_AL05)
Es wird fur die aIten und neuen Bundeslander getrennt gerecImet und jeweils mit einer
Modell-Kalibrierung fur das IKARUS-Basisjahr 1989 verglichen. Das Referenzszenario
wird ohne besondere CO2-Reduktionsvorgabe gerechnet. Derngegenuber werden die
Reduktionsszenarien mit einer CO2-Restriktion gerechnet, indem der CO2-Ausstoll auf
einen vorgegebenen Wert begrenzt wird.Hierbei wird unterschieden zwischen
• einer Obergrenzeauf die gesamten CO2-Emissionen und
• einer Obergrenze auf CO2-Emissionen pro Sektor.
Die Annahmen und Begrenzungen, die den Losungsraum fur die durchgefuhrten Rech-
nungen festlegen, konnen stichwortartigwie folgt charakterisiert werden:
• Begrenzung der KohIe auf'Mindestforderung,
• konstanter Beitrag der Kernenergie,
• starkere Zunahrne der Gasnutzungmoglich,
• begrenzte Nutzung regenerativerEnergiequellen und dezentralerTechniken,
• Energiesparenin mehreren Stufenmoglich,
• moderates reales Ansteigen der Energiepreise,
• Entwicklungder Nachfrage im Rahmender gangigenPrognosen.
Festlegung der COrReduktiollslliveausfiir die alten und neuen Bundeslander
Die CO2-Verringerung wird so festgelegt, dall in allen Reduktionsszenarien der ZieIwert
der Bundesregierung von 25 % (744 Mill. t) fur die alten und neuen Bundeslander zu-




Festlegung des CO,-Reduktionsniveaus fiir das IKARUS-Modell im Jahre 2005
AusgangsweTte des Zie/werte Veranderungen
Modells
1989') 1990') 2005 1990 bls 2005
Mill. t %
AlteBundeslander 690 709 582 -126 -18
Neue sundestanoer 318 284 162 ·121 -43
Deutschland 1008 993 744 ·248 -25
1) IKARUS.Ausgangswerte.- 2) lnterpcllerteWerte; stimmen fOr die neuen Bundeslandern nicht mit
den .offlziellen"Angaben ubereln, wonach dort 1m Jahre 1990 dieC02"EmlssJonen 305 Mill. t betra-
gan haben. Aus crcncen dermodelllnternen Konsistenz wurde dleseDifferenz inKaufgenommen.
FOr die neuen Bundeslander wird schon im Referenzfall (ohne besondere C02-
Restriktion) eine Verringerung des Ausstofles im Jahre 2005 auf 162 Mill. t erreieht
(Prognos: 176 Mill. I). Eine weitere Reduktion soli fur Ostdeutschland vereinbarungs-
gernaf nicht gereehnet werden. Wiihrend in den neuen Bundesliindem die CO,.Emission
von 1990 bis 1995 schon drastiseh gesunken ist (-44 %), war im gleiehen Zeitraum in
den alten Bundeslandern ein Anstieg von etwa 2 % zu verzeiehnen. Dieser Zuwaehs muB
zusatzlich reduziert werden, wenn das Minderungsziel erreieht werden soIl. Entwicklun-
gen, die dazu fuhrten, wurden im Modell uber entspreehende Bounds eingestellt.
Vergleichdel'Einzelmaflnahmen-Szenarien mit delllKARUS-Szellariell
• "Mit-MaJ3nahmen-Szenario"
Dieses Szenario beschreibt eine Referenzentwicklung in Anlehnung an die Pro-
gnos-Studie, MaBnahmen der Bundesregierung, die ungefahr bis Mitte 1996 beschlos-
sen waren, werden dabei berucksichtigt.
• IKARUS-Referenzszenario
Hier wird eine volkswirtschaftlich kostenminimale Referenzentwicklung beschrieben.
Da das Modell beslimmte Hemmnisse nicht kennt, geht die CO2-Minderung im allge-
meinen weiter als im ,,:Mit-MaJ3nahrnen-Szenario", Die beiden Referenzszenarien he-
wegen sich deshalb auf unterschiedlichen Reduktionsniveaus. Bezogen auf 1990 be-
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Wig! im Jahre 2005 der Ruckgang der CO2-Emissionen im Mit-MaBnahrnen-Szenario
ca. 15 %, wahrend er im IKARUS-Referenzszenario bei 16,8 % liegt.
• "Mit-weiteren~Maf3nahmen~Szenario"
In diesem Szenario werden - ausgehend vom "Mit-MaBnahrnen-Szenario" - MaBnah-
men beschrieben, die dazu beilragen konnten, das Reduktionsziel der Bundesregie-
rung fur 2005 zu erreichen.
• IKARUS-Reduktionsszenario
Hier wird die Erreichung des Reduktionszieles der Bundesregierung modellseitig
durch die entsprechenden CO,-Restriktionen erzwungen. Die jeweiligen sektoralen
Minderungsraten sind das Ergebnis der Optimierung. Es werden kostengunstige
Handiungsfeider identifiziert, die entweder direkt oder mit Hilfe weiterer modellexo-
gener Rechnungen in EinzeimaBnahmen aufgegliedert werden konnen,
4.4 Beschreibung der politikrelevanten Energietrager-Begrenzungen
Wegen der bisher erfoiglosen Energiekonsensgesprache ist z.B. die Entwicklung der
Kernenergie und der SteinkoWennutzung bis 2005 nicht eindeutig erkennbar. Um Szena-
rien rechnen zu konnen, mussen jedoch bestimmte Annahrnen getroffen werden. Die da-
zu festzulegenden Eckwerte sind obere und untere Grenzwerte, deren Erreichbarkeit
unter den Bedingungen eines Referenz- sowie eines zielgerichteten Reduktionsszenarios
fur rnoglich und notwendig gehalten wird. Die hier zugrundege/egten Begrenzungen sind
Szenarioannahmen lindkeine energiepolitischen Empfehlungen.
Im folgenden wird ein Teil der gewahlten Begrenzungen aus Orientierungsgrunden mit
entsprechenden Prognos-Schatzungen fur 2005 verglichen, Dabei ist zu beachten, daB es
sich bei den Ergebnissen der Prognos-Studie um Prognosewerte handelt, wahrend hier
die Begrenzungen so angelegt sind, daf damit das CO2-Reduktionsziel der Bundesre-
publik Deutschland yon 25 % im Jahre 2005 erreicht wird. Prognos erwartet bis dahin
eine CO,-Reduktion yon nur 8 % (prognos 1995).
Weiterhin ist zu beachten, daB die oberen und unteren Begrenzungen vom Modell je
nach Szenario unterschiedlich ausgeschopft werden konnen, Der optimierte Ergebniswert
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fur eine bestimmte Aktivitat kann deshalb durchaus von den Werten der oberen oder
unteren Begrenzung abweichen.
• Begrenzungen filr Steinkohle
Steinkohle Gewinnung alte Bundeslander
In Abstimmung mit den Projektpartnern wurde eine Mindestforderung von Steinkohle im
Jahre 2005 von 39 Mill t = I 100 PJ entsprechend Prognos zugrunde gelegt.
Steinkohle Verstromung alte Bundeslander
Hier wurde fur 2005 eine Untergrenze von 500 PJ (ohne Heizkraftwerke) angenommen.
Der Wert wurde aus der Datenbasis des IKARUS-Projektes ubemommen. Diese Unter-
grenze wird im Referenzfall uberschritten (803 PJ). Prognos geht von einer Steinkohle-
verstromung (heimische und Import-Kohle) von I 341 PJ im Jahre 2005 aus.
Stelnkohle Import
Die billigen Steinkohle-Irnporte konnen sich im Jahre 2005 fur die alten Bundesliinder
auf maximal 800 PJ belaufen. Prognos gibt 871 PJ als Erwartungswert an. Die Optimie-
rungsrechnungen mit dem IKARUS-Modell zeigen, daB die obere Grenze von 800 PJ
wegen der CO,-Restriktionen auf keinen Fall erreicht wird. Fur die neuen Bundeslander
wird eine obere Grenze von 270 PJ angenommen.
• Begrenzungen flir Braunkohle
Braunkohle Gewinnung
Die Braunkohleforderung in den alten Bundeslandern im Jahr 2005 wird auf970 PJ nach
oben begrenzt. Nach Merten et al. (1995) war fur das Jahr 2005 in den neuen Bundes-
lander eine Braunkohleforderung von 89,4 Mill. t vorgesehen. Aufgrund neuerer Ent-
wicklungen wurde in Abstimmung mit dem Projektarbeitskreis eine Mindestfordermenge
von rund 70 Mill. t und eine maximale Fordermenge von rund 90 Mill. t (ca. 640 PJ bzw.
ca. 830 PJ) fur die Szenariorechnungen zugrunde gelegt, Prognos geht fur die neuen
Bundeslander von einer Braunkohlegewinnung von 693 PJ im Jahre 2005 aus.
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Braunkohle Verstromung alte Bundeslander
Entsprechend den Vereinbarungen im IKARUS Projekt wurde fur die Verstromung von
Braunkohle in den alten Bundeslandern fur 2005 eine untere Begrenzung von 750 PJ
gesetzt.
Braunkohle Verstromung neueBundesldnder
Fur die Verstromung wurde eineuntere Grenzevon 550 PJ im Jahre 2005 zugrunde ge-
Iegt, Prognos erwartet einenUmwandlungseinsatz in Kraftwerkenvon rund 600 PJ aus.
• Begrenzungen fur Erdgas
Importe (alte lind neuen Bundeslander)
Die folgende Abschatzung der oberen Grenze der Erdgasimporte basiert auf der Reser-
vensituation in Westeuropa und in Rullland entsprechend den Angaben in der Prognos-
Studie. Danach haben die westeuropaischen Forderlander noch ein Potential, urn die
Gasgewinnung bis zum Jahre 2010 urn rund 50 % zu steigem (bezogen auf 1994). Inter-
poliert man linear auf 2005, so reduziert sich die Steigerungsrate auf 34,4 %. Zur Be-
rechnung der oberen Grenze werden die Importe im Jahre 1994 aus den westeuropai-
schen Landern urn 35 % (gerundet) erhoht. Dies ist in den ersten beidenZeilen von Ta-
belle 108 dargestellt.
Tabelle 108
Herleitung del' oberen Grenze fill' den Gasimport
nach Deutschlands im Jahre 2005
Alte Bundes- Deutschland
lander
Einfuhren aus 1989 1994 I 2005
Mrd.m3
Niederlande 17,9 22,6 30,S
Norwegen 5,8 12,1 16,3
GUS (UdSSR) 20,0 31,1 47,S
Sonstige Lander 1,5 2,9 3,9
Summa 49,2 68,7 98,2
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Auflerdem weist die Prognos-Studie bis zum Jahre 2020 ein zusatzliches Lieferpotential
Rufllands fur Westeuropa von 86 Mrd. m' aus. Die lineare Interpolation auf2005 fuhrt
zu einemWert von 36,4 Mrd. m'. Im Jahre 1994hat Deutschland knapp 30 % der west-
europaischen Importe von RuBiand bezogen. Erhoht man diesen Wert in optimistischer
Weise auf 45 %, so ergeben sich die zusatzlichen Importpotentiale fur Deutschland zu
16,4 Mrd m'. Die obere Grenze liegt 46 % uber dem 1994er Import. Prognos erwartet
solche Steigerungsratenerst fur das Jahr 2020.
Die Importe in Hohevon insgesamt 98,2 Mrd. m' oder von insgesamt 3 110PJ (unterer
Heizwert 31,7 MJ/m') werden im Verhiiltnis 5 zu 1 auf die alten (2 600 PJ) und neuen
Bundeslander (510 PJ) aufgeteilt. Dieses Verhaltnis ist aus der Prognos-Studie (1995)
abgeleitet.
Heimtsche Erdgasforderung
Fur die Erdgasgewinnung im Jahre 2005 werden im IKARUS-Modell fur die alten Bun-
deslander eine Untergrenze von 250 PJ und eine Obergrenze von 390 PJ unterstellt
(Prognos ~ 463 PI). In den neuen Bundeslandern wird keine Gasforderung angenommen.
• Begrenzungen fllr Kernenergie"
Analog zur Prognos-Studie wird einerseits davon ausgegangen, daO drei kleine Anlagen
(Wurgassen, Obrigheim und Stade) stillgelegt werden. Anderseits wird ein leistungsstei-
gerndes Upgrading der Turbinenschaufeln der verbleibenden Anlagen unterstellt. Beide
Mallnahmen fuhren in der Sumrne zu einer Nettoreduktion von ca. 1,3 GW. Zugrunde
gelegt wird letztendlich eine Kemkraftwerkskapazitat von 21,1 GW"tto (hierin ist die
gegenwartigaullerBetrieb gesetzte Anlage Mulheim-Karlich enthalten).
• Begrenzungen fllr Windkraft
Bei den Optimierungsrechnungen wird ein weiterer linearer Anstieg der Windkraft-
Kapazitat angenommen. Der Ausbau stieg in den letzten sechs Jahren von praktisch Null
auf 1,3 GW im Jahre 1996. Diese Entwicklung fuhrt bei linearerFortschreibung auf eine
Diese mitdem Auftraggeber und derllv1A-C02 abgestimmte Annahme entsprichtin etwa derder-
zeitigen Beschlufilage derBundesregierung, die yon einer konstanten Kemkraftkapazitat bis zum
Jahr 2005 ausgeht.
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Kapazitat von rund 3,2 GW im Jahre 2005 fur Deutschland insgesam!. Die Aufteilung
auf die alten und neuen Bundeslander erfolgt im Verhaltnis 5 zu I, d.h. 2,7 GW fur die
alten und 0,5 GW fur die neuen Bundeslander. FOr die alten Bundeslanderwird eine Un-
tergrenze von 2,7 GW und eine Obergrenzevon 4,0 festgelegt,
• Begrenzungen flir Blomasse, Raps und Biogas
Die Biomassenutzung belauft sich derzeit in Deutschland auf rund 100 - 120 PJ. Dabei
















Die wichtigsten Begrenzungen fur die verschiedenen Energietrager sind noch einrnal in
der folgenden Tabelle 109zusarnmengefaflt.
Tabelle 109
Wichtige energiepoJitische Begrenzungen fllr die Modellrechnungen
fiirDentschland irn Jahre 2005
Alte Bundes- Neue Bundes-
Hinder lander
Steinkohle Gewlnnung (PJ) >1100 ~...
Stelnkohle Verstromung (PJ) > 500 _...
Stelnkohle Importe (PJ) < 800 <270
Braunkohle Gewlnnung (PJ) < 970 > 640 und < 830
Braunkohle Verstromung (PJ) > 750 > 550
Erdgas Importe (PJ) < 2800 < 510
Kernenergie (GIN) = 21.1 ....
Windkraft KOste (GIN) > 2.7 lind < 3.2 > 0.5 lind < 1.1
Windkraft Binnenland (GIN) < 0,8 < 0,3
Feste Blomasse (PJ) < 161 <85
Bioethanol (PJ) < 38,5 < 33,5
Raps (PJ) < 31 < 20
Biogas (PJ) < 83,3 < 24,9
MOllverwertung (PJ) < 140 <30
319
5 Ergebnisse del' IKARUS-Szenal'iorechnungen
5.1 Referenzszenarien fur die alten nnd neuen Bundeslander 1989/2005
Die Referenzszenarien spiegeln eine gewisseErwartungshaltung fur die Entwicklungvon
1989 bis 2005 wider und reprasentieren quasi den "no regret" - Fall. Dabei ist del' Lo-
sungsraum fur 2005 allerdings grof genug, urn unterschiedliche moglicheEntwicklungen
zu erfassen. Unter del' Annahme, daB keine besonderenMaBnalunen zur CO,-Reduktion
ergriffen werden, d.h. das Modell optimiert ohne eine bestimmte CO,-Restriktion, wird
eine Energieversorgung fur das Jahr 2005 nur nach minimalen Gesarntkosten ausgesucht.
Bei del' Bewertung del' Ergebnisse sind einerseits die steigenden Nachfragen nach Ener-
giedienstieistungen bis2005 zu sehen, anderseits sind autonome Effizienzverbesserungen
sowie Strukturveranderungen zu beachten.
Ilbersichtaile undneueBundeslander
Die Entwicklung del' Energieversorgung zwischen 1989 und 2005 im Modell ist fur die
alten und neuen Bundeslander VOl' dem Hintergrund del' einschoeidenden strukturellen
Anderungen in Ostdeutschland erwartungsgemaf unterschiedlich.
Die Entwicklung des Primarenergieverbrauchs von 1989 bis 2005 ist in Abbildung 9 dar-
gestellt, und die dazugehorigen Veranderungen sind numerisch in Tabelle 110 aufgefuhrt.
In den alten Bundeslandernhalbiert sich del'Einsatz deutscher Steinkohle (entsprechend
del' unteren Grenze fur die Forderung), wahrend die Importkohlemengen urn ca. 380 PJ
steigen. Insgesarnt gehen abel' die Steinkohlemengen zuriick, sowohl absolut als auch
relaliv. Del' Braunkohleverbrauch sinkt ebenfalls (urn etwa 8 %). Diese Entwicklung ist
im Umwandlungsbereich wie beim Einsatz von Braunkohlebriketts in den Endverbrau-
chersektoren festzustellen. Rohol und Importe von Olprodukten nehmen leicht zu. Del'
Erdgaseinsatz wachst urn rund 20 %, und del' Einsatz von Biogas im Jalu 2005 betragt
25 - 30 PJ. Del' Zuwachs regenerativer Energietrager zur Stromerzeugung ist auf den
Neubau von Windkraftanlagen zuriickzufuhren. Die Menge an MOll die zur Strom- und
Warmeerzeugungverwertet werden, steigturn ca. 60 PJ (Sonstige),
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TabeJle110
Prlmarenergieverbrauch" nach Energietragern bis 2005 im Referenzszenario
AileBundeslander Nelle Bundesf;i.nder
Primlirenergle-j p.nderung An!ell I Antell Primarenergie-I AAderung Anleil I Anlenverbrauch 1m von 1989 1989 200S vetbrauch1m von 1989 1989 2'"Jahre2005 his2005 Jahre2005 bls2005
PJ % PJ %
Steinkohle 1619 -467 18,9 14,6 100 -ee 4,2 4,S
Braunkohle S71 ·75 S,6 7,9 707 ~1 798 70,8 34,1
OJ 462S lS0 40,3 41,8 782 3<JS 13,4 37,8
G're 2237 37S 16,9 20,2 444 lS7 r.a 21,4
Regeneralive 91 aa 0,6 O,S 5
°
0,1 0,2
Kemenergie 1475 ·60 13,9 13,3
°
·1'" a,7 0,0
Sonstige 141 58 O,S t.a aa 31 0,1 1,6
Summe 11062 34 100,0 100.0 2071 ·1468 100,0 100,0
'J Pas Iosslle snmsrener lea trivalent Is! 1m Fallder re enereuven Ener 'f) mit 1.0 undim Fall der Kemeeer le m113,O an eselzt.
Abbildung9
Struktur des Primarenergleverbrauchs 1989 und 2005
nach Energietragem imReferenzszenarlo
Prlmarenergle Reterenzszenarten





















Gegenuber 1989ist der Primarenergieverbrauch in den neuen Bundeslandern stark ruck-
Iaufig (rund 60 %). Besonders deutJich ist der Ruckgang an Braunkohle, die 1989 noch
einen Anteil von tiber 70 % hatte und deren Anteil im Jahr 2005 nach den Modellrech-
nungen 34 % betragt, Dieser Anteil ist allerdings immer noch erhebJich hoher als in den
alten Bundeslandern, weil im Jahr 2005 etwa 550 PJ Braunkohleweiterhin zur Stromer-
zeugung eingesetzt werden, Die Kemkraftwerke sind in den neuen Bundeslandern schon
1992 stillgelegtworden, Die Anteile von 01 und Gas an der Primarenergie gleichen sich
fur die altenundneuen Bundeslanderan.
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Bei der Endenergie (Tabellen III und 112 sowie die Abbildungen 10 und II) geht der
Einsatz von Kohleprodukten ganz erheblich zuruck. In den alten Bundesliindem ist die
Reduzierung der Steinkohle auf den verminderten Einsatz von Koks in der Eisen- und
Stahlindustrie zuruckzufuhren, In neuen Bundeslandem ist die Verwendung von Braun-
kohlenbriketts etc. stark rucklaufig, Wahrend 1989noch etwa 720 PI an Braunkohle in
den SektorenHaushalteund Kleinverbraucher eingesetzt wurden, betragt der Verbrauch
im Jahr 2005 weniger als 50 PI.
Tabelle III




I Anderung Anleil I Anteu Endenergie-l I Anderung Antell I Antellverbrauch im von 1939 1989 2005 verbrevcn lm von 19M 1989 2005Jahre2005 bis 2005 Jahre200S bls2005
PJ % PJ %
S\einkohle '76 ·274 10,2 '.3 39 -as 5.5 2.7
Braunkohle 40
." 0.9 0.5 55 .", 42,6 3.7
01 3 442 132 45,0 45,5
." 343 12,2 42,0
aese 160S 325 17,5 21,3 291 25 11,S 19,8
sucm 1 37& 45 18,1 18,2 26' -42 13,6 17,9
Femwarrne 276 -14 3.9 3.' '43
-8' 10,0 9.7
Sonstige 1 -, 0.0 0.0 3 2 0.0 0.'
ProzaBvt.!rme
34' 27 '.3 '.5 sa -38 '.3 3.9Industria
Summa 7563 211 100,0 100,0 1471 ·783 100,0 100,0
In den alten Bundeslandern wie auch in den neuenBundeslandern nehrnen die Olproduk-
te (leichtes Heizol, Benzin, Diesel) sowie Erdgas zu. Die Zunainne in den alten Bundes-
Iandern ist im wesentlichen auf den erhohtenEinsatz von Diesel im Verkehrssektor zu-
rtickzufilhren, der den venninderten Einsatz von Heizol uberkompensiert. In den neuen
Bundeslandern wachst die Mengean Olprodukten stark an. Zwei Drittel des Zuwachses
ergibt sich aus der erhohten Verkehrsleistung, wiihrend ein Drittel auf die Zunahme der
Olheizung im BereichHaushalte und Kleinverbraucher zuruckzufiihren ist.
Der Endenergiebedarf an Erdgas erhoht sich urn insgesamt 400 PI auf I 900 PI. Dabei
wachst der Erdgasanteil am Endenergieverbrauch in den altenund neuenBundeslandem
auf etwa 20 %. Die Zusatzmengen dienen zur Erzeugung vonProzeflwarme und Raum-
warme. Erdgas substituiert in denneuenBundesliindem auch Stadtgas.
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Abbildung 10
Struktur des Endenergieverbrauchs 1989 und 2005
naeh Energietragern im Referenzszanrio
Energleelnsatz Endverbraucher Referenzszenarlen
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Endenergieverbrauch nach Sektoren bis 2005 im Referenzszenario
Aile BurxlesHinder NelleBundeslander
Endenergl&ol IAnderung Antell I Antell Endenergie-, I Anderung Anleil I Anleilve-brauch im von 1989 1989 2005 verbrauch1m von 1989 19" 2005Jahre 2005 bls2005 Jahre 2005 bls 2005
PJ % PJ %
Haushaft 2125 57 28,1 28,1 388 -159 24,3 26,4
K1einverbraucher t 024 ·127 15,7 13,5 2" ·313 25) 17,4
verkehr 2197 327 25,4 29,0 504 273 10,2 34,'
Indur;lne 2217 ..,5 30,8 29,3
'"
.... 4" 22,0
Summe 7553 211 100,0 100,0 1471 ,'83 100,0 100,0
Abbildung 11
Struktur des Endenergieverbrauchs 1989 und 2005


















Die oben beschriebenen Veranderungen in der Energieverbrauchsstruktur fuhren zu den
in Tabelle 113 und Abbildung 12 gezeigten CO2-Emissionen,
Tabelle 113
CO2-Emissionen nach Sektoren bis 2005 im Referenzszenario
AlteBundeslander NeueBundeslander
co, Anderung co, AnderungEmlsslonen Antei! Anteil Emfsslonen Antell Antell
lm Jahre von1989 1989 2005 1m Jahre von1989 1989 2005
2005 ",2005 2005 bis2005
Mill.tC02 % Mm.ICO~ %
Umwandlung1) 209
." 32,' 31,5
., .., 47,2 Sl~
Haushalt 119 4 16,7 '17,9 15 ·25 12,9 9,'
K1ehwerbraucher 46 .e ',. 6,9 10 -33 13,5 6,2
Verkehr ,59 25 19,4 23,' 35 19 5,0 21,6
Industrie 131 ·29 23,2 19.7 1. -50 21,4 11,1
Summe 66' ·26 100.0 100,0 162 ·166 100,0 100,0
1)EinSt'h1ieBlich Emlsslonen belderFl>rdervng derPrim3renefgietrllger
Insgesamt wird fur Deutschland eine CO2-Reduktion von 18 % (16,8 %) im Vergleich zu
1989 (1990) erreicht. Dazu tragen die Bundeslander unterschiedlich bei. Wahrend die
CO,.Emissionen verglichen mit 1989 (1990) in den alten Bundeslandern nur um 26
Mill, t (45 Mill, t) entsprechend 3,8 % (6,3 %) reduziert werden, belauft sich die ent-
sprechende ZaW in den neuen Bundeslandern auf 156 Mill, t (121 Mill. t) entsprechend
51,0 % (43,0 %),
1m Unterschied zu den anderen Sektoren erhohen sich sowohl in den alten wie auch in
den neuen Bundeslandern die Emissionen im Verkehrssektor zum Teil erheblich, Die
Emissionsminderung ist besonders auffallig im Umwandlungsbereich der neuen Bundes-
lander und in der Industrie (alte und neue Bundeslander). Dazu tragt im wesentlichen die
Verringerung der Stromerzeugung und ProzeJlwilrmeerzeugung auf Braunkohlebasis in
den neuen Bundeslandern bei, sowie der Ruckgang der Eisen- und Stahlerzeugung im
Industriesektor der alten Bundeslander.
Die sektoralen Anteile der C02·Emissionen sind in den alten und neuen Bundeslandern
im Jahr 2005 unterschiedlich. Zwar dominieren in beiden Gebieten die Emissionen aus
dem Umwandlungssektor, allerdings Iiegt dieser Anteil in den neuen Bundeslandern mit
tiber 50 % erheblich hoher als in den alten Bundeslandern mit 31,5 %,
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Abbildung 12
Struktur der CO,·Emissionen nach Sektoren 1989 und 2005 im Referenzszenario
C02·Emlsslonen Referenzfalle
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Bei den vorgestelltenReferenzszenarien fur das Jahr 2005 wird der Zielwert der Bundes-
regierung von 25 % CO,·Reduktion. bezogen auf 1990, nicht erreicht. Es mussen weite-
re Veranderungen stattfinden, urn dieses Ziel zu erreichen. Diese Veranderungen hin-
sichtlich Energietragerzusammensetzung, Technikwechsel und andere MaJlnahmen wer-
den in Kapitel IV.5.2 diskutiert.
Diewichtigsten Ergebnisse derReferenzszenarien
Irn folgenden werden die wichtigsten sektoralen Veranderungen zwischen 1989 und
2005 summarisch dargestellt.
• Stromsektor (alte Bundeslander)






Der Stromerzeugunginsgesamtverandert sichkaum (Abbildung 13). Der Anteil aus Erd-
gas wachst auf7 %, wahrend der aus Steinkohle von 25 % auf20 %·abnimmt. Windkraft
tragi zur gesamten Stromerzeugung 1,5 % bei. Der CO,-AusstoO vennindert sich urn
knapp 12 MilL t, d.h. urn ca. 6 % (ohne Heizkraftwerke und Industriekraftwerke).
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• Stromsektor (neueBundeslander)






Bedingt durch eine rucklaufige Stromnachfrage nimmt die Stromerzeugung urn 16 % ab
(Abbildung 13). Die Braunkohlebleibt weiterhin der wichtigste Energietrager, Allerdings
geht der Anteil des Braunkohlestroms von 85 % auf 70 % zuriick. Die Kernkraftwerke
(1,8 GW)wurden bereits stillgelegt. Die Stromerzeugung aus Gaskraftwerken betragt 40
PI, ihr Anteilliegt bei 15 % der gesamtenStromerzeugung. Insgesamt verringern sich die
CO,-Emissionenurn30 Mill. t, was einemRuckgangvon rund 30 % entspricht.
Abbildung 13



































Dei Braunkohleeinsatz in Heizwerken und Heizkraftwerken sinkt urn 220 PI, wird aber
zum Teil durch andere Energietragerersetzt. Insgesamt verringert sich die Fernwarmeer-
zeugung urn 35 %. Der CO,-RUckgang in diesem Sektor betragt 2I Mill. t.
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• Industrie
In den alten und neuen Bundeslandern wird weniger Kohle eingesetzt. In den alten Bun-
deslandern wird im Bereich der Warme- und Dampferzeugung ein Teil der Kohle durch
Gas ersetzt und der Kokseinsatz zur Rohstahlerzeugung geht stark zuruck.
In den neuen Bundeslandern werden nur noch 8 % der BraunkoWenmenge von 1989
genutzt. Ersetzt wird die Braunkohle hier zu 43 % durch 01 und zu 57 % durch Erdgas.
Insgesamt geht der Energiebedarf in den neuen Bundeslandern urn zwei Drittel zuruck,
Die CO,-Emissionen verrnindern sich urn 29 Mill. t in den alten Bundeslandern und urn
50 Mill. t in den neuen Bundeslandern.
• Haushalte und Kleinverbraucher
In den beiden Endverbrauchersektoren nimmt der Einsatz von Erdgas zu, insbesondere
im Haushaltssektor in den alten und neuen Bundeslandern (Abbildung 14). In den neuen
Bundeslandern ist der Riickgang an Braunkohle - von einem Anteil von mehr als 60 % im
Jahre 1989 auf? bis 8 % im Jahre 2005 c in beiden Sektoren sehr deutlich. Grund hierfur
ist die Verringerung des Endenergieverbrauchs urn 30 % (Haushalte) bzw. 55 % (Klein-
verbraucher) sowie die Substitution der Braunkohle durch Gas und 01.
Abbildung 14
























In den alten Bundeslandern erhoht sich der Energieverbrauch der Haushalte trotz stei-
gender Wohnflachebedingt durchEflizienzverbesserungen und Mallnahmenzur Warme-
dammungnur urn etwa 3 %, Der Endenergieverbrauch der K1einverbraucher in den alten
Bundeslandern nimmt urn ca. 10 % ab,
Insgesarnt ergibt sich bieraus eine CO,-Reduktionvon 62 Mill. t fur die Bundesrepublik
Deutschland insgesamt. (Tabelle113und Abbildung 12),
• Verkehr
Aufgrund der steigendenNachfrage an Verkehrsleistung erhoht sich der Endenergiever-
brauch in diesem Sektor erheblich, und zwar urn 18 % in den alten Bundeslandernund
urn 118% in den neuen Bundeslandern.
Die Veranderungender Verkehrsleistung nachunterschiedlichen Verkehrsarten innerhalb
des Zeitraurnesvon 1989bis 2005 zeigt Tabelle114,
Tabelle 114
Entwicklung der Verkehrsleistungen bis 2005
nach Verkehrsarten im Referenzszenario
AlteBundeslander Neue Bundeslander
venehrs- 1 I Andelllng Antell I Antell veaenrs- I I Anderung Antell
"
Anteillelstungen1m von 19S9 1989 2005 lelslungen 1m von 1989 1989 2005Jahre 2005 Pis2005 Jahre2005 bls2005
Mrd. Pkmltkm % Mrd. Pkmflkm %
PNVoffenllich 55 2 7,7 ',5 10 -s 13,5 ',7
PNV individual! • 12
"
47,8 48,5 se 3S 41,1 44,9
PFVoffenWch 60 21 5,7 7,1 45 e 27,7 21,0
PFV individuell 32' 55 aa.a aa.c 83 ae 17,7 29,4
Summa PV 850 160 100,0 100,0 21' 73 100.0 100,0
GNV 71 24 16,7 17,1 16 7 12,0 11,6
GFVsueee 190 67 43,S 45,8 34 29 ',7 24,6
GFV Sclliane 70 10 21,4 16,9 70 11 78,7 50,7
GFV Sonst. 84 33 18,1 20,2 18 16 2,7 13,0
SummeGV 415 13. 100,0 ,100,0 138 83 100,0 100,0
PNV: perscnennahverkehr, PFV:perscnenremverkehr, GNV:Gfrlemahverkehr, GFV:emerremvenenr
In den alten Bundeslandern steigt der Personennahverkehr urn 22 %, dabei bleibt der
offentlicheVerkehr in etwa konstant. Der Anteil von Pkw an den gesamten Personenki-
lornetern nimmt urn 25 % zu, wobei die Zunahme der Verkehrsleistung der Dieselfahr-
zeuge von 54 auf 78 Mrd. Plan mit 44 % starker ist als die Zunahene bei den Benzinfahr-
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zeugen von 271 auf 330 Mrd. Pkm (entsprechend 22 %). Eine ahnliche Entwicklung
fmdet im Personenfernverkehr statl. Allerdings wachst hier der offentliche Verkehr mit
54 % stark.
In den neuen Bundeslandern bleibt die absolute Verkehrsleistung des offentlichen Ver-
kehrs nahezu unverandert, allerdings sink! die Verkehrsleistung im Nahverkehr und steigt
im Fernverkehr, wahrend der Individualverkehr von 83 auf 159 Mrd. Pkm zunimmt und
damit etwa 74 % des gesamten Personenverkehrs ausmacht.
Der Guterverkehr steigt in den alten Bundeslandern mit 47 % und in den neuen Bundes-
landem mit 85 % kraftig, In den a1ten Bundeslandern wachst der Straflenguterverkehr
urn tiber 50 % und in den neuen Bundeslandern sogar urn mehr als 250 %. Der Anstieg
des schienengebundenen Guterverkehrs bleibt dagegen mit 17 % relativ moderat fur die
alten Bundeslander und 19 % fur die neuen Bundeslander.
Die Beitrage der Verkehrsarten zum Verkehrsaufkommen verandern sich in den alten
Bundeslandern kaum; in den neuen Bundeslandern nehmen dagegen die Anteile des In-
dividualverkehrs und des Strafienguterverkehrs zu.
Aufgrund des wachsenden Kraftstoftbedarfs, insbesondere fur Diesel, steigen die CO,-
Emissionen bis zum Jahre 2005 wie folgt:
- Alte Bundeslander, Personenverkehr
- Alte Bundeslander, Guterverkehr
- Neue Bundeslander, Personenverkehr





Insgesarnt sind die verkehrsbedingten CO,-Emissionen im Jahre 2005 urn rund 44 Mill. t
hoher als 1989.
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5.2 Reduktionsszenarien ftlr die alten Bundeslander 2005
1mReferenzfall 2005 Iiegen die CO,-Emissionen deutlich Ober demZielwertder Bundes-
regierung. Tabelle 115 zeigt die Emissionen im Referenzszenario und die gesetzten Be-
grenzungender CO,-Emissionen im Reduktionsfall.
Tabelle 115
Entwicklung der COrEmissionen im Referenzszenario sowie
CO,-Begrenzungen im Reduktionsfall bis zum Jahre 2005
1989" I 1990" 2005 Veranderungen1990 bls2005
Mill. t %
ReferenZ5zenario
Alte Bundeslander 690 709 664 ·45 ·6,3
Neue Bundeslander 318 284 162 ·122 -43,0
Deutschland 1007 992 826 ·167 ·16,8
Raduktlonsfall"
Alte Bundeslander 690 709 582 ·126 ·17,8
Neue Bundeslander 318 284 162 ·122 ·43,0
Deutschland 1007 992 744 -248 ·25,0
1) FOr dieneueo Bundsslander wird das Reduktlonsszenarto dam Referenzszenario
glelchgesetzt.· " Ausgangswerte fOr das IKARU5-Modell.- 3) Interpollerte Werte; sllmmen
fur die neuen Bundeslander nlcht mitden"offiziellen" Angaban Oberein, wonach dart 1m
Jahre 1990 die CO2-Emlsslonen 305 Mill. t betrugen. Aus Granden einer modellintemen
Konslstenz wurde diese Dlfferenz in Kaufgenommen.
Der Zielwertvon 25 % in bezug auf 1990wird erreicht, wenn fur die altenBundeslander
ein CO,.Grenzwert von 582 Mill. t gesetzt wird, was einer Reduktion urn 17,8 % ent-
spricht. Dies bedeutet eine zusatzliche CO,.Reduktionum 12,2 % gegenOber dem Refe-
renzfall fur die alten Bundeslander 2005. Der CO,-Wert fur die neuen Bundeslander
bleibtvereinbarungsgemiiJl unverandert bei 162Mill. t.
Es werden zwei Szenarien fur die alten Bundeslander definiert, urn zu diesem Ziel zu
gelangen;
• Begrenzung auf die gesamten CO,·Emissionen; Szenario CG_AL05. Hier bestimmt
das Modell, wieviel CO, in den jeweiligen Sektoren reduziert wird. Die sektoralen
Reduktionsraten des Szenarios sindalsoErgebnis der Optimierung.
330
• Begrenzung der sektoralen und gesamten CO2-Emissionen: Szenario CS_AL05. Hier
werden demModell sektorale CO2-Reduktionsraten vorgegeben, mit denen insgesamt
das Reduktionsziel fur das Jahr 2005 von 25 % erreicht wird. Ziel ist, die Wirkung
solcher sektoraler Reduktionsraten imVergleich zu einer globalen Reduktionsrate
aufzuzeigen.
Tabelle 116 zeigt die eingestellten oberen Begrenzungen fur die CO2-Emissionen. Es
wurde vereinbart, die relative Belastung der Sektoren auf die Emission im Referenzfall
moglichstgleichmaflig zu verteilen.
Tabelle 116
Sektorale CO,-Begrenzungell in den Reduktionsszenarlen
fhr die alten Bundesliinder bis 2005
CG AL05 CG_AL05 CS_AL05 CS_AL05
Reduktion Reduktion
COz-Begrenzungen cos-amiesrcoen gegenOber dem cos-smrsstonen gegenOber dem







lnsgesamt 582 -12.2 582 -12,2
1) EinschfieGlich amtsslcnen belder Forderung der Prim:lrenergletrager. Da zusatzlich zur globalen Redukhonsrate
lediglich ror dieandverbreucheeextcren sektcrale Reduktionsralen 'IOrgegeben werden, sind die COrEmlsslonen
des Umwandlungsseklors Ergebnls desOplimlerungslaufes.
1mFaile der sektoralen Begrenzungen (CS_AL05) wird die zusatzliche CO2-Restriktion
von -12,2 % bezogen auf den Referenzfall 2005 fur aile Endverbrauchssektoren gleich
gesetzt. Ausgenornmen ist allerdings der Industriesektor, in dem eine zusatzlicheReduk-
tion in dieser Hohe nicht moglich ist, wei! das Reduktionspotential schon weitgehend im
Referenzszenario ausgeschopft wurde. Daher mull rechnerisch im Umwandlungsbereich
(inklusive Prirnarsektor) etwas mehr als in den anderen Sektoren reduziert werden. Dies
zeigen auch die Rechenergebnisse in Tabelle116.
1mfolgenden werden die Ergebnisse der Reduktionsfalle im Vergleich zum Referenzfall
REF_AL05 dargestellt. Anderungen in bezug auf den Referenzfall 1989 ergeben sich
dann im Vergleich zu den in Kapitel5.1 aufgelisteten Werten.
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Emissionen lindKosten
Die Ergebnisse und Vorgaben der Rechnungen fur die Reduktionsfalle werden hier zu-
sammengefal3t. Delaillierter werden die Ergebnisse sowie Aspekte bei der Urnsetzung
von entsprechenden Mal3nahmen in Kapitel 6 beleuchtet, Tabelle 117 und Abbildung 15
zeigen die sektoralen CO,-Emissionen.
Tabelle 117
Sektorale CO,-Emissionen in den Reduktionsszenarien
im Jahre 2005 in den allen BundesHindern
REF_AL05 CG AL05 CGj.L05 CS_AL05 CS AL05
COz-Emissionen in Mill.t Anderung Anderung
Wert Wert gegenOber Wert gegenQber
REF_AL05 REF AL05
Umwandlungssektoren1) 209 174 -35 178 -31
Industrie 131 127 -4 127 -4
Klelnverbraucher. 46 36 -10 37 -9
Haushalt 119 97 -22 101 -18
Verkehr 159 148 -11 139 -20
Summe 664 582 -82 582 -82
1) EinschlieBhch Emlssionen bel derForderung derPnmarenergletrager
Abbildung 15
Sektorale Struktur der CO,-Emissionen in den Reduktionsszenarien
im Jahre 2005 in den allen BundesHindern















In beiden Fallen (CG_AL05 und CS_AL05), die in Tabelle 116 spezifiziert wurden, ist
die zusatzliche CO,-Reduktion - im Vergleich zum Referenzfall- im Umwandluugssektor
am grofiten und in der ludustrie am kleinsten:
• Bei einer globalen CO,-Restriktion (CG_AL05) verringern sich die Emissionen ge-
genuber dem Referenzfall im Umwandlungssektor urn 17 %, im Haushaltssektor urn
18 %, im Kleinverbrauchersektor urn 22 %, im Verkehrssektor urn 7 % und im Indu-
striesektor urn 3 %. Dieser Vergleich ist wichtig, weil er zeigt, in welchem Sektor in
welchem Umfang zusatzliche Mafmahmen zur Zielerreichung realisiert werden mus-
sen.
• 1m Fall der sektoralen CO,-Restriktionen (CS_AL05) nehmen die Emissionen im
Umwandlungssektor und bei den Haushaltenjeweils urn 15 %, bei den Kleinverbrau-
chern urn 22 %, im Verkehr urn 12 % und in der Industrie urn 3 % abo Dies bedeutet,
daf die CO,-Begrenzungen (als oberer Grenzwert) in den Sektoren Haushalt und
Kleinverbraucher unterschritten werden (Vorgabe -12 %). In den Sektoren Verkehr
und Industrie wird im Rechenfall CS_AL05 der Grenzwert eingehalten.
In beiden Reduktionsszenarien wird die vorgegebene Restriktion einer Minderung der
CO,-Emissionen in den alten Bundeslandem im Vergleich zum Referenzfall im Jahre
2005 urn 12 % exakt erfullt. Die zusatzliche Restriktion im Verkehrssektor im Fall
CS_AL05 fuhrt dazu, daB in den anderen Sektoren weniger als im Fall CG_AL05 redu-
ziertwerdenmull.
Eine der wichtigsten Entscheidungshilfen fur die Auswahl eines effizienten Szenarios zur
CO,-Minderung sind die Mehrkosten, welche fur die Reduktion aufgewendet werden
mussen, (Tabelle 118 und Abbildung 16). Diese Kosten werden als Differenz zwischen
Systemkosten im Reduktionsfall und im Referenzfall ermittelt.
Tabelle 118
Mehrkoslen del' CO,-Vermeidung in den Reduktionsszenarten im Vergleich
zurn Referenzszenario in den alten BundesHindern l )
CG_AL05 CS-.AL05
Mehrkosten Veranderung Mehrkosten Veranderung
gegenOber Rete- gegenOber Refe- gegenOber Rete- gegenOber Refe-
renzszenario in renzszenarlo in renzszenario in renzszenario in
Mrd. OM/a % Mrd.OM/a %
Primarenergien -3,22 -5,5 -1,74 -3,0
Umwandlung 1,64 3,3 0,52 1,0
Endverbraucher 7,05 1,3 10,03 1,8
Summe 5,47 0,8 8,81 1,3
1) DJeaufgelisteten MehrkcstensinddiejahrllchenMehrkcstenrm Jahr2005, Db diese tn den Jahren "Of 2005 genauso hcch
liegen, kann mit dern Modell nicht beantwortet werden, da dies vom jeweiligen Investitionszeitpunkt abhingt. Ein GroBteil
der- Mehrkcstenalit auch tiber lias Jahr 2005 hinaus an, da die Kapltalkosten nber die Lebenszeit abgeschrieben werden.
Dies gilt insbesondere fUrMaBnahmen mit einergrobenLebensdauer, LB. Wlirmedlmmmallnahrnen, Kraftwerkeu.s.
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Die Reduktionskosten betragen ca. 5,5 Mid. DM pro Jahr im Szenario CG_AL05 und
etwa 8,8 Mid. DM im Szenario CS_AL05. Die hoheren Reduktionskosten im Szenario
CS_AL05 geben die Tatsaehe wieder, daB die Forderung, Sektoren mit der gleiehen re-
lativen Reduktion zu belasten, volkswirtsehaftlieh teurer ist als eine globale CO,-Vor-
gabe mit sektoral differenzierten Anpassungen.
Abbildung 16
Sektorale Mehrkosten der CO,-Ve"meidung in den Reduktionsszenarien














Sektoral ist die Verteilung der Mehrkosten sehr unterschiedlich:
• Im Vergleieh zum Referenzszenario 2005 findet aufgrund einer Energieeinsparung im
Primarenergiesektor (Forderung und Import von Primarenergietrager) eine Kosten-
senkung statt. Diese Kostenerspamis ist im Fall CS_AL05 nur halb so groJl wie im
Fall CG_AL05. Eine Kostenminderung tritt vorwiegend bei den Importen auf; es wird
weniger Mineralol und Importkohle, aber mehr Gas importiert. Im Fall CS_AL05
entstehen netto zusatzliche Primarenergiekosten bei der Substitution von Mineralol
dureh LPG, Rapsol und Bioethanol bedingt dureh Anderungen im Verkehrssektor.
In den anderen Sektoren steigen dagegen die Kosten:
• 1m Umwandlungssektor sind die Mehrkosten im Fall CG_AL05 urn 3 % und im Fall
CS_AL05 urn 1 % hoher als im Referenzfall.
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• In den Endverbrauchersektoren liegen die Kostensteigerungen im Mittel bei 1,3 %
(CG_AL05) bzw. 1,8 % (CS_AL05). 1m Fall CS_AL05 dominieren die Zusatzkosten
im Verkehrsbereich wegen der CO2-Restriktion in diesem Sektor. Einige Mallnahmen
im Verkehr - z.B. Spar-Pkw und eine starke Veranderung des modal-split - sind spe-
zifisch sehr teuer und werden vom Modell bei einer Gesamtrestriktion entsprechend
CG_AL05 nieht gewahlt. Bei der sektoralen CO,-Begrenzung im Verkehrssektor
werden die anderen Sektoren (insbesondere Umwandlung und Haushalt) kostenmaflig
deutlieh entlastet.
Die spezifisehen CO2-Reduktions- oder -vermeidungskosten, d.h. Mehrkosten dividiert
durch die geminderten CO2-Emissionen, sind der Tabelle 119 zu entnehmen,
Tabelle 119






Grenzkosten1) 198 (123) 689
1) frnFall CS_Al05stellt dieZahtin K1ammem dieGrenzkosten fOr dieGesamtemissionen dar.
Dieandere Zahl bezlebt alch aufden Verkehrssektor
Die spezifisehen Durchschnittskosten im Umwandlungsbereieh sind deutlieh niedriger als
im Endverbraueherbereich, insbesondere im Fall CS_AL05. Die durchschnittlichen CO2-
Minderungskosten fur das Gesamtsystem betragen 67 DM/t (CG_AL05) und 108 DM/t
(CS_AL05). Die Grenzkosten der CO2-Minderung liegen erwartungsgemall erheblieh
hoher als die Durehschnittskosten.
Die spezifischen CO,-Vermeidungskosten konnen mit den spezifisehen CO2-Faktoren in
eine C02-"Ponale" der Primarenergietrager umgereehnet werden. Tabelle 120 zeigt diese
Ponale, die auf der Grundlage der durchschnittliehen CO2-(Gesamt-)Kosten aus Tabelle
119 ermiite1t worden ist. Daraus ergibt sich fur die CO2-Ponalen eine ahnliche Grollen-
ordnung wie diejenige der Energietragerpreise, Bei der Braunkohle liegen sie urn den






Steinkohle 3,6-7,1 6,2 10,1
Braunkohle 3,3 7,4 12,0
RoMI 6,0 5,0 8,1
Erdgas 4,6-5,8 3,7 6,0
Entwicklung des Primar- und Endenergieverbrauchs
Beim gesamten Primiirenergieverbrauch ergibt sich fur die Szenarien CG_AL05 und
CS_AL05 gegenuber dem Referenzfall ein mittlerer Ruckgang urn rund 6 % wie Tabelle
121 und Abbildung 17 zeigen.
Tabelle 121
Primiirenergieverbrauch in den alten Bundesliindern
im Jahre 2005 in den Szenarien
REF_AL05 CGj.L05 CG_AL05 CS_AL05 CS_AL05
Pnmarenerqle- Anderungen Prlmar- AnderungengegenOber energie- gegenQber
verbrauch In PJ REF AL05 verbrauch REF AL05
in-PJ in PJ in-PJ
Steinkohle 1619 1133 -486 1167 -452
Braunkohle 871 819 -52 819 -52
61 4628 3866 -762 3590 -1038
Gase 2237 2813 576 3080 843
Regenerative 91 96 5 95 4
Kernenergie 1475 1475 0 1475 0
acnstrne 141 155 14 155 14
Summe 11062 10357 -705 10381 -681
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Abbildung 17
Struktur des Primarenergieverbrauchs in den alten Bundeslandern
naeh Energletragern im Jahre 2005 in den Szenarien















Die kohlenstoffreiehen Energietriiger Steinkohle, Braunkohle und 01 tragen tiberpropor-
tional zum Rtiekgang des Primarenergieverbrauchs in den beiden Reduktionsfallen bei
(18 % bzw. 22 %). wahrend der Einsatz von Erdgas deutlieh zunimmt (26 % bzw.
38 %). Der Rtiekgang an Steinkohle ist zu zwei Dritteln auf eine Reduktion der Stein-
kohleverstromung zuruckzufuhren.
Der venninderte Einsatz an 01 und Olprcdukten resultiert aus einer Umstellung von 01
auf Gas im Haushaltssektor sowie aus Sparmaflnahmen und Anderungen im modal-split
im Verkehrssektor. Der Einsatz des Energietragers Erdgas steigt deutlieh in den Sekto-
ren Stromerzeugung und Haushalte,
Der Endenergieverbraueh insgesamt nimmt ebenfalls ab, und zwar urn 6,5 bis 7 %. Zu-
satzlich wird Heizol dureh Gas ersetzt. (Tabelle 122 und Abbildung 18).
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Tabelle 122
Endenergieverbrauch in den alten Bundeslandern nach Energietriigern
im Jahre 2005 in den Szenarien
REF_AL05 I CG_AL05 CG..AL05 CS_AL05 CS_AL05
Anderungen Endenerqle- AnderungenEndenergie- gegenOber gegenober
verbrauch in PJ REF AL05 verbrauch REF AL05
inPJ In PJ in-PJ
Stelnkohte 476 418 -58 449 -27
Braunkohle 40 34 -6 34 -6
01 3442 2803 -639 2601 -841
Gase 1608 1813 205 1997 389
Strom 1378 1364 -14 1387 9
Femwarme 276 289 13 278 2
Sonstige 1 1 0 1 0
Industrie (Prozejswarme) 342 325 -17 321 -21
Summa 7563. 7047 -516 7068 -495
Abbildung 18
Struktur des Endenergieverbrauchs in den alten Bundesliindern
nach Energietriigern im Jahre 2005 in den Szenarien
Energieeinsatz Endverbraucher Reduktlonsfalle 2005 ABL




















Die sektoralen Anderungen zeigen Tabelle 123 und Abbildung 19.
TabelIe 123
Endenergieverbranch in den allen Bundeslandern nach Sektoren
im Jahre 2005 in den Szenarien
REF.-AL05 I CG.-AL05 CG_AL05 CS_AL05 CS_AL05
Endenergle-
Anderungen Endenergie- AnderungengegenOber gegenQber
verbrauch In PJ REF_AL05 verbrauch REF AL05
in PJ InPJ in-PJ
Haushalt 2125 1926 -199 1978 -147
Kleinverbraucher. 1024 908 -116 914 -110
Verkehr 2197 2065 -132 2034 -163
Industrie 2217 2148 -69 2143 -74
Summe 7563 7047 -516 7068 -495
Abbildung 19
Struktur des Endenergieverbrauehs in den allen Bundesliindern
nach Sekloren im Jahre 2005 in den Szenar!en














Die Minderung des Endenergiebedarfs ist im Sektor Kleinverbraucher am graillen (etwa
-11 %), wahrend sie in den Sektoren Haushalt (-9 % bzw. -7 %) und Verkehr (-6 %
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bzw. -7 %) kleiner ausfallt, Das Einsparpotential in der Industrie ist relativ gering, da
schon im Referenzfall erhebliche Strukturveranderungenstattgefunden haben.
Die Veranderung der Energieintensitat (das Verhaltnis von Endenergiezu Nachfrage) ist
in Tabelle 124 dargestellt. Die Intensitat fur das Jahr 1989 ist auf eins normiert. Die
Zahlen sind wie folgt zu interpretieren: Der Wert z.B, fur den Haushaltssektor im Jahre
2005 im Referenzfall (0,87) liegt urn 13 % unter dem Wert im Jahre 1989, d.h, der En-
denergieverbrauch pro QuadratmeterWohnflacheist 2005 um 13 % niedrigerals 1989.
Tabelle 124
Veranderungen der sektoralen Energielntensitaten
in den alten Bundesliindern von 1989 bis 2005 in den Szenarien
1989 REF_AL05 CGJL05 CS_AL05
(NormJert) Energtetntensitat Im Jahre2005
Kleinverbraucher 1,00 0,82 0,72 0,73
Haushalte 1,00 0,87 0,79 0,81
Personenverkehr 1,00 0,90 0,88 0,86
GOterverkehr 1,00 0,93 0,78 0,78
Industrle 1,00 0,72 0,70 0,70
Schon im Referenzfall 2005 vermindern sich die Intensitaten um 7 % (Guterverkehr) bis
28 % (Industrie), Die Ruckgange sindjedoch nicht ausschliefllich mit Efflzienzverbesse-
rungen sowie Einsparungenzu erklaren, So ist die Abnahme des Wertes fur die Industrie
zu einemgrolien Anteil auf StrukturanderungenzurUckzufuhren. In den Reduktionsfallen
ist cine weitere Reduktion der relativen Intensitaten zu verzeichnen, insbesondere in den
Sektoren Haushalte, Kleinverbraucher und Guterverkehr. 1m Fall CS_AL05 sink! der
Energiebedarfpro Personenkilometer bis 2005 um rund 14% imVergleichzu 1989.
Die entsprechenden auf 1989 normierten COrIntensitaten als Verhaltnis der car
Emissionen zor Nachfrage liegen zurn Teil niedriger als die Energieintensitaten, was mit
Energietragerwechseln- z.B. von Heizol auf Gas oder von BenzinlDiesel auf'Rapsol und
Bioethanol - zu erklarenist (vgl, Tabelle 125 und Abbildung 20).
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Tabelle 125
Veranderungen der sektoralen CO,-Intensitaten
in den alten Bundeslandern von 1989 bis 2005 In den Szenarien
1989 REF.-AL05 CGfl05 CS_AL05
(Normfert) cos-intensnat 1m Jahre 2005
Kleinverbraucher 1,00 0,78 0,61 0,63
Haushalte 1,00 0,88 0,72 0,75
Personenverkehr 1,00 0,90 0,88 0,82
Goterverkehr 1,00 0,95 0,78 0,76
lndustrie 1,00 0,60 0,59 0,59
Sektorale Veranderungen im De/ailflir die alten Bundeslander
Wie im Kapitel5.1 werden nachfolgend fur einige Sektoren die wichtigsten Veranderun-
gen in den Reduktionsfallen im Vergleich 20m Referenzfall 2005 fur einige Sektoren be-
schrieben. Der Vergleich mit dem Referenzfall ist wichtig, weil er aufzeigt, welcher Auf-
wand zusatzlich aufzubringen ist, damit das Reduktionsziel erreicht wird.
• Prirnarenergie
1m Primarenergiesektor werden aufgrund von Einsparmaflnahmen in den Reduktionsfal-
len weniger Primarenergietrager als im Referenzfall nachgefragt. Daraus resultieren die in
Tabelle 118 gezeigten Kosteneinsparungen. Da die inlandische Kohle an der unteren
Fordergrenze liegt, ist die Einsparung mit einer Abnahme der Importe verbunden
(Tabelle 126).
Tabelle 126
Anderungen der Importe in den Reduktionsfallen Vergleich znm Referenzfall
CG AL05 CS AL05
Energie Kosten Energle Kosten
PJ Mrd. OM PJ Mrd. OM
Olprodukte -760 -4,6 -1090 -6,9
lmportkohle -485 -1.8 -450 -1,6




Summe -680 -3.2 -640 -1,7
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Die Einsparung bei der Einfubrvon Olprodukten und Importkohle uberwiegt die Kosten
eines zusatzlichen Erdgasimports. Im Fall CS_AL05 entstehen zusatzliche Kosten vor
allem beim Import von LPG, Rapsol und Ethanol, so daf netto die Kostenerspamis ge-
ringer ausfalltals beimFall CG_AL05.
• Stromsektor
Im Vergleich zum Referenzfall werden innerhalb des Zeitraumes von 1989 bis 2005 zu-







Die anderen Kapazitaten bleiben in allen Fallen gleich bis auf eine kleine Zunalune der
Wasserkraftwerke (ca. 200 MW) in den RestriktionsfaIIen. Allerdings andern sich die
Zusammensetzung der Stromerzeugung sowie die mittiere Auslastung der Kraftwerke.
Tabelle 127 zeigt die wiehtigsten Anderungen bei der Stromerzeugungsanlagen in den
Reduktkionsszenarien gegenuber dem Referenzfall.
Tabelle 127
Anderungen in del' Strornerzeugung und iu del' Auslastung.
REF ALOS CG_ALOS CS ALOS
Strom- Anderung Anderung
erzeugung Ausla'stung derStrom- Auslastung darStrom- Austastunq
in PJ in% erzeugung in% erzeugung In%
in PJ In PJ
Stelnkohle·KW 301 60 -113 37 -113 37
Erdgas·KW 108 32 104 48 136 60
AileKraftwerke" 1489 '10 8
1) EmsehlleBRch lnduslnekraftwerke
Die Stromerzeugung bleibt insgesamt praktisch unverandert, doeh werden Steinkohle-
kraftwerke in den Reduktionsszenarien dureh Gaskraftwerke substituiert. Dabei sink! die
Auslastung der Steinkohlekraftwerke (es erfolgt kein Zubau) von 60 % im Referenzfall
auf37 % in den Reduktionsfallen, wahrend die Auslastung der Gaskraftwerke von 32 %
auf 48 % und 60 % zunimmt.
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Der Abbildung 20 ist die Struktur der Stromerzeugung in den einzelnen Szenarien im
Jahre 2005 in den alten Bundeslandem zu entnehmen.
Abbildung 20
Struktur der Stromerzeugung in den Szenarien
in den allen Bundeslandern im Jahre 2005












1m Ergebnis kommt es zu den in Tabelle 128 ausgewiesenen Veranderungen der CO,-
Emissionen und Kosten in den Reduktionsszenarionen im Vergleich zum Referenzfall.
Tabelle 128
CO,-Minderung und Mehrkoslen im Stromsektor iu den Reduktionsszenarien in
den alten Bnndesllindern im Jahre 2005 nach Kraftwerkstypen
CGAL_05 CS_AL05
CO,. Mehrkosten CO,. Mehrkosten
Emissionen gegenOber Emissionen gegenOber
inMill. t Referenzfall in Mill. t Referenzfall
in Mill. OM/a in Mill. OM/a
Steinkohlekraftwerk -28 -79 -28 -79
Erdgaskraftwerk 11 559 16 383
wasserkreffwerk 0 10e 0 96
scnstlqe" 0 -48 0 134
Summe -17 540 -12 534
1) Sonshge Kraftvrerke, Pompspecher undSiromnetze
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• Warrnesektor
Die Ergebnisse fur den Fernwarmebereich unterscheiden sich zwischen den Szenarien
kaum. Bei der Fernwarmeerzeugung werden aber Steinkohle und Braunkohle (sowie
kleine Mengen 01) durch Erdgas sowie Mull (HKW), Biogas (nur CG_AL05) und feste
Biomasse ersetzt. 1mSzenario CG_AL05 werden etwa II PJ an Nahwarme aus Bio- und
Deponiegas erzeugt und an die Haushalte verteill. Diese Veranderungen fuhren zu einer
Reduktion der CO,-Emissionen urn 12 Mill. t bzw. II Mill. t, und die Mehrkosten liegen
bei rund 200 Mill. DM (CG_AL05) und 150 Mill. OM (CS_AL05).
• Industrie
Der Energiebedarf der Industrie geht in den Reduktionsszenarien gegenuber dem Refe-
renzfall urn rund 3 % zuriick. Im wesentlichen ist dies auf eine effizientere Nutzung von
Prozeflwarme und -dampf bei den industriellen Verfahren zuruckzufuhren. In der Indu-
strie wird zusatzlich 01 durch Gas substituiert (Tabelle 129).
Tabelle 129
Veriinderungen innerhalb des Industriesektor in den Reduktionsszenarien
gegentiber dem Referenzszenario im Jahre 2005 in den alten Bundesliindern
CG AL05 cs AL05
01 fOr Prozegwarrne (PJ) -54 -28
Gas fOr Prozefswarme (PJ) 38 10
Prozefswartnebedart (PJ) -18 -22
C0,;·Emissionen (Mill. t) -3.7 -4,5
Die Minderemissionen resultieren zu 60 % aus Veranderungenbel der Prozeflwarmeer-
zeugung und zu 40 % aus Effizienzverbesserungen der anschlieflenden Verfahren
(Industrieprozesse). Die spezifischen CO2-Redulctionskosten liegen mit rund 400 DM/t
sehr hoch. Dabei ist ein Teil der Kosten auf MaJJnahmen zur Stromeinsparung
(Netzbezug) zuruckzufuhren, Dieser Teil der Mehrkosten fuhrt aber nicht zu einer CO,-
Reduktion bei der Industrie, sondem im Stromsektor, Dies ist stellvertretend ein Beispiel
fur die Auswirkungen der Vernetzung im Optimierungsmodell. Ohne die Kosten fur die




1mVergleich zum Referenzszenario fallt der Endenergieverbrauch bei den Kleinverbrau-
chern in den alten Bundeslandern im Jaltre 2005 in den beiden Reduktionsszenarien je-
weils urn rund 10 % niedriger aus. Diese Abnaltrne ist zum Teil auf EinsparmaBnaltrnen
im Bereich Raumwarme und Warmwasser(-4 %) sowie Prozeflwarme (-9 %) zuruckzu-
fultren. Insgesamt sinkt der Bedarf an Warme urn rund 5 %. Der Endenergiebedarf
nimmt daruber hinaus noch ab, weil das Modell Warmepumpen mit einer hohen Lei-
stungszahl einsetzt. Die Wiirmepumpen decken etwa II % der Warmeerzeugung abo
Tabelle 130 zeigt die Veranderungen der Energietriigerstruktur. AIleEnergietriigerneh-
men ab, bis auf den Strom, der fur die Warmepumpen benotigtwird.
Tabelle 130
Endenergieverbrauch der Kleinverbraucher in den alten Bundeslandern
im Jahre 2005 in den Szenarien
REF AL05 CG_AL05 I CS AL05
Energleverbrauch Anderung desEnergieverbrauchs
in PJ gegenQber damReferenzszenario in PJ
Steinkohle 40 -24 -24
Braunkohle 5 -5 -5
01 221 -50 -50
Gase 377 -44 -33
Strom 52 16 16
Sonstige1) 67 -9 -14
SummefOr Warmeerzeugung 762 -116 -110
Strom tOrLicht,Kommunik.,Kraft 236 0 0
Kraftstoff fOrFahrzeuge 26 0 0
Endenergieverbrauch insgesamt 1024 -116 -110
u LPGundFemwarme
Die CO,-Emissionen gehen im Szenario CG_AL05 urn 9,7 Mill. t oder 22 % und im
Szenario CS_AL05 um 9,4 Mill. t oder 21 % zuruck. Die jahrlichen Meltrkosten liegen
bei 1,0 Mrd, DM (CG_AL05) oder 0,9 Mrd. DM (CS_AL05). Dazu tragen die Energie-
einsparmaBnaltrnen mit zwei Drittel (CG_AL05) oder drei Viertel (CS_AL05) bei. Die




Die Zusammensetzung und die Veranderungen der Endenergietrager im Haushaltssektor
der alten Bundeslander ist in Tabelle 131 und Abbildung 21 dargeslellt.
Tabelle 13I
Endenergieverbrauch im Haushaltssektor in den alten BundesHindern
im Jahre 2005 in den Szenarien
REF_AL05 CG_AL05 CS_AL05
Energleverbrauch Anderung des Energieverbrauchs
in PJ . gegenober dem Referenzszenarlo In PJ
Stelnkohle 103 -31 0
Heizdl 911 -446 -445
Erdgas 687 300 289
Biogas 27 -27 0
Strom 343 -10 -5
Fern- u. Nahwarme 49 13 14
LPG 5 0 0
Endenergie 2125 -201 -147
Aufgrund einer Abnahme des Raumwarmebedarfs geht der Endenergieverbrauch in den
urn 9 % (CG_AL05) bzw. urn 7 % (CS_AL05) zuruck. Dabei werden vom Modell zu-
satzliche Mallnahmen zur Warmedammung gewahlt, und zwar hauptsachlich bei den vor
1989 gebauten Hausern im Rahmen des Renovierungszyklus, Die durchschnittliche Re-
duktion des Raumwarmebedarfs betragt 8 %.
1m Altbau wie im Neubau werden im Vergleich zum Referenzfall Gasheizungen statt
Olheizungen neu instaIliert. Strukturell gewinnt daher Erdgas an Bedeutung, wahrend
diejenige des Heizols sink!. Es werden daruber hinaus bei der Gasheizung im Fall
CG_AL05 uberwiegend Brennwertkessel genommen. 1m Fall CS_AL05 ist der Trend
zum Brennwertkessel nicht so ausgepragt, da wegen der ·CO,-Restriktion im Ver-
kehrssektor der Haushaltssektor entlastet wird.
Die MaJlnahmen zur Warmedammung sowie die Substitution von Kahle und Heizol
durch Gas bringen eine Minderung der CO,-Emissionen von 2 I Mill. I im Szenario
CG_AL05 und von 18 Mill. lim Szenario CS_AL05.
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Abbildung 21
Struktur des Energieverbrauchs del' Haushalte in den Szenarien
im Jahre 2005 in den alten Bundesllindern














Die Mehrkosten betragen 2,9 Mrd. DMla (CG_AL05) und 1,6 Mrd. DMla (CS_AL05).
DieseKosten setzensich zusammen aus einer Kostenentlastung beider Warmeerzeugung
(-0,2 Mrd. DM bzw. -1,2 Mrd. DM) und Zusatzkosten fur die Warmedammung (+3,0
Mrd. DM bzw. 2,8 Mrd. DM). Hieraus ergeben sich in den Reduktionsszenarien spezifi-
sche CO,-Reduktionskosten von 135 DMit (CG_AL05) oder 90 DMlt (CS_AL05).
• Verkehrssektor
1m Vergleich zorn Referenzfall wird der Endenergieverbrauch im Verkehr in den alten
Bundeslaridern im Jahre 2005 bei den Reduktionsfallen urn 6 % (CG_AL04) und 7,4 %
(CS_AL05) reduziert. Es findet daruber hinaus eine Verschiebung der Energietrager-
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struktur statt: Der Bedarf an Benzin und zum Teil Diesel nimmt ab, wahrend Strom,
LPG, Rapsol und Bioethanol zunehmen (Tabelle 132).
Tabelle 132
Endenergieverbrauch 1mVerkehrssektor in den alten Bundesliindern
Im Jahre 2005 in den Szenarien
REF_AL05 CG_AL05 CS AL05
Energieverbrauch lm Anderungen gegenOber Referenzfailim
Personen- Gater- Perscnen- GOter- Personen- Goter-
verkehr verkehr verkehr verkehr verkehr verkehr
Energieverbrauch inPJ
Benzin 1168 48 -30 0 -309 0
Diesel 311 584 -4 -109 44 -123
Kerosin 34 3 0 0 -1 0
LPG 6 0 1 0 169 0
Rapstil 0 0 4 0 7 14
Blcethanol 0 0 0 0 30 0
Strom 33 10 0 6 0 6
Summe 1552 645 -29 -103 -80 -103
Die prozentuale Minderungdes Endenergiebedarfs ist im Guterverkehr 16 % (sowohl im
Fall CG_AL05 ais auch im Fall CS_AL05) sehr viel hoher als im Personenverkehr(-2 %
flir CG_AL05 und -4 % fur CS_AL05). 1mUnterschied zum Fall CG_AL05 wird im Fall
CS_AL05 im Personenverkehr mehr Diesel (14 %), aber sehr viel weniger Benzin
(-26 %) eingesetzt, 1m Guterverkehr nimmt in beiden Reduktionsszenarien der Diesel-
kraftstoffverbrauchdeutlichab (20 %), und es wird mehr Strom (60 %) eingesetzt.
LPG, Ethanol und Rapsol werden im Fall CS_AL05 flir den Individualverkehr verstarkt
genutzt. Ihr Anteil am Endenergieverbrauch des Personenverkehrs betragt dann rund
14 %. In diesem Reduktionsszenario wird auch Rapsol als Kraftstoff'fur Lkw verwendet
(Anteil 2,5 %). In den Reduktionsfallen werden demnach im Guterverkehr Kraftstoffe
eingespart wird, wahrend im Personenverkehr zu Kraftstoffen mit geringeren spezifi-
schen CO,-Emissionen gewechselt wird, Biokraftstoffen auf der Basis nachwachsender
Rohstoffe werden im Verkehrssektor keine CO,-Emissionen angerechnet; das Aufkom-
men bzw. die Herstellungim Primarsektor aber enthalt die dort entstandenEmissionen.
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Die unterschiedlichen Reaktionen im Personen- und GOterverkehr schlagen sich auch in
den strukturellen Anderungen der Verkehrsleistung nieder (vg!. Tabellen 133 und 134).
Tabelle 133
Personenverkehrsleistung in den alten Bundesliindern
im Jahre 2005 in den Szenarien
REF_AL05 CGjL05 I CS_AL05
Verkehrsleistung Anderungen derVerkehrsteistung gegenOber
in Mrd. Pkm Referenzfall in Mrd. Pkm
Bus konventionell 53 -a -44
Bus Spar 0 19 49
Bus LPG 4 3 0
Bus Biokraftstoffe1) 0 4 13
BaM 53 0 0
Sonsttge 5 0 0
Offentlich 115 18 18
Pkw Benzin kcnv. 581 -18 -152
PkY/ Diesel konv. 149 0 0
Pkw Diesel Spar 0 0 37
Pkw LPG 0 0 84
PkwBiokraftstoffe1} 0 0 13
Sonstige 5 0 0
Individual 735 -18 -18
Summa 850 0 0
I) RapsOI undcoerBloelhanol
Tabelle 134
Gtitcrverkehrsleistung in den alten Bundeslandern
Im Jahre 2005 in den Szenarien
REF_AL05 CGjL05 CS_AL05
Verkehrsleistung Anderungen derVerkehrsJeistung gegenuber
in Mrd. tkm Referenzfallin Mrd. tkm
Lkw konventlonell 261 -160 -160
LkwSpar 0 120 110
Lkw Biokraftstoffe1) ·0 0 10
strane (gesamt) 261 -40 -40
Schiene 70 40 40
Wasser 84 0 0
Summa 415 0 0
1) RapsOI und oder Bioethanol
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Im Personenverkehr andert sich del' modale split leicht, d.h, die Aufteilung zwischen of-
fentlichem Verkehr und Individualverkehr verschiebt sich zugunsten des offentlichen
Verkehrs (hoherer Busanteil). Die Aufteilung im modalen split hang! allerdings u.a. von
den Besetzungszahlen del' offentlichen Verkehrsmittel ab, deren angenommene Hohe im
Modell eine Rolle spielen. Im Vergleich zum Referenzfall werden etwa 26 % del' Fahr-
leistung von Benzin-Pkw durch Diesel-Spar-Pkw, LPG- und Bioethanol-Pkw ersetzt.
Im Guterverkehr kommt es zwischen den Reduktionsszenarien und dem Referenzfall zu
Anderungen im Fernverkehr. Es werden weniger Guter per Lkw transportiert, wodurch
del' Balmtransport urn 60 % zunimmt. Etwa 45 % del' normalen Lkw werden durch
Sparvarianten ersetzt. Ein geringer Anteil (ca. 6 %) del' Lkw im Fall CS_AL05 wird mit
Rapsol betrieben. Die Auswirkungen diesel' Veranderungen auf CO,-Emissionen und
Kosten gibt Tabelle 135 wieder.
Tabelle 135
Andel'ungen del' CO,-Emissionen und del'jahl'lichenKosten
im Verkehrssektor in den alten Bundeslandern im Jahre 2005
in den Reduktionsszenarien im Vergleich zum Referenzfall
CG_AL05 CS AL05
Anderung der Anderungen der Anderung der Anderungen derCOz-Emissionen Kosten gegenOber C02""Emissionen Kosten gegenObergegenOber Referenzfall in gegenOber Referenzfall in
Referenzfall Mrd. DMla Referenzfall Mrd. DM/a
in Mill. t in MilL t
PV, Offentlich -0.2 5.1 -0,8 5,3
PV, Individual -2,2 -4.8 -9,4 -0.6
PV, gesamt -2,4 0,3 -10,2 4,7
GV, gesamt -8,2 1.2 -9,2 1,2
Summe -10.6 1,5 -19,4 5,9
PV =Personenverkehr; GV =Goterverkehr
Im Fall CG_AL05 werden im Jahre 2005 in den alten Bundeslandern 10,6 Mill. t CO,
weniger als im Referenzfall emittiert. Die CO,-Minderung findet zu drei Vierteln im Gu-
terverkehr statt. In diesem Bereich entsteht auch netto del' Hauptanteil del' Mehrkosten
von insgesamt 1,5 Mrd. DM/a. Irn Personenverkehr verschieben sich die Kosten vorn
lndividualverkehr zum offentlichen Verkehr (Bus); wahrend del' lndividualverkehr urn
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4,8 Mrd. DMia entlastet wird, nehmen die Kosten fur den offentlichen Verkehr urn
5,1 Mrd. DMia zu. Per Saldo folgen daraus Mehrkosten von 0,3 Mrd. DMia.
Irn Fall CS_AL05 mussen aufgrund der CO,-Restriktion im Verkehrssektor die CO,-
Emissionen starker reduziert werden. Die Reduktion gegenuber dem Referenzfall betragt
19,4 Mill. t. In diesem Fall ist wegen des Einsatzes von Spar-, LPG- und Bioethanol-Pkw
die CO,-Einsparung im Personen- und Guterverkehr etwa gleich graB. Die gesamten
Mebrkosten Iiegen mit 5,9 Mrd. DMia urn einen Faktor vier hoher als im Szenario
CS_AL05.
Hieraus ergeben sich durchschnittliche spezifische CO,-Reduktionskosten von 145 DMit
imFall CG_AL05 und von 300 DMit imFall CS_AL05. Die urn einen Faktor zwei hohe-
ren spezifischen Reduktionskosten im Szenario CS_AL05 zeigen, daB die Vorgabe einer
gleichmiiBigensektoralen C02-Einsparung mit erheblichenZusatzkosten im Verkehrssek-
tor verbunden ist. Die Mehrkosten im Verkehrssektor reagieren wegen der geringen
Auslastung (und zum Teil Lebensdauer) der Fahrzeuge sehr sensitiv auf die sektorbezo-
gene Vorgabe von Reduktionszielen.
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5.3 Ermittlung der Prioritiiten bei den ReduktionsmaJlnahmen durch
Veriinderung der CO2·Restriktion
Die Reihenfolge (d.h. die Prioritat), nach der die MaJJnalunen zur CO,.Reduktion vom
Modell "gewiihlt" werden, hang! von den Kosten der MaJJnahmen und ihrem CO2-
Reduktionspotential abo Da oft mehrere MaJJnahmen in einem Bereich zusammen wirken,
z.B. Energietragerwechsel und Warrnedammung im Haushaltssektor, kann die entspre-
chende CO,.Reduktion nicht immer eindeutig Einzelmallnahmen zugeordnet werden. Es
kann nur die CO2-Minderungfur das gesamte Bundel von Mallnahmen in diesem Bereich
angegeben werden. Es ist daher nicht moglich, fur viele Bereiche an Hand einer optima-
len Losung eine nach den spezifischen CO,.Reduktionskosten geordnete Foige der Mall-
nahmen zu erstellen, urn eine Prioritatenliste zu bekommen. Urn dennoch einezumindest
nach Klassen aufgeteilte Rangfolge der Mallnahmen zu erhalten, werden Optimierungs-
rechnungen mit einer zunehmenden CO2-Restriktion, d.h, mit einer COrObergrenze als
Parameter, durchgefuhrt. Hierzu werden die in Tabelle 136 ausgewiesenen Klassen fur
die alten Bundeslander und fur das Jahr 2005 gebildet.
Tabelle 136
Klasseneinteilung der Mafmahrnen zur Minderung der CO2·Emissionen
in den alten Bundesliindern bis zum Jahre 2005
C02""Reduktion im Grenzkosten 1) derMinderung
Verglefch zu 1990 der COrEmissionen
Klasse I bls 10% 39 OMIt
Klasse II bis 15% 101 OMit
Klasse III bis20% 309 OMit
Klasse IV bis 25% 613 OMIt
1)Kosten tor die letzte Tonne CO2, dieIII derlevielligen Klasse reduzlert W1rd
Z. Vgl.: Die C02·Minderung Jag in dem oben skizzierten Referenzszenario bei 6 %. 1m
Reduktionsszenario CGAL_05 betrug sie 17,8 % und ist zwischen den Klassen II und III
einzuordnen. Die in Tabelle 136 vorgegebenen Reduktionsklassen gelten fur die alten
Bundeslander. Addiert man zu den Klassen III und IV die Emissionsminderung der Refe-
renzentwicklung der neuen Bundesiander, sind die gesamtdeutschen Reduktionen mit
26,5 % bzw. 30,1 % deutlich hoher als das 25 %-Ziel der Bundesregierung.
Die vom Modell gewahlten MaJJnahmen in den vier Klassen zeigt Tabelle 137.
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Iabelle 137:
Beispiele wichtiger technischer ReduktionsmalJnahmen
nach Reduktionsintensitiit und KostenWassen in den alten Bundesliindern
Klasse f jiG % Reduktion) KlaSS! II(1S % RedulctJon) Klasse III {20 '10 ReduWonj Klane N {25 %Reduktionl
Eleklriziltilserzeugung
• zvtev von G\!p..l<fa~en • Vefstal1de-r ZIJOOV von GuD- • Maximalmogfietoer lubau von • Maximal mogr<ehtrZubau von
Anlagen G\lp.Anla~n Wasser·Krattmrken (Niedersp,)
• zueeu von Wasser-Ktaft..wrl<en • Maximal mogr,ehef Zubau'>'01'1 • MaximalmOgfieher Zubauvon • Maximal mOgfieher Zubauvon






• zveev von mOI!befeumen • Weiter zubau von rMtbefeuerten • Stalio;erZuOau vonsemasse- • Zubauvon Biomasseanlagen
Ar.lagen Anlagen und6iogasMagen
• lUbau von Blcmasseanlagen • Ausbaudes Nahl'.llmenet2;es • StarkerZubau von Biogasal'llage.n
• Bauvon Biogas-.Erdgas-uncl * zctev von GIID-Anla~n
[)eponiegas·Anl.agen 1mNan.
....armebeleich
• ZlIball vcmmQ~euerten Anla~n
• WeiterZubau von Erdgasturtinen
1m Nahwall'Mbereich
Induslrie
• Einsalz efflZienterPro~e.Mech- • Einsalz effizienterProzellted1- * Eir,salze!f.zlenterProzeBtech- • Einsalz efftzlenter ProzeBtech-
rJkenIn den Branchen zement- nlken in det Brancf1e S1einefE"tden niken in del Cheml.abranehe nlken in fast allen Branchen
Mr&etlung, Rohei~nher&ellung (ge~mt)
• versuoier EinsalzefflZienter • Verstalk!e Eln5palllr.g1m6ereleh • Verstar1det Elnsatz YonSparmaB-
ProzeGtechniken (Roheiserr Kommunlkation und Licht Mhmen 1mBereich Kraft
Iler5tetlung)
• Eill$parvng bel Kommtlnlkation * Eir.sparunglm BerelchKraft
und Licht
Klelnvetbrauch
* Einsalz von Warmepumpen, • versereer Einsalz von Spar- • Verstarklel Einsalz von warrre- * EiroStltlven Sparteehniker;for
Warmedammung Haushalte ProzeBtechniken pumpenaur Niedertemperatur- UCht,Kraft, Kommun~~on
«eeesvns
• Blomasse·Dampfkessel,Spar- • Ma:o:imal m6gftcherEJnsatlvon * VerstarldeWarm~ammung 1m
Proze[!,techniken Spar-Pfo~e[!,-Techniken in euen Raumwarmebereich
LJr,tersektoren
Verkehr
• zcrenme des GQtel1fanspcrts • Eir,satl von Diese!-Spar·Lkw • Einsatl von Diese'..Spar·Pkw
dUfCh Bahn und Schiff
• Bioethanol-U:..... und Diesel- • VefSMrkletEinsatz.yon BkI- • EthaneI-und Raps¢I-Pkw
Sparbusse ethanol-l.k",y
* Einsalzvon RapS6l-und LPG· * Eins-atz von Dies*Spar.8ussen
,~"
• Einsalz von LPG·Pk>,v • Einsalz von Btoetberol-Bussen
* Vefl,Urkler Einsatz von LPG·PkN
Haushalte
• Warme~mmung innerhalbvom * Erdgas.l;esse-l substituierenenen • Einsalz EId;jas-BlenIT~rtkesselin * Wegl'all Hell¢l·Ei~elheillltlg in
Renovienmgszyldus Eir,span,mg Teil del HeiZolkessel in EFH EF!< EFH·AAbau
2,3 % ,., EFH und 'I.FH
• Erdg-as-Brennwertkessel sub- • We~ereWarme-dammUtig 1m • Wegl'aU del EinzelheiZungmit ~ Starke Warmedammung inn-erhalb
st'tuiert elnen Tell der ,*i:lol- AltbatilMerhalbvon Rencvte- Ko!lle undHeilOI in MFH-A1tball von Renovierungszyktus, Eln-
Kessel in MFH run9Sl)1Il\l$, Elnsparungitlsge- Spa.I\IngvM ItI~mt 16,7 '10
samt um 4,7 % in EFH·A1tbau ImAAbau
und urn1.0 '10 in MFH·A!tbau
• Warmedammllng in EFH-Neub<lu. • 8eZIJgvonNatrMlrmelnMFH * $tarlo;eWarmedammungim Neu-
Eill$panmglnsgesamt 13.3 % ba\l. Einsparvng Insgesamturn






Die Angabeu sind differentiell zu verstehen, d.h. die Mafinahmen in einer K1asse werden
nur als Additiv zu den MaBnahmen in der darunterliegenden K1asse angegeben. Die
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MalJnahmen in der Klasse I sind Anderungen im Vergleich zum ReferenzfaIl, die MaB-
nahmen in Klasse II sind Anderungen im Vergleich zur Klasse I u.s.w, Die Anderung
z.B. in der Klasse IV in Bezug auf den ReferenzfalI ist daher die Kumulation der Ande-
rungen (oder Mafinahmen) aus den Klassen I bis IV. Wegen der veranderten Nachfrage
ist eine entsprechende AufJistung der autonomen Maflnahmen zwischen 1990 (bzw-
IKARUS-Basisjahr 1989) und 2005 (Referenzfall) nicht moglich.
Das im Kapitel IV.5.2 vorgestelIte Szenario CG_AL05 mit einer 18 %igen Reduktion
der CO,-Emissionen in den alten Bundeslandern bis zum Jahre 2005 (entsprechend einer
CO,-Minderung von 25% fur die gesamte BundesrepubIik) Iiegt in der Klasse III. Es sei
hier nur darauf hingewiesen, daB die in TabelIe 137 aufgefuhrte Rangfolge von Mafinah-
men modelIbedingt keine Aussagen uber deren (poIitische) Umsetzbarkeit beinhaltet.
TabelIe 138 zeigt die CO,-Minderungen, die sich aus den Mannahmen in den vier Klas-
sen ergeben, aufgeteilt nach Sektoren.
TabelIe 138:
Zusiitzliche CO,-Minderung in den alten Bundesliindern
nach Reduktionsklassen im Jahre 2005 (in Mill t)
Klesse I Klasse II KJasse III Klasse IV
Sektoren (10% (15 % (20 % (25%
Reduktion\ Redukttorn Reduktlon\ Reduktion)
Stromsektor 6,2 6,4 10,5 6,2
Warmesektor 0,7 10,3 4,8 -0,5
sonstige Umwandrung 1) 3,7 2,0 0,9 1,5
SummeUmwandlung 10,6 18,7 16,2 7,2
Industria 0,9 0,4 2,9 0,3
Verkehr 8,8 0,0 2,7 7,9
KJeinverbraucher 2,0 4,8 3,7 0,4
Haushalt 3,6 11,5 9,9 19,6
Summe Endverbraucher 15,3 16,7 19,2 28,2
Aile Sektoren 25,9 35,4 35,4 35,4
Kurnulative Wirkung2) 25,9 61,3 96,7 132,1
1) Raffinerien, Kohleveredelung und Gasvertellung.- 2) lm VergJelch zum Referenzszenarlo,
in dam gegenOber 1989 ca. 45 Mill.t C02 eingespart werden.
Es werden in Analogie zur TabelIe 137 die differentielIen CO,-Emissionen aufgefuhrt.
Die CO,-Minderung in Klasse I ist die Differenz zwischen den CO,-Emissionen im Refe-
renzfalI und in der Klasse I, die CO,-Minderung in der Klasse II ist die Differenz zwi-
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schen den CO,-Emissionen in der Klasse I und in der Klasse II u.s.w. Die Werte in der
Tabelle 138 stellen die Emissionsreduktion aufgrund der MaBnahmenin Tabelle 137 dar.
Von den MaBnahmen in der Klasse I bewirken die Mafinahmen im Stromsektor und im
Verkehrssektor die groJlte CO,.Einsparung, Die MaBnahmen im Umwandlungsbereich
tragen zu etwa zwei Funftel und die MaBnahmen im Endverbraucherbereich zu drei
Funftel zur gesamten Minderung der CO,-Emissionen bei.
In Klasse II zeigen die MaBnahmen im Strom- und Warrnesektor sowie im HaushaItssek-
tor den grolsten CO,-Reduktionseffekt. Die CO,.Reduktion im Umwandlungsbereich
und im Endverbraucherbereich sind etwa gleich grof].
Die quantitative Wirkung der MaBnahmen in Klasse III ist, bis auf die Aufteilung zwi-
schen Strom- und Warmesektor, ahnlich wie in Klasse II. Der Industriesektor ubernirnmt
hier einen hoheren Anteil als in den anderen Klassen, In Klasse IV tragen die MaBnah-
men im Endverbraucherbereich zu vier Funftel zur gesamten CO,-Reduktion bei. Beson-
ders ausgepragt ist dabei die CO,-Einsparung aufgrund der MaJlnahmen im Haushalts-
sektor. In dieser Klasse liefem aber auch die MaBnahmen im Verkehrssektor und im
Stromsektor einen wichtigen Beitrag zur CO,-Minderung.
In Tabelle 139 sind die Kosten der MaBnahmen in den vier Klassen sowie die entspre-
chenden spezifischen CO,-Reduktionskosten und CO,.Grenzkosten zusammengefalst.
Die jahrlichen Mehrkosten sind differentiell zu verstehen, d.h, Mehrkosten in einer Klasse
werden als Additiv zu den Mehrkosten in der darunterliegenden Klasse angegeben,
Tabelle 139
Mehrkosten der MaBnahmen (gegenilber Referenzfall) ZUI' Reduktion der
CO2-Emissionen in den alten Bundeslandern
Klasse I Klasse II Klasse III Klasse IV
Kosten der MaBnahmen in Mrd. DM/a 0,5 1,9 7,3 16,7
Spez.COz-Minderungskosten inOMIt 17 55 205 472
COz-Grenzkosten in OMIt 39 101 309 613
Die Kosten der MaBnahmen steigen mit den Klassen stark. Die mittleren spezifischen
CO,-Reduktionskosten in Klasse IV liegen urn den Faktor 28 hoher als die in Klasse I.
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6 Identifizierung von Handlungsfeldern fUr die COz-Reduktion
6.1 Vorbemerkungen
Im folgenden werden die Ergebnisse del' Szenarien detailliertervorgestellt und erlautert.
Ausgehend von del' Annahme, die vom Modell errechneten Ergebnisse in konkrete Kli-
maschutzmaJlnahmen umsetzen zu wollen, werden die Anforderungen und Vorausset-
zungen in den jeweiligen Sektoren aufgezeigt und diskutiert. Den Modellergebnissen
werden - soweit dies moglich ist - die meist unabhangig vom Optimierungsmodell quan-
tifizierten EinzelmaJlnahmen aus Teil II gegenubergestellt. Ein solcher Vergleich ist al-
Ierdings nul' begrenzt moglich, da zwischen den EinzelmaJlnahmen Abhangigkeiten be-
stehen, die bei del' Quantifizierung nicht mit einbezogen wurden. Streng genommen kon-
nen die quantifiziertenReduktionspotentiale del'EinzeimaBnahmen nul' isoliert voneinan-
del' bewertet werden, so daJl die'Augabe eines Gesamtpotentials aIs Summe mit einigen
Unsicherheiten behaftet ist. Demgegenuber berucksichtigen die optimierten Modeller-
gebnisse Ruckkopplungseffekte, da das gesamte Energiesystem von del' Primar- bis zur
Nutzenergieseite ais ein vernetztes Systemabgebildet ist. Gegenuberdel'modellexogenen
EinzelmaJlnahmenbewertung konnen die vom IKARUS-Modell errechneten Handlungs-
felder und MaJlnahmennul' im Kontext des gesamten Energiesystems und del' vorgege-
benen Randbedingungen (z.B. energiepolitische Restriktionenetc.) bewertet werden.
Insbesondere bei del' Quantifizierung von zusatzlichen EinzelmaJlnahmen fur das "Mit-
weiteren-Maflnahmen-Szenario" beruht eine Wirkungsabschatzung im Vergleich mit ei-
ncr Referenzentwicklung, die im wesentlichen mit def Entwicklung identisch ist, die die
Prognos AG vorausgeschatzt hat. Die Optimierungsergebnisse del' IKARUS-Reduk-
tionsszenarien werden dagegen mit den Ergebnissen des IKARUS-Referenzszenarios
verglichen, die selbst Produkt einer Optimierungsrechnung sind. Eine gewisse Kompati-
bilitat zwischen den Referenzentwicklungen von IKARUS und Prognos ist insofern ge-
geben, als die grundlegenden Rahmendaten in etwa iibereinstimmen. Ringegen ist es sehr
wahrscheinlich, daB Detailannahrnen erheblich voneinander abweichen. Aus diesem
Grund sowie durch das Arbeiten mit unterschiedlichen methodischenAnsatzen durfte ein
Vergleich Unsicherheiten aufweisen.
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Der Vergleich von EinzelmaJlnahmen entsprechend Teil II und IKARUS-Modell-
ergebnissen wird zusatzlich dadurch erschwert, daf sich die Quantifizierung der Wirkun-
gen der EinzelmaJlnahmen zum Teil aufBereiche bezieht, wie die Erhchung der Benzin-
preise oder Geschwindigkeitsbegrenzungeri, die sich nicht direkt auf die Technikebene
des Optimierungsmodells projizierenlassen.
Gleichwohl setzen die EinzelmaJlnahmen zum groflten Teil genau in den Sektoren an, in
denen auch das IKARUS-Modell CO,-Reduktionspotentiale und Handlungsfelderidenti-
fiziert hat. Da aber in der Realitat einzelwirtschaftliche Akteure nach individuellen Krite-
rien handeln, die im Sinne des IKARUS-Optimierungsmodells nicht immer volkswirt-
schaftlich optimal sind und da das Modell bestimmte Hemmnisse (z.B. das Investor-
Mieter-Dilemma im Gebaudebereich) nicht kennt, wird sich eine als optimal errechnete
Strategie niemals automatisch in der kunftigen Energiewirtschaft durchsetzen.
Vielmehr mull diese mit Hilfevon Verordnungen, Preispolitik, finanziellen Anreizen oder
sonstigen Fordermafinahmen umgesetzt werden. In diesem Sinne kann ein grofier Teil
der in Teil II aufgeflihrten, modellexogen definierten EinzelmaJlnahmen verstanden wer-
den, so dall letztendlich der Ansatz der Einzelmaflnahrnenanalyse und der integrierte An-
satz mit Hilfe des IKARUS-Modells erganzend auf ein gemeinsames Ziel zusteuern.
6.2 Umwandlungssektor
6.2.1 Stromerzeugung
Die folgende Ergebnisdiskussion umfaJlt die offentliche Stromerzeugung (einschlielllich
Kraftwerke der DeutschenBundesbahn) und ist auf die alten Bundeslanderbegrenzt.
Verglichen mit der Ausgangssituation steigt der endenergieseitige Stromverbrauch im
Referenzfall (REF_AL05) mit 3,4 % nur sehr moderat. Dieser Trend gilt auch fur das
globale (CG_AL05) wie fur das sektorale (CS_AL05) Reduktionsszenario. Die ver-
gleichbarenZuwachsratenbetragen 2,3 % bzw. 4 %. Zwischender Referenzentwicklung
und den Reduktionsszenarien gibt es somit kaum Unterschiede. Diese Entwicklung spie-
gel! sich in der Struktur der offentlichen Stromerzeugung (Tabelle140).
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Tabelle 140
Struktur der ijffentliche Netto-Stromerzeugung in den Szenarien
im Jahre 2005 in den alten Bundeslandem
REFJL05 CG AL05 CS AL05
Stromerzeugung in PJ (Erzeugungsanteile in %)
Erzeugung lnsgesamt 1358 (100,0) 1343 (100,0) 1367 (100,0)
Kernenergle 467 (35,9) 487 (36,3) 487 (35,7)
Braunkohle 270 (19,9) 270 (20,1) 270 (19,7)
Steinkohle 301 (22,2) 188 (14,0) 188 (13,8)
Erdgas 108 (7,9) 212 (15,8) 244 (17,8)
Wasser 68 (5,0) 74 (5,5) 74 (5,4)
Wind 22 (1,6) 22 (1,6) 22(1,6)
HKW 75 (5,5) 75 (5,6) 66 (4,8)
Sonstlge 27 (2,0) 15 (1,1) 16 (1,2)
Entsprechend den vorgegebenen Restriktionen bleibt die Stromerzeugung aus Braunkoh-
le- und Kemkrilftwerken in etwa konstant. Die Stromproduktion aus Steinkohle Iiegt im
Referenzfall deutlich uber den Werten der Minderungsszenarien. Wahrend im Referenz-
fall neben der inlandischen Steinkohle auch Importkohle (rund 10 Mill. t) verstromt wird,
wird in den Reduktionfallen die Steinkohleverstromung auf die dem Modell als untere
Grenze vorgegebene Mindestverstromung inlandischer Steinkohle zuruckgefahren, Die
Erdgasverstromung, die bereits im Referenzfall deutlich hoher liegt als irn Bezugsjahr,
verdoppelt sich im Reduktionsszenario (CG_AL05) und Iiegt im sektoralen Reduktionss-
zenario (CS_AL05) bedingt durch einen etwas grofleren Strombedarfnoch hoher.
Kapazitaten, Auslastung
Tabelle 141 enthalt die nach Energietragern unterschiedenen Stromerzeugungskapazita-
ten. Entsprechend dem Verlauf der Stromerzeugung nimmt die gesamte installierte Ka-
pazitat gegenuber 1989 im Szenario REF_AL05 leicht ab und erreicht im Reduktionss-
zenario in etwa den Wert von 1989. Sowohl der Zubau als auch die Auslastung der je-
weiligen Kraftwerkskapazitaten werden vom Optimierungsmcdell unter Berucksichti-
gung der Lastgangliniencharakteristika berechnet. Gegenuber 1989 betragt der altersbe-
dingte Ruckgang der installierten Kraftwerksleistung etwa 9,2 GW. Diesem Wert stehen
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im Referenzfall und im Reduktionsszenario ein Neuzubau (Tabelle 142) von insgesamt
6,6 GW bzw. 10,2 GW gegenuber,
Tabelle 141:
Installierte Netto-Leistung del' 6ffentlichen Stromversorgung"
in den alten Bundeslhndenr im Jahre 200S
REF_AL05 I CG AL05
Installierte Nettolelstung inGW (Lefstungsanteij in %)
Netto-Leistung insgesamt 73,3 (100.0) 76,7 (100,0)
Kernenergie 21,1 (28,8) 21,1 (27,5)
Braunkohle 11 (15,0) 11 (14,2)
O/(HEUHS) 7,2 (9,8) 7,2 (9,4)
Erdgas 10,6 (14,5) 14 (18,2)
SteinkohJe 15,9 (21,7) 15,9 (20,7)
Wasser 3,3 (4,5) 3,5 (4,6)
Wind 2,7 (3,7) 2,7 (3,5)
Andere 1,5 (2,0) 1,5 (1,9)
1) OhneKraft.Warme-Kopplung.
Tabelle 142
Zubau von Kraftwerkskapazitaten" in den alten Bundeslandern
bis zum Jahre 200S in den Szenarien
REF_ALaS I CG_AL05
Kapazftat (netto) in MW
Braunkohle 2 000 2000




Gesamt 6622 10 242
1) OhneKraft-Warme-Kopplung
Wahrend dem Modell ein Zubau von Kernkraftwerkskapazitaten exogen "verboten"
wurde, kommt es modellseitig in allen Szenarien bis zum Jahre 2005 zu keinem weiteren
Zubau von Steinkohlekraftwerken. Korrespondierend zu del' jeweiligen Stromerzeugung
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betragt die durchschnittliche Auslastung der Steinkohlenkraftwerke (15,9 GW) etwa
5260 Stunden/a (h/a); sie sinkt im Reduktionsfali auf einen Wert von rund 3 240 h/a.
Signifikant ist der Zubau von Erdgas-GuD- Kapazitaten, der in den Reduktionsszenarien
die obere Zubaugrenze von 5 GW erreicht. Bereits im Referenzfall betragt die Ausia-
stung der erdgasbefeuerten Kraftwerke 2 800 h/a; in den Reduktionsszenarien steigt sie
aufrund 4200 h/a (CG_AL05) oder 5 260 Iva (CS_AL05), Verglichen mit dem Basis-
jahr 1989 werden Erdgaskraftwerke im Mittellastbereich eingesetzt. Die Grundlaststrom-
erzeugung beruht in allen Szenarien auch im Jahre 2005 auf Braunkohlen- und Kern-
kraftwerken, deren Auslastungen im Bereich von 6 800 h/a sowie 6 400 h/a liegen und
gegenuber dem Ausgangsjahr leicht steigen,
COrEmissionen
Abbildung 22 zeigt die Entwicklung der CO,-Emissionen im Bereich der offentlichen
Stromerzeugung, Gegenuber 1990 nehmen die gesamtdeutschen CO2-Emissionen im
Referenzfall um 13,7 % (etwa 38 Mill, t) ab, Differenziert man nach alten und neuen
Bundeslandern betragen die entsprechenden Werte 9,3 % fur die alten und 23 % fur die
neuen Bundeslander.
Abbildung 22










1990 Referenz 2005 Redoktlcn
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In der Selbstverpflichtungserklarung der in der VDEW zusammengeschlossenen offentli-
chen Stromversorgungsunternehmen vom 27.3.1996 wird von einer gesamtdeutschen
CO,-Minderung von 8 bis 10 % (23 bis 29 Mill. I) bis zum Jahr 2005 (gegenuber 1990)
ausgegangen. Dieses Minderungsangabe wird nieht weiter detailliert, zumal sie als Zwi-
schenergebnis zu sehen iSI, da sieh das von VDEW gesteckte Minderungsziel auf das
Jahr 2015 bezieht.Zwar liegt der vom Modell errechneteWert uber dem VDEW- Wert,
doch muf berucksichtigt werden, dan die Unterscheidung zwischen offentlicher und
nicht-offentlicher Stromerzeugung in den neuen Bundeslandem fur das Jahr 1990 nur
schwer abzuschatzenist.
Im Reduktionsfall gehen die gesamtdeutschenCO,·Emissionen bis 2005 gegenuber 1990
um knapp 20 % zuriick. Da diese zusatzliche Reduktion vereinbarungsgemaf (globale
CO,-Reduklion von 18 % in den allen Bundeslandern) von der westdeutschen offentli-
chen Stromversorgung aufzubringen ist, liegt der Ruckgang in den alten Bundeslandern
mit 18,3 % fast doppelt so hoch wie im ReferenzfaU.
Ejftzienz, Brennstoffsubstitution
Inwieweit die CO,-Reduktion auf Effizienzverbesserung oder Brennstoffsubstitution zu-
ruckzufuhren ist, zeigen die in Tabelle 143 enthaltenen Kennwerte. Aufgelistel sind die
als Durchschnittswertezu verstehendenspezifischen CO,-Emissionswerte, die - differen-
ziert nach fossilen Kraftwerken sowie dem gesamtenKraftwerkspark - auf die elektrische
Arbeit bezogen sind.
TabeUe 143
Spezifisehe Kennzahlen der dffentlichen Stromerzeugung'?
in den alten Bundesliindern in den Jahren 1989 und 2005
1989 REF_AL05 CGJL05(2005) (2005)
Fossil: (t CO;:lMWhl'le\tQ) 1,01 0,87 0,81
Gesamt:(t C02lMWhl\etlo) 0,54 0,48 0,44
Fossil:Nettonutzungsgrad (%) 35 36,6 38,3
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Der spezifische CO,-Emissionswert der fossil befeuertenStromerzeugungsanlagen nimmt
bereits im Referenzfall um fast 14 % abo Dies ist eine Folge des verringerten Steinkohle-
einsatzes, der verstarkten Erdgasnutzung sowie durch den Einsatz effizienterer Kraft-
werke. 1mReduktionsfall betragt die Abnahme gegenuber dem Ausgangsjalu fast 20 %.
Ein Vergleich mit dem analogen Wert des gesamten Kraftwerkparks verdeutlicht den
Einfluf der nicht-fossilen Stromerzeugung (im wesentlichen Kemenergie und Wasser),
der weitaus starker ist als die Brennstoffsubstitution fossilerEnergietrager untereinander
(einschliefslich der Effizienzverbesserung). Als Indikator einer Effizienzsteigerung ist in
Tabelle 143 der mittlere Netto-Nutzungsgrad des fossilen Kraftwerksparks aufgefilhrt.
Gegenuber der Ausgangssituation im Jalue 1989 betragt der Effizienzgewinn etwa 1,6
Prozentpunkte (durch den Zubau von Braunkohle-und Erdgaskraftwerken); im Redukti-
onsszenario ist er urn 1,7 Prozentpunkte hoher als im Referenzfall, was im wesentlichen
mit dem Zubau hocheffizienter GuD-Kraftwerke zu erklaren ist. Zum Vergleich: Der
mittlere Netto-Nutzungsgrad des fossilen Kraftwerkparks der neuen Bundeslander be-
tragt im Jahre 2005 rund 37 %; er ist damit geringfugig hoher als der entsprechende
Wert in den alten Bundeslander, In diesem Rahmen sollte erwahntwerden, dall der MaIl-
nahmenkatalog der Bundesregierung keine Maflnahme enthalt, die Wirkungsgradverbes-
serungen vonfossilen Kraftwerken initiiert oder forciert.
Energietragerspezifische Betrachtung(alteBudneslander)
Netto bleibt die Kapazitat der Brallnkohlekraftwerke in etwa konstant. Einer altersbe-
dingten Stillegung in einer Grofienordnung von rund 1,6 GW stehl ein Zubau neuer
hocheffizienter konventioneller Kraftwerke von 2 GW gegenuber. Dies befindet sich im
groflenund ganzen in Ubereinstimmung mit der Planungder betreffenden Energieversor-
gungsunternehmen. Dec Braunkohleneinsatz, der als untere Grenze vorgegeben wurde,
entspricht den fur das Jahr 2005 geplantenBraunkohlefordermengen, die einemBereich
von 100 bis 110 Mill. t angegeben werden (Schiffer 1996):
In welcher Menge inlandische Steinkohle (zu wettbewerbsfahigen Bedingungen) im Jahre
2005' verstromt wird, hangt maflgeblich von der Hohe und Ausgestaltung der hierfiJr
erforderlichenFinanzierungshilfen abo PolitischeEntscheidungen hieruber mussen in den
kommenden Jaluen getroffen werden. Demzufolge kann die Vorgabe eines solchen
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Szenarioparameters nur mit groBen Unsicherheiten vorgenommen werden. Momentan
besteht seitens der IG Bergbau und Energie sowie des Steinkohlenbergbaus der Vor-
schlag, die Forderung der inlandischen SteinkoWe bis 2005 auf35 Mill. t zu reduzieren,
wobei 25 Mill. t fur die Verstromung veranschlagt werden. Andere Vorstellungen
(Schiffer 1996), die von einer bestimmten jahrlichen offentlichen Subventionsquote aus-
gehen, sind weitaus pessimistischer und schatzen die fur die Verstromung eingesetzte
Kohlemenge aufvielleicht 15 Mill. t. Dem Optimierungsmodell wurde die Verstromung
von mindestens 17 Mill. t SKE (rund 500 PJ) in Form einer Restriktion "aufgezwungen".
Daneben besteht als eine weitere Option die Verstromung von Importkohle,
Im Reduktionsfall CG_AL05 betragt der Zubau hocheffizienter Erdgas-GuD-Kraftwerke
etwa 5 GW. Inwieweit ein solehe MaBnahme zu realisieren und mit welchen Problemen
sie behaftet ist, soil an einem Vergleich verdeutlicht werden: Im Jahr 1994 lag die instal-
lierte erdgasbefeuerte Kraftwerksleistung in den a1ten Bundeslandern bei etwa 12,5 GW
(netto), wobei 2 bis 2,5 GW auf Spitzenlast-Gasturbinen entfielen. Bei den restlichen
Kraftwerken handelt es sich um konventionelle erdgasbefeuerte Kraftwerke. Der GroJJ-
teil dieser Anlagen ist den Verbundunternehrnen zuzurechnen und dient dort der Reser-
vebereitstellung. Da fur diese Kraftwerksstandorte eine Erdgasversorgungsinftastruktur
vorhanden ist, ware es naheliegend, konventionelle Anlagen umzuriisten oder durch
GuD-Anlagen zu ersetzen. Neben dem technischen Aufwand ist a1lerdings auf einige
Problemkreise hinzuweisen:
• Fur das einzelne Energieversorgungsuntemehmen bedeutet dieUmriistung eine Erho-
hung der Kraftwerkskapazitat, Ausgehend von einer kunftig praktisch konstanten
Stromnachftage milssen andere Kapazitaten (Steinkohle, Braunkohle) quasi stillgelegt
werden. In vielen Hillen sind die Erdgas- und Kohlekraftwerkskapazitaten nicht an ei-
nem Standort zu linden, so daJJ ein Leistungsausgleich durch Ubertragungsnetze er-
folgen milBte. Daruber hinaus ist zu sehen, daB Erdgas- und Kohlekapazitaten nicht
gleichmalsig uber aile Verbundunternehrnen verteilt sind, so daB eine Urnrustung nur
als eine zwischen den betrelfenden Unternehrnen abgestimmte Verbundlosung denk-
bar ist.
• Ein GroJJteil der heutigen Erdgaskapazitaten ubernimmt derzeit Reserveaufgaben,
Auchkunftig wird vor dem Hintergrund einer sicheren Stromversorgung Reservevor-
haltung notwendig sein, so daB hierdurch das Substitutionspotential einer weiteren
begrenzenden Randbedingung ausgesetzt 1st.
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• Eine weiteres Hemmnis bei der Umsetzung des Substitutionspotentials konnten die
Brennstoftbeschaffung sowie die von EVU einzugehenden Brennstoffabnahme-
verpflichtungen (d.h. Vertrags- und somit Preisgestaltung iiber einen langen Zeitraum)
darstellen.
Inwieweit eine Umrustung bzw. ein Neubau in einer Groflenordnung von 5 GW in der
noch verbleibenden Zeit bis 2005 machbar ist, 1allt sich an den Zubauraten von Erdgas-
kapazitaten ablesen, die in den vergangenen Iahren realisiert wurden. Wahrend der Zu-
bau von erdgasbefeuerten Kapazitaten in den letzten 15 Jahren aus verschiedenen Grun-
den (z.B. Verstromungsgesetz, Energiepreise etc.) eher gering war, lag er in den Peri-
oden von 1970 bis 1975 und von 1975 bis 1980 in einer Grobencrdnung von 5,6 GW
bzw. 2,8 GW. Aus rein technischer Sicht erscheint daher ein Zubau bis 2005 (also 5 GW
in 9 Jahren) durchaus moglich. AlIerdings kann nicht iibersehen werden, dall sich der
Aufwand fur die Genehmigungsverfahren derart erhoht hat, dall ein Vergleich mit Zu-
bauraten der 70er Iahre mit entsprechenden Unsicherheiten verkniipft ist. Andererseits
wird vor dem Hintergrund der Liberalisierung der Energiernarkte ohnehin mit einer Zu-
nalnne der Erdgasverstromung gerechnet.
Im Jahre 1990 betrug der Erdgaseinsatz zur Stromerzeugung 198 PI (BMWi 1996); in
den Reduktionsszenarien wird er fur die offentlichenKraftwerken im Jahre 2005 mit 438
(CG_AL05) bis 512 PJ (CS_AL05) veranschlagt; er Iiegt somit um einen Faktor 2 bis 3
uber dem Wert von 1990. Der Erdgaseinsatz in Reduktionsszenarlen ist in etwa ver-
gleichbar mit den analogen Verbrauchswerten von 1975 bis 1980, als etwa 450 PJ Erd-
gas verstromt worden waren. Die Beantwortung der Frage, ob eine derartige Erdgas-
menge fur die Verstromung zur Verfugung steht, mull in einem breiteren Kontext gese-
hen werden. Der gesamte Erdgasverbrauch der alten Bundeslander bewegt sich in den
Reduktionsszenarien in einem Bereich von 2 766 bis 2 869 PJ; er' ist damit um reichlich
50 % hoher als 1989.
Gegeniiber dem Ausgangsjahr steigt die Stromproduktion durch Wind und Wasser um
etwa 5,8 TWh und erreicht im Jahr 2005 einen Wert von rund 25 TWh (REF_AL05).
Der Anstieg im Reduktionsfall (CG_AL05) betragt gegeniiber der Referenzentwicklung
1,7 TWh und fallt eher moderat aus. Der Einsatz regenerativer Energietrager spielt bei
der Einhaltung des Reduktionsziels sornit kaum eine Rolle. Der Anstieg von 1989 bis
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2005 ist fast ausschlieJllich eineFolge der hoheren Verstromung von Wind. Die installier-
te Windkraftkapazitat betragt 2005 rund 2,7 GW; sie wurde dem Modell als untere
Grenze vorgegeben. Die Stromerzeugung durch Photovoltaik betragt bei einer als untere
Grenze vorgegebenen Kapazitat von 22 MW etwa 0,026 TWh und ist vernachlassigbar.
Im Reduktionsfallwerden keine weiteren Wind- und Photovoltaikkapazitiiten gebaut, so
daf deren Stromproduktionnahezu konstant bleibt. Gegenuberder Referenzentwicklung
erhoht sich die Kapazitat der Wasserkraftwerke urn etwa 220 MW und dementsprechend
die Stromerzeugung. AIs Fazit liiOt sich festhalten, daO in den Reduktionsszenarien
(CG_AL05, CS_AL05) das Modell eine Vielzahl anderer kostengiinstigerer Reduktions-
optionen wahlt, Wie Sensitivitatsrechnungen gezeigt haben, wird die Stromerzeugung
auf Basis erneuerbarer Energiequellen erst bei viel stringenteren Reduktionszielen, die in
einemBereich von 20 bis 25 % CO,-Reduktion fur die alten Bundeslander Iiegen, signi-
fikant ausgeweitet. Der Beitrag ist jedoch auch dann noch - gemessen an der gesarnten
Stromerzeugung - eher gering.
Wie aus der Einzelmaflnahmenbewertung des DIW hervorgeht, werden durch die Selbst-
verpflichtung der offentlichen Strornwirtschaft sowie durch die Einspeisevergutung mit
Abstand die groflten Reduktionspotentiale initiiert. Aile anderen Malmahmen irn Strom-
erzeugungsbereich, die in irgendeiner Weise mit regenerativen Energietragern zu tun
haben, sind im Hinblick auf die CO,-Einsparung von untergeordneter Bedeutung. AIs
Folge der Einspeisevergiitung schatzt das DIW die zusatzliche Stromproduktion im Jahr
2005 auf rund 7,7 TWh. Demgegenuber weist das Optimierungsmodell fiir den Referenz-
fall 5,8 TWh aus.
6.2.2 Fernwarme
Gegenuber 1989 nimmt der Fernwarmeverbrauch in den alten Bundeslandern irn Refe-
renzfall urn etwa 5 % lei~ht ab. Als Reaktion auf die vorgegebene CO,-Restriktion steigt
der Verbrauch irn Reduktionsszenario und erreicht in etwa den Wert des Jahres 1989.
Die gegenuber dem Referenzfall zusatzliche Wiirrneerzeugung geschiehthauptsiichlich im
Nahwiirrnebereich durch den Einsatz von Biogas sowie Deponiegas.'Als Ergebnis bleibt
festzuhalten, dafl der Fernwiirmeausbau ais CO,-Reduktionsoption fur das Modell
(insbesondere wegen der hohen Transport- und Verteilungskosten sowie der zugrunde-
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liegenden, nul' moderat sleigenden Energiepreise) offensichtlich unattraktiv ist. Ein sol-
ches Ergebnis liiBI sich naturlichnicht generell auf Einzelakteure ubertragen. Es muB VOl'
dem Hinlergrund des voikswirtschaftlichen Ansatzes sowie del'Modellphilosophie gese-
hen werden und iSI im Sinnedes Modellansatzes als ein mehr globalerTrend aufzufassen.
FOrden einzeinen nach belriebswirtschaftlichen Krilerien entscheidenden Femwarmever-
sorger sind die jeweiligen individuellen Randbedingungen seines Versorgungsgebieles
(z.B. Warmedichten etc.) maflgebend, die das Modell in einer derart detaillierten Auflo-
sung nicht abbildet. Sowohl die moderate Entwicklung del' Energiepreise, welche die
kapitalintensive Fernwarmeirn Wettbewerb beeintrachtigt, als auch del' sich abzeichnen-
de steigende Ausbau del'Erdgasversorgung (oft in "femwarmewurdigen" Gebieten, d.h.
hohe Warmedichte) durften kunftig erhebliche Hemmnisse fur den Femwiirmeausbau
darstellen.
6.3 Haushallssektor
6.3.1 Abgrenzungen, Technologieoplionen und SparmaOnahmen
Abgrenzungdel'COrEmissiollell
Die gesamten CO,-Emissionen del' privatenHaushalteumfassen die folgenden Bereiche:
• brennstoffseilige Raumwarmebereitstellung (ohne Strom),
• brennstoffseitige Warmwassererzeugung,
• brennstoffseiliger Geriitebetrieb (dies betriffiKochenmit Brennstoffen).
Die Emissionen des elektrischen S.tromes werden dagegen im Umwandlungssektor bi-
lanziert. Del' Ausstof fur die obigen Kategorien teilt sich etwa wie foigt auf: Raurnwar-
me 90 %, Warmwasser 9 %, Kochen 1 %. Die COrEmissionen dec Warmwassererzeu-
gung hangen eng mit del' Raumwarmebereitstellung zusammen. Zumindesl in den zen-
lralbeheizten Wohngebauden wird Brauchwasser mit del' Heizanlage erwarmt, Deshalb
werden im folgendendie CO,-Emissionen des Haushaltssektors in del'Summebetrachtet.
Zugrunde liegende Technologteopttonen
Aus del' Vielzahl del' im IKARUS-Modelldalensalz vorhandenen Technologieoptionen
werden bier nur diejenigen genannt, die einen nennenswerten Beitrag ZUI Energiebereit-
stellung im Haushaltssektor leisten. Dies sind:
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• Einzelofenfur Erdgas,Heizol sowieBraun-und Steinkohle,
• Zentralheizungen fur Erdgas und Heizol, wobei hierjeweilszwischen konventionellen
Anlagenund Brennwertkesseln unterschieden wird,
• elektrischeNachtspeicherheizungen,
• Fernwarrneheizungen.
Bei den Gebaudehullen stehendemModellmehrereDarnmstufen zur Verfugung, die den
gesamten Bereich von ungedammten Altbauten uber WSchV82, WSchV95 bis hin zur
geplanten Energiesparverordnung 2000 und daruber hinaus bis zum noch weitgehend
gedammten Niedrigenergiehaus umfassen. 1m IKARUS-LP-Modell werden vier aggre-
gierte Gebiiudetypen jeweilsfur diealtenund neuenBundeslander abgebildet:
• Einfamilienhauser altund neu,
• Mehrfamilienhauser alt und neu.
FUr Neubauten ist im Modell die Wiirmediimmung entsprechend der WSchV95 als Min-
destwert vorgegeben worden. Nicht abgebildet werden z.B. das Verbraucherverhalten
oder das Investor-Mieter-Dilernma sowiesonstige nichttechnische Hemmnisse.
Grundsatzliche Handlungsfelder fur Sparmafinahmen
Auf dieser Grundlage werden durch die IKARUS-OptimierungsrecOOungen Mallnahrnen
bzw. Handlungsfelder fur die CO,-Reduktion in folgenden Bereichen identifiziert:
• Verstarkter Einsatz der effektiveren Gas-Brennwertkessel,
• Wechsel zu kohlenstoffarmen Energietragern, insbesondere Erdgas,
• Nachrustungeines Teilsder Altbauten in den altenBundeslandern,
• Verscharfung der WSchV95 ab demJahre2000 und
• Modernisienmg des alten Gebiiudestandes in den neuenBundeslandern.
Dabei werden Emissionsreduktionen durch effektivere Normalkessel, deren Stand der
Technik sich autonom weiterentwickelt, mitberucksichtigt, Detaillierte Aussagenzu den
IKARUS-Handlungsfeldem werden aus den z.T. aggregierten Optimierungsergebnissen
direkt, oder durchweiteremodellexogene Rechnungen abgeleitet.
6.3.2 Szenarioabhangige CO,-Emissionen
Als Referenzszenario ohne besonders scharfe Reduktionsmallnahrnen (ohne CO2-
Restriktion im Modell) wird fur die alten Bundeslander das IKARUS-Referenzszenario
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REF_AL05 mit einer Emission von 111,0 Mill. t CO2 im Jahre 2005 zugrunde gelegt
(vgl. Tabelle 144). Da fur die neuen Bundeslander das IKARUS-Szenario REF_NL05
schon das im Rahmen dieses Projektes vereinbarte Reduktionsniveau von 16,2 Mill. t
CO2 erreicht, wird durch modellexogene Rechnungen eine Zwischenstufe in Form eines
Quasireferenzszenarios eingefuhrt, Hierzu werden die bis 1996 beschlossenen Einzel-
maJlnahmen entsprechend Kapitel II.5.1 herangezogen, die in den neuen Bundeslandern
eine Einsparung von 9,4 Mill. t erreichen ("Mit-MaBnahmen-Szenario"). Zusatzlich wird
eine geschatzte autonome CO2-Minderung von 3,7 Mill. t angesetzt. Zieht man die
Summe der Einsparungen von 13,I Mill. t CO2 von der Emission im Faile einer Entwick-
lung ohne Reduktionsmaflnahmen ah, dann ergibt sich die Emission des Quasirefe-
renzszenarios von 25,3 Mill. t (vgl. Tabelle 145).
Zur Ermittlung der Emission im Faile einer Entwicklung ohne jegliche Reduktionsma1l-
nahmen wird der Stand der Technik sowie die Energietragerstruktur eingefroren. Die
gesamte Emission fur 2005 wird proportional zur Zunahme der beheizten Wohnraumfla-
che hochgerechnet und erreicht fur die neuen Bundeslander 38,4 Mill. t.
Tabelle 144
Entwicklung der CO2-Emissionen im Haushaltssektor in den alten Bundesllindern










REF_NL05 (neue Bundeslander 2005)
-
16,2
Summe Referenzentwicklung 155,7 127,2
lKARUS·Reduktfons- und Zielszenarien
CG_AL05 (alte Bundestender 2005)
- 97,3






1) FOr dieneuen Bunceslander wurde keln weiteres Reduktionsszenario gerechnel. Deshalb wird REF_Nl05 hler
auch als Zlelszenario aufgefOhrt. 2) In Tabelle 113wird elne Emission von 119 Mm. t g~nannt. Daber wurde je-
doch, wte nachlragr:che Analysen ergeben haben, derElnfluB derWSchV95 nur sehr grob berockslchtigl. DIe
Korreklur haldieSituation inden anderen Sekloren praldisch nlch: geandert.
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Als Zielszenario werden im FaIle der alten Bundeslander die Emissionen des IKARUS-
Reduktionsszenarios CG_AL05 von 97,3 Mill. t zugrunde gelegt und fur die neuen Bun-
deslander 16,2 Mill. t entsprechend dem IKARUS-Szenario REF_NL05. Die gesamte
Emission in Deutschland betragt bei Zielerreichung 113,5 Mill. t.
Die CO2-Einsparungen im FaIle der Referenzentwicklung und im Falle der Zielerreichung
sind in der rechten Spalte der folgenden Iabelle 145 dargestellt.
Tabelle 145
Szenarioabhlingige CO,-Emission und CO,-Einsparung im Haushaltssektor
in den alten und neuen Bundeslandenr im Jahre 2005
Emission Elnsparung1)
Mill. t Mill. t
Alte Bundeelander
JKARUS-Referenzszenario REF_AL05 111,0 22,1
IKARUS-Reduktionsszenario CG_AL05 (Zlelszenario) 97,3 13,6
Neue Bundeslander
1. Ohne ReduktionsmaBnahmen (Stand der Technik von 38,4 -
1990 eingefroren2))
2. Szenario mit bis 1995/96 mode!texogen beschlossenen 25,3 13,1lMA·MaBnahmen (Quasireferenzszenario)
3. IKARUS-Szenario REF_NL05 (hier als Zielszenario be-
zeichnet) 16,2 9,1
1) Einsparung jeweUs gegenober demvcreruehencen szenanc 2) Emission «n Jahre 1990nach KapiteI5.•1.1
mit 34,9 Mil!.t feslgelegl
6.3.3 CO,-Minderungsmalinahmen zur Zielerreichung
Entsprechend dem IKARUS-Reduktionsszenario muB der uberwiegende Teil der Gas-
nutzer in den alten Bundeslandern Brennwertkessel einsetzen, urn weitere 4,8 Mill. t CO2
zu sparen (vgl. Tabelle 146). Entsprechend dem Szenario REF_NL05 ist der massive
Einsatz von Brennwertkesseln in den neuen Bundeslandern dagegen nicht notwendig.
Erdgas hal gegenuber Kohle je Energieeinheit einen urn etwa 50 % niedrigeren CO,-
Ausstofl, in Bezug auf Heizol sind es immerhin noch 25 %. Die Substitution von Kohle
und Heizol durch Erdgas ist damit eine attraktive Malinahme, urn den CO,-AusstoJ] im
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Haushaltssektor zu verringem. Urn das Reduktionsziel zu erreichen, mussen zusatzlich
20 dem schon im Referenzszenario eintretenden Wechsel 20m Erdgas weilere 25 % der
1990 vorhandenen Olheizungen auf Gas umgestellt werden. Damit konnen die CO2-
Emissionen um weitere insgesamt 3,5 Mill. t CO2 reduziert werden.
Zusatzlich 20 den im Referenzszenario schon vorgesehenen CO,.Einsparungen durch
bessere Warmedammung im Renovierungszyklus mUssen in den alten Bundeslandern
dureh Bestandsnachrustung die CO2-Emissionen noeh um weitere 3,3 Mill. t gesenkt
werden. Dureh die Verscharfung der WSehV95 um rund ein Drittel wird eine Einsparung
von 1,9 Mill. t erzielt. Diese Versehiirfung ist von der Bundesregierung in Form einer
neuen Energiesparverordnung fur das Jahr 2000 aueh bereits geplant.
Um das von IKARUS fiir die alten Bundeslander als optimal erreehnete Reduktionsni-
veau zu erreichen, mussen insgesamt 13,5 Mill. t CO2 gespart werden. In den neuen
Bundeslandern ist insbesondere eine weitergehende Modernisierung von ca. 35 % des
Gebaude-Altbestandes notwendig, um eine zielgerichtete Emissionsminderung von 8,8
Mill. t 20 realisieren.
Tabelle 146
CO,-Minderungsmafinahmen zur Zielerreichung Irn Haushaltssektor





A VerstarkterEinsatz von BrennwertkesseJn 4,8
B. Brennstoffwechsel (weniger 01und mehrGas) 3,5
C. Weitere Bestandsnachrostung (bessere Warmedammung) 3,3
D. Verscharfung derWSchVab 2000 1,9
Summe alte Bundeslander 13,6
Neue BundesUinder
D. Verscharfung derWSchVab 2000 0,3
E.Weitergehende Modernlsierung des Oebaude-Altbestandes 8,8
Summe neue Bundeslander 9,1
Summe alte und neue Bundeslander 22,6
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6.3.4 Zuordnung der IKARUS-Handlungsfelder zu den Einzelmaflnahmen
Die IKARUS-Handlungsfe!der lassen sieh fur die Zielszenarien in den alten und neuen
Bundeslandern wie folgt zusammenfassen:
A.: Erheblieh verstarkter Einsatz von Gas-Brennwertkesseln
B.: Verstarkter Brennstoffweehsel (weniger 01 und mehr Gas)
C.; Weitere Bestandsnaehrtistung der Altbauten in den alten Bundeslandern (bessere
Warmedammung)
D.: Verscharfung der Warmeschutzverordnung (Energieeinsparverordnung 2000)
E.: Weitergehende Modernisierung der alten Gebaude in den neuen Bundeslandern
Die entspreehenden Einzelmaflnahmen, wie sie in Teil II diskutiert wurden, lauten:
102: Energetisehe Sanierung des Gebaudebestandes
I I I: .KfW-Forderprogramm fur die alten Bundeslander
115: Okozulagen
i: Energiesparverordnung 2000
ii: Gebaude Vermietungs- und Verkaufsverordnung
iii: Grundsteuerverordnung
iv: Verstarkte Erdgasnutzung
Tabelle 147 zeigt, dan sich den IKARUS-Handlungsfeldern meist mehrere IMA-
Mafmahmen zuordnen lassen. (vgl. aueh Anhang zu Kapite! 11.5. I).
Tabelle 147
IKARUS-Handlungsfelder filr weitere zielfilhrende CO,-Einsparmannahmen im
Jahre 2005 und Zuordnung zu den Mallnahmen der Bundesregiernng
Einzelman- Alte Bun- NeueBun- Deutsch-
nehmen-Nr. IKARUS-Handlungsfelder deslander deslander land
C02'"Emlssionsminderung in MiII.t
A. Erheblich verstarkter Einsatz von 4,8 -
"
4,8102; 111; i Gas-Brennwertkesseln
B. Verstarkter Brennstoff.Nechsel zu mehr 3.5
-
1) 3,5111; tv Gas
102; 111; ii: iii C. Weitere BestandsnachrQstung in den 3,3 - 3,3
alten Bundeslandem (nicht autonom)
i; 115 D. verscharruna der warmescmnzverorc- 1,9 0,3 2,2
nung (Energlesparverordnung2000)
102; ii; iii E. Weitergehende Modernisierung in den - 8,8 8.8
neuen8undesJandern
Summe 13,5 9.1 22,6
1) z.T. in E. enlhalten
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6.3.5 Umsetzbarkeit der Zielszenarien bis 2005
In den noeh verbleibenden neun Jahren bis 2005 mussen in den allen Bundeslandern zu-
satzlich 13,5 Mill. t reduziert werden und in den neuen Bundeslandern 9,1 Mill. I (vgl.
Tabelle 147). In den neuen Bundeslandern handelt es sieh im wesentliehenurn die weite-
re Modernisierung von rund 35 % des Wohnungsbestandes von 1990, damit zusatzlich
8,8 Mill. I CO, eingespartwerden konnen, Zur Umsetzung mOllte ein neues Modernisie-
rungsprogramm mil dem anderthalbfachen Volumen des noeh Iaufenden KfW-
Programms fur die neuen Bundesliinder aufgelegtwerden.
Durch die verscharfte WSehV, die im Jahre 2000 in Kraft treten soli, konnen weitere 2,2
Mill. teO, eingespart werden. Voraussetzung ist allerdings, dall sich die potentiellen
Bauherrn nicht dureh die emeute, in kurzem Zeitabstand erfoIgte Kostenerhohung abhal-
len lassen. Kritiker erwarten von einer Verschiirfung der WSchV eine deutliche Redukti-
on des Wohnungsneubaus. Sollte dies eintreten, kann die genannle Emissionsreduktion
bis 2005 nieht erreicht werden.
Die Einsparung durch weitere Bestandsnachrustungen von 3,3 Mill. teO, setzl finanziel-
Ie Anreize voraus. Wegen der Heterogenitiit des Gebaudebestandes in Bezug auf Alter,
energetischem Zustand und erforderliehem Kostenaufwand sind die CO,-
Minderungsmoglichkeiten an einzelnen Gebaude ganz unterschiedlich, so dall generell
eineumfassende Nachrustung nur schwer vorgeschrieben werden kann.
Sollen die CO,-Emissionen durch die verstiirkteNutzung von Erdgas urn 3,5 Mill. I ge-
senkt werden, mussen zusatzlich zu den bereits im Referenzszenario erheblichen Hei-
zungsumstellungen von 01 auf Gas weitere 25 % der 1990 vorhandenen Olheizungen bis
2005 durch Gasheizungen ersetzl werden. Die Substitution von kohlenstoffreichen
Energietriigern durch Erdgas hal zwar auch fur den Haushaltssektor eine grolle Bedeu-
tung, ist aber genauso wichtig fur alle anderen Sektoren auflerhalb des Verkehrs. Die
Forderung einer stiirkerenErdgasnutzung ist deshalb als eine sektorubergreifendeMaIl-
nahme zu verstehen.
Enlspreehend den IKARUS-Optimierungsreehnungen mufite ein sehr groller Teil der
Gasnutzer in den alten Bundeslandern auch Brennwertkessel einsetzen, urn weitere 4,8
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Mill. t CO2 zu sparen. Eine solch massive Verwendung dieser Technik HUlt sich aber
vermutlich weder durch das laufende KfW-Programm, noch durch die geltende Hei-
zungsanlagen-Verordnung oder die Kleinfeuerungsanlagen-Verordnung erreichen. Es
werden also zusatzliche Anreize erforderlich sein.
Die Situation entspannt sich aber etwas, wenn man den Verkehrssektor in die Oberle-
gungen einbezieht. 1m IKARUS-Reduktionsszenario CG_AL05, das den bisherigen
Analysen zugrunde liegt, werden die CO,-Emissionen des Verkehrs nur moderat ge-
bremst. Gelange es aber, die verkehrsbedingten CO2-Emissionen entsprechend dem
IKARUS-Szenario CS_AL05 im Jahre 2005 etwa auf dem Emissionsniveau von 1992 zu
halten, dann wiirde der Haushaltssektor urn knapp 4 Mill. t CO2 entiastet. Anstelle von
13,5 Mill. t muflten dann nur noch 9,5 Mill. t eingespart zu werden.
6.4 Verkehrssektor
6.4.1 Abgrenzungen, Technologieoptionen und Sparmatlnahmen
1m Modell werden die folgenden Subselctoren des Verkehrsbereichs in den alten und
neuen Bundeslandern abgebildet:









• Gutemahverkehr (GNV) mit den Transportarten:
• Bahnverkehr und
• Lkw-Verkehr.
• Guterfernverkehr (GFV) mit den Optionen:
• Bahnverkehr,
• Lkw-Verkehr sowie
• Flug- und Schiffsverkehr.
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Erfaflt werden nur die brennstoffseitigen CO2-Emissionen. Elektrischer Strom, den z. B.
die Bahn nutzt, wird im Umwandlungssektor bilanziert. Weiterhin ist zu beachten, daB
die CO2-Emissionen flir die Herstellung von Biokraftstoffenim Primarenergiesektor auf-
gefuhrt werden. EntsprechenddieserArt der Zuordnung werden die CO2-Emissionen am
Fahrzeug mit Null angesetzt, weil das Kohlendioxid abzuglich der Vorleistungsemissio-
nen durch nachwachsende Biomasseder Atornsphare wieder entzogen wird.
Bei der Bahn wird zwischen Diesel-und Elektroantrieb unterschieden. Die StraBenfahr-







• Alternativer Antrieb(LPG, Biokraftstoffe,CNG).
Fur jede dieser Subkategorien wird den Rechnungen ein mittleres Modellfahrzeug zu-
grunde gelegt, das die jeweiligeFlotte reprasentiert, Es werden keine Grollen- oder Lei-
stungsklassen im Modell eingefuhrt. Bei der Optimierung konkurrieren aile Optionen
miteinander. Um zu verhindem, daf das "ungehemmte" LP-Modell ausschlielllich die
billigste Losung wiihlt, mussen Grenzen (Bounds) eingefuhrt werden, welche die nicht
kostenoptimale Realitat widerspiegeln. Tabelle 148 zeigt die oberen und unteren Gren-
zen, die im Modell fur den Verkehrsbereich gesetzt wurden. Da das Modell im Spielraum
zwischen denGrenzen optimiert, kann dieLosung entweder aufeiner der Grenzen Jiegen
oder irgendwo dazwischen.
Der technische Fortschritt wird in den Fahrzeugdaten in Form von veranderten Kosten
und Verbriiuchen berucksichtigt, Hier wird zwischen Normalfahrzeugen und Sparfahr-
zeugen unterschieden. Bei den ersteren wird eine autonome Wirkungsgradverbesserung
bis 2005 unterstellt, bei den letzteren eine stark forcierte Verringerung der Verbriiuche.
Bei den Normalfahrzeugen wird fur die alten Bundesliinder angenommen, daf sich der
Anteil der grollen Fahrzeuge mit hohen Verbrauchen nicht wesentlich erhoht, so daB in
dec Summe die verbrauchssenkenden die verbrauchserhohenden Faktoren ubertreffen,
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Tabelle 148
Wichtige Begrenzungen im Verkehrssektor"
Begrenzte crone Dimension Grenze
ABL NBL
untere obere untere obere
Personennahverkehr Nachfrage fOrBahn [Mrd. Pkm] 15 30 6,5 8
Diesel-Bahn [Mill. kml 31 40 20
Nachfrage fOr Bus [Mrd. Pkm] 30 45 3,5 6
Diesel-Bus [Mill. km] 370 42
altern. Busse iMlIl.kml 370 42
altem. Pkw [Mill. km] 36500 6830
Pkw Benzin [Mill. km] 73000 13660
PkwBenzin Spar [MiII.km] 73000 13660
PkYI Diesel iMill. kmi 62300 250500 11500 54620
Personenfernverkehr Nachfrage tcr Bahn [Mrd. Pkm] 60 23 25
Elektro-Bahn [Mill. km] 250 144
Diesel·8ahn [Mill. km] 18 40
Nachfrage fOr Bus [Mrd. Pkm] 30 19
Diesel-Bus [Mill. km] 240 152
altern. Busse [Mill. km] 119 76
Ranscl-Bua IMil1. km] 240 152
Nachfrage fOr [Mrd. Pkm] 5 10 2,5 3Flugzeug
altern. Pkw [Mill. km] 26000 3810
PkwBenzin [Mill. km] 52000 9620
PkwBenzin Spar [Mill.km] 52000 9620
PkwDiesel iMIII. kmi 48000 160000 9000 28000
GOternahverkehr altam. Lkw (Mill. km] 3800 190
LkwBenzin [MiII.km) 10150 460
LkwDlesel [Mill. km) 10150 460
LkwLPG [MIII.km] 7600 380
LkwRaDsiil [Mill. kmi 10150 460
GOterfernverkehr Nachfrage fOrBahn [Mrd. tkm) 70 110 60 70
Diesel Bahn [Mill. kml' 39 24
Nachfrage fOr [Mrd. tkm] 0,3 0,5 0,03 0,5Flugzeua
altern. Lkw [MlIl.km] 2800 800
Nachfrage fOr [Mrd. tkm] 50 84 16 18Binnenschiff
1) Die aufqetlsteten Begrenzungen wurden von M. Walbeck und P. Gebauer (KFA-STE) zusammenge-
stellt
Bei den Sparfahrzeugen wird unterstelIt, dall diese gleiche Grolle, Leistung und Komfort
haben. Ein Trendwandel zugunsten kleiner Sparfahrzeuge, wie er geJegentlich in der
umweltpolitischen Diskussion gefordert wird, ist im lKARUS-Datensatz nicht umge-
setzt. Dies erschwert es dem Modell aus Kostengrunden, das Sparauto verstarkt in die
Losung zu nehmen.
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In der zur Zeit vorliegenden Form des IKARUS-Datensatzes werden bei den Kosten nur
die Fahrzeugkosten erfafit. Infrastrukturkosten, z. B. fur Straflen- und Sehienenausbau
werden bisher noeh nieht einbezogen. Folgende CO2-ReduktionsmaOnahmen konnen mit
der vorliegenden Form des IKARUS-LP-Modells berucksichtigt werden:
• autonome Wirkungsgradverbesserungen an Normalfahrzeugen,
• derEinsatz vonSparautos mit besonders niedrigem Verbrauch,
• die Verwendung von Fahrzeugen auf der Basis von alternativen, CO,-arrnen Treib-
stoffen (LPG, Biokraftstoffe, CNG) und
• die Verlagerung vom Individualverkehr zum offentlichen Verkehr.
Gar nieht oder nieht direkt berucksichtigt werden folgende Mafinahmen und Einflusse:
• Erhohung der Treibstoffpreise dureh die Mineralolsteuer, dureh eine Energie- oder
CO2-Steuer,
• Erhohung der Kfz-Steuer,
• die Einflihrung von Straffenbenutzungsgebuhren
• Verhaltens- oder gewohnheitsbedingte Effekte wie Fahrweise, Mobilitatswunsche,
Komfortanspriiche, WertvorsteJlungen usw.,
• Geschwindigkeitsbegrenzungen und
• organisatorisehe Maflnahmen zur effizienteren Gestaltung von Verkehrsablaufen,
6.4.2 Szenarloabhhnglge CO,-Emissionen und -Einsparungen
Szenariodefinitionen
Es werden folgende Szenarien fur das Jahr 2005 untersueht und gegenubergestellt:
• Szenario ohne jegliche Reduktionsrnallnahmen, d. h. eingefrorener Stand der Teehnik
von 1989. Dieses Szenario wird modeJlexogen bestimmt.
• Referenzszenarien naeh IKARUS:
* REF_ AL05 (alte Bundeslander)
* REF_NL05 (neue Bundeslander).
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Dies sind kostenminimierte Szenarien ohne spezielle ReduktionsmaJlnahmen, Allerdings
wird fur die gesamte Energiewirtscbaft in den neuen Bundeslandern scbon eine so groBe
CO,-Minderungerreicbt, daB aufweitere Reduktionsszenarien verzicbtetwird,
Reduktionsszenarien nacb IKARUS fur die alten Bundeslander mit CO,-Restriktion zur
Zielerreicbung:
Das Reduktionsziel wird fur die gesamteEnergiewirtscbaftglobal vor-
gegeben. Die jeweiligensektoralenBeitrage sind das Ergebnis der Op-
timierung. Die sektoralen Reduktionsratensind aufgrund unterscbiedli-
cber ReduktionskostenungleicbmaJlig verteilt.
FUr die einzelnen Wirtscbaftssektoren werden jeweils separate Reduk-
tionsraten vorgegeben, urn eine relativ gleicbmiiBigere Belastung zu
bekommen. Da in einem solcben Szenario die teuren Optionen mit in
die Losung gezwungen werden, steigen die gesamten Reduktionsko-
sten drastiscb an, Das Szenario CS_AL05 wurde eingefuhrt, urn insbe-
sondere im Verkebrssektor einestarkere CO,-Reduktion zu erzwingen,
Emwicklung der Gesamtemission in denlKARUS-Szenarien
1m IKARUS-Referenzszenario steigen die CO,-Emissionen des Verkebrssektors der
Bundesrepublik Deutschland von 1990 bis 2005 (entsprecbend Tabelle 149) urn 41,4
Mill, t (prognos 40 Mill, t). Das entspricbt einer Steigerungvon 27 %, 1mgleichen Zeit-
raum expandieren die Verkehrsleistungen im Personenverkehr, ausgedruckt in Perso-
nenkilometer (Pktn), urn 28 % und die Tonnenkilometer (tktn) im Guterverkehr urn die
erbeblicbe Rate von 51 %,
In den Reduktions- bzw. Zielszenarien wird der Anstieg der Verkebrsemissionen ge-
dampft. Da fur die neuen Bundeslanderkein Reduktionsszenario gerechnet wurde, wird
das Szenario REFYL05 aucb als Zielszenario angesehen. Zusarnmen mit dem Redukti-
onsszenario fur die alten Bundeslander CG_AL05 wird der Emissionsanstieg von 1990
bis 2005 auf30,8 Mill, t reduziert. 1mFalle des IKARUS-Szeanario~ CS_AL05 wird die
Emissionweiter verringert, so daB nur noch einAnstiegvon 22 MilL t erwartet wird.
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Tabelle 149











lKARUS·Ausgangswert NBL 15,8 17,0 - -
Szenarlo REF_NLOS - - 35,3 18,3





Szenartc CG_AL05 - - 148,2 12,5











I) tnterpouert.- 2) REF_NLOSlst gle!chzeitig Zielszenario
Kostenproblematik im Verkehrssektor
Im Untersehied zu den anderen Sektoren sinkt die CO2-Emission der Verkehrssektoren
nieht unter das Niveauvon 1990. Ursaehehierftir sind die hohen Reduktionskosteu. Der
Verkehr spielt bei deu Systemkosten eineherausragende Rolle. In allen Szenarien hat er
den weitaus grofiten Anteil au den gesamten Systemkosten. So sind z. B. die Gesamtko-
sten des Verkehrs rund zehnmal so grof wie die Kosten des gesamtenUmwandlungssek-
tors. Die Grunde liegen in den groflen Kapazitiiten der in Deutschland vorbandenen
Fahrzeuge, den kurzeu Lebensdauem der Faluzeugeund dengeringen Nutzungsdauern,
z.B. im Pkw-Verkehrsbereich, So ist z.B. dieKapazitiit (in GW) der in den alten Buudes-
landern vorhandenen Pkw rund 30mal so grof wie die Kapazitat aller Kohlekraftwerke.
Die spezifisehen Anlagekosteu (DMlGW) vou Pkw sind zwar im Mittel urn den Faktor 3
niedriger, dies wird aber dureh die etwa einDrittel niedrigere Lebensdauer bei den Pkw
wieder kornpeusiert. Dariiber hinaus haben Pkw gegenuber Kohlekraftwerken eine urn
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den Faktor 40 niedrigere Auslastung. Dies treibt bei den Pkw die spezifischen Jahresko-
sten (bezogen auf den Energieumsatz) drastisch in die Hohe,
Da aile Maflnahmen im Verkehr aufgrund dieser Verhaltnisse spezifisch relativ teuer
sind, wird das Optimierungsmodell erst die kostengiinstigeren Maflnahmen aus den ande-
ren Sektoren in Losung nehmen. Dies hangt naturlich auch von den zugrunde gelegten
Daten und Fahrzeugtypen abo
Die folgende Tabelle 150 gibt eine Obersicht der CO,-Reduktionskostenfur mittiere Pkw
im Jahre 2005, die modellexogen ermittelt wurden. Die zugrunde liegenden Daten wur-
den - soweit wie rnoglich - dem IKARUS-Datensatz entnommen. Diese CO,-Reduk-
tionskosten berucksichtigen sowohl die hoheren Anschaffungskosten der Sparfahrzeuge
gegenuber den Normalfahrzeugen als auch die erzielbaren Treibstoffeinsparungen,
Tabelle 150
Mittlere CO,-Reduktionskosten im Pkw-Bereich





Fur den mittleren Benzin-Spar-Pkw reduziert sich im Jahre 2005 der Verbrauch auf 5,6
1/100 km (Normalfahrzeug 8,6 1/100 km) bei Mehrkosten von 7 000 DM je Fahrzeug
(vgI. Tabelle 154). Beim Diesel-Spar-Pkw betragt der Verbrauch 4,9 1/100 km
(Normalfahrzeug 6,6 1/100 km), und die Mehrkosten des Fahrzeugs machen 3 000 DM
aus. Bei diesen Daten wurde unterstellt, dan die Sparfahrzeuge die gleiche Grone und
den gleichenKornfort habenwie die Normalfahrzeuge.
Da das IKARUS-Modell ohne Steuern und Subventionen rechnet, kommen im Modell
die hohen CO,·Reduktionskosten aus der rechten Spalte von obiger Tabelle 150 zum
Tragen, Die CO,-Reduktlonsmaflnahmen, z.B, durch Warmeisolierungen im Gebaudebe-
reich, liegenzum Teil urn einMehrfaches niedriger.
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Mit dem vorliegenden IKARUS-Datensatz fur den Verkehrssektor kommen Sparfahr-
zeuge nur bei starken CO,-Restriktionen in Losung,
Die Sensitivitatsanalysen mit dem IKARUS-Modell zeigen, daJl z.B. im Faile des Benzin-
Spar-PKW die Kostenschwelle dann erreicht ware, wenn die Sparfahrzeuge nicht 7 000
DM teurer waren, sondem nur 2 300 bis 3 000 DM. Dann wurde das Modell diese Fahr-
zeuge auch ohne Bounds in Losung nehrnen.
Im starkeren Reduktionsszenario CS_AL05 steigen gegenuber dem moderaten Redukti-
onsszenario CG_AL05 die sektoralen Kosten des Verkehrs fast um den Faktor vier.
Damit werden die durchsclmittlichen CO,.Reduktionskostenfur das gesamte Energiesy-
stem der alten Bundeslandervon 68 DMit auf 107DMit angehoben.
Gebremster COrAnstieg in denalten Bundeslandern
Der Individualverkehr hatte im Jahre 1990 einen Anteil von etwa 93 % an den Emissio-
nen des gesamten Personenverkehrs, wie Tabelle 151 zeigt. Im Faile der Referenzent-
wicklung nimmt der Ausstoll von 94,1 Mill. t im Jahre 1990 auf 104,9 Mill. tim Jahre
2005 zu. In den Reduktionsszenarien sinkt der Anteil auf 102,6 Mill. t bzw. 95,4 Mill. t:
Er bleibt aber aufjeden Fall uber dem 1990erAusstoll.
Der Guterverkehr emittierte 1990 nur rund ein Viertel der gesamten Verkehrsemissio-
nen. Dabei haben Lkw einen Anteil von 85 %. Im Referenzfall steigt der gesamte Aus-
stoll des Guterverkehrs bis 2005 mit rund 47 % starker als der des Personenverkehrs mit
11 %. Die Emission der Lkw nimmt in den Reduktionsszenarien zwar ab, bleibt aber
immer deutlich uber dem Wert von 1990. Der Ausstoll des Flug- und Schiffverkehrs
sinkt stetig.
Die gesamten Verkehrsemissionen, die durch den Pkw- und den Lkw-Verkehr bestimmt
sind, lassen sich nieht unter den Ausstoll von 1990 bringen. In den Reduktionsszenarien
leistet der Verkehrssektor seinenMinderungsbeitrag nur in Form eines gebremsten An-
stiegs der Emissionen. 1m Reduktionsszenario CS_AL05 werden die anderen Sektoren
der Energiewirtschaft gegenuber dem moderaten Reduktionsszenario um rund 9 Mill.
teO, entlastet. Davon profitieren besonders der Strornsektor, der dann 5 Mill. t mehr
emittierenkann, und der Haushaltssektormit ca. 4 Mill. t Mehremission.
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Die gesamte Emissiondes Verkehrs im Reduktionsszenario CS_AL05 im Jahre 2005 von
139,4 Mill. t entspricht etwa einer Stabilisierung der CO2-Emission in den alten Bundes-
landern auf dem Niveau von 1992.
Tabelle 151
Entwicklung der CO2-Emissionen der Hauptverkehrstrilger
in den alten BundesJilndern bis 2005 in Mill. t
1989 19901) 2005 2005 2005
REF_AL05 CG AL05 CS_AL05
Personenverkehr
Indivldualverkehr (Pk\v) 93,4 94,1 104,9 102,6 95,4
eesamt. Personenverkehr 100,6 101,3 111,9 109,5 101,7
Guterverkehr
StraBenverkehr (Lkv.') 28,5 29,4 43,2 35,1 33,9
Gesamter Goterverkehr 33,6 34,4 46,9 38,7 37,7
GesamterVerkehr 134,2 135,7 158,8 148,2 139,42)
1} InlerpoJiert iJ Enlsprichl etwa einerStabltisierung aufdemReferercnlveau von 1992
Ungebremster COrAnstieg in den neuen Bundeslandem
Fur die neuen Bundeslander ist das IKARUS-Referenzszenario REF_NL05 vereinba-
rungsgemaf auch das Zielszenario. 1m Vergleieh zu den alten Bundeslandern zeichnet
sieh hier aber eine vollig andere Entwicklung abo So nehmen die C02-Emissionen im In-
dividualverkehrund im gesamten Personenverkehrjeweils urn rund 140 % zu, wahrend
die Naehfrage naeh Verkehrsleistung in Form von Personenkilometern nur urn 45 %
steigt. In Zukunft werden verstarkt graBere Fahrzeuge mit hoheren Emissionen einge-
setzt, der Verkehr verlagett sich von Bahn und Bus hin zu Pkw und die Besetzungszah-
len fur Pkw sinken, Emissionserhohende Faktoren wirken starker als emissionssenkende,
z.B. Wirkungsgradverbesserungen,
1m Bereich des Guterverkehrs steigt die Naehfrage naeh Tonnenkilometern urn 75 %,
wahrend die gesamte CO2·Emission des Verkehrsurn 85 % zunimmt, obwohl effizientere
Fahrzeuge eingesetzt werden. Ursaehe hierfur ist eine Verlagerung des Gutertransportes
von der Sehiene auf die Stralle.
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Tabelle 152
Entwicklung der CO,-Emissionen der Hauptverkehrstrager






IndMdualverkehr (Pkw) 8,5 9,4 23,0
Gesamter Personenverkehr 10,9 11,8 25,7
GOterverkehr
Stratsenverkebr (Lkw) 2,9 3,3 8,9
Gesamter Goterverkehr 4,9 5,2 9,6
Gesamter Verkehr 15,8 17,0 35,3
1) lnterpoliert
6.4.3 CO,-Minderungsmannahmen
Personenverkehr in den alten Bundeslandem
DUTCh technische Weiterentwicklung von Motor, Getriebe, Aerodynamik der Karosserie-
form, Reifenrollwiderstand und Fahrzeuggewicht wird eine weitere Verringerung des
Kraftstoffverbrauchs erzielt. FOr Normal-Pkw Benzin und Diesel ist bei den IKARUS-
Rechnungen unterstellt, daB die Flottenverbriiuche bis 2005 urn rund 10 % sinken. Durch
die Eflizienzverbesserungen werden im Jahre 2005 in den a1ten Bundeslandern 10,3 Mill.
teO, gespart (vgl. Tabelle 153). Ein wesentlich groflerer Anteil leistungsstarker Fahr-
zeuge mit erhohtem Verbrauch wird fur die a1ten Bundeslander nicht erwartet.
Weiterhin wird ein Teil des Individualverkehrs auf die Bahn verlagert. Die Verkehrslei-
stung der Bahn, ausgedruckt in Personenkilometern, nimmt im IKARUS-Modell von
1989 bis 2005 urn rund 47 % zu. Der Zuwachs geht zugunsten der elektrischen Bahn.
Insgesamt werden hier gegenuber den Pkw 1,2 Mill. t CO, eingespart. Zur Umsetzung
dieses Potentials mOssen attraktive Verkehrsnetze und ein gutes Fahrplanangebot ge-
schaffen werden. Der kleinste Posten von 0,3 Mill. t resultiert aus einem Brennstoff-
wechsel hin zu LPG (gerechnet gegen Benzin-Normal Pkw). FOr diesen Fahrzeugtyp
werden vom Modell fur 2005 rund 3 Mrd Pkm errechnet, das sind 0,35 % der gesamten
Personenkilometer.
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Die hier genannten Einsparungen von insgesamt 11,8 Mill. t liegen dem IKARUS-
Referenzszenario REF_AL05 zugrunde (vgl. Tabelle 153). Weitere Einsparungen gegen-
uber dem Referenzszenario werden in dem moderaten Reduktionsszenario CG_AL05
(2,4 Mill. t) und im starkeren Reduktionsszenario CS_AL05 (10,2 Mill. t) erzielt.
Tabelle 153
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Reduktionsszenarlo IKARUS CS_AL05 101,7 10,21)
1) Einsparung fmVerglefch zumReferenzszenarlo REF_AlOS..2) ohne Berackslchtigung derVorlelstungsemisslonen
Wahrend es im Referenzszenario ein Umsteigen auf die Bahn gibt, erfolgt in belden Re-
duktionsszenarien eine Verlagerung des Pkw-Verkehrs hin zum offentlichen Straflenver-
kehr. Die mit offentlichen Bussen gefahrenen Personenkilometer steigen von 1989 bis
2005 urn rund 40 %, was eine CO,-Minderung urn 1,6 Mill. t bewirkt.
Spar-Pkw, die einen deutlich niedrigeren Verbrauch haben als Normal-Pkw, Obemehmen
im moderaten Reduktionsszenario rund 2 % der gesamten Personenkilometer und helfen
so 0,5 Mill. t CO, zu sparen (vgl. Tabelle 153). 1m starken Reduktionsszenario mull sich
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der Anteil der Spar-Pkw an der gesamten Verkehrsleistung auf 10 % erhohen, um die
C02-Emissionen urn 3,2 Mill. t zu reduzieren,
Durch den verstarkten Einsatz von Sparfahrzeugen steigen die CO,-Reduktionskosten
sehr stark, weil im IKARUS-Datensatz die Spar-Pkw erheblich mehr kosten als die
Normal-Pkw (vgl. Tabelle 154). Hier liegt die Annahrne zugrunde, dall die Spar-Pkw die
gleiche Grofle haben wie Normal-Fahrzeuge. Mit dem derzeitigen IKARUS-Datensatz
kann ein Szenario mit k1einerenund billigerenSpar-Pkw nicht gerechnet werden.
Tabelle 154
Kosten und Verbrauche fUr Spar-Pkw und Normal-Pkw im Jahre 2005
Verbrauch Fahrzeugkosten FixeKosten Variable Kosten
V100 km DM DM/a DM/100 km
Normal-Pkw Benzin 8,6 29000 1250 6.0
Spar-Pkw Benzin 5,6 36000 1300 6,0
Normal-PkwDiesel 6,6 31000 1400 7.5
Spar-Pkw Diesel 4,9 34000 1400 7,5
In den Reduktionsszenarien erhalten LPG und Biokraftstoffe zunehrnende Bedeutung. Im
moderaten Reduktionsszenario ubemehmen sie zusammen ca. 0,8 % der Verkehrslei-
stung und sparen so 0,2 Mill. t CO2• Die Einsparung von LPG- und Ethanol-Pkw ist ge-
gen Benzin-Normal-Pkw gerechnet und die von Rapsol-Pkw gegen Diesel-Pkw,
Im Szenario CS_AL05 werden 3 % der Verkehrsleistung mit Biokraftstoffen erbracht
und 10 % mit LPG. Bei den Biokraftstoffen in Tabelle 153 ist zu beachten, daft die Vor-
leistungsemissionen, die etwa 80 bis 85 % der Einsparung aufzehren, im Sektor Pri-
marenergie verbucht werden. Andemfalls mullte die CO2-Minderung im Szenario
CS_AL05 um rund 2 Mill. t verkleinert werden.
Guterverkehr in denalten Bundeslandem
Der Anteil der Emissionen des Guterverkehrs am gesamten Verkehr betragt heute rund
25 %. Bis 2005 wird er im Referenzfall auf hochstens 30 % zunehrnen. Dabei steigen die
Emissionen des Guterverkehrs etwa proportional zur Nachfrage nach tkrn; emissions-
mindemde und -erhohende Effekte kompensieren sich. Erhebliche Einsparungen werden
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in den Reduktionsszenarien erreicht. Rund 8,1 Mill. t erzielt das moderate Szenario
CG_ALaS und 9, I Mill. t das starkere Reduktionsszenario CS_ALaS (vgl. Tabelle 155).
Tabelle 155
CO,-Einsparmoglichkeiten im Gilterverkehr
in den alten Bundesliindern im Jahre 2005
C02"Emissionen in Mill.t CG AL05 CS AL05
Verlagerung von Lkw auf Bahn 4.9 4,9
Einsatz von Spar-Lkw 3,2 3,2





Der Anteil der Bahn an der gesamten Verkehrs1eistung in tkm betragt im Referenzfall
17 %. Er wachst auf27 % in den beiden Reduktionsszenarien. Dadureh werden 4,9 Mill.
t CO2 gespart, wie Tabelle 155 zeigt. Der Anteil der Spar-Lkw an der Verkehrsleistung
betragt im Referenzszenario Null und steigt auf 29 % in den Reduktionsszenarien. Dies
ergibt eine beaehtliehe CO2-Minderung von 3,2 Mill. t. Biokraftstoff erhalt eine graBere
Bedeutung irn starkeren Reduktionsszenario CS_AL05. Er erbringt eine CO,-Reduktion
von I Mill. t. Unter Berucksichtigung der Vorleistungsemissionen wurde sieh die Einspa-
rung von 9,1 Mill. t urn etwa 0,8 Mill. t verringern,
6,5 Industrie und Kleinverbraucher
6,5.1 Industrie
Der Endenergieverbraueh nimmt gegenuber der Ausgangssituation im Jahr 1989 urn 2 %
im Referenzszenario (REF_ALaS) trotz steigender Naehfragen abo Dieser Ruckgang
wird stark beeinfluBt dureh den abnehrnenden Energieverbraueh der Stahl- und Eisen-
branche, der nachfragebedingt ist. Einen zweiten Effekt stellen autonome Effizienzver-
besserung, andere Produktionsprozesse etc. dar, dieebenfalls zu einer Verminderung des
Energieverbrauehs fuhren: Ein Szenario fur das Jahr 2005, in dem der Stand der Teehnik
eingefroren wird, fuhrt zu einem rund 13 % hoheren Energieverbraueh gegenuber der
Ausgangssituation von 1989.
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Der Ruckgang des Energieverbrauchs im Reduktionsfall (CG_AL05) betriigt 3,1%; der
Absolutwert liegt bei 2 148 PJ. Abbildung 23, die den Energieeinsatz differenziert nach
Energietriigem beschreibt, zeigt, dall der Trend der vergangenen Jahre (Stromzuwachs,
Abnahme fossiler Energietriiger) anhalt: Deutlich zu erkennen ist ein Stromanstieg urn
17,3 % im Referenzszenario gegenuber 1989. Gegenuber dem Referenzfallliegt der in-
dustrielle Strornverbrauch im Reduktionsfall urn 2,7 % niedriger und betriigt abso1ut 685
PJ. Dagegen nimmt der fossile Energieeinsatz in der Referenzentwicklung um fast 10 %
ab; wiihrend der vergleichbare Wert fur das Reduktionszenario 12 % betriigt.
Auffallig ist der Ruckgang des Kohleeinsatzes, der bereits im Referenzfall nur noch zwei
Drittel des Ausgangswertes von 1989 betragt und um 270 PJ sinkt, Jm wesentlichen ist
diese Entwicklung mit der rucklaufigen Roheisenproduktion der Stahl- und Eisenbranche
zu begrunden, der als industrielter CO2-Emillent eine dominierende Rolle zukommt
(Abbildung 24). Strukturbedingt nehmen die CO2-Emissionen dieser Branche urn fast 30
Mill. tab. Die Einsparung im Reduktionsfall, die lediglich auftechnische Effizienzverbes-
serung zuruckzufuhren iSI, ist demgegenuber unbedeutend.
Abbildung 23
Struktur des Energieeinsatzes in der Industrle"
in den alten Bundesliindern 1989 und 2005
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I) Hierunter sind die Coi-Emissionen aller industriellen Feuerungsenlagen bilanziert, inklusive dec in-
dustriellenStrom- und warmeerzeugung. Der Wert unterscheidet sich dahervon denen anderer Emis-
sionsbilanzen, in denen die industrielle Stromerzeugung dem Umwandlungssektor zugerechnet wird.
Eine weitere Ursache fur eine bllenzbedingte Abweichung ist die Verbuchung des Gichtgases. Die
Unterschiede seien am Beispiel dcr C02-Emissionen der allen Bundeslander fur das Jahr 1990 ver-
deutlicht:Im erstennationalen Klimabericht der Bundesregierung (EMU 1994,8.79) werden die COr
Emissionenaus ssmtlichen industriellen Feuerungsanlagen mit ca. 168Mill. t angegeben. Dieser Wert
ist vergleichbar mit der vomOptimierungsmodell errechneten Emissionszahl. Legt man die Emitten-
tenstrukturdifferenziert nach Umwandlungs- und Bndverbrauchersektcren zugrunde, werden der Indu-
strienur nochca. 122Mill.. t (BMU1994, 8.83)zugerechnet. DieDifferenz von46 Mill. t wird bilanz-
techrdsch anderen Sektoren zugerechnet,
In der Summe nehmen die industriellen CO,-Emissianen in den a1ten Bundeslandern bis
2005 urn rund 18% (REF_ALOS) bzw. 20% (CG_ALOS) ab, verglichen mit 1989. Der
Grollteil der Reduktion findet also bereits im Referenzfall statt, wahrend die Minderung
gegenuber der Referenzentwicklung nur noch gering ist,
Die Struktur des Modells ermoglicht eine differenziertere Betrachtungsweise zwischen
der Stram- bzw. Prozefidarnpferzeugung aus grofien Dampferzeugern (einschlielllich
KWK-Anlagen) sowie den eigentlichen Industrieprozessen (einschliefllich kleinere Ofen,
kleine Dampferzeuger etc.) (vgl. Abbildung 25).
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Abbildung 25
FossilerEnergieeinsatz difTerenziert nach Industrieprozessen
und groflen Dampferzeugern (einschliefilich KWK)
in den alten Bundesllindern 1989 und 2005
In der Summe nimmt der fossile Energieeinsatz der Industrieprozesse der fur das Jahr
2005 gerechneten Szenarien gegenuber 1989 abo Hierbei dorniniert der Ruckgang des
Kohleeinsatzes, wahrend die Zahlen des 01- und Gasverbrauchs sich kaum andern. Die
Unterschiede zwischen Referenzszenario und dem Reduktionsszenario sind nur noeh
gering.
Bei den grofsen Darnpferzeugem wird der Mehrbedarf an ProzeJldampf (gegenOber
1989) hauptsachlich durch Erdgas gedeckt. Neben einer leichten Abnahroe des Kohleein-
satzes erfolgt im Reduktionsfall zusatzlich eine Substitution von Erda] durch Erdgas.
Trotz steigender Warme- und ProzeJldampfnachfrage bleiben die CO2-Emissionen der
graJlen Dampferzeuger bedingt durch Brennstoffsubstitution (mehr Erdgas, weniger
Kahle) und durch effizienzverbessernde MaJlnahrnen im Referenzfall etwa konstant. Der
geringe Ruckgang der C02-Emissionen im Reduktionsfall ist neben der Brennstoffsubsti-
tution (mehr Erdgas, weniger Erdol) und effizienzsteigernden Mafinahmen auch auf eine
geringere Prozefswarmenachfrage zuruckzufuhren (vgl. Abbildung 26).
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Abbildung 26
COrEmissionen differenziert nach Industrieprozessen und














Absolut andert sich gegenuber 1989 die Stromproduktion aus Eigenanlagen der Industrie
Diehl. Bezogen auf die Nettostromerzeugung der alten Bundeslander betragt ihr Anteil
im Jahre 2005 in den Szenarien 8,9 % (REF_ALOS) bzw. 8,7 % CG_AL05). D.h. der
Grollteil des industriellen Strombedarfs stammt aus offentlichen Stromerzeugungsanla-
gen. Vor dem Hintergrund des steigenden industriellen Strombedarfs sinkt also der rela-
tive Anteil der Eigenerzeugung, wahrend die Strornlieferungen aus dem offentlichen Netz
zunehmen, FOr das Modell ist es kostengunstiger offentlichen Strom einzusetzen, als
Strom in Eigenanlagen (KWK-Anlagen) zu produzieren. Schreibt man die CO,-
Emissionen des aus offentlichen Erzeugungsanlagen stammenden Stroms der Industrie
zu, fallt die gesamte CO,-Reduktion im Referenzfall gegenuber 1989 mit rund 10 %
(olme stromseitige Emissionen Iiegt der Ruckgang bei 17,9 %) etwas geringer aus. Hier-
bei sind Eftizienzverbesserungen und Brennstoff-substitution in offentlichen Anlagen
bereits berucksichtigt (vgL Abbildung 27).
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Abbildung 27
C02MEmissionen der Industrie inkJusive Emissionsanteil
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Tabelle 156 gibt die CO,-Reduktionen im Referenz- sowie im Reduktionsszenario der
alten Bundeslander an, wobei zwischen strom- und brennstoffseitigen Emissionen unter-
schieden wird. Aufgrund des Stromverbrauchsanstiegs nehmen die stromseitigen Emis-
sionen zu. Dieser Zuwachs wird aueh durch die Brennstoffsubstitution sowie Effizienz-
steigerung (in offentlichen Kraftwerken) nicht kompensiert. Erst im Reduktionsfail sin-
ken auch die stromseitigen Emissionen bedingt durch Stromeinsparungen sowie durch
einen erhohtenGaseinsatz zuc Stromerzeugung.
Tabelle 156
Vergleich von CO,-Reduktionspotentialen im Industriesektor
in den alten Bundesliindern bis 2005
cos-smrssionen in Mill. t Referenzszenario Reduktionszenario
IKARUS (1989 - 2005)
Summe: -22,8 -13,2
davon: Brennstoff: -28,7 - 3,5
Strom: + 5,9 - 9,7
(+): Ans!leg, (-): Redukllon
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Das vom Optimierungsmodell zusatzlich zum Referenzlauf errechnete Reduktionspoten-
tial Iallt sich zusammenfassend im wesentlichen auffolgende Ursachen zuruckfiihren:
• Gegenuber der Referenzentwicklung nehmen der fossile Energieeinsatz urn 2,3 % und
der Stromverbrauch urn 2,7 % ab, was auf den Einsatz effizienzsteigemder Techniken
(bessere Dampferzeuger und Industrieprozesse) zuruckzufuhren ist. Der Stromruck-
gang ist im wesentlichen durch EinsparmaBnahmen im Bereich Licht und Kommuni-
kation und insbesondere durch Effizienzverbesserungen im Bereich Kraft zu begrun-
den. Unter der Kraftanwendung sind sogenannte Querschnittstechniken (Motoren,
Pump en etc.) zusammengefaflt, die in allen Industriebranchen breite Anwendung lin-
den. Hingegen nimmt der Stromeinsatz der eigentlichen Industrieprozesse nur margi-
nal abo Der Ruckgang des fossilen Energieeinsatzes verteilt sich -mit Ausnahme der
Eisen- und Stahlbranche- relativ gleichmaflig, Die Abnahmen liegen fur die energiein-
tensiven Branchen in einem Bereich von 3,4 % (SteinelErden) bis 2,4 % (Chemie).
• Neben der Energieeinsparung muf parallel hierzu die Substitution von kohlenstoffrei-
chen durch kohlenstoffarmere Brennstoffe gesehen werden. So nimmt gegenuber dem
Referenzfall der Erdgaseinsatz im Reduktionsfall nochmals urn 3 % zu, wahrend der
gesamte fossil~ Energieeinsatz abnimmt. Substitutionseffekte treten hauptsachlich bei
der Prozefrwarmeerzeugung ingroflen Dampferzeugern auf
Ein Vergleich mit den Werten der Einzelmafinahmenabschatzung ist kaum moglich. We-
sentliche Ursachen hierfur sind:
• Bei den Einzelmaflnahrnenabschatzungen werden unmittelbar nur Angaben zu den
CO2-Potentialen gemacht. Aussagen zu den Auswirkungen auf den Energieverbrauch
werden dagegen nicht getroffen. Eine Auflosung der Einzelmafmahmen auf die Tech-
nikebene des Optimierungsmodells wird nicht vorgenommen; dies ist allerdings in
vielen Fallen ohnehin nicht moglich,
• Inwieweit Einzelmafinahmen in den alten und neuen Bundeslandern wirken, ist unbe-
kannt, da eine regional differenzierte Betrachtungsweise nicht erfolgt und die Poten-
tiale demzufolge fur die gesamte Bundesrepublik angegeben werden.
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• Wie bereits diskutiert, weichen die Emissionswerte des Optirnierungsmodells von de-
nen der Einzelmalinahmenabschatzungen teilweise erheblich voneinander ab. Ursa-
chen hierfiir sind im wesentlichen bilanztechnischer Art.
6.5.2 Kleinverbraucher
Die folgenden Betrachtungen beschranken sich im wesentlichen auf die alten Bundeslan-
der. Auf einen detailIierten Vergleich zwischen Referenzszenario sowie dem Ausgangs-
jahr 1989 fur die neuen Bundeslander wird verzichtet, da bei der Abgrenzung zwischen
Industrie- und KJeinverbrauchssektor fur das Jahr 1989 zu grofle Unsicherheiten beste-
hen. Das Referenzszenario fur die neuen Bundeslander fur das Jahr 2005 ist in Kapitel
IV.S beschrieben worden.
Der Ruckgang des Endenergieverbrauchs im KJeinverbrauchssektor betragt gegenuber
1989 im Referenzfall (REF_ALOS) rund 11 % (127 PJ); er ist - absolut betrachtet - von
allen Endverbauchssektoren am groflten. Gegenuber dem Referenzszenario setzt sich
dieser Trend zwar weiter fort; die Einsparung im Reduktionsszenario (eG_ALOS) be'
tragt nochrnals etwa 11 % (116 PJ). Absolut betrachtet 1iegenjedoch die restriktionsbe-
dingten endenergieseitigen Einsparungen in den Sektoren Haushalte (200 PJ) und Ver-
kehr (132 PJ) uber diesem Wert.
Differenziert man den Endenergieverbrauch nach Energietragern (vgl. Tabelle 157), ist
folgende Entwicklung zu beobachten: Bereits im Referenzszenario sinken der 01- und
der Stromverbrauch, wahrend der Gasverbrauch stark zunimmt. Im wesentlichen ist die-
ser Trend auch in den Reduktionsszenarien festzustellen, mit Ausnahme des Stromver-
brauchs, dessen Wert in etwa dem Wert von 1989 entspricht und gegenuber dem Refe-
renzszenario wieder steigt.
Ungefahr 71 % des Endenergieverbrauchs werden zur Dampf- und sonstigen Warme-
erzeugung eingesetzt; der Rest entfallt auf Stramanwendungen (Licht, Kommunikation
und Kraft) der einzelnen Subsektoren sowie auf den Verbrauch fur Militarfahrzeuge, Der
zuvor beschriebene Brennstoffswitch findet fast ganzlich bei den Warmeerzeugern
(Dampf-, Heizwasserkessel, Ofen) statt.
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Tabelie 157
Endenergieverbrauch im Sektor K1einverbranch
in den alten Bnndesliindern 1989 und 2005
Energieverbrauch inPJ 1989 REF AL05 CG_AL05 CS_AL05
Gesamt 1151 1024 908 914
davon:
61 456 246 196 196
Gas 275 409 355 361
Strom 309 288 305 305
Kahle u. andere 49 46 17 17
Pernwarme 62 34 34 34
Bereits imReferenzszenario nehmen die C02~Emissionen desKleinverbrauchssektors urn
14,8 % abo Verglichen mit der Referenzentwicklung betragt der vergleichbare Wert fur
das Reduktionsszenario (CG_AL05) rund 25 %. Diese Entwicklung resultiert zum einen
aus der Brennstoffsubstitution und zum anderen durch Einsparung und Eflizienzverbes-
serung.
Der grollte Teil erzeugten Warme (etwa 80 %) wird fur Raumwarmezwecke (als Nut-
zenergie) sowie zur Deckung des Warmwasserbedarfs eingesetzt. Der Rest wird in Pro-
zessen (z.B. Trockner etc.) eingesetzt. Der ProzeBdarnpfverbrauch steigt im Referenzfall
nachfragebedingt Ieicht. Erst im Reduktionsfall geht er etwas zuruck, was durch den Ein-
satz effizienterer ProzeBtechniken zu erklaren ist. Der groflte Einspareffekt beruht auf
dem Einsatz warmedarnmender MaI3nahmen im Raumwarmebereich. Bereits lm Refe-
renzfall betragt die Reduktion rund 7 %; sie liegt - verglichen mit der Referenzentwick-
lung - imReduktionsfall bei 5,3 % (Tabelie 158).
Bedingt durch die Besonderheiten der Struk1ur des lKARUS-LP-Modells kann die CO,-
Emission fur den Raumwiirmebereich nicht so oboe weiteres separat in der Ergebnisdar-
stellung ausgewiesen werden. Deshalb wird bier keine Detailanalyse wie bei den Wohn-
gebauden im Haushaltssektor durchgefuhrt, sondem eine mehr globale Betrachtung. Dies




Wiirmeverbrauch im Sektor Kleinverbrauch nach Anwendungen, ABL
Energieverbrauch InPJ 1969 REF_AL05 CG_AL05
Prozel1techniken 131 135 121
RaumwarmefWarmwasser 590 546 526
Summe 721 663 647
Naeh Prognos entfielen 1992 in der Bundesrepublik Deutschland auf Raumwarme- und
Wannwasserbereitstellung rund 65 % des gesamten Endenergieverbrauehs. Fur 2005
wird mit 58 % ein niedrigerer Wert erwartet. Mit diesen Prozentsatzen wurde in Tabelle
159 der raumwarmebezogene Anteil der CO,-Emission an den IKARUS-Gesamtwerten
geschatzt. Die erhebliehen Einsparungen von 21 Mill. t bis 2005 in den neuen Bundes-
Iandern werden im wesentliehen dureh den wirtsehaftliehen Einbrueh verursaeht und zu
einem kleineren Teil dureh die Modernisierung von Altbauten. In den alten Bundeslan-
dem durfte in Analogie zum Haushaltssektor die CO,-Einsparung von rund 8 Mill. t im
Referenzszenario dureh folgende MaBnahmen erreiehbar sein:
• Einsparungen durch Warmedamrnung entspreehend der WSehV95 bei neuen Bauten,
• Minderungen infolge von Wirkungsgradverbesserungen (HeizAnlV und 1. BImSeh),
• Reduktion dureh bessere Warrnedammung alter Bauten im Renovierungszyklus und
• Einsparung dureh Umrustung von Heizol aufErdgas.
TabeHe 159
Entwicklung der CO2-Emission im Kleinverbrauchssektor von 1989 bis 2005












AlteBundeslander 35 35 27 21
Neue Bundeslender 26 27 6
-
Deutschland 63 62 33
-
\) Interpo!iert.~ 2) eescnateter AntellandenGesarnlemisslonen 1989rund 65 % und2005 etwa 58 %
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Die weiteren C02-Einsparungen im Reduktionsszenario CG_AL05 betragen naeh Tabelle
159 etwa 6 Mill. t. Wie im Haushaltssektor sind hierzu folgende Mallnahmen zusatzlich
notwendig:
• Verstarkter Einsatz vonGas-Brennwertkesseln
• Vermehrte Gasnutzung(wenigerHeizol)
• Weitere Bestandsnaehriistung (Warmedarnmung)
• Verscharfung der WSehV ab dem Jahre 2000
Tabelle 160 verdeutlieht, dall aueh eine erhebliehe Effizienzverbesserung bei den war-
meerzeugern stattfindet. Die deutliehe Effizienzverbesserung bei den HeizwasserkesseIn
Hillt sieh mit dem Umstieg auf Erdgas-Brennwertkesseln (es werden 50 % mehr Erdgas
eingesetzt als im Ausgangsjahr) erklaren.
Tabelle 160
Mittlere Nutzungsgrade von Warmeerzeugem bei den Kleinverbrauchern
in den aIten BundesHindern 1989 und 2005
Nutzungsgrade in'% 1989 REF_ALOS CG_ALOS
Damptkessel 81 82 82
Helzwasserkessel 83 94 95
Beim Strombedarf des Kleinverbrauehssektors ist folgende Entwicklung sowohl fur das
Referenz- als auch fitr das Reduktionsszenario festzustellen: Der Strombedarf zur War-
meerzeugung nimmt gegenuber dem Ausgangsjahr stark ab, wahrend dcr Einsatz von
Strom fur Licht-, Kraft- und Kommunikationszweeken (etwa zwei Drittel des gesamten
Stromverbrauehs) zunimmt. Diese nachfragebedingte Zunahme wird durch den abneh-
menden Strorneinsatz fur Warmeerzeugung kompensiert. Gegenuber der Referenzent-
wiekIung (REF_AL05) bleibt der Stromeinsatz lm Reduktionsszenario fur Licht-, Kom-
munikation- und Kraftanwendungen konstant; d.h. Sparmallnahmen In diesem Bereich
sind im Vergleichzu anderenOptionen, die das Modell wahlenkann, zu teuer.
Analog zum Industriesektor ist ein Vergleieh mit Ergebnissen der Einzelmafinahmenab-
schatzung kaum moglich, da eine Projizierung der EinzeImallnahrnen auf die Technike-
bene kaum rnoglichist.
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Anhang zu Kapitel II.5.l:
Detailrechnungen zu den Minderungsmafinahmen im Raum-
wiirmebereich (Bearbeiter: KFA-Programmgmppe STE)
I Beschlossene Mallnahmen
Die wichtigsten Datenquellen fiir die folgenden Rechnungen sind die Studie der Prognos
AG aus dem Jahre 1995, die IKARUS-Berichte von Kolmetz et aI. sowie Untersuchun-
gen von Ifo und lSI.
• Novelle der WSchV (Mallnahme 29)
Berechnung der fiktiven Einsparung fiir die Laufzeit 1995 - 2005 ohne Berficksicbti-
gung der Mehremissionen durcb den Zubau und obne Berficksicbtigung des Ab-
gangs
Bei der Berechnung der CO, Einsparung im Bereich der privaten Haushalte wird ein Zu-
stand entsprechend der WSchV82 zugrunde gelegt, der durch einen mittleren Heizwar-
meverbrauch gekennzeichnet ist, der 43 % hoher ist als bei der WSchV95. Bezogen auf
diesen hoheren Wert fiihrt die WSchV95 zu einer ca. 30 %-igen Einsparung (100170 =
1,43). Die fiktive Gesamteinsparung ergibt sich dann durch Multiplikation der Einsparra-
te mit der zugebauten Wohnflache, Diese Relationen werden fiir die alten Bundeslander
(ABL) wie fur die neuen Bundeslander (NEL) zugrunde gelegt.
Fur die Neubauten in den ABL und NBL wird ein mittleres NY-Verhiiltnis
(Oberflache zu Gebiiudevolumen) auf der Basis von sieben aggregierten Gebaudety-
pen von 0,75 unterstellt (Kolrnetz, Rouvel, IKARUS Monographien Band 17). Nach
der Formel fiir den maximalen spez. Heizwarmebedarf der WSchV95 ist der hoch-
stens zulassige Jahr~s-Heizbedarf fiir dieses NY Verhiiltnis 85 kWh/m'a = 0,306
GJ/m2a.
Kumulativer Wohnflachenzugang von 1995 - 2005 (interpoliert nach Prognos 1995):
ABL = 420 106m2
NBL = 72 106m2
BRD = 492 106m2
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Angenommener mittlerer Jahresnutzungsgrad der Warmeerzeuger (Stand 1995) =
0,80. Dieser Wert wird konstant gehalten, da der Einflufi der Nutzungsgradverbes-
serung auf die CO,-Einsparung in Mafsnahme 30 separat berechnet wird.
Gesamter jahrlicher Energieverbrauch der zugebauten Heizungen
ABL: 85 * 420 10'10,80 = 45 10' kWhia = 162 10' GJ/a
NBL: 85 * 72 10'10,80 = 7,710' kWh/a = 27,5 10' GJ/a
BRD: 189,5 10' GJ/a
Diese Werte entsprechen der WSchV95. Sie sind 30 % niedriger als die Werte vor
Einfuhrung der WSchV95. Setzt man die WSchV82 zu 100 %, dann entspricht die
WSchV95 einem Wert von 70 %.
Die Energieeinsparung wird aus den obigen Verbrauchswerten durch Multiplikation
mit dem Faktor 30170 ermittelt.
ABL: 162 10' * 30170 = 70 10' GJ/a
NBL: 27,5 10' * 30170 = 12 10' GJ/a
BRD: 82 10' GJ/a.
Fur die durchschnittliche, mit der erwarteten Heizungsstruktur der Neubauten bis
2005 gewichtete spezifische CO,-Emission gilt:
ABL: 62 kg/Gl (Verhaltnis beheizte Flache Gas/Ol = 1,7/1,0,nach Prognos 1995)
NBL: 60 kg/Gl (Verhaltnis beheizte Flache Gas/O!= 3,0/1,0; nach Prognos 1995)
Die fiktive jahrliche CO,-Einsparung durch die WSchV95 im Bereich der privaten
Haushalte betragt im Jahre 2005 fur die
ABL: 70 10' * 0,062 = 4,3 10't/a
NBL: 12 10' * 0,060 = 0,7 10't/a
BRD: 5,0 10't/a.
Dies sind nur die Einsparungen an den prognostizierten Neubauten von 1995 bis 2005,
die durch Verbesserungen der WSchV95 gegenuber der WSchV82 entstehen.
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• Novellierung del' Heizungsanlagen-Verordnung (Mallnahme 30)
Es wird eine Reihe von Annahmen getroffen, die zum Teil direkt und zum Teil indirekt
durch Angabenin der am AnfanggenanntenLiteratur gestutzt sind.
Annahmen
Von Juni 1994 (Beginnder Verordnung) bis 2005 werden in den ABL ca. 45 % der
1995 vorhandenenHeizungsanlagen emeuert. For die NBL wird die gleiche Erwar-
tungsrate angenommen. Dies ist bei einer mittleren Lebensdauer der Anlagen von 20
bis 25 Jahren plausibel.
1m Jahr 1994 (Beginn der Verordnung) wird ein Endenergieverbrauch fur Raum-
warmeerzeugung im Haushaltssektor von ca. von 1 750 PJ (ABL) und 220 PJ
(NEL) unterstellt.
Der mittlere Nutzungsgradaller Neuanlagen kann im Zeitraum 1995 - 2005 mit rund
85 % fur die ABL und die NBL angenommen werden. Dabei sind die Werte der
Anlagen, die Mitte der 90er Jahre installiert wurden niedrigerals diejenigen der Hei-
zungen, die urn 20?5 errichtetwerden.
Der Nutzungsgrad der ab 1995 ersetzten Altanlagen wird auf76 % geschatzt,
Berechnete Einsparung/iiI'das Jahr 2005
In erster Naherung kann man fur die ABL (NEL) annehmen, daB im Jahre 2005 rund 45
% des Endenergieverbrauchs sich im Verhaltnis der Nutzungsgrade verringern, da 45 %
der Heizungsanlagen bis damn erneuert sein werden. Die Einsparungen ergeben sich
dann aus folgendenDifferenzen:
ABL =788 - 788 * 76/85 =83 PJ
NBL = 99 - 99 * 76/85 = 10 PJ
Mit einem aus Heizol und Erdgas filr 2005 gewichteten Emissionskoeffizienten von 65
kg/GJ (Altbauten)fur ABL und 60 kg/GJ fur NBL (starkere Umrustung der Altbauten in
den NBL) wird die CO,-Eiusparuugin Altbauten berechnet:
ABL = 5,3.5 10'tla
NBL = 0,60 10'tla
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Die Auswirkung der Heizungsanlagen-Verordnung ist bei den Neubauten deutlich gerin-
ger, weil wegen des Standes der Technik die ansetzbare Nutzungsgraddifferenz geringer
ist und weil der Mehrverbrauch an Energie durch den Zubau bis 2005 nur erwa ein
Zehntel des Energieverbrauchs des Bestandes im Jahre 1995 betragt, Unter diesen Be-
dingungen ist eine Einsparung fur die Deutschland insgesamt von rund 0,15 Mill. t zu
erwarten.
Zusammen ergibt sich damit die folgende Minderung der CO,-Emissionen:
ABL = 5,5 Mill. t
NBL = 0,6 Mill t
BRD = 6, I Mill. t
Der Einflull der HAY auf die Stromeinsparung von ca. 0, I Mill. t CO2 ist durch die z. T.
optimistischen Annahmen fur die obige Berechnung erfaill.
• Vor-Ort-Beratung (Mallnahme 31)
Basisdaten
Forderantrage irn ersten vollen Jahr: 3261
Dauer der .Vor-Ort-Beratung": 9.91 - 12.97: 6,3 Jahre.
Gefordert werden nur Gebaude, die uberwiegend, d.h. mehr als zur Halfte der Ge-
baude-flache, zu Wohnzwecken genutzt werden. Die Energiesparberatung vor art
wurde It. Umfrage uberwiegend von privaten Gebaudeeigentumern und fur Ein-
oderZweifamilienhauser in Anspruch genonunen.
Durchschnittliche Heizenergieverbrauche der betrotfenen Gebaude vor der Bera-
tung:
251 kWh/m2a = 0,904 GJ/m2 a
44000 kWh/a ~ 158,4 GJ/a (je Gebaude)
Bereitgestelle Haushaltsmittel 1992: 3,2 10' DM
Durchschnittliche Energieeinsparung durch die tatsachlich an den Gebauden durch-
gefuhrten Mallnahmen: 25 %
Durchschnittliche spezifische CO2-Emission aus Wohngebauden gewichtet mit der
Heizungsstruktur von 1992: 70 kglGJ
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Die CO,-Reduzierung der "Vor-Ort-Beratung" wird urn den Faktor 1,22 hoher ge-
schatzt (Brennstoffwechsel):
A1s Jahresnutzungsgrad der Warmeerzeugervor der Sanierung wurde 75 % unter-
stellt.
Berechnete Zahlenwerte
Energieeinsparung nach der Realisierung der Antrageim ersten vollenJahr
= 3261 * 158,4 * 0,25/0,75 = 172,2 10' GI/a
Dabei wurde angenommen, dall die ZaW der Antrage im ersten Jahr auch umgesetzt
wird.
Jahrliche Energieeinsparung am Ende der 6,3-jahrIgen Laufzeit des Forderpro-
gramms
= 172,2 10' * 6,3 = 1085 10' GI/a.
Dabei wurde angenommen, dall die durchschnittliche ZaW der Antrage pro Jahr dem
Wert des ersten vollenJahres entspricht,
CO,-Einsparung imersten Jahr = 172,2 10' * 70 * 1,22 = 14,7 10' kg/a
Gesamte jahrlicheCO,-Einsparung nachAblaufder 6,3-jlihrigen Forderzeit
= 14,7 10' * 6,3 = 92,9 10' t/a.
Aufteilung in ABL und NBL
Da in den Referenzenkeine detaillierte Information vorhandenwar, wurde die Aufteilung
nach dem Flachenverhaltnis FAIFN= 78 %/22 % vorgenommen.
- FA = 1 500 Mill. m', Flache des Gebaudebestandes in den ABL, der vor 1970 errichtet
wurde mit einem durchschnittlichen Heizwarmeverbrauch von ca. 250 kWh/m'
(Kolmetz,Rouvel, Band 17).
FN = 419 Mill. m', Flache des Gebaudebestandes in den NBL im Jahre 1989
(Kolmetz, Rouvel, Band 17).





• Kffi'.Wohnraummodernisierungsprogramm fiir die neuen Bundes-
Hinder (Mallnahme 33)
Basisdaten
Bis Ende Juni 1994:
• Zugesagte Fordermittel = 27,5 Mrd. DM
*Davon 11,3 Mrd. DM (41 %) fur energiesparende Mallnahmen
• Darnit werden ca. 1,6 10' Wohnungen gefordert
• Uberwiegend Ein- und Zweifamilienhauser
*Aufstockung auf 60 Mrd. DM vorgesehen.
Ausgaben fur Energiesparenje Wohnung
= 11,3 IO'i1,6 10' = 7063 DMlWohnung
Flache je Wohnung in den NBL =65 m2 (1992)
Damit ergibt sich ein durchschnittlicher Aufwand von 7063/65 = 109 DM/m2• In-
vestitionen fur eine olgefeuerte zentrale Heizungsanlage (Warmeerzeuger, Vertei-
lung und Bauliches) belaufen sich bei alten Einfamilienhausern auf'rund 250 DM/m2,
wahrend die Investitionen fiir Oleinzelofen 45 DM/m2 betragen. Die entsprechenden
Kosten fur Mehrfamilienhauser sind mit 126 DM/m2 bzw. 26 DM/m2 nur etwa halb
so hoch. Urn den Warmebedarf durch eine bessere Isolierung urn ca. 45 bis 55 % zu
reduzieren, sind beim Einfarnilienhaus Zusatzkosten von ca. 85 DM/m2 notwendig
und beim Mehrfarnilienhaus von rund 50 DM/m2• Die Zusatzkosten werden bei der
Gebauderenovierung alsDifferenz von Gesamtinvestitionen und Sowiesoinvestione-
nen berechnet.
Nimmt man an, daB nur rund die Halite der 1,6 Mill. Wohnungen energetisch mo-
dernisiert wurden, dann ergibt sich ein durchschnittlicher Aufwand von rund 218
DM/m2 (2. • 109). Mit diesem Mitteleinsatz konnen folgende Reduktionen erreicht
werden:
• Einsparung des Heizwarrnebedarfs durch bessere Warmeisolierung urn ca.
45 %.
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Verringerung des Endenergieeinsatzes durch effektivere Heizungsanlagen und
durch teilweisen Ersatz der Einzelofen, Es wird ein Anstieg des mittleren Jah-
resnutzungsgrades von 76 %auf 83 % angenommen.
Reduzierung des CO,.A-usstoBes durch den Ubergang von Braunkohle auf Gas
und 01. Nimmt man an, daB die Braunkohle zu 2/3 von Gas und zu 1/3 von Heizol
ersetzt wird, dann andert sich der Emissionskoeflizient von ca. 93 kg/GJ auf rund
64kg/GJ
Der gewichtete spez. Heizwarmebedarf (EFH, MFH) ist ~ 217 kWllim'a = 0,78
GJ/m'a.
Nutzungsgrade der alten Heizanlanlagen (incl. Einzelofen) in den NBL vor der Sa-
nierung = 0,76.
Spezifische CO,-Emission fur NBL alte Gebaude = 93 kg/GJ (1992) = 0,093 tlGJ.
Berechnete Zahlenwerte
Anzahlder Wobnungen fur das Gesamtprogramm von 60 Mrd. DM:
1,6 10' 60/27,5 ~ 3,4 10'
Betroffene Wohnflache (45 %) = 0,45 * 3,4 10' * 65 = 100 10' m'. Das ist etwa
V. des Bestandes im Jahre 1990.
Energieeinsparung durch bessere Warmedammung:
100 10' * 0,78 * 0,45/0,76 ~ 4610' GJ/a
CO,-Einsparung = 46 10' *0,093 = 4,3 10' tla
Einsparung an Endenergie durch Nutzungsgradverbesserung von 76 % auf84 %:
46 10' - 4610' * 0,76/0,83 = 3,9 10' GJ/a.
CO,.Einsparung durch Wirknngsgradverbesserung:
3,910' * 0,093 ~ 0,4 1O'tla.
Zwischensumme der Einsparung ~ 4,3 10' + 0,4 10' ~ 4,7 10' t
CO,-Einsparung durch Brennstoffwechsel:
4,710' - 4,710' * 0,064/0,093 ~ 1,5 1O't/a.
Gesamte CO,.Einsparung: 6,2 10' tla
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• Aufschwung Ost (Mallnahme 34)
Basisdaten
Fordermittel l.S Mrd. DM (di Fordermittel decken 20 % der Aufwendungen ab).
882 10' Wohnungen gefordert
65 m' je Wohnung
Berechnete Zahlenwerte
Gesamtmitteleinsatz 1,5 Mrd. DM' 5 ~ 7,5 Mrd. DM
Gesamtflache = 882 10" 65 = 57,3 10' m'
Spezifischer Einsatz = 131 DM/m'
Es wird angenommen, daB pro m' Wohnflache eine urn den Faktor 131/218 = 0,6
reduzierte Einsparung im Vergleich zu MaBnahme 33 erreicht wird.
Mittlerer spezifischer Heizwiirrnebedarf'= 0,78 GJ/m'a
Energieeinsparung rund 27 % (0,6 • 0,45).
Energieeinsparung: 57,310" 0,78' 0,27= 1210'GJ/a
CO,-Einsparung durch bessere Warmedammung: 12 10" 0,093 ~ 1,12 la' tla
Einsparung durch besseren Nutzungsgrad:
(1210' -1210' * 0,76/0,83)' 0,093 =0,0910' tla
Zwischensumme Einsparung: 1,1 10'tla
CO,-Einsparung durch Brennstoffwechsel:
1,110' -1,110" 0,064/0,093 ~0,3410' tla










• Fdrderung des sozialen Wohnungshaus (Mallnahme 35)
Zur Abschatzung der Wirkungen wird angenornmen, daIJ die Mademisierung und
Instandhaltung irn Renovierungszyklus stattfindet, so dan die energetischen Verbes-
serungsmaflnahmen kostengunstig werden, Allerdings kann man wohl mit einer ge-
wissen Berechtigung davon ausgehen, dan InstandhaltungsmaIJnahmen eher
nachrangig auf'Energieeinsparung gerichtet sind.
Bei den Maflnahmen NT. 33 und 34 fur die NBL ergibt sich eine CO,-Reduktion be-
zogen auf eine DM gesamlen Mitteleinsatz von 0,1 kg/a bis 0,2 kg/a.
Unterstellt man fur die Maflnahme 35 eine vergleichbare Intensitat und nimmt man
an, daf nur ein Bruchteil der insgesamt fur den sozialen Wohnungsbau ausgegebe-
nen Mittel nicht fur den Neubau, sondern fur die Modemisierung ausgegeben wer-
den.
Nimmt man an, daJl der gesamte Forderbetrag fur den sozialen Wolmungsbau von 1
Mid. DM von 1991 bis 2005 gezahlt wurde, dann durfte in den NBL eine jahrliche
COrEinsparung von ca. 0,2 Mill. t nicht uberschritten werden,
Fur die ABL werden entsprechend 0,5 Mill. t angesetzt.
• Einsparung an CO2 durch den Wechsel zu Erdgas im "Mit-Mall-
nahmen-Szenario"
Nach Prognos ergeben sich folgende Erdgasverbrauche im Raumwarmebereich der priva-
ten Haushalte:
ABL: 1992 609,8 PI
2005 739,2 PI
Mehrverbrauch 129,4 PI










Die Differenzder spezitischen CO,-Emissionskoeffizienten von 01 und Gas betragt:
0,07375 10'_ 0,055710' = 0,01805 la' tlPJ
Die CO,-Einsparungergibt sich durch Multiplikation des Mehrverbrauchs mit der Diffe-
renz der spez. Emissionskoeffizienten. Dabeiwird angenommen, dall der aquivalente 01-








Nun ist noch zu beriicksichtigen, daB in den Maflnahmen Nr. 29,33 und 34 auch schon
ein Brennstoffwechsel mit berechnet wurde. Die CO,-Einsparungenentsprechend obiger
Rechnung sind:
MaBnahme ABL NBL
Nr. 29 0,6 la' t
Nr. 33 1,5 la' t
Nr. 34 0,3 10't
Fur die NBL ergibt sich ein Gesarntbetrag von 1,8 Mill. t, der urn 0,2 Mill. t hoher ist aIs
der aus den Prognos-Daten berechneteWert von 1,6 Mill. t. Der Gasanteil ist von Pro-
gnos waluscheinJich zu konservativ geschiitzt worden.
Urn DoppelziiWungen zu vermeiden wird der Anteil der NBL auf Null gesetzt. Fur die
ABL werden die 0,6Mili. t vondern oben berechneten Wert abgezogen.Damit ergibt







• KfW-Programm zur CO2-Minderllng in den alten Bundeslandern
(Mallnahme Ill)
FOr das KfW-Forderprogramm waren vomBauministerium ursprunglich 5 Mrd. DM an
Kreditvolumen in Aussicht gestellt worden (Mitteilung KfW). Ende November 1996 wa-
ren ca. 1,5 Mrd. DM aus diesem Programm abgerufen. Davon wurde knapp ein Drittel
flir die Installation von Brennwertkesseln und etwas mehr als zwei Drittel flir Warme-
damrnung und Fenstererneuerung verwendet (Mitteilung von KfW vom 25. I I. 1996).
Ausgangsdaten lindAnnahmen
Es sollen mit dem Programm Investitionen von 5 Mrd. DM zur energetischen Ver-
besserung angestoJlen werden.
Bei AItbauten (vor 1983) in den ABL sind folgende Investitionen notwendig:
Zur Erzielung einer Heizwarmereduktion von ca. 70 kWh/m2a ~ 0,252 GJ/m2a sind
im gewichteten Mittel Zusatzinvestitionen an den Gebaudehullen (inc!. Fenster) von
Einfamilienhausern (EFH) und Mehrfamilienhausern (MFH) von rund 40 DM/m2
erforderlich (GOlec T., Kolmetz S., Rouvel L.; IKARUS-Bericht 5-22). Dabei ist
vorausgesetzt, daJl die Maflnahmen im Renovierungszyklus durchgeflihrt werden,
d.h. es werden nur die Zusatzinvestitionen flir die energetische Verbesserung in
Rechnung gestellt, Eine Reduktion urn 70 kWh/m2 entspricht einer mittleren relati-
ven Verringerung des spezifischen Heizwarrnebedars von etwa 40 %.
Bei den Warmeerzeugern (Brennwertkessel) sind folgende - auf die Wohnflache be-




18 - 20 DMlm2
Bei 40 % MFH Anteil und 60 % EFH Anteil ergibt sich eine gewichtete Investition
fur den Warmeerzeuger von 53 DMlm2
Da nur Brennwertkessel gefordert werden, wird angenornmen, dall sich der Jahres-
nutzungsgrad von 76 % auf98 % verbessert.
Gewichteter CO2-Emissionsfaktor flir den AItbestand vor 1983 = 0,07 t/GJ. Der
Einfiull des Brennstoffwechsels wird sparer noch berucksichtigt,
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Es wird, basierend auf der KfW-Mitteilung und auf obiger Kostenverteilung, ange-
nommen, dan knapp die Halfte der Gebaude, die den Warmeschutz verbessem
gleichzeitig den Warmeerzeuger austauschen.
Berechmmg del'Einsparung
Die spezifischen Gesamtinvestition fur ein mittIeres Gebaude entsprechend obiger
Definition belauft sich auf:
40 + 53/2 = 66,5 DM/m2
Die gesamte im Raluuen des 5 Mrd. Programms sanierte Wohnflache betragt dann:
510'/66,5 = 75,210' m2
Die erreichbare spezifische Energieeinsparung fur ein mittleres Gebaude ist:
70/2 + 35 • 0,98/0,760 = 81,1 kWh/m2 = 0,288 GJ/m2 a
Die Hiilfte der erreichbaren Einsparung wurde urn das Verhiiltnis der Nutzungsgrade
erhoht, weil bei der Hiilfte der geforderten Gebaude eine neue Heizanlage installiert
wird.
Die Gesamteinsparung an Energie - bezogen auf den unsanierten Zustand - ist dann:
75,210" 0.288 =21,710' GJ/a
Die CO2-Einsparung im Jahre 2005 belauft sich auf:
1,25' 21,710" 0,07 = 1,9 10't/a
Wobei durch eine Erhohung der CO2-Einsparung von 25 % eine starkere Gasnut-
zung niiherungsweise beriicksichtigt ist.
• Okozulagen (Mallnahme 115)




Niedrigenergiehauszulage (25 % niedriger als WSchV95)
Heizenergiesparzulage.
Summe, fur den Fall, dan beide Fordermaflnahmen in Anspruch
genommen werden
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Das Programm liiuf! drei Jahre, und zwar yon Anfang 1996 bis Ende 1998. Das Bun-
desbauministerium erwartete nach eigenen Angaben zu Beginn des Programms fol-
gende Inanspruchnahme je Jahr:
Heizenergiesparzulage fur neue Techniken: 50 000 bis 60 000 Neubauten
20 000 bis 3a000 Altbauten
Niedrigenergiehauszulage: 50 000 bis 60 000 Neubauten
- UntersteUt man im wesentlichen Ein- oder Zweifarnilienhiiuser mit einer Durchschnitt-
lichen Wohnflache yon ISO m2 und geht man davon aus, daO bei den Neubauten beide
Mafinahmen gleichzeitig angewendet werden, dann ergibt sich in den drei Jahren eine
geforderte Flache yon hochstens:
3 * (60 000 + 30 000) * 150 = 40,5 la' m2•
- Durch die Okozulagen soll eine Einsparung gegenuber der WSchV95 um 25 % er-
reicht werden.
- Die Einsparung durch neue Techniken wie Solaranlagen, Warmepumpen und Warme-
ruckgewinnung wird im Mittel iiber alle Anlagen fur Neubauten mit 25 % angesetzt
und fur Altbauten mit 20%.
- Die spezifische Energieeinsparung bei gleichzeitiger Nutzung der Niedrigenergiehaus-
zulage und der Heizenergiesparzulage betragt dann bei Neubauten in der Summe:
85 * (0,25 + 0,25) = 42.5 kWh/m2
85 kWh/m2 = mitt!. Heizwarmebedarfnach der WSchV95.
- Die spezifische Einsparung bei den A1tbauten (50 % entsprechen WSchV82,
50 % alter --c> 200 kWh/m2) ist dann:
200 * 0.2 = 40,0 kWh/m2
- Die gesamteEnergieeinsparung ist dann:
(42,5 * 60 000 + 40,0 * 30 000) * 3 * ISO = 1,69 10' kWh = 6,08 la' GJ
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- Mit einem mittleren CO,-Emissionskoeflizienten fur 1996 bis 1998 von 0,066 t/GJ
(ABL und NBL gewichtet) ergibt sich die gesamte CO,-Einsparung 20:
6.08 10' • 0,066 ~ 0,4 10't
- Die gesamten Fordermittel betragen hochstens:
(7200' 60000 + 4000' 30 000) • 3 ~ 1,7 Mrd DM
II Weitere in Betracht gezogene Mallnahmen
Bei der Berechnung der weileren Malmahmen wurde davon ausgegangen, dall es keine
Uberschneidungen mit den beschlossenen Maflnahmen gibt.
• Gebiiudevermietung- und verkaufsVO (Mallnahme 134)
Die folgende Abschatzung beruht auf den Angaben von lSI fur die Bereiche Industrie
und Kleinverbraucher in Kapitel II.4:
- lSI gibt fur Kleinverbraucher eine CO,-Einsparung von weniger ais 0,7 Mill. t CO, an.
- Die CO,-Einsparung fur die privaten Haushalte wird hier wegen der grofieren 20 be-
heizenden Flachen mit ca. 1,0 Mill. t angesetzt .
• Grundsteuer Verordnung (Mallnahme 142)
Hier wird wie bei Mafinahme 134 verfahren. Die erreichbare Einsparung far den Be-
reich der privaten Haushalte durfte unter.I,O Mill. t CO,liegen.
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• Matrix fiir die Zuordnung der IKARUS-Mallnahmen zu den be-
schlossenen uud zusiitzIich in Betracht gezogenen Mallnahmen:
IKARUS-Ma8nahmen:
A: ErhebJich verstarkter Einsatz von Gas-Brennwertkesseln
B: Starker Brennstoft\vechsel hin zu mehr Gas
C: Nachriistung eines Teils der Altbauten in den alten Bundeslandern
D: VerschliIfung der WSchV
E: Weitere Modernisierung des alten Gebaudebestandes in den neuen Bundeslan-
dem
Beschlossene IMA- und zusli!zlich in Betracht gezogene Maflnahmen:
102: Energetische Sanierung des Gebaudebestandes
11I: Ktw-Programm fur alte Budneslander
115: Okozulagen
133: Energiesparverordnung




(Minderung der CO2-Emissionen in Mill. t)
A B C D E Summe
102 2,6 0,6 8,2 11,4
111 0,2 0,4 1,3 1,9
115 0,4 0,4
133 2,0 1,8 3,8
134 0,7 0,3 1,0
135 0,7 0,3 1,0
143 3,1 3,1
Summe 4,8 3,5 3,3 2,2 8,8 22,6
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